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Regina-Maria Dackweiler/Reinhild Schäfer

Wohlfahrtsstaatlichkeit und Geschlechterverhältnisse 
aus feministischer Perspektive – Eine Einleitung

Der Begriff  Wohlfahrtsstaat kennzeichnet in den liberal-demokratisch verfass-
ten, industriekapitalistischen Ökonomien westlichen Typs die in Verfassungen, 
Gesetzen und Verordnungen fi xierte staatliche Verpfl ichtung zu umfassender 
Intervention in die Dimensionen Einkommenssicherung, Gesundheit, Woh-
nen und Bildung. Dies mit dem Ziel, soziale Sicherheit vor Armutsrisiken wie 
Krankheit, Alter und Erwerbslosigkeit für alle Gesellschaft smitglieder zu schaff en 
sowie soziale Gleichheit und Gerechtigkeit in Bezug auf Teilhabe- und Lebens-
chancen zu gewährleisten. Orientiert an keynesianischen Steuerungskonzepten 
gestalteten die Wohlfahrtsstaaten westlicher Gesellschaft en zur Erlangung und 
Sicherung von wirtschaft lichem Wachstum und Vollbeschäft igung nach dem 
Zweiten Weltkrieg zudem die Rahmenbedingungen von Wirtschaft sprozes-
sen in Finanz-, Steuer- und Arbeitsmarktpolitik. Wohlfahrtsstaatlichkeit stellt 
somit einen zentralen Vergesellschaft ungsmodus dar, soll sie doch – ausgerich-
tet am gesellschaft spolitischen Konsens über die notwendige Solidarität mit 
sozial Schwächeren (Alber 1982) – den BürgerInnen eine menschenwürdige 
Existenz auf dem jeweils erreichten Zivilisationsniveau sowie die Stabilität von 
Lebensläufen ermöglichen und dafür Sorge tragen, dass niemand aus sozialen 
Gründen von der Teilnahme am gesellschaft lichen und politischen Leben ausge-
schlossen bleibt. Oder anders formuliert: Das Ensemble staatlicher Institutionen 
der Für- und Vorsorge, der Versorgung und Versicherung, bildet einen „spezi-
fi schen Modus politisch veranstalteter Vergesellschaft ung“ (Lessenich 2008: 
22), davon ausgehend, dass Inklusion, sprich soziale Integration und Teilhabe, 
nicht auf rein marktwirtschaft lichem Wege zustande kommen kann. Aus einer 
international vergleichenden Perspektive zeigt sich, dass hierbei verschiedenste 
Strategien „staatlicher, marktlicher, betrieblicher, assoziativer und familialer 
Wohlfahrtsproduktion“ (Kaufmann 2003: 42) arrangiert und kombiniert, d.h. 
ebenso öff entliche wie private, entgeltliche und unentgeltliche, formelle oder 
informelle Akteure und Elemente zum Einsatz gebracht werden.

Aus einer regulationstheoretischen Perspektive erweist sich der auch als „golde-
nes Zeitalter“ charakterisierte Auf- und Ausbau von Wohlfahrtsstaatlichkeit nach 
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dem Zweiten Weltkrieg bis Mitte der siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts (vgl. 
Butterwegge 2006) in den kapitalistischen Ökonomien West- und Nordeuropas 
sowie Nordamerikas als Signum der „fordistischen“ Gesellschaft sformation. 
Hierunter versteht dieser kritische politisch-ökonomische Th eorie- und Analy-
serahmen eine historisch einmalige Konfi guration kapitalistischer Entwicklung, 
bestehend aus einer spezifi schen kapitalistischen Verwertungsstrategie, politisch-
institutionellen Formen und sozialen Kräft everhältnissen. Die Bezeichnung dieser 
historischen Periode des Kapitalismus als „fordistisch“ geht auf die Einführung 
tayloristischer Massenproduktion in Henry Fords US-amerikanischen Automo-
bilwerken zurück. In Westeuropa setzte diese Periode unter US-amerikanischer 
Hegemonie nach dem Zweiten Weltkrieg ein. Sie wird von deutschsprachigen 
Vertretern der Regulationstheorie (vgl. Hirsch/Roth 1986; Hirsch 1998) entlang 
von vier zentralen Achsen bestimmt: erstens Produktivitätssteigerungen auf 
Grundlage fl ießbandgetriebener Zergliederung des Produktionsprozesses, zwei-
tens Massenproduktion und Massenkonsum, drittens die auf Basis anhaltenden 
Wirtschaft swachstums und annähernder Vollbeschäft igung im Rahmen von 
sozialpartnerschaft licher Verhandlungssysteme gewerkschaft lich erkämpft en 
Steigerungen der Reallohneinkommen und Verbesserungen der Arbeitsbedin-
gungen. Hinzu kommt viertens der Ausbau einer öff entlichen Infrastruktur 
und sozialstaatlicher Leistungen mit dem Anspruch der sozialen Integration 
und Umverteilung sowie umfassende ökonomische Interventionstätigkeiten des 
Staates in Form von Wachstums-, Forschungs-, Industrie- und Konjunkturpoli-
tik, Unterstützungszahlungen und Subventionen wie auch die Anwendung eines 
immer weiter ausgebauten gesamtwirtschaft lichen Steuerungsinstrumentariums, 
vor allem im Bereich der Geld- und Fiskalpolitik. Diese Interventionsformen 
wurden „zum Merkmal des sich nun herausbildenden keynesianischen Staates“ 
(Hirsch 1998: 78), der nach Joachim Hirsch das Ziel verfolgt, den Klassenkonfl ikt 
und die mit der kapitalistischen Entwicklungsdynamik einhergehenden Krisen-
tendenzen und Widersprüche sozialpolitisch einzuhegen, um so eine relative 
Stabilität der Klassenverhältnisse und der Verwertungsbedingungen des Kapitals 
zu gewährleisten. Der fordistisch-keynesianische Staat tritt als „Sicherheitsstaat“ 
im doppelten Sinne in Erscheinung: sowohl als „Wohlfahrts- als auch bürokra-
tischer Kontroll- und Überwachungsstaat“ (ebd.: 79).

Neben dem Spezifi kum eines primär nationalstaatlichen Bezugsrahmens 
basierte die fordistisch-keynesianische Gesellschaft sformation aus dieser Per-
spektive bis zur einsetzenden weltweiten Rezession Mitte der 1970er Jahre auf 
gesellschaft liche Allgemeingültigkeit beanspruchenden kulturell-normativen 
Prämissen: Einem Normalarbeitsverhältnis (lebenslange, kollektivvertraglich 
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geschützte, sozialversicherungspfl ichtige Vollzeitbeschäft igung mit dem hierüber 
generierten Anspruch auf Zugang zu den sozialen Sicherungssystemen), einer 
Normalbiographie (rechtlich überformte Phasen institutionalisierter Nichter-
werbstätigkeit und sozial normierte Abfolgen zentraler Lebensereignisse wie 
Berufseintritt, Eheschließung, Familiengründung, Berufsaustritt) und einer 
Normalfamilie, beruhend auf dem Modell des ehemännlichen Familienernährers 
und des Zuverdienstes der Ehefrau neben ihren Funktionen als Hausfrau und 
Mutter. Der patriarchale, also geschlechterherrschaft sförmige Charakter dieser 
institutionalisierten normativen Fundamente des fordistisch-keynesianischen 
Wohlfahrtsstaats trat jedoch weder in der Krise des Fordismus noch angesichts 
der sich herausschälenden Gestalt einer „post-fordistischen“ Entwicklungspha-
se kapitalistischer Vergesellschaft ung für Vertreter einer kritischen politischen 
Ökonomie systematisch in den analytischen Fokus. Dies lässt sich selbst dann 
feststellen, wenn sie mit Blick auf die sozialwissenschaft lichen Debatten über neue 
soziale Spaltungslinien in den globalen kapitalistischen Ökonomien die hierfür 
herangezogenen „macht- und herrschaft stheoretisch zumeist eher unbefriedi-
genden wissenschaft lichen Kategorien und Analysekonzeptionen“ kritisieren 
und einen erheblichen „Klärungsbedarf “ bei den Ursachen und Konsequenzen 
gegenwärtiger sozialer Ungleichheits- und Ausgrenzungsprozesse diagnostizieren 
(Bieling 2007: 100).

Demgegenüber analysieren feministische Sozialwissenschaft lerinnen seit den 
1970er Jahren, dass moderne Wohlfahrtsstaaten seit Ende des 19. Jahrhunderts 
eine hierarchische Geschlechterordnung institutionalisierten, welche die ge-
sellschaft liche Reproduktion gewährleistete. Sie rekonstruierten, wie über alle 
Klassen- und Milieugrenzen hinweg mit dieser Geschlechterordnung eine ver-
bindliche Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern auf Dauer gestellt wurde, 
konkret der männliche Erwerbsarbeiter als Familienernährer einerseits und die 
weibliche Zuständigkeit für unbezahlte Sorge- oder „care“-Arbeit, sprich Haus-
arbeit, Kindererziehung und Pfl ege von kranken und alten Familienangehörigen 
sowie die Versorgung des erwerbstätigen (Ehe-)Mannes andererseits. Mit Hilfe 
geschlechterrefl ektierter Wohlfahrtsstaatsforschung gelangte in den vergangenen 
35 Jahren zugleich in den Blick, dass die geschlechterideologisch legitimierte 
Verteilung der Verantwortung für die Produktion von Sicherheit und Wohlfahrt 
auch in der kurzen Zeitspanne des „golden age“ des fordistischen Klassenkon-
senses nach dem Zweiten Weltkrieg bis in die 1970er Jahre ein Geschlechter 
hierarchisierendes Arrangement zwischen Staat, Markt und Familien-Frauen 
hervorgebracht hat. Herausgearbeitet wurde aber auch, dass alle kapitalistischen 
Wohlfahrtsstaaten seit über zwei Dekaden im Horizont von Gleichbehandlung 
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und Chancengleichheit sowohl Frauen benachteiligende Regelungen reformiert 
als auch das neue politische Feld der Frauen- bzw. Gleichstellungspolitik geschaf-
fen haben (Dackweiler 2008; Razavi/Shireen 2007).

Das fordistischer Vergesellschaft ung eingeschriebene „male-breadwinner“-
Modell, das Frauen mehr oder weniger ungebrochen familialisierte und an der 
Aufrechterhaltung bestehender Geschlechterungleichheit mitwirkte, scheint zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts in einer sich herausbildenden neuen politischen Öko-
nomie sozialer Ungleichheit überlagert oder abgelöst zu werden durch ein stärker 
am „adult-worker“ orientiertes Modell (vgl. Leitner/Ostner/Schratzenstaller 
2004), das zu ihrer Individualisierung beiträgt und somit zu tendenziell egalitä-
reren Geschlechterverhältnissen. Diese sind – mit Blick auf den Wohlfahrtsstaat 
– abhängig von einem diskriminierungsfreien Zugang beider Genusgruppen zu 
sozialen Rechten. Aus einer Geschlechtergleichheit und Geschlechtergerech-
tigkeit zu Grunde legenden Perspektive umfassen soziale Rechte jedoch mehr 
als dekommodifi zierende Transferleistungen im Falle von alters- oder krank-
heitsbedingter Erwerbsunfähigkeit oder des Verlustes des Arbeitsplatzes: Neben 
Kranken- und Arbeitslosengeld sowie Renten sind im Horizont einer paritäti-
schen Teilung der „care“-Dimensionen gesellschaft lich organisierter Arbeit eine 
öff entlich bereitgestellte Gesundheitsversorgung und Altenpfl ege ebenso von 
Bedeutung wie Wohnraum, Kinderbetreuungseinrichtungen, Erziehungsgeld 
oder berufl iche Weiterbildungs-, Wiedereingliederungs- und Förderungsmaß-
nahmen nach Pfl ege- und Erziehungszeiten.

Vor dem Hintergrund der neoliberal ausgerichteten Transformationen von 
Markt, Staat und Gesellschaft  mittels der Liberalisierung von Waren-, Dienst-
leistungs- und Finanzmärkten, der Flexibilisierung der Lohnarbeitsverhältnisse, 
der Privatisierung staatlicher Funktionsbereiche und sozialer Risiken, also Pro-
zessen der Re-Kommodifi zierung hin zu einer neuen „Qualität konkurrenz- und 
marktvermittelter Vergesellschaft ung“ (Anhorn 2008: 20), richtet feministisch 
informierte Forschung den Blick daher zum einen auf die Auswirkungen dieser 
an den Leitideen von Eigenverantwortung, Bürgerschaft lichkeit, individueller 
Flexibilität und Wettbewerbsfähigkeit im Horizont von „Standortsicherung“ und 
„Weltmarktkonkurrenz“ ausgerichteten Restrukturierung auf Frauen und Män-
ner. Sie fragt also nach den geschlechterselektiven Eff ekten des Um- bzw. Abbaus 
von sozialen BürgerInnenrechten. Denn erst hierüber gelangen die Widersprüche 
des „adult-worker“-Modells in den Fokus, d.h. die Ungleichzeitigkeiten und 
Antinomien wohlfahrtsstaatlicher Geschlechterpolitik, mit der eine vermeintlich 
geschlechtsneutrale Kommodifi zierung vorangetrieben werden soll, ohne jedoch 
der im Zuge des Abbaus wohlfahrtsstaatlicher Leistungen zugleich betriebenen 
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fortgesetzten bzw. erneuten Zuweisung unbezahlter Haus- und Versorgungsarbeit 
an Frauen, also der Re-Familialisierung von Sorgearbeit, nachhaltig entgegenzu-
wirken (Jenson/Sineau 2001).

Zum anderen fragen feministische Analysen nach den sich verschärfenden 
sozialen Ungleichheiten zwischen Frauen entlang von Klassen-, ethnischer und 
nationaler Zugehörigkeit. Dies angesichts der Erkenntnis, dass die „doppelte 
und widersprüchliche Vergesellschaft ung“ (Becker-Schmidt 2008) von Frauen 
fortbesteht, die sich jedoch mehr und mehr auf eine internationale Arbeitsteilung 
zwischen Frauen stützt. Denn gut qualifi zierte Frauen mit höheren Einkommen 
und – so ist zu ergänzen – deren Partner, suchen dem prekären Zugleich von 
Versorgungs- und Erwerbsarbeit durch die Nachfrage nach der Übernahme von 
Sorgearbeit durch Migrantinnen zu entkommen, konkret sowohl vor allem jenen 
aus den neuen osteuropäischen EU-Staaten als auch von undokumentiert und 
illegalisiert lebenden Frauen (Lutz 2008). So erweist sich aus einer geschlechterre-
fl ektierten Perspektive die aktuelle Gestalt von Wohlfahrtsstaatlichkeit weniger 
denn je für alle Frauen gleichermaßen als ein patriarchaler „Männerbund“ bzw. 
ein egalitätsorientierter „Frauenfreund“. Vielmehr gibt es GewinnerInnen und 
VerliererInnen sich verändernder Geschlechterregime zu identifi zieren.

Entlang von drei analytischen Achsen verhelfen die Autorinnen der elf Beiträge 
des vorliegenden Sammelbands angesichts der umrissenen Problemkonstellati-
onen dazu, verschiedenste Facetten der Transformationen der Geschlechterver-
hältnisse im Zuge des wirtschaft sliberal ausgerichteten Umbaus kapitalistischer 
Wohlfahrtsstaaten auszuleuchten:

Erstens richtet sich die Analyse aus am Konzept von citizenship und hier 
insbesondere der sozial-ökonomischen Rechte, d.h. dem wohlfahrtsstaatlich 
organisierten Ausschluss von, Zugang zu und der möglichen Erweiterung von 
sozialen Rechten für Frauen und Männer entlang der Schlüsselkategorien von 
Kommodifi zierung, Dekommodifi zierung und Rekommodifi zierung. Zweitens 
orientieren sich die Beiträge an der Frage nach den Leitbildern von Wohlfahrts-
staatlichkeit, die deren Umbau orientieren. Hierbei wird den geschlechterpo-
litischen Widersprüchen und Paradoxien des im Erosionsprozess befi ndlichen 
fordistischen Wohlfahrtsstaates als eines fürsorgenden und versorgenden ebenso 
nachgegangen wie den Leitbildern „aktivierender“, kontrollierender und dis-
ziplinierender, also auch einer „pädagogisierenden“ Wohlfahrtsstaatlichkeit, 
die jenen ablösen. Und drittens wird die Analyse der Beiträge durch die Frage 
geleitet, welche AkteurInnen und Institutionen für die Wohlfahrtsproduktion 
im „aktivierenden“ Wettbewerbs- und Leistungsstaat (neu) verpfl ichtet werden, 
d.h. wer in der Quadratur von Staat, Markt, Familie und Zivilgesellschaft  in 
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bezahlter und/oder unbezahlter Form „care-Arbeit“ leisten soll und muss. Alle 
drei analytischen Achsen und Schlüsselkategorien durchziehen die vier, das Buch 
strukturierenden Kapitel zur Re-Defi nition sozialer Rechte, Re-Organisation 
sozialer Sicherungssysteme und Re-Strukturierung von Sorgearbeit sowie zu 
Subjektivierungsweisen und sozialer Kontrolle mit Blick auf die im Um- bzw. 
Abbau befi ndliche Wohlfahrtsstaatlichkeit und die sich in deren Zuge verän-
dernden Geschlechterverhältnisse.

Im feministisch informierten Rückgriff  auf den Machtressourcen-Ansatz ver-
gleichender Wohlfahrtsstaatsforschung setzt sich der Beitrag von Regina-Maria 
Dackweiler zur Aufgabe, den Anteil der Frauenbewegungen am Aus- und gegen-
wärtigen Umbauprozess kapitalistischer Wohlfahrtsstaaten nachzuzeichnen und 
zu verdeutlichen, wie es der Neuen Frauenbewegung gelang, soziale Rechte im 
Sinne der Befürfnisinterpretation von Frauen unterschiedlicher Lebenslagen 
zu re-defi nieren. Hierbei sucht sie, illustriert an drei empirischen Beispielen, 
u.a. die Th ese zu plausibilisieren, dass in dem als post-fordistisch bezeichneten, 
„aktivierenden“ Wohlfahrtsstaat die feministische Programmatik des Rechts 
auf Autonomie und Selbstbestimmung konvergiert mit dem Leitgedanken der 
Pfl icht zur Selbstführung und Selbstverantwortung, was die Frage nach den Mög-
lichkeiten der Aufrechterhaltung des kritischen Potentials der Frauenbewegung 
gegenüber einer Amalgamierung feministischer Positionen in einer neoliberal 
modernisierten, wohlfahrtsstaatlichen Geschlechterpolitik aufdrängt.

Zu den aktuell spannungsreichsten gesellschaft s- und sozialpolitischen Kon-
troversen, die eine radikale Re-Defi nition sozialer Rechte avisiert, gehören die 
Debatten über ein Bedingungsloses Grundeinkommen. Obwohl internationale 
Frauen- und Geschlechterforscherinnen intensiv solchermaßen zu erweiternde 
soziale Rechte aus der Sicht des Nutzens für die Transformation der Geschlech-
terverhältnisse diskutieren, haben deren Beiträge nach Birgit Bütow in den 
männerdominierten Diskussionen bislang einen eher marginalen Stellenwert. 
Dies verweist für sie darauf, dass auch in diesem Kontext die bestehenden hi-
erarchischen Geschlechterverhältnisse weder als Problemursache noch deren 
Veränderung als mögliche Problemlösung berücksichtigt werden. Die internati-
onalen feministischen Perspektiven auf ein Bedingungsloses Grundeinkommen 
vorstellend und kritisch refl ektierend sucht Bütows Beitrag diese Lücke in der 
Auseinandersetzung zu schließen.

Seit Anfang der 1980er Jahre vollzieht sich nach Brigitte Stolz-Willig in allen 
westlichen Industrieländern eine mehr oder weniger radikale Neubestimmung der 
Staatsaufgaben auf der Grundlage einer marktliberalen, angebotsorientierten Wirt-
schaft spolitik. Die länderspezifi sche Ausgestaltung des Verhältnisses von Arbeits-
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markt, Staat und Familie begründe Aktivierungsregime, mit denen für Stolz-Willig 
geschlechterpolitisch unterschiedliche Wirkungen in der Teilhabe an Erwerbsarbeit 
und sozialen Sicherungsansprüchen verbunden sind. Die spezifi sche Verknüpfung 
der deutschen „Aktivierungspolitik“, insbesondere im Rahmen der als „Hartz IV“ 
bezeichneten Sozialgesetze, mit einer konservativen Familien- und Geschlechter-
politik führe zu einem doppelten Ausschluss- und Verarmungsrisiko von Frauen 
im Arbeitsmarkt. In der Gleichzeitigkeit von Dere gulierung des Arbeitsmarktes 
und Privatisierung sozialer Sicherungsrisiken verstärken sich nach Stolz-Willig 
infolge diff erierender Lebenszusammenhänge und Aufgabenzuschreibun gen Ge-
schlechterdisparitäten und begründen in der Kombination von „workfare“ und 
Retraditionalisierung ein spezifi sch neoliberales Geschlechterregime.

Sowohl in der Arbeitsmarkt- als auch in der Sozialpolitik ist der Begriff  Fle-
xicurity seit den späten 1990er Jahren in der Diskussion. Hierbei geht es um 
eine Verbindung von Flexibilität ( fl exibility) und sozialer Sicherheit (security) 
auf qualitativ neuem Niveau. Margareta Kreimer befasst sich mit der Frage, ob 
die Ausgestaltung und Umsetzung von Flexicurity einen Beitrag zur Gleichstel-
lung der Geschlechter liefern könnte. Diese Debatte muss für Kreimer jedoch 
in Verbindung mit dem sozialen Sicherungssystem geführt werden, das über 
Anreize in Richtung traditioneller Arbeitsteilung die „besondere Integration“ 
von Frauen in den Arbeitsmarkt entlang der neuen Segmentierung unterstützt. 
Die Ausgestaltung der sozialen Sicherheit und darüber hinaus des gesamten 
wohlfahrtsstaatlichen Systems ist nach Kreimer für die Arbeitsmarktchancen 
von Frauen von zentraler Bedeutung. Insofern stellt auch die Prekarität von 
atypischer Beschäft igung kein rein arbeitsmarktbezogenes Problem dar und kann 
für sie nur in Kooperation mit der Sozialpolitik gelöst werden.

Nur wenige Wohlfahrtsstaaten führten im letzten Jahrzehnt keine Ren-
tenreformen durch, um auf das Altern der Bevölkerung, den Wandel der Er-
werbsverläufe sowie die zunehmende Abhängigkeit nationaler Ökonomien von 
internationalen Kapitalmärkten zu reagieren. Michaela Willert fragt nach den 
Wirkungen der Reformen auf die Alterssicherung von Frauen. Da die Refor-
men vielfach die Verknüpfung von Erwerbseinkommen, Erwerbsverlauf und 
Rentenzahlung stärkten, was zu geringeren Renten für all jene Frauen führt, 
die aufgrund von Kindererziehungs- und Pfl egezeiten nur in eingeschränktem 
Umfang erwerbstätig sein können, lässt sich einerseits eine Fortschreibung der 
Frauen benachteiligenden Rentensysteme feststellen. Auf der anderen Seite – so 
die Th ese von Willert – trägt die Ausgestaltung der Alterssicherungssysteme zu 
einer größeren Ungleichheit der Alterssicherung zwischen Frauen bei, die neben 
die bestehende Ungleichheit der Geschlechter tritt. 
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Spätestens seit den 1990er Jahren reorganisieren alle OECD-Länder das Zu-
sammenspiel zwischen marktwirtschaft lich, privat und staatlich organisierten 
Versorgungsleistungen zu einem neuen „welfare mix“. Wie sich dies auf die Über-
nahme von Sorgearbeit im familialen Kontext auswirkt, veranschaulichen Birgit 
Riegraf und Hildegard Th eobald am Beispiel des Wandels der Versorgung älterer 
Familienmitglieder. In einer ländervergleichenden Analyse arbeiten sie heraus, 
dass die pfl egerische Versorgung in Familien in Deutschland, Österreich und 
Italien zunehmend an Migrantinnen aus Osteuropa, aber auch außereuropäischen 
Ländern delegiert wird. Deren Arbeitsbedingungen hängen wesentlich von den 
jeweiligen Pfl egepolitiken ab. Der Umfang sozialpolitischer Absicherung des 
Pfl egerisikos und die Ausgestaltung von Geldleistungen stellen sich nach Riegraf 
und Th eobald dabei als die Dimensionen heraus, die sowohl die Form der Um-
verteilung von Versorgungsverantwortung und -arbeit zwischen den dafür bisher 
überwiegend zuständigen „einheimischen“ Frauen und Frauen unterschiedlicher 
sozialer und kultureller Herkunft  bestimmen als auch die Entwicklung eines 
grauen Marktes von Pfl egetätigkeit. 

Eine Umverteilung von Sorgearbeit zwischen unterschiedlich privilegierten 
Gruppen von Frauen entlang der Dimensionen Klasse und Ethnie fi ndet auch 
in der Haushaltsarbeit als einem weiteren zentralen Teil von Sorgearbeit statt. 
In ihrer Analyse unterschiedlicher Arbeitskonstellationen von Haushaltshilfen 
kennzeichnet Maria S. Rerrich die im Hinblick auf Hausarbeit feststellbare 
Neukonturierung sozialer Ungleichheit durch eine neue internationale Arbeits-
teilung als das Ergebnis eines historisch gewachsenen „patriarchalen Webfehlers“ 
im konservativen Zuschnitt des deutschen Wohlfahrtsstaates. Die u.a. durch die 
zunehmende Erwerbsbeteiligung von Frauen entstandene „Reproduktionslü-
cke“ in den privaten Haushalten bewirkt eine große Nachfrage im informellen 
Sektor, der laut Rerrich ein fast unerschöpfl iches Angebot an Arbeitskräft en 
aus aller Welt gegenübersteht. Der Wohlfahrtsstaat – so ihre Argumentation 
– schafft   mit einer familienfeindlichen Arbeits- und Bildungspolitik und einer 
Ausländerpolitik, die vielen Migrantinnen keine anderen Erwerbschancen als die 
im privaten Haushalt ermöglicht, die Nachfragekulisse, in der Haushaltsarbeit 
aktuell zwischen verschiedenen Gruppen von Frauen neu aufgeteilt wird. 

Zur Problemkonstellation des „who cares?“ gehört für Gisela Notz nicht erst 
seit der globalen Wirtschaft skrise der Ruf nach und die Übernahme von ehren-
amtlicher Arbeit. In Zeiten von hoher Erwerbslosigkeit, zunehmender Armut 
und prekären Erwerbsarbeitsverhältnissen sowie dem Einsatz des Rotstift es vor 
allem im Sozial-, Gesundheits- und Kulturbereich werde an das Engagement der 
„Freiwilligen“ appelliert, unbezahlt Tätigkeiten in diesen Bereichen zu über-
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nehmen, die der im Umbau begriff ene Wohlfahrtsstaat sich nicht mehr leisten 
wolle. Bürgerschaft liches Engagement darf aber nicht – so ihre Th ese – als ten-
denziell kostenneutrale Antwort auf (fast) jedes gesellschaft liche Krisensymptom 
betrachtet werden. Und dieses Engagement kann nach Notz gerade in Zeiten 
des Sozialabbaus nicht von „oben“ verordnet werden: Weder fi nden sich aktive 
BürgerInnen umstandslos von selbst, noch darf Eigeninitiative, die sich auch 
politisch-kritisch zu Wort melden will, missachtet und blockiert werden.

Ebenfalls im Horizont von zivilgesellschaft lichem Engagement ansetzend, 
nun jedoch aus einer kritisch nach den Risiken verschärft er sozialer Kontrolle 
im „Post-Wohlfahrtsstaat“ fragend, setzt sich der Beitrag von Sabine Stövesand 
mit der gesellschaft lichen Verantwortung für die Gewalt gegen Frauen im so-
zialen Nahbereich auseinander. Angesprochen für ein Engagement zu deren 
Prävention und Reduktion sind nach Stövesand unterdessen auch die Zivilge-
sellschaft  bzw. das BürgerInnenengagement. Orientiert am Handlungskonzept 
der „Gemeinwesenarbeit“ stellt sie einen in Hamburg erprobten Präventions- und 
Interventionsansatz vor, in dessen Mittelpunkt – ausgerichtet an der Leitidee 
des empowerment – der Aufbau lokaler Kooperationen und sozialer Netzwerke, 
insbesondere die Förderung nachbarschaft licher Beziehungen sowie die Nut-
zung lokaler Ressourcen und die Aktivierung von individueller sowie kollektiver 
Selbsthilfe steht. Aus sozial- und kriminalpolitischer Perspektive richtet sich ihre 
Aufmerksamkeit darauf, inwiefern dieser Ansatz unintendiert die Vermischung 
von Sozial- und Ordnungspolitik mit befördert.

Um Prävention von Gewalt, die in der Familie stattfi ndet, geht es auch in dem 
Beitrag von Reinhild Schäfer. Sie setzt sich mit dem Bundes-Aktionsprogramm 
„Frühe Hilfen für Eltern und Kinder“ auseinander, welches dazu beitragen soll, 
den Schutz von Säuglingen und Kleinkindern vor Vernachlässigung und Miss-
handlung zu verbessern. Entlang der Zielsetzung dieses Programms arbeitet 
sie im Bezug auf das Konzept der „Sicherheitsgesellschaft “ heraus, wie neben 
der öff entlichen Kinder- und Jugendhilfe zunehmend mehr gesellschaft liche 
Institutionen gefordert sind, Kinder und deren Familien aus der Perspektive 
von Risiken, Gefährdungen und Schutz in den Blick zu nehmen. Im Zuge der 
neoliberal ausgerichteten Transformationen von Wohlfahrtsstaatlichkeit rückt 
Familie also nicht nur als Ort des Privaten und der Solidarität wieder vermehrt 
ins Zentrum sozialpolitischer Aufmerksamkeit, sondern auch als Adressatin 
sozialer Kontrolle. Während die Wiederentdeckung der Familie als „Ressource“ 
als Ausdruck einer Re-Familialisierung gesehen werden kann, vermutet Schäfer, 
dass im Konzept der Frühen Hilfen zudem eine Re-Traditionalisierung familialer 
Rollen angelegt ist.
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Bislang wurde die politische Regulierung der Prostitution nicht im Horizont 
von Wohlfahrtsstaatlichkeit diskutiert, sondern unter der Perspektive einer Libe-
ralisierung der Sexualität oder der Gleichstellung und Entdiskriminierung von 
Prostituierten. Wird jedoch – so die Herangehensweise von Silvia Kontos – das 
Konzept der wohlfahrtsstaatlichen Genderregime für die Analyse der Regulie-
rung von Prostitution zu Grunde gelegt, öff net sich der Blick dafür, dass jene 
nicht nur die Verteilung von Arbeit und die daraus abgeleitete soziale Sicherung 
zwischen den Geschlechtern ordnen, sondern gleichermaßen die Familien- und 
die sexuellen Beziehungen sowie die normativen Vorstellungen von Bindung, 
Fürsorge und Abhängigkeit normieren. Aus dieser Perspektive spielt nach Kontos 
die Prostitution gegenwärtig eine herausragende Rolle, weil zum einen an ihr 
Geschlechterfragen öff entlich sichtbar verhandelt und moralisch aufgeladen 
werden, zum anderen an ihrer aktuellen Re-Regulierung auch die neoliberale 
Transformation des Genderregimes sichtbar wird, welche Gleichstellung vor allem 
als Gleichheit vor dem Markt durchsetzt und mit der Rücknahme von Diff erenz-
bestimmungen herrschaft skritische Fragestellungen insgesamt entsorgt.
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1. 

Re-Defi nition Sozialer Rechte
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Regina-Maria Dackweiler

Wandel bewirken: Die Neue Frauenbewegung 
als Akteurin im Transformationsprozess 
wohlfahrtsstaatlicher Geschlechterregime1

1. Einleitung

Der moderne Wohlfahrtsstaat wird nicht nur als materialer Unterbau formaler 
Demokratien und deren Institutionen verstanden, da er die Realisierung staats-
bürgerlicher Beteiligungsrechte gewährleisten soll, sondern auch als Ausdruck der 
Humanität von Gesellschaft  defi niert, die den Menschen unabhängig von ihrem 
„Marktwert“ Lebenschancen und Lebensqualität ermöglicht. Das notwendige 
Ausmaß und die legitime Reichweite wohlfahrtsstaatlicher Aktivitäten sind 
jedoch seit den späten 1980er Jahren mit dem Ende der „Systemkonkurrenz“ 
durch den Zusammenbruch der staatssozialistischen Länder Osteuropas und im 
Zuge der ökonomischen Globalisierung als das Ende verschiedener nationaler und 
internationaler Kompromisse und Arrangements auch auf der Ebene des Kampfes 
um „Deutungshegemonie“ (Esser 1999: 118) erneut vehement umfochten. Ent-
sprechend den unterdessen wieder dominierenden neoliberalen Prinzipien soll 
der Wohlfahrtsstaat „postindustrieller“ Gesellschaft en zukünft ig weder „kom-
pensatorische“, also Nachteil ausgleichende, noch „emanzipatorische“, also auf die 
Befreiung von Zwang und Ausgrenzung von sozialen Gruppen gerichtete Ziele 
verfolgen, sondern verstärkt „kompetitorisch“ (Butterwegge 2001: 18) wirken. 
Im Mittelpunkt steht hierbei neben der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
der ErwerbsbürgerInnen die Aufh ebung nationaler „Standortnachteile“ in der 
Weltmarktkonkurrenz, d.h. die Senkung der Lohn(neben)kosten sowie die „Ver-
schlankung“ der Wohlfahrtsstaaten, insbesondere durch die Privatisierung der 
Sicherung vor Lebensrisiken sowie der sozialen Infrastruktur.

Ob nun aber Funktion, Legitimation, Ausgestaltung oder Umbau der ka-
pitalistischen Wohlfahrtsstaaten im Mittelpunkt empirischer Forschung und 

1 Dieser Beitrag ist meinem im März 2010 verstorbenen Lehrer, Vorbild und Freund, 
Josef Esser, in Dankbarkeit und großer Zuneigung gewidmet.

Wandel bewirken
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Th eoriebildung stehen: Die Bedeutung von Geschlecht als Strukturkategorie 
innerhalb dieser zentralen Machtinstanz „in der Ordnung der sozialen Bezie-
hungen“ (Esping-Andersen 1990: 23; Übersetz. R.D.) bleibt auch zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts jenseits feministisch orientierter Sozialwissenschaft  fast 
ausnahmslos unberücksichtigt. Die deutschsprachige wie internationale Th eorie 
und Empirie ist auf Grund ihrer Orientierung am männlichen Normalarbeits-
verhältnis und der männlichen Normalbiographie, also am gesellschaft lich or-
ganisierten männlichen Lebenszusammenhang und dessen Verallgemeinerung 
zum allgemein Menschlichen, zumeist „geschlechtsblind“ (vgl. Dackweiler 2008: 
512f.). Dieser fortgesetzte androzentrische Bias, der gegenstandsbezogene Eng-
führungen verursacht, zeigt sich pointiert an den international geführten sozi-
alwissenschaft lichen Debatten über das sich herausschälende soziale Problem 
der Prekarität im Rahmen einer neoliberalen Restrukturierung kapitalistischer 
Wohlfahrtsstaatsregime. Hierbei handelt es sich um ein soziales Phänomen, 
das erst jetzt gesamtgesellschaft liche Bedeutung erlangt und zum Gegenstand 
sozial- und zeitdiagnostischer Aussagen avanciert, da der Prozess der konstatier-
ten Prekarisierungstendenzen „in historisch neuem Ausmaß Männer betrifft  “ 
(Aulenbacher 2009: 66) und von diesen als „geschichtlicher Einschnitt“ (ebd.) 
erfahren wird, obwohl Geschlechterforschung im Bereich der Arbeits- und Un-
gleichheitssoziologie seit den 1980er Jahren die fl exible und marginale und daher 
prekarisierende Beschäft igung von Frauen von Anbeginn der Industrialisierung 
durchaus im Sinne einer Vorläuferin der „neuen Prekarisierungsforschung“ (ebd.) 
thematisierte.

Auch beim anhaltend einfl ussreichsten Erklärungsansatz für Genese, Entwick-
lung und Transformation kapitalistischer Wohlfahrtsstaaten, dem „akteursori-
entierten“ bzw. „Machtressourcen-Paradigma“ (Esping-Andersen 1990; Korpi 
1983) gilt es, fortbestehende androzentrische Verzerrungen und damit verbun-
den gegenstandsbezogene Engführungen zu diagnostizieren. So wird in diesem 
Bezugsrahmen ausschließlich die politische Organisierung der Arbeiterklasse 
in Gewerkschaft en sowie sozialdemokratischen bzw. sozialistischen Parteien 
als Grund für die Institutionalisierung und den Ausbau wohlfahrtsstaatlicher 
Maßnahmen und Programme im 20. Jahrhundert refl ektiert, und es richtet sich 
der Blick einzig auf die Faktoren der Klassenpolitik, der Klassenmobilisierung und 
des Klassenkompromisses sowie auf die gegenwärtige Schwächung der Akteure der 
Arbeiterklasse innerhalb des Um- und Abbaus des „Europäischen Sozialmodells“ 
(Hermann/Mahnkopf 2010: 6). Systematisch unrefl ektiert bleibt der Anteil 
anderer gesellschaft licher AkteurInnen und hier insbesondere der historischen 
wie Neuen Frauenbewegungen an der Ausgestaltung von Wohlfahrtsstaatlichkeit 
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und damit die Frage, wie diese kollektiven Akteurinnen Anteil hatten an den 
eingeschlagenen Entwicklungspfaden von Wohlfahrtsstaaten, wie sie an Pfad-
wechseln mitwirken und in explizit geschlechterpolitischer Absicht das Gesicht 
von Wohlfahrtsstaaten im Umbau zu prägen suchen.

Mit Bezug auf einen feministisch revidierten Zugang zum „Machtressourcen-
Ansatz“ setzt sich der folgende Beitrag zur Aufgabe, den Anteil der Frauenbe-
wegungen am Aus- und gegenwärtigem Umbauprozess der kapitalistischen 
Wohlfahrtsstaaten nachzuzeichnen. Verfolgt wird die Frage, wie weitreichend 
es der Neuen Frauenbewegung als kollektiver Akteurin gelang, mit Hilfe unter-
schiedlicher Strategien im Spannungsfeld von politischen SympathisantInnen 
und BündnispartnerInnen zum einen, OpponentInnen und Gegenbewegungen 
zum anderen, ihren an (wohlfahrts)staatliche Instanzen adressierten Forderungen 
Gehör zu verschaff en bzw. diese durchzusetzen. Denn die Neue Frauenbewe-
gung – dies die hier verfolgte erste Th ese – zielt im Horizont von Autonomie 
und Selbstbestimmung seit den 1970er Jahren auf die Transformation des von 
ihr als patriarchal identifi zierten Wohlfahrtsstaats. Zugleich sollen die im Zuge 
von Erfolgen, Teilerfolgen aber auch Misserfolgen der Bewegung sich verän-
dernden Handlungsbedingungen der zurückliegenden vier Dekaden bedacht 
werden. Die Responsivität von Staatsapparaten und intermediären Organisati-
onen wie Parteien und Verbänden gegenüber ihren Forderungen, die wiederum 
sich verschiebenden Kräft everhältnissen geschuldet ist – dies die zweite Th ese –, 
führte sowohl zu veränderten wohlfahrtsstaatlichen Geschlechterpolitiken als 
auch zur Selbstveränderung der Neue Frauenbewegung. Und zuletzt richtet sich 
die Aufmerksamkeit auf die sich herausschälende neue Gestalt eines als post-
fordistisch bezeichneten, „aktivierenden“ Wohlfahrtsstaats. In diesem – so die 
dritte Th ese – scheint die feministische Programmatik des Rechts auf Autonomie 
und Selbstbestimmung zu konvergieren mit dem Leitgedanken des vermeintlich 
geschlechtsneutralen „unternehmerischen Selbst“ und dessen Pfl icht zur Selbst-
führung und Selbstverantwortung (vgl. Bröckling 2007: 31ff .) bei der Verfolgung 
des jeweils eigenen Glücks im Rahmen der propagierten individualisierten Op-
tionen und Spielräume.

Um diese drei Th esen zu plausibilisieren, werfe ich in einem ersten Schritt einen 
kursorischen Blick auf die patriarchatskritische feministische Analyse des fordis-
tischen Wohlfahrtsstaats2 der zweiten Hälft e des 20. Jahrhunderts, der sich aus 

2 Unter Fordismus wird in der regulationstheoretischen Schule ein kapitalistisches 
Entwicklungsmodell bzw. eine historisch-spezifi sche Gesellschaft sformation ver-
standen, die auf der Produktivitätssteigerung auf Basis fl ießbandgestützter Produk-
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dieser analytischen Perspektive als frauenbewegungspolitische Handlungs- und 
Diskursarena erweist, die Geschlechterherrschaft  und Geschlechterasymmetrie 
zu produzieren, reproduzieren aber auch aufzuheben vermag. In einem zweiten 
Schritt werden exemplarisch drei zentrale politische Forderungen der Neuen 
Frauenbewegung an den Wohlfahrtsstaat mit Blick auf einen uneingeschränkten 
Subjektstatus im Horizont einer revidierten Konzeption von citizenship nach-
gezeichnet: zum einen generative Selbstbestimmung, zum anderen der Schutz 
vor Gewalt im sozialen Nahraum und zuletzt Umverteilung und monetäre An-
erkennung von Haus- und Erziehungsarbeit. In einem dritten Schritt wird eine 
zugespitzte Bilanz hinsichtlich der Responsivität des fordistischen sowie des sich 
konturierenden post-fordistischen Wohlfahrtsstaats gegenüber diesen zentra-
len issues gezogen, um die Reichweite der Veränderungen wohlfahrtsstaatlicher 
Geschlechterpolitik durch die Neue Frauenbewegung auszuleuchten. Zugleich 
hinterfragt diese Bilanz die Selbstveränderungen der Bewegung durch ihre Er-
folge, Teilerfolge und Misserfolge in Wechselwirkung mit dem neoliberalen 
Um- und Abbau des Wohlfahrtsstaates.

Diesen drei Schritten vorgelagert ist zunächst eine knappe Klärung des hier 
zugrunde gelegten Verständnisses der Neuen Frauenbewegung als emanzipa-
torischer Sozialbewegung. Dies ist nicht nur aus methodologischen Gründen 
notwendig, führt doch die hier verfolgte Fragestellung feministisch revidierte 
Wohlfahrtsstaatsanalyse und -theorie mit einer feministisch informierten Be-
wegungsforschung zusammen, um Auswirkungen und Folgen, Einfl uss und 
Konsequenzen, kurz „Eff ekte“ der Neuen Frauenbewegung auf wohlfahrtsstaat-
liche Politik fokussieren zu können. Zugleich bedarf es dieser Klärung, weil nicht 
zuletzt auch von Geschlechterforscherinnen und Gleichstellungspolitikerinnen 
die Neue Frauenbewegung unterdessen zwar zumeist zum Bezugspunkt ret-
rospektiver Selbstvergewisserung über die Entstehung und Entwicklung ihrer 
jeweiligen Handlungsfelder gemacht, die Relevanz dieser sozialen Bewegung 
für feministische Diskurse und Praxen aber spätestens seit den 1990er Jahren im 
Argumentationshorizont von backlashs und Postfeminismus, popfeministischer 
Subkultur und „Alpha-Mädchen“ hinterfragt wird.

tionsprozesse (Taylorismus), der Produktion langlebiger Massenkonsumgüter, der 
politischen Regulierung durch einen keynesianischen Korporatismus, inklusive des 
Ausbaus staatlicher Sozialleistungen und öff entlicher Infrastruktur sowie die ge-
werkschaft liche Erkämpfung von Lohnzuwächsen beruht (vgl. Hirsch/Roth 1986: 
46-77).
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2. Die Neue Frauenbewegung: Eine emanzipatorische soziale 
Bewegung im Prozess der Selbstveränderung

Die Neue Frauenbewegung, die sich in Nordamerika und Westeuropa Ende 
der 1960er Jahre im Kontext von BürgerInnenrechts- und StudentInnenbewe-
gung herausbildete, gilt als eine der erfolgreichsten sozialen Bewegungen des 20. 
Jahrhunderts. So räumen sowohl exponierte SozialtheoretikerInnen als auch 
international anerkannte BewegungsforscherInnen der Neuen Frauenbewegung 
große Wirkmacht auf den sozialen Wandel, d.h. auf die Demokratisierung einer 
selbstrefl exiv gewordenen Moderne ein (Castells 2001: 188; Gerhard 2008a: 190; 
Giddens 2009: 827; Rucht/Neidhardt 2001: 542). Angesichts ihrer Heterogenität 
hinsichtlich Klassen-, Milieu- und ethnischer Zugehörigkeit der Protagonis-
tinnen und der sich ebenfalls für die Demokratisierung der Geschlechterver-
hältnisse engagierenden Protagonisten wird diese soziale Bewegung in einem 
wegweisenden Defi nitionsvorschlag im zweigeschlechtlichen Plural bestimmt 
(Lenz 2008: 860): Bei den Frauenbewegungen handele es sich um mobilisierende 
kollektive AkteurInnen, die sich für die Aufh ebung von Ausschluss, Abwertung 
und Unterordnung der weiblichen Genusgruppe einsetzen und hierfür hegemo-
niale Geschlechternormen und -leitbilder kritisieren. Bewegungsforscherinnen 
identifi zieren für die Neue Frauenbewegung in der Bundesrepublik Deutschland 
eine Phase des „Aufbruchs“ (1968-1976), der charakterisiert sei durch sichtbare 
Aktionsformen wie Demonstrationen und den Einfl uss auf öff entliche Diskus-
sionen; eine Phase der „Ausweitung“ (1976-1988), gekennzeichnet durch die 
Entstehung vielfältiger Projekte, die Bildung von Netzwerken sowie die Integ-
ration in Parteien, Verbände und Verwaltung, aber auch durch thematische Di-
versifi zierung und interne politische Bruchlinien und Konfl ikte; und eine Phase 
der Internationalisierung (1989-2000) rund um die Vierte Weltfrauenkonferenz 
der UN mit dem Bezugspunkt der Frauen- als Menschenrechte. Zugleich wird 
aber seit Ende der 1980er Jahren auch eine „Flaute“ bzw. eine „Atempause“ der 
Bewegung diagnostiziert (vgl. Gerhard 2007, 2008b).

Doch gilt es, die Frauenbewegung auch weiterhin als einen wesentlichen 
feministischen Praxis-, Erfahrungs- und Selbstref lexionsraum zu erfassen. 
Angesichts der grundlegenden transformierten Kontexte dieser Bewegung im 
Zuge wirtschaft sliberaler Restrukturierung annähernd aller gesellschaft lichen 
Teilbereiche und der kontinuierlichen Selbstveränderung ihrer Akteurinnen 
in den zurückliegenden drei Dekaden, bedarf es jedoch eines diff erenzierteren 
Bewegungsbegriff s, der – so überzeugend Silvia Kontos – sich nicht mehr an den 
„heroischen Phasen sozialer Bewegungen“ bzw. dem „Bürgerkriegsmodell“ des 
19. Jahrhunderts orientiert. Demgegenüber gilt es gesellschaft liche Bewegung 
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insgesamt zu refl ektieren, „die hochverdichtete, organisationsintensive und sicht-
bare Phasen ebenso einschließt wie Phasen zäher, dispersiver, unübersichtlicher 
Auseinandersetzungen, in denen weder Freund noch Feind klar zu unterscheiden 
sind, noch Erfolge und Mißerfolge“ (Kontos 2008: 60). 

Hiervon ausgehend lassen sich seit den 1980er Jahren in der Bundesrepub-
lik Deutschland Aktivistinnen der Frauenbewegung in den mehr oder weniger 
etablierten, mehr oder weniger von staatlicher Unterstützung unabhängigen 
Frauenprojekten identifi zieren, in frauen(bewegungs)politischen NGOs, Wohl-
fahrtsverbänden, lokalen Frauengruppen und projektbezogenen Bündnissen, in 
Frauengruppen der Parteien, Gewerkschaft en und Kirchen, in Berufsorganisati-
onen sowie engagierte Einzelfrauen. Sie verstehen sich als Teil einer Emanzipati-
onsbewegung, der das einheitliche Subjekt Frau im Wissen um die Diff erenzen 
zwischen Frauen zu Recht abhanden gekommen ist. Doch halten sie fest an den 
Einsichten in und alltäglichen Erfahrungen mit anhaltend ungleichen, Frauen 
marginalisierenden und ausbeutenden sowie gewaltförmigen Geschlechterverhält-
nissen in ihrer widersprüchlichen Verschränkung, Kreuzung und Überlagerung 
mit anderen Achsen der sozialen Ungleichheit und Ausgrenzung. Insbesondere 
die unterdessen als professionalisiert geltenden Frauenprojekte, die mehrheitlich 
in den Bereichen der Frauenberatung, -bildung, -berufsqualifi zierung sowie den 
Sozialen Diensten für Mädchen und Frauen agieren und hierbei in den Kommu-
nen und Kreisen einen wichtigen Platz für die Sicherung und Standardsetzung 
Sozialer Arbeit aus feministischer Perspektive einnehmen, gehören zum Kern 
dieses Erfahrungs-, (Selbst-)Refl exions- und Praxisraums. Hinzu kommen die 
seit Mitte der 1980er Jahre entstandenen geschlechterrefl ektierten Projekte der 
„Jungenarbeit“, „Männerbüros“ und „Männerberatung“, die auf der Suche nach 
neuen Formen der Artikulation männlicher Identitäten hegemoniale Männ-
lichkeit angreifen und sich der Demokratisierung der Geschlechterverhältnisse 
verpfl ichtet sehen (vgl. Dackweiler 2009).

Diese AkteurInnen bilden den dritten Pol einer ebenso interdependenten wie 
spannungs- und konfl iktreichen feministischen Triade, bestehend aus Geschlech-
terforschung, Gleichstellungspolitik und sozialer Bewegung. In Anlehnung an 
Alison Woodward (2001) lässt sich diese Triade auch als ein „samtenes Dreieck“ 
bezeichnen, das sich aus vielgestaltigen punktuellen Verknüpfungen innerhalb 
und zwischen den drei Polen zusammensetzt. Zum einen existieren punktuelle 
Verknüpfungen zwischen den Akteurinnen innerhalb der drei Pole: So bestehen 
zwischen Frauenprojekten, frauen(bewegungs)politischen NGOs und Frauen-
abteilungen und -gruppen in Organisationen wie Gewerkschaft en und Kirchen 
vielfältige themenbezogene Vernetzungen, etwa zur Arbeitsmarktintegration oder 
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dem Zugang von Frauen zu sozialen Rechten. Zum anderen lassen sich punktuelle 
Verknüpfungen zwischen den drei Polen aufzeigen: So unterstützen bzw. mitini-
tiieren „femocrats“ der Kommunen und Kreise die Vernetzung der Frauenprojekte 
und lokalen Gruppen, liefert der Bewegungspol doch „wichtige Informationen 
und Anregungen für die Arbeit der Frauen- und Gleichstellungsbeauft ragten“ 
(Rudolf/Schirmer 2004: 183). Und es bestehen – etwa im Bereich der Gewalt ge-
gen Frauen oder der Implementierung von Gender Mainstreaming – bedeutende 
thematische Knotenpunkte zwischen Frauenprojekten, frauen(bewegungs)poli-
tischen NGOs, Gleichstellungsbeauft ragten und Geschlechterforscherinnen. 

Die Neue Frauenbewegung muss mehr als andere soziale Bewegungen von der 
permanenten Veränderung ihrer Kontexte und der kontinuierlichen Selbstverän-
derung ihrer Akteurinnen ausgehen und ist gefordert, diese als Lern-, Such- und 
Erneuerungsprozesse zu refl ektieren, will sie mit ihrem Denk- und Wertsystem 
nicht in „Verknöcherung, Praxisferne und Altersstarrsinn“ (Wichterich 2009: 
224) verfallen. Wird ein solcher konzeptioneller Zugang für diese soziale Bewe-
gung zu Grunde gelegt und das statische, in den frühen 1970er Jahren einge-
frorene Verständnis der Neuen Frauenbewegung überwunden, öff net sich der 
analytische Fokus für die von ihr anhaltend ausgehenden, geschlechterpolitischen 
Interventionen und Mobilisierungen auch in Bezug auf den Zugang zu und die 
Revision von sozialen Rechten.

3.  Analyse und Kritik des fordistischen Wohlfahrtsstaats 
durch Frauenbewegung und Frauenforschung

Wenige Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg defi nierte der in der Diskussion 
über citizenship, sprich Staatsbürgerrechte bzw. Staatsbürgerstatus, bis heute 
einfl ussreiche englische Soziologe Th omas H. Marshall in seinen Überlegungen 
zu Staatsbürgerrechten und sozialen Klassen den modernen Wohlfahrtsstaat als 
eine gesellschaft liche Einrichtung, die für alle BürgerInnen neben zivilen und 
politischen auch soziale Rechte institutionalisiert. Somit verankert der Wohl-
fahrtsstaat nach Marshall Rechtsansprüche auf die Bereitstellung eines sich nach 
und nach erweiternden Spektrums von sozialen Leistungen in Form von Gütern 
und Diensten und garantiere die Teilhabe und Teilnahme aller Mitglieder der 
Staatsgemeinschaft  am „gesellschaft lichen Erbe“ auf Grundlage des Rechts „auf 
ein Leben als zivilisiertes Wesen entsprechend der gesellschaft lichen Standards“ 
(Marshall 1992[1948]: 40). Doch erst die Neue Frauenbewegung und die aus ihr 
hervorgegangene feministische Frauen- und Geschlechterforschung konnte zei-
gen, dass der Wohlfahrtsstaat in dessen „goldenem Zeitalter“, verstanden als „eine 
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Ära, in der Wohlstand, Gleichheit und Vollbeschäft igung in perfekter Harmonie 
schienen“ (Esping-Andersen 2004: 1; Übersetz. R.D.), mit seinen Eckpfeilern 
Sozialpartnerschaft , Normalarbeitsverhältnis und „Normalfamilie“, unbezahlter 
Reproduktionsarbeit durch Frauen und dem Ausbau Sozialer Sicherungssysteme, 
Teilhabe- und Teilnahmechancen entlang von Geschlechtszugehörigkeit ungleich 
verteilte. Sie deckte auf, dass der fordistische Klassenkompromiss (vgl. Hirsch/
Roth 1986) auf einer hierarchischen Geschlechterordnung beruhte, die Frauen 
und Männern einen ungleichen Zugang zu sozialen Rechten gewährte und Be-
dürfnisse und Interessen von Frauen verschiedenster Lebenslagen unthematisiert 
und unbearbeitet ließ.

Ausgerichtet an der Norm von Zweigeschlechtlichkeit und Heterosexuali-
tät und orientiert an Geschlechterleitbildern über die spezifi schen Rechte und 
Pfl ichten, Aufgaben und Tätigkeiten von Männern und Frauen, organisiert 
wohlfahrtsstaatliche Politik ein herrschaft sförmiges Geschlechterverhältnis. 
Denn wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen und Regelungen konstituier(t)en und 
stütz(t)en die Zuweisung von geschlechterdiff erenten Rollen: hier der männliche 
Familienernährer und Träger sozialer Rechte qua Erwerbsarbeit, dort die unbe-
zahlte weibliche Versorgungsarbeit von Frauen in Ehe und Familie, die ihnen 
nur abgeleitete soziale Rechte in den Systemen sozialer Sicherung zuerkannten 
bzw. zuerkennen. So erweist sich der fordistische Wohlfahrtsstaat als Instanz, 
die über einen diskriminierenden Zugang zu sozialen Rechten nicht nur die 
ökonomische Abhängigkeit von Frauen von einem Familienernährer und somit 
ihre Ausgesetztheit gegenüber Bedürfnissen, Interessen und Launen von Partnern 
und Ehemännern reproduzierte. Darüber hinaus stützte er die Zumutungen eines 
geschlechterhierarchisch segmentierten Arbeitsmarktes, auf welchem Frauen 
auch gegenwärtig vielfach ungeschützte, prekäre und nicht existenzsichernde 
Arbeitsplätze in der Rolle der „Zuverdienerinnen“ mit Versorgungspfl ichten 
zugewiesen bekommen (vgl. Aulenbacher/Wetterer 2009).

Gleichwohl diskutierten Frauenbewegungen und feministische Wohlfahrts-
staatsforscherinnen seit Ende der 1980er Jahre vermehrt auch die empirisch 
auffi  ndbare Vielgestaltigkeit und Entwicklungsdynamik wohlfahrtsstaatlicher 
Geschlechterpolitik in West- und Nordeuropa sowie in Nordamerika, die sich 
jeweils mehr oder weniger orientiert erweist an Leitbildern der Geschlechterega-
lität oder der Geschlechterdiff erenz, d.h. mehr oder weniger stark am Konzept 
des Familienernährers und der privat geleisteten, unbezahlten Versorgungsarbeit 
von Frauen festhält. In diesem Zusammenhang wurde das analytische Konzept 
der wohlfahrtsstaatlichen „Geschlechterregime“ entwickelt (Sainsbury 1999), 
das von der einfl ussreichen vergleichenden Studie des dänischen Wohlfahrts-
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staatsforschers Gösta Esping-Andersen (1990) über Wohlfahrtsstaatsregime, d.h. 
dem jeweils spezifi schen Nexus von Staat, Markt und Familie bei der Produktion 
von Wohlfahrt sowie dessen Schlüsselkategorie der Dekommodifi zierung (die 
Abkoppelung des materiellen Überlebens und des Lebensstandards der Indivi-
duen von den Wechselfällen des kapitalistischen Arbeitsmarkts) ausgeht, diese 
jedoch angesichts der systematischen Vernachlässigung der Strukturkategorie 
Geschlecht rekonzeptualisiert. Denn aus feministischer Perspektive gilt es ers-
tens nach den Bedingungen des Zugangs von Frauen zum Arbeitsmarkt und 
ihren hierüber generierten Zugang zu sozialen Rechten zu fragen, also nach 
ihren Möglichkeiten zur Kommodifzierung als Grundlage des Zugangs zu de-
kommodifi zierenden Leistungen in den erwerbszentrierten Systemen sozialer 
Sicherung. Zweitens richtet sich die Aufmerksamkeit auf die Bedingungen der 
Möglichkeit von Frauen mit Kindern, einen von einem männlichen Ernährer 
autonomen Haushalt zu führen. Erfasst wird somit der wohlfahrtsstaatlich er-
öff nete Grad der Unabhängigkeit von Frauen sowohl von einer Versorgerehe als 
auch von marktvermittelter Erwerbsarbeit. Von hier ausgehend lassen sich zwei 
idealtypisch zu unterscheidende „Logiken“ der Geschlechterregime in Bezug auf 
die Regulierung des Geschlechterverhältnisses durch den Wohlfahrtsstaat in 
Produktion und Reproduktion identifi zieren: Eine weiterhin am „männlichen 
Familienernährer“-Modell orientierte Logik, die Frauen familialisiert und an der 
Aufrechterhaltung bestehender Geschlechterungleichheit mitwirkt. Und ein 
Modell, das davon ausgeht, dass Männer und Frauen gleichermaßen in Erwerbs- 
und der Versorgungsarbeit engagiert sein sollten, d.h. eine Logik, die sie mittels 
ökonomischer Unabhängigkeit individualisiert und zu tendenziell egalitären und 
gerechten Geschlechterverhältnissen beiträgt (Dackweiler 2003).

Angesichts dieser wohlfahrtsstaatlichen Logiken thematisieren Frauenbewe-
gung und Frauenforschung den diff erenten Staatsbürgerinnenstatus, da Frauen 
in Relation zur männlichen Genusgruppe eine ungleiche soziale Position und 
einen eingeschränkten Subjektstatus zugewiesen bekommen (vgl. Lister 1997). 
Dies macht die an den fordistischen Wohlfahrtsstaat adressierte Forderung nach 
dem egalitären Zugang zu sozialen Rechten sowie deren Erweiterung zu einem 
zentralen issue der Neuen Frauenbewegung im Kampf um die Aufh ebung pat-
riarchaler Macht- und Herrschaft sverhältnisse. Konkret fordert die Neue Frau-
enbewegung seit den 1970er Jahren nicht nur einen eigenständigen Zugang von 
Frauen zu den Systemen sozialer Sicherung. Darüber hinaus ging und geht es den 
kollektiven Akteurinnen auch um eine Re-Defi nition sozialer Rechte als einem 
Teil von citizenship auf Grundlage der (Selbst-)Interpretation der Bedürfnisse 
von Frauen (vgl. Fraser 1994: 224) in unterschiedlichen Lebenslagen. So sollen 
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zum einen ihre „Handlungsspielräume“ hinsichtlich von Einkommen, Bildung, 
Partizipation, Kooperation und Regeneration erweitert und zum anderen ihre 
Schutz- und Selbstbestimmungsspielräume (vgl. Dragässer/Sellach 1999: 58ff .) 
gesichert werden. Neben dem eigenständigen Zugang zur Arbeitslosen-, Kran-
ken- und Rentenversicherung rücken daher Kinderbetreuungseinrichtungen und 
Erziehungsgeld, berufl iche Weiterbildungs- und Förderungsmaßnahmen nach 
Erziehungs- und Pfl egezeiten, „Mütterzentren“ und soziale Dienste für Frauen 
in vielfach belastenden Lebenssituationen ebenso in den Blick wie „Geburtshäu-
ser“, Frauenbildungs- und Frauengesundheitszentren oder Zufl uchtsstätten und 
Beratungsstellen im Falle von (sexualisierter) Gewalt.

Hierbei verdeutlichen die vielfältigen feministischen Projekte, insbesondere im 
Bereich von Beratung, Bildung und Berufsqualifi zierung, Gesundheit, Sexualität 
und Gewalt, wie citizenship im Horizont von Geschlechtergleichheit und -ge-
rechtigkeit im Sinne eines integrierten Konzepts (vgl. Lister 2007) erweitert bzw. 
wie das wohlfahrtsstaatliche Geschlechterregime transformiert werden muss, um 
einen uneingeschränkten Subjektstatus von Frauen zu ermöglichen. Im Folgenden 
soll dies exemplarisch für die Forderungen nach generativer Selbstbestimmung, 
nach einem gewaltfreien Leben im sozialen Nahraum sowie nach Umverteilung 
und Anerkennung von Haus- und Erziehungsarbeit nachgezeichnet werden.

4. Das Recht auf generative Selbstbestimmung

Die Forderungen der Neuen Frauenbewegung nach dem Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen über ihre Generativität im Rahmen der „Aktion 218“ gilt als Kris-
tallisationspunkt der sich konstituierenden Neuen Frauenbewegung im Kontext 
des sozial-liberalen Reformklimas der Bundesrepublik Deutschland in der ersten 
Hälft e der 1970er Jahre. Für ihre Forderung nach ersatzloser Streichung des 
Abtreibungsverbots, der Übernahme der Kosten durch die Krankenkassen, dem 
Einsatz einer weniger schmerzhaft en und gefahrloseren Methode des Schwanger-
schaft sabbruchs, umfassender sexueller Aufk lärung für alle und freiem Zugang 
zu Verhütungsmitteln organisierte die Neue Frauenbewegung zum einen über 
viele Jahre Formen der öff entlichen und kollektiven politischen Einfl ussnahme 
auf den parlamentarischen Entscheidungsprozess zur Reform des §218. Zum 
anderen entwickelte die Neue Frauenbewegung im Rahmen ihrer Kampagne 
gegen den §218 die politische Strategie der am Rande der Illegalität angesiedelten 
Selbsthilfe, wie die Vermittlung von Adressen von Abtreibungskliniken in den 
Niederlanden und England oder medial bekannt gemachte kollektive Fahrten 
in diese Kliniken. Mit einer knappen Mehrheit der sozial-liberalen Koalition 
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wurde 1974 die „Fristenregelung“ kodifi ziert, mit welcher der Gesetzgeber die 
Möglichkeit eines straff reien Abbruchs in den ersten drei Monaten einräumte. 
Vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) außer Kraft  gesetzt und 1975 für ver-
fassungswidrig erklärt (BVerfGE 39,1-68) verabschiedete der deutsche Bundes-
tag 1976 eine reformulierte Reform des §218, die nun eine Indikationsregelung 
festschrieb.3

Auch im erneut notwendig gewordenen Gesetzgebungsverfahren zur Refor-
mulierung des §218 zu Beginn der 1990er Jahre organisierte die Frauenbewegung 
vielfältige Aktionen und Kampagnen in den alten und neuen Bundesländern. Die 
nach der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten erforderlich gewordene 
Neuregelung des Abtreibungsrechts durch den Gesetzgeber scheiterte erneut am 
Einspruch des BVerfG im Jahr 1992 (BVerfGE 88, 203-366). Mit dem „Schwan-
geren- und Familienhilfegesetz“ wurde der Streit um die Abtreibungsnormen im 
selben Jahr beendet. Die neue Regelung schränkt die Möglichkeiten zur straff reien 
Abtreibung und somit das Selbstbestimmungsrecht und die Gewissensfreiheit 
der Frau weiter ein: Die festgeschriebene Zwangsberatung unterliegt dem Schutz 
des „ungeborenen Lebens“ und nur noch bei einer medizinischen oder krimino-
logischen Indikation werden Schwangerschaft sabbrüche vom Leistungskatalog 
der gesetzlichen Krankenkassen erfasst.

Dieser über zwanzig Jahre erfolglos geführte Kampf der Neuen Frauenbewe-
gung um eine Entkriminalisierung der Abtreibung bringt in besonderer Weise 
die Ungleichstellung von Frauen als zweitrangige Staatsbürgerinnen zum Aus-
druck, „denn von einer vergleichbaren rechtlichen Reglementierung der Gene-
rativität von Männern war nirgendwo die Rede“ (Kontos 2004: 436). Gegen 
den Widerstand der organisierten Gegenbewegung von „Lebensschützern“, 
gegen die medial einfl ussreichen christlichen Kirchen, konservative Politiker, 
Ärzteverbände, Richter, juristischen Experten sowie eine seit 1982 bestehende 
Regierungskoalition aus Christlich-Konservativen und Wirtschaft sliberalen und 
mit schwachen Bündnispartnern aus Organisationen der Wohlfahrtsverbände 
bezogen sich ihre Forderungen und politischen Strategien auf die Erfahrungen 
von Frauen, nur einen eingeschränkten Subjektstatus gewährt zu bekommen. Die 
Neue Frauenbewegung richtete ihr Ziel auf die Erweiterung der Handlungs- und 

3 Diese sah eine Straff reiheit des Abbruchs in den ersten 12 Schwangerschaft swochen 
nur dann vor, wenn die Schwangere von einem Arzt oder einer staatlich anerkannten 
„Schwangerschaft skonfl iktberatungsstelle“ eine soziale, medizinische oder krimi-
nologische Indikation erstellt bekam. Die Kosten des Eingriff es übernahmen die 
Krankenkassen.
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Selbstbestimmungsspielräume von Frauen in Bezug auf ihre Körper, Sexualität 
und Gesundheit. So umfassten ihre Argumentationen nicht nur die Skandali-
sierung der gesellschaft lichen Kontrolle der individuellen Gebärfähigkeit von 
Frauen, sondern auch die Forderung nach Zugang zu wohlfahrtsstaatlicher Ge-
sundheitsversorgung. Zudem politisierte die Neue Frauenbewegung auch nach 
Verabschiedung des liberalisierten §218 die Kluft  zwischen dem vom deutschen 
Wohlfahrtsstaat allen BürgerInnen garantierten Anspruch auf medizinische Ge-
sundheitsversorgung mit bestmöglicher Qualität unter Wahrung ihrer mensch-
lichen Würde und Freiheit auf der einen Seite und der völlig unzureichenden 
und entwürdigenden Realität für ungewollt schwangere Frauen hinsichtlich der 
bestehenden Möglichkeiten von Indikationsstellung, Eingriff  und Folgebehand-
lung auf der anderen Seite, die sich insbesondere für Frauen in kleinstädtischen 
und ländlichen Gebieten auft ut.

5. Das Recht auf ein gewaltfreies Leben im sozialen Nahraum

Im denkbar größten Unterschied zur äußerst eingeschränkten Umsetzung der 
Forderungen der Neuen Frauenbewegung nach generativer Selbstbestimmung 
für Frauen, kann das am 1. Januar 2002 in der Bundesrepublik in Kraft  getretene 
„Gewaltschutzgesetz“4 – Teil des drei Jahre zuvor beschlossenen „Aktionsplans 
zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen“ – als der vorläufi ge Höhepunkt 
des Einfl usses der politischen Forderungen der Neuen Frauenbewegung auf 
wohlfahrtsstaatliche Geschlechterpolitik bewertet werden. Das Gesetz und 
alle weiteren im Aktionsplan gebündelten Maßnahmen zur Gewaltprävention, 
Förderung der Kooperation und Vernetzung von Hilfsangeboten, Täterarbeit 
und internationaler Zusammenarbeit veranschaulichen eindrücklich, „daß die an 
unterschiedliche gesellschaft liche Bereiche gerichteten feministischen Strategien 

4 Das „Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und 
Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Tren-
nung“ begründet die polizeiliche Intervention in Form von Schutzanordnungen, d.h. 
den Verweis des Täters aus der Wohnung sowie Kontakt- und Näherungsverbote zum 
Opfer (BGBl. I 2001: 3513). Neu ist der Ansatz, dass der Schläger gehen muss, wäh-
rend das Opfer bleibt: Die Gewaltbetroff enen können nun per Eilanordnung leichter 
vor Gericht durchsetzen, dass ihnen die gemeinsame Wohnung zeitlich befristet oder 
dauerhaft  zur alleinigen Nutzung zugewiesen wird. Dies sollte gerade dann erfolgen, 
wenn das Wohl im Haushalt lebender Kinder gefährdet ist. Dabei ist die mögliche 
Zuweisung nicht mehr nur auf Ehewohnungen beschränkt, da sie auch für alle auf 
Dauer angelegten häuslichen Gemeinschaft en gilt.
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gegen Gewalt an Frauen politisch folgenreich waren“ (Schäfer 2002: 201). So 
gehört das politische Sichtbarmachen der vielfältigen Formen, des Ausmaßes, der 
Ubiquität und der individuellen und gesellschaft lichen Folgen der Gewalt gegen 
Frauen sowie der Aufbau und die Professionalisierung eines weit gefächerten 
Netzes feministischer Selbsthilfeprojekte für Gewalt betroff ene Frauen ebenso 
zu den anerkannten Erfolgen der Frauenbewegung wie die Durchsetzung der von 
ihr vorgenommenen Re-Defi nition von Misshandlung und sexueller Gewalt als 
einem sozialen Problem (vgl. Dobash/Dobash 1992), von dem sich (Wohlfahrts-)
Staat und Gesellschaft  nicht mehr abwenden können.

Im Anschluss an das im März 1976 in Brüssel organisierte internationale 
Tribunal über „Verbrechen gegen Frauen“, anlässlich dessen Frauen aus allen 
Kontinenten, Kulturen und politischen Systemen ihre unterschiedlichen Ge-
walterfahrungen dokumentierten und als Ausdruck patriarchaler Macht- und 
Herrschaft sverhältnisse politisierten, setzte auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Phase der Gründung von „autonomen Frauenhäusern“ als Zufl uchts-
stätten für misshandelte Frauen und ihre Kinder ein. Die hier tätigen Frauen 
verstanden ihr Engagement als politische Arbeit, indem sie zum einen die Gewalt 
gegen Frauen mit Hilfe kontinuierlicher Öff entlichkeitsarbeit skandalisierten 
und zum anderen Gewalt betroff enen Frauen „Hilfe zur Selbsthilfe“ anboten. 
Hierbei orientieren sie sich bis heute an der Leitidee der „Parteilichkeit“ für und 
„Solidarität“ mit den Zufl ucht suchenden Frauen, die nicht zum Objekt einer 
bevormundenden sozialadministrativen Expertokratie und Sozialarbeit werden 
sollen, sondern welchen sie Alternativen zu ihrem bisherigen, von Zwang und 
Gewalt geprägten Leben aufzeigen und sie zu selbstbestimmter Handlungsfä-
higkeit ermutigen wollen.

Der Kampf um eine bundeseinheitliche Finanzierung der unterdessen annä-
hernd 400 autonomen bzw. von Kommunen und Wohlfahrtsverbänden getrage-
nen Schutzeinrichtungen in den alten und neuen Bundesländern hält bis heute 
an. Gleichwohl zeichnen sich die Auswirkungen des issues „Recht auf Schutz 
vor Gewalt im sozialen Nahraum“ auf wohlfahrtsstaatliche Geschlechterpolitik 
überdeutlich ab. So gelang es der Neuen Frauenbewegung zum einen, ihre For-
derungen nach rechtlichen Reformen, konkret Regelungen des Familienrechts, 
Aufenthaltsbleiberechts, Sexualstrafrechts und Bundessozialhilfegesetzes gegen-
über dem Wohlfahrtsstaat durchzusetzen: Der bundesdeutsche Staat bekennt sich 
seit der zweiten Hälft e der 1990er Jahren dazu, Frauen vor Gewalt im sozialen 
Nahraum schützen zu müssen und diese Gewalt abbauen zu wollen. Zum anderen 
hat der bundesdeutsche Wohlfahrtsstaat die autonomen Projekte als professionell 
anerkannte Einrichtungen in das psychosoziale Hilfeangebot von Kommunen 
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und Regionen eingebunden, so dass sie vielerorts im Rahmen von Kooperations- 
und Interventionsprojekten und an „Runden Tischen“ gegen häusliche Gewalt 
neben Männergruppen, Gleichstellungsstellen, Polizei, Justiz und Sozialbehörden 
mitarbeiten. Die professionalisierten „autonomen Frauenhäuser“ werden „als Teil 
des sozialen Netzes gesehen, und zwar sowohl von den Frauen als auch von den 
Behörden“ (Brückner/Hageman-White 2001: 104).

Diese Erfolge der Forderungen der Neuen Frauenbewegung gegenüber dem 
Wohlfahrtsstaat sind nicht zuletzt ohne den Rückenwind durch die transnational 
vernetzt agierenden Frauenbewegungen undenkbar, denen es gelang, Gewalt ge-
gen Frauen im Horizont der Menschenrechte zu Beginn der 1990er Jahren auf die 
politische Weltbühne zu bringen und die Vereinten Nationen zur Schaff ung einer 
völkerrechtlichen Konvention, der „Deklaration über die Beseitigung der Gewalt 
gegen Frauen“ zu veranlassen, die wiederum zum Bezugspunkt der nationalen 
Frauenbewegungen für die Durchsetzung ihrer Forderungen werden konnte 
(Dackweiler 2000). Auch der bundesdeutsche Wohlfahrtsstaat übernimmt 
nun die Verantwortung gegenüber der körperlichen und seelischen Integrität 
von Frauen in der Privatsphäre und sieht sich in der Pfl icht, zur Beseitigung 
geschlechtsbezogener Gewalt entscheidend beizutragen.

6.  Umverteilung und monetäre Anerkennung von 
Haus- und Versorgungsarbeit

Ähnlich wie beim issue der Gewalt gegen Frauen erhielt die Diskussion über die 
Re-Organisation und Umverteilung der ebenso gesellschaft lich notwendigen wie 
unbezahlten, entwerteten und missachteten Haus- und Versorgungsarbeit durch 
internationale feministische Bewegungsdebatten Antrieb. Der 1971 in Italien 
organisierte Kongress zu „Lohn für Hausarbeit“ und die zum selben Th ema 
verfasste Publikation von Mariarosa Dalla Costa und Selma James (1973) führ-
ten etwa während der ersten und zweiten „Sommeruniversität für Frauen“ in 
Berlin in den Jahren 1976 und 1977 zu einer intensiven Auseinandersetzung in 
der Neuen Frauenbewegung über die Frage der Bedingungen von Mutterschaft  
und die politische Strategie der Bezahlung der Haus- und Erziehungsarbeit 
von Frauen durch den Staat (Bock/Duden 1977). Hier wie an anderen Orten 
wurden die Chancen einer politischen Umsetzung der Forderung nach „Lohn 
für Hausarbeit“ hoch kontrovers diskutiert und Anknüpfungspunkte für eine 
Umsetzung der Forderung in den familien- und sozialpolitischen Debatten der 
sozial-liberalen Regierungskoalition gesucht, „etwa bei der Rentenreform, beim 
Tagesmüttermodell, dem bezahlten Hausarbeitstag, dem Versorgungsausgleich 
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im Scheidungsrecht usw., um Ansätze zu einer gesellschaft lichen Anerkennung 
und Entlohnung von Hausfrauenarbeit aufzuweisen und daran Forderungen 
nach einer Ausweitung der Entlohnung zu binden“ (Kontos 1991: 96).

Doch die Forderung wurde von vielen als ein strategischer Fehler eingeschätzt, 
davon ausgehend, dass ein Hausarbeitslohn auf Höhe eines Taschengeldes ange-
siedelt nur zu einer weiteren Verfestigung der Geschlechter hierarchisierenden 
Arbeitsteilung führen würde: Die „Lohn-für-Hausarbeit“-Initiativen der Neuen 
Frauenbewegung lösten sich daher wieder auf. Erst im Jahr 1986, nun vor dem 
Hintergrund einer konservativen Frauen- und Familienpolitik der Regierungspar-
tei CDU, die von „Mütterlichkeit im neuen Gewand“ sowie der „sanft en Macht 
der Familie“ sprach und „Wahlfreiheit“ von Frauen zwischen Familie und Beruf 
propagierte, gelangte die Forderung wieder auf die frauenbewegungspolitische 
Agenda. Frauen aus dem Umfeld der „Grünen“ organisierten einen Kongress un-
ter dem Motto „Leben mit Kindern – Mütter werden laut“ und dokumentierten 
dessen Ergebnisse in Form eines „Müttermanifests“ (1988). Das Manifest, das 
sowohl auf große Resonanz in der Medienöff entlichkeit stieß als auch heft ige 
Kontroversen unter Feministinnen in den Gewerkschaft en, Parteien und Kirchen 
auslöste, forderte eine „Grundsicherung“ von Müttern ohne Anbindung an eine 
Erwerbstätigkeit und zugleich die gesellschaft liche Aufwertung der Haus- und 
Erziehungsarbeit (Pass-Weingartz/Erler 1989).

Auch wenn die Forderungen des „Müttermanifests“ ebenso wenig wie die nach 
einem wohlfahrtsstaatlichen „Lohn für Hausarbeit“ in den Folgejahren realisiert 
wurden, ging von ihnen zum einen ein starker Impuls zur Verbreiterung der von 
Frauen bzw. Eltern selbst organisierten und am Selbsthilfeprinzip orientierten 
„Mütterzentren“5 in der Bundesrepublik aus. Diese werden von Kommunen und 
Landesregierungen fi nanziell unterstützt und haben sich unterdessen mit „Müt-
terzentren“ aus anderen europäischen Staaten politisch vernetzt. Zum anderen 
wurden die Diskussionen über die Bezahlung von Haus- und Erziehungsarbeit 
zum Kristallisationspunkt einer international geführten, feministischen Ausein-
andersetzung über die „politics of care“, in deren Kontext eine Neukonzeption der 
Generierung sozialer Rechte gefordert wird: Soziale Rechte gelte es nicht mehr 
nur über marktvermittelte Erwerbsarbeit und die hierauf beruhende Fähigkeit, 

5 Mütterzentren verstehen sich als öff entliche Räume, in welchen Frauen ihre Erfahrun-
gen im Zusammenleben mit Kindern auf gleichberechtigter Ebene austauschen. Alle 
Angebote werden von den beteiligten Müttern selbst organisiert, die als Expertinnen 
ihrer Erfahrungen gelten. Die Übernahme von Aufgaben im Mütterzentrum, wie 
Kinderbetreuung, Kurse oder Cafédienst sollen mit einem Honorar vergütet werden 
(vgl. Kortendiek 1999).
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eine Familie zu ernähren, zu erlangen. Sondern Rechte und Pfl ichten sollen den 
Staatsbürgerinnen und -bürgern sowohl als Erwerbsarbeitenden als auch Fürsor-
genden und Pfl egenden zukommen. Mit dem Ziel eines geschlechteregalitären 
„postindustriellen Wohlfahrtsstaates“ sollen beide Geschlechter sich gleicherma-
ßen der Care-Arbeit widmen: Eine „erwachsene Erwerbsperson“ („adult-worker“) 
wäre dann stets zugleich auch eine Versorgungsperson („adult-carer“), was einem 
„universellen Betreuungsmodell“ (vgl. Fraser 2001:98ff .) entspräche.

Zwar realisierte sich die Forderung einer Bezahlung von Haus- und Erzie-
hungsarbeit nicht, doch begannen wohlfahrtsstaatliche Politiken ab Mitte 
der 1980er Jahre – wenn auch in äußerst bescheidenem Ausmaß – zunächst 
Erziehungs-, dann auch Pfl egearbeit von Frauen zu „entlohnen“: So wurde die 
Erziehungsarbeit im Zuge der Rentenreformen 1987 und 1992 zur eigenständigen 
Quelle für (minimale) Rentenansprüche. Der Gesetzgeber normierte 1986 sowohl 
einen „Erziehungsurlaub“ als unbezahlte Freistellung für die Versorgung und 
Erziehung eines Kindes unter drei Jahren mit Kündigungsschutz bei unbefriste-
ten Arbeitsverhältnissen, als auch ein pauschaliertes „Erziehungsgeld“ zunächst 
beschränkt auf 6 Monate später schrittweise ausgebreitet auf das erste und zweite 
Lebensjahr des Kindes als einkommensabhängige Familienleistung. 1995 wurde 
die „Pfl egeversicherung“ geschaff en, die im Falle häuslicher Pfl ege auch pfl egen-
den Angehörigen eine nach Pfl egeaufwand gestaff elte monatliche Geldleistung 
gewährt und – sollte keine Erwerbstätigkeit über 30 Wochenstunden bestehen 
– auch Beiträge zur Renten- und Unfallversicherung übernimmt (vgl. Riegraf/
Th eobald in diesem Band). Höhepunkt dieser Reformen des wohlfahrtsstaatli-
chen Geschlechterregimes ist die 2006 von der Legislative verabschiedete und der 
Rot-Grünen-Koalition ausgearbeitete Gesetzesnovelle zum „Elterngeld“, mit dem 
erstmals in der Geschichte des deutschen Wohlfahrtsstaates Frauen und Männer 
für die Übernahme von Erziehungsarbeit eine dem Äquivalenzprinzip des deut-
schen Sozialversicherungssystems entsprechende Transferzahlung erhalten: Seit 
dem 1. Januar 2007 beziehen Eltern für die Übernahme von Versorgungs- und 
Erziehungsaufgaben in den ersten 12 Lebensmonaten ihres Kindes 67 Prozent 
ihres Nettolohns als Kompensation, gesockelt auf maximal 1.800 Euro monatlich. 
Hierbei schrieb die Große Koalition von Christ- und SozialdemokratInnen eine 
zweimonatige Verlängerung des „Elterngeldes“ für den Fall vor, dass – in der 
Regel – der Vater mindestens zwei Monate der Transferzahlungen in Anspruch 
nimmt, also Erwerbsarbeit zugunsten der Übernahme von Erziehungsarbeit 
zurückstellt. Damit folgten die Regierungsparteien erstmals der feministischen 
Forderung, eine Umverteilung von care-Arbeit zwischen den Geschlechtern 
durch monetäre Anreize zu bestärken.
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7.  Ambivalente Erfolge unter paradoxen 
Handlungsbedingungen – ein Fazit

Entlang der skizzierten Rekonstruktion von drei zentralen issues der Neuen 
Frauenbewegung hinsichtlich der Re-Defi nition sozialer Rechte fällt eine resü-
mierende Antwort auf die Frage nach den Auswirkungen der Forderungen und 
Strategien dieser kollektiven Akteurin auf das fordistische und sich abzeichnende 
post-fordistische Geschlechterregime in mehrfachen Sinne ambivalent aus.

So lässt sich festhalten, dass die Liberalisierung des §218 zwar die Hand-
lungsspielräume für ungewollt schwangere Frauen vergrößert hat, doch kann 
die Forderung nach dem Recht auf generative Selbstbestimmung als gescheitert 
gelten, schreibt doch der Gesetzgeber weiterhin die Strafbewehrung gegenüber 
einem Schwangerschaft sabbruch vor und verpfl ichtet die ungewollt schwangere 
Frau zur Zwangsberatung, die sich vor ihre Gewissensentscheidung schiebt. Diese 
Beratung steht zudem im Horizont des staatlichen Schutzes des Ungeborenen 
als Rechtssubjekt, das vor den Interessen und Bedürfnissen der schwangeren 
Frau als Staatsbürgerin rangiert. Die fl ankierenden Maßnahmen des Gesetzge-
bers zum „Schwangeren- und Familienhilfegesetz“, wie der seit 1996 bestehende 
sozialgesetzliche Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz für Kinder ab 
dem dritten Lebensjahr (SGB VIII, § 24), aber auch das zum 1. Januar 2005 in 
Kraft  getretene „Tagesbetreuungsausbaugesetz“ (TAG) zum qualitätsorientierten 
und bedarfsgerechten Ausbau der Kinderbetreuung insbesondere für Kinder 
unter drei Jahren, das bis zum 1. Oktober 2010 die Schaff ung von bundesweit 
230.000 zusätzlichen Plätzen in Kindertagesstätten, Krippen oder bei Tages-
müttern vorsieht, lassen sich als Erweiterung der sozialen Rechte hinsichtlich 
der Bedürfnisse von (erwerbstätigen) Frauen mit Kindern verstehen. Zugleich 
verweist die heute – angesichts der Auseinandersetzungen um Genforschung und 
den Rückgang der Geburtenzahlen – verschärft e Virulenz des gesellschaft lichen 
Konfl ikts darüber, ob Frauen über ihre Generativität in der Frühphase einer 
Schwangerschaft  selbstbestimmt entscheiden dürfen oder nicht, darauf, dass an 
diesem existentiellen Punkt eine Vielzahl politischer Akteure den Subjektstatus 
und den Grad an Handlungsfähigkeit von Frauen für ihre Interessen zu bestim-
men suchen (vgl. Dackweiler 2006).

Zugleich gilt es zu konstatieren, dass sich die kollektiven Kämpfe für die-
sen issue insbesondere im Bereich der Gesundheitsdienste, der medizinischen 
Forschung sowie der Normen sexueller Identitäten auf wohlfahrtsstaatliche 
Geschlechterpolitik nachhaltig ausgewirkt haben: Die Neue Frauenbewegung 
hinterfragte mit ihrer politischen Strategie der Selbsthilfe, die Ende der 1970er 
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Jahre in der Gründung von Frauengesundheitszentren mündete, ein misogynes 
und androzentrisch verzerrtes Gesundheitssystem. Indem sie somit ein akademi-
siertes und industrialisiertes medizinisches Wissens- und Defi nitionsmonopol 
über weibliche Körperprozesse und weibliches Körpererleben, Schwangerschaft , 
Geburt und Empfängnisverhütung angriff , das die Normierungen heterosexueller 
Identitäten und Praxen zementierte, gelang es ihr, weitreichenden Einfl uss auf 
die Revision sozialer BürgerInnenrechte zu bewirken. Dies zeigt sich beispielhaft  
an der fi nanziellen Unterstützung von „Geburtshäusern“ durch Kommunen und 
Bundesländer, d.h. einer an den Bedürfnissen von Frauen orientierten Geburtshil-
fe, oder der Annerkennung der Expertise feministischer Frauengesundheitszent-
ren, z. B. für deren Beratungsangebote in Bezug auf Mammographie-Screening, 
Brustkrebstherapien oder der Hormonbehandlung im Klimakterium (vgl. Schü-
cking et al. 2003). Dieser Einfl uss ist jedoch auch einem anhaltend wachsenden 
Gesundheitsmarkt geschuldet, auf welchem die gebildete und wohlhabende 
Konsumentin zwischen Angeboten einer traditionellen und frauengesundheits-
bewussten Schulmedizin, zwischen feministisch informierter Gegenexpertise 
und Alternativmedizin „selbstverantwortlich“ wählen kann, wählen soll und 
wählen muss. Für jene Frauen, die weder über hinreichend fi nanzielle Mittel 
noch über den Zugang zu ihnen verständlichen Informationen verfügen, bestehen 
diese Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedensten, im Wettbewerb stehenden 
vermarktlichten Angeboten jedoch nicht bzw. nur eingeschränkt.

Neben dem begrenzten Erfolg der strafrechtlichen Liberalisierung und dem 
großen Einfl uss auf ein allererst durch die Frauenbewegung vorangetriebenes, 
wenn auch unterdessen kommerzialisiertes „Frauengesundheitsverständnis“ gilt 
es zuletzt zu markieren, dass auch die feministische Diskussion über generative 
Selbstbestimmung vor dem Hintergrund von embryonaler Stammzellenfor-
schung und der mit ihr verbundenen ethischen Debatten, von Pränataldiagnos-
tik und -technik sowie ungewollt kinderloser Frauen und ihrem Anspruch auf 
Zugang zu jeglicher verfügbarer Reproduktionsmedizin, also auch mit Blick auf 
Leihmutterschaft  und künstliche Befruchtung, komplexer und ambivalenter 
geworden ist als in den 1970er und 1980er Jahren. Die Kommerzialisierung 
bzw. Kommodifi zierung der Gebärfähigkeit von Frauen, weiblicher Keim- und 
embryonaler Stammzellen einerseits und die gesellschaft lich mehr und mehr 
erwünschte Schwangerschaft sunterbrechung im Falle einer durch Amniozentese 
festgestellten Chromosomenerkrankung wie dem „Down-Syndrom“ andererseits, 
macht den zu Beginn der Neuen Frauenbewegung so mobilisierenden politischen 
Kampfbegriff  der „Selbstbestimmung“ kontroverser (vgl. Lenz/Mense/Ulrich 
2004) und steigert den Bedarf kritischer (Selbst-)Refl exion der Bewegung hin-
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sichtlich dessen unhinterfragter Verwendbarkeit. Dies nicht zuletzt deshalb, weil 
generative Selbstbestimmung unterdessen passfähig zu sein scheint mit einem 
neoliberalen Verständnis persönlicher Marktfreiheit beider Geschlechter und 
dem neoliberalen Leitbild der Selbstführung und Selbstverantwortung, das – 
verkürzt auf scheinbar bestehende individuelle und marktvermittelte Kontrolle 
und Machbarkeit zur Begrenzung individualisierter sozialer Risiken in den glo-
balisierten kapitalistischen Ökonomien – Abhängigkeit und Bedürft igkeit von 
Menschen im Lebenslauf ausblendet.

Im Falle des issues der Erweiterung sozialer Rechte um „Schutz vor Gewalt“ 
stellt sich der erlangte Status quo als Erfolgsgeschichte der Neuen Frauenbewegung 
dar. Verantwortlich für Gewalt gegen Frauen als Menschenrechtsverletzung sind 
gemäß der UN-Deklaration, welche von der Bundesrepublik ratifi ziert wurde, 
sowohl der bzw. die individuelle TäterIn als auch staatliche Institutionen, wenn 
diese es versäumen, die gegen Frauen von „Privatpersonen“ gerichtete Gewalt 
im sozialen Nahbereich zu ahnden und die TäterInnen zur Rechenschaft  zu 
ziehen. Mit dem „Aktionsplan“ verfolgen wohlfahrtsstaatliche Politiken nicht 
nur die Absicht, durch eine Institutionalisierung der Kooperation verschiedener 
Behörden und Hilfeeinrichtungen, also von Polizei, Strafj ustiz, Zivil- und Fami-
liengerichten, RechtsanwältInnen, Gleichstellungsbeauft ragten, Jugendämtern, 
Migrationsbeauft ragten, den Einrichtungen zur Unterstützung betroff ener Frau-
en und Projekte zur Arbeit mit gewalttätigen Männern, den Schutz von Frauen 
vor (sexualisierter) Gewalt zu vergrößern. Für die Gewährleistung dieses Schutzes 
bezieht diese Politikstrategie auch die Expertise der „autonomen“ Frauenhäuser 
und Beratungsstellen auf gleichberechtigter Ebene mit anderen AkteurInnen 
ein. So lässt sich festhalten: Der Rechtsanspruch auf sexuelle, körperliche und 
seelische Integrität, auf ein gewaltfreies Leben auch im Bereich von Ehe, Familie 
und intimen Beziehungen und auf die Unterstützung als Opfer von (bis heute 
mehrheitlich von Männern gegen Frauen ausgehender) Gewalt ist unterdessen 
selbstverständlicher Bestandteil sozialer StaatsbürgerInnenrechte geworden.

Doch auch in dieser Erfolgsgeschichte gilt es, auf die Durchsetzbarkeit der 
feministischen Forderungen auf Grund ihrer Anschlussfähigkeit zu neoliberalen 
Leitprinzipien hinzuweisen. Denn der zu gewährende Schutz körperlicher und 
seelischer Integrität von Frauen vor Männergewalt konveniert sowohl mit einem 
veränderten Staatsverständnis als auch mit veränderten Leitbildern und Subjek-
tivierungen beider Geschlechter: Im Rahmen der Bestrebungen zur Ausdehnung 
der Warenförmigkeit und Vermarktlichung annähernd aller gesellschaft lichen 
Bereiche sowie einer entfesselten Wettbewerbssteigerung, sprich Liberalisierung 
und De-Regulierung zum einen, der Maßnahmen zur Integration weitestgehend 
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aller erwerbsfähigen Bürger und Bürgerinnen in den Arbeitsmarkt, also der 
Realisierung der Leitidee der geschlechtsneutralen „ErwerbsbürgerIn“, d.h. der 
Kommodifi zierung und Flexibilisierung zum anderen und zuletzt des Abbaus 
wohlfahrtsstaatlicher Leistungen und solidarischer Sicherungssysteme, also der 
Re-Kommodifi zierung, werden Frauen und Männer als freie, gleiche und eigen-
verantwortliche Marktindividuen „angerufen“ (vgl. Althusser 1977: 140). Die 
im schumpeterianischen Wettbewerbsstaat von diesen Subjekten im Rahmen 
neoliberaler „Gouvernementalität“ (Foucault 2000: 65) abverlangte Selbstfüh-
rung und Selbstverantwortung ist kaum vereinbar mit einem gewaltförmig durch-
gesetzten Dominanzanspruch von Männern über (Ehe-)Frauen. Oder anders 
formuliert: Die der neoliberalen Gouvernementalität als Grundton eingewobenen 
Freiheitsversprechen und Freiräume auch für die persönliche Entwicklung und 
Lebensgestaltung – deutlich etwa an den aktuellen politischen Debatten über das 
Adoptionsrecht im Rahmen der „eingetragenen Lebenspartnerschaft “ – können 
die in Intimbeziehungen, in Ehe und Familie ausgeübte (sexualisierte) Gewalt 
von Männern gegen Frauen weder als Privatangelegenheit neben sich dulden 
noch als solche ungeahndet lassen.

Darüber hinaus gilt es anzumerken, dass sowohl die durchgesetzte gesellschaft -
liche Ächtung dieser Gewalt als auch die veränderten Handlungsbedingungen 
auf Grund des sich erfolgreichen Einschreibens der Neuen Frauenbewegung 
in wohlfahrtsstaatliche Institutionen und deren Politiken auch ihre eigenen 
Aktivitäten und Ziele verschoben haben: Nicht mehr der politische Impetus der 
Skandalisierung dieser vormals privatisierten, tabuisierten und geduldeten Gewalt 
im Horizont patriarchaler Macht- und Herrschaft sverhältnisse, die aufgehoben 
werden sollen, steht im Mittelpunkt der alltäglichen Arbeit der Aktivistinnen. 
Sondern es besteht der Zwang, die Arbeit auch von „autonomen Frauenhäusern“ 
im Netz Sozialer Dienste durch Organisations- und Qualitätsentwicklung unter 
wachsenden Wettbewerbsbedingungen der „Wohlfahrtsökonomie“ zu sichern 
und zu stabilisieren. Aus der Perspektive materialistischer Staatstheorie lässt sich 
formulieren, dass es dieser sozialen Bewegung – ähnlich wie es Christine Buci-
Glucksmann und Göran Th erborn (1982) für die Arbeiterbewegung in ihren 
Analysen zum „sozialdemokratischen Staat“ herausgearbeitet haben6 – gelungen 
ist, sich den Zugang zu den Staatsapparaten zu erkämpfen, um diesen nun nicht 

6 Für den Hinweis danke ich nachdrücklich Sonja Buckel, die den gesamten Text 
mit großer Sorgfalt kritisch gelesen und mir mit ihren konstruktiven Vorschlägen 
geholfen hat, diesen zu präzisieren.
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mehr agonal gegenüberzustehen, sondern sich als Teil der im Staat materiell sich 
verdichtenden „Kräft everhältnisse“ (Poulantzas 1992: 159) wiederzufi nden.

Zudem trägt die Professionalisierung und Anerkennung der Sozialen Arbeit 
für die Opfer von Männergewalt auch zu einer „Normalisierung“ dieser Gewalt 
bei. Für die Gewaltbetroff enen stehen – so die weithin geteilte Annahme – un-
terdessen hinreichend Beratungs- und Zufl uchtsstätten bereit. Jedoch verbleiben 
die Täter, auch wenn sie nun die gemeinsame Wohnung verlassen müssen, ebenso 
weitgehend im Dunkeln gesellschaft lichen Bewusstseins wie fortbestehende 
maskulinistische Werte und hierarchische Geschlechterordnungen einer ge-
waltförmig aufgeladenen, sexistischen Medienindustrie unthematisiert bleiben, 
die den kulturellen Hintergrund der Gewalt im Geschlechterverhältnis bilden. 
Zuletzt bleibt der bittere Nachgeschmack angesichts dieser Erfolgsgeschichte 
der Neuen Frauenbewegung, die zu einer Transformation von Wohlfahrtsstaat-
lichkeit führte, dass das Ausmaß der Gewalt gegen Frauen und Mädchen bislang 
nicht verringert werden konnte. 

Die Auswirkungen der Forderung der Neuen Frauenbewegung nach einer 
Umverteilung und monetären Anerkennung von Haus- und Versorgungsarbeit 
spiegeln sich in den sukzessive vorgenommenen Reformen im Bereich von Renten- 
und Sozialgesetzen wider. Care-Arbeit ist punktuell und auf niedrigem fi nanzi-
ellem Niveau zur Grundlage sozialer Rechte geworden. Doch kann von einem 
„Systemwechsel“ (noch) nicht die Rede sein: Die von Beginn an von der Neuen 
Frauenbewegung politisierte „doppelte und widersprüchliche Vergesellschaft ung“ 
(Becker-Schmidt 2008) von Frauen, d.h. die institutionalisierte Zuweisung von 
„privater“ Fürsorge-Arbeit einerseits und die hiermit verknüpft e diskriminierte 
Integration von Frauen in marktvermittelte Erwerbsarbeit andererseits, besteht 
fort. Die Widersprüche und Ungleichzeitigkeiten dieses „prekären Zugleich“, das 
nun mit geringen fi nanziellen Transferzahlungen versüßt wird, zeigt sich in der 
erzwungenen Beschäft igungsbereitschaft  alleinziehender Frauen im Horizont 
eines „fordernden und fördenden Wohlfahrtsstaates“, ohne dass bestehende 
Kinderbetreuungseinrichtungen der ihnen von den Arbeitgebern abgeforderten 
zeitlichen Flexibilität und räumlichen Mobilität entsprächen.7

7 So zeigen auch die jüngsten Daten des Statistischen Bundesamtes zu Alleinerzie-
henden (Statistisches Bundesamt 2010), dass deren Armutsrisiko weiterhin beson-
ders groß bleibt, da 41 Prozent aller Ein-Eltern-Familien „Hartz IV“ empfangen. 
Obwohl ihre Erwerbsorientierung hoch ist, mangelt es insbesondere in den alten 
Bundesländern an ausreichenden Kinder(ganztages)betreuung. Hinzu kommt nach 
einer IAB-Studie, dass die 90 Prozent Frauen unter allen Alleinerziehenden nicht 
nur auf dem Arbeitsmarkt, sondern bereits bei der Vermittlung in den Personal-
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Die Situation von Alleinerziehenden durch die „Agenda 2010“ zeigt wie unter 
einem Brennglas die Paradoxien des post-fordistischen Geschlechterregimes: 
Mit ihren Kernpunkten Wachstum, Beschäft igung und Umbau des Sozialstaats 
orientiert sich die Agenda explizit an der „Lissabon-Strategie“, d.h. dem im März 
2000 von den europäischen Staats- und Regierungschefs in Lissabon verabschie-
deten Programm, das zum Ziel hat, die EU bis 2010 zum „wettbewerbsfähigsten 
und dynamischsten wissensgestützten Wirtschaft sraum der Welt“ zu machen 
(Europäischer Rat 2000). Zur Förderung des Beschäft igungswachstums sollen 
Frauen als „untergenutztes“ Potential ausgeschöpft , konkret eine Frauenerwerbs-
quote von 60 Prozent in den EU-Mitgliedsstaaten herbeigeführt werden. Dies 
jedoch unter Beibehaltung der Orientierung an Familie als „Bedarfs-, Solidar- 
und Sorgegemeinschaft “ für hilfebedürft ige Angehörige. Familie und die hier 
zumeist von Frauen erbrachten Leistungen werden also zum „kostengünstigen 
funktionalen Bestandteil des Um- und Abbaus von Wohlfahrtsstaatlichkeit“ 
(Wichterich 2009: 128) genutzt. Diesen Paradoxien suchen gut qualifi zierte 
Frauen und deren Partner mit höheren Einkommen vermehrt durch den Zugriff  
auf die internationale Arbeitsteilung zwischen Frauen zu begegnen, um die not-
wendige berufl iche Mobilität und zeitliche Flexibilität, also ihre Unabhängigkeit 
mit Hilfe privat gekauft er Dienstleistungen von Migrantinnen und illegal sich 
aufh altenden Frauen am Rande der informellen Ökonomie zu gewährleisten (vgl. 
Rerrich in diesem Band). Während jene – auch durch die Kämpfe der Neuen 
Frauenbewegung um Zugang zu (Aus-)Bildung und Arbeitsmarktpartizipation 
sowie Frauenförderung und Gleichbehandlung hinsichtlich berufl icher Kar-
rierechancen von Frauen – ihre Handlungsspielräume auf den Märkten und 
Selbstbestimmungsräume im Privaten erweitern können, kämpfen diese gegen 
Ausbeutung und Illegalisierung an den Rändern der Ökonomie sowie im Kon-
text expliziter wie impliziter rassistischer Zuwanderungs-, Asyl-, Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik (vgl. Schwenken 2003).

An dieser Stelle zeigt sich am prägnantesten, wie die Neue Frauenbewegung 
– analog zu anderen (neuen) sozialen Bewegungen – unintendiert als Motor für 
post-fordistische Re-Regulierungen dient, ohne bislang ihr Ziel einer umfassenden 
Transformation patriarchaler Wohlfahrtsstaatlichkeit im Sinne gerechter und de-
mokratischer Geschlechterverhältnisse realisieren zu können. Dessen eingedenk, 

Service-Agentur benachteiligt werden: „Während nur 11 Prozent der hilfesuchenden 
Frauen eine Vollzeitstelle angeboten wurde, erhielten 26 Prozent der Männer einen 
gleichlautenden Vermittlungsvorschlag“ (www.dgb-frauen.de/themen/vereinbarkeit/
alleinerziehende-und-hartz-iv).



42 Regina-Maria Dackweiler

drängt sich die Frage auf, wie es gelingen kann, das kritische Potential der Frau-
enbewegung gegenüber einer Amalgamierung feministischer Positionen in eine 
neoliberal modernisierte, wohlfahrtsstaatliche Geschlechterpolitik wachzuhalten. 
Oder anders formuliert: Wie vermag es diese soziale Bewegung angesichts ihrer 
Erfolge, Teilerfolge und Misserfolge, eine Instanz der Opposition und Dissidenz 
gegenüber den (neu) gezogenen und legitimierten Linien sozialer Ungleichheit 
zwischen den Geschlechtern zu bleiben, aber auch gegenüber den neuen bzw. sich 
vertiefenden Dimensionen sozialer Ungleichheits- und Herrschaft sverhältnisse 
innerhalb der weiblichen Genusgruppe entlang der sozialen Strukturierungen von 
Klasse, Hautfarbe, nationaler und ethnischer Zugehörigkeit?

Notwendig erscheint mir für die Weiterentwicklung politischer Interventio-
nen, mobilisierungsfähiger Forderungen und Ziele der Neuen Frauenbewegung 
hinsichtlich des Zugangs zu und der Re-Defi nition sozialer Rechte der Rückgriff  
auf das in der Bundesrepublik Deutschland erst seit einigen Jahren diskutierte 
Paradigma und politische Handlungsprogramm der intersectionality (vgl. Knapp 
2005): Dieser Analyse- und Mobilisierungsrahmen sucht die Wechselwirkungen 
bzw. das Zusammenwirken zwischen unterschiedlichen Strukturgebern sozialer 
Ungleichheit und somit unterschiedliche Herrschaft sformen, d.h. Formen der 
Diskriminierung, Ausgrenzung und Unterdrückung bzw. der Dominanz und Pri-
vilegierung innerhalb der weiblichen Genus-Gruppe in den Blick zu nehmen. Für 
die hier verfolgte Fragestellung öff net dies einerseits den Fokus für eine Analyse 
und Politisierung der Verknüpfungen im Umbau befi ndlicher wohlfahrtsstaat-
licher Geschlechter- mit re-regulierten Migrationsregimen. Mit Hilfe letzterer 
versuchen die an einer verbesserten globalen Wettbewerbsfähigkeit orientierten 
Wohlfahrtsstaaten der Europäischen Union die Auswirkungen der von ihnen 
verursachten Paradoxien für ihre jeweiligen Staatsbürgerinnen abzumildern. 
Konkret wird die von ihnen in die Privathaushalte verwiesene care-Arbeit, trotz 
der politisch zugleich intendierten Beschäft igungssteigerung der für diese Arbeit 
zuständigen Frauen, durch Steuerung der Migration in die private Reprodukti-
onsarbeit, also die Rekrutierung einer legalen bzw. Billigung einer illegalisierten 
Dienstbotenklasse vor allem aus Osteuropa, Lateinamerika und den Philippinen 
(Lutz 2007: 228f.), aufgefangen. Das Phänomen der migrantischen weiblichen 
Haushaltsarbeit unter hoch prekären Arbeits- und Lebensbedingungen könn-
te – wie die US-amerikanische Soziologin Arlie Hochschild befürchtet – eine 
„kopernikanische Wende“ hin zu einer globalen Schiefl age in der Verteilung von 
Fürsorgearbeit einläuten (ebd.: 229). Andererseits vermag dieser Analyse- und 
Mobilisierungsrahmen auch die bewegungspolitische Problemstellung der ebenso 
normativ regulierten wie mit Zwang und Gewalt durchgesetzten hierarchisierten 
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Zweigeschlechtlichkeit und heterosexuellen Matrix aufzugreifen. Sowohl jene 
wie diese wird durch wohlfahrtsstaatliche Politiken im Horizont von citizenship 
konstituiert, reproduziert und stabilisiert. Dies systematisch berücksichtigend 
gestalten sich die an queer-politics ausgerichteten Kämpfe um eine Re-Defi nition 
von sozialen Rechten mit Blick auf die Dimensionen der Diskriminierung, Mar-
ginalisierung und Ausgrenzung auf Grund homo-, bisexueller und Transgender-
Identitäten komplexer, als dies in den 1970er und 80er Jahren der Fall war (vgl. 
Hark/Genschel 2003).

Eingelassen in feministische Herrschaft s- und Gesellschaft skritik gilt es mit 
Hilfe des Paradigmas der Intersektionalität geschlechterpolitische Re-Regu-
lie rungsprozesse zu skandalisieren und als Gegengift zu einer neoliberalen 
Vereinnahmung und Sedierung zentraler feministischer Konzepte und issues 
zu nutzen – als Gegenkraft  auch zu den bitteren Früchten ihrer politischen 
Emanzipationsprojekte.
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Birgit Bütow

Das Bedingungslose Grundeinkommen: Feministische 
Positionen, Anschlussstellen und Perspektiven zu einer 
kontroversen Idee und ihren Umsetzungsmodellen 

1.  Einleitung

Die international geführten Debatten über die Idee eines bedingungslosen 
Grundeinkommens (BGE) und dessen Umsetzung in unterschiedlichen Model-
len gehören aktuell zu den interessantesten und spannungsreichsten gesellschaft s- 
und sozialpolitischen Kontroversen. Die gegenwärtige Konjunktur dieser Idee, 
die auf eine lange Geschichte zurückblicken kann (vgl. Vanderborght/van Parijs 
2005) liegt wohl in den derzeitigen substanziellen Problemen von Wirtschaft , 
Gesellschaft  und den sozialen Sicherungssystemen sowie den als dysfunktional 
sich erweisenden Lösungsversuchen begründet. Für eine politisch linke Tradi-
tionslinie der Befürwortung eines BGE in der zweiten Hälft e des 20. Jahrhun-
derts stehen Namen wie Erich Fromm ([1966]1999) und André Gorz (1989). 
In den letzten Jahren haben neben Michael Opielka (2007) und dessen Modell 
der „Grundeinkommensversicherung“, Grözinger et al. (2006) ein Konzept der 
„Teilhabegesellschaft “ und Wolfgang Engler (2005) seine Idee der „Sozialdivi-
dende“ vorgelegt. Zugleich gibt es auch Modelle für ein Grundeinkommen aus 
dem neoliberalen Lager: Prominenteste Vertreter neben dem anthroposophisch 
orientierten Drogeriemarkt-Inhaber Götz Werner (2006) sind zur Zeit zum 
einen Th omas Straubhaar, Direktor des Hamburger WeltWirtschaft sinstituts, 
zum anderen Dieter Althaus, ehemaliger CDU-Ministerpräsident in Th üringen, 
und sein Modell eines „Solidarischen Bürgergeldes“.

Als Minimaldefi nition eines BGE, welche linke und rechte Befürworter – ne-
ben allen Diff erenzen im Detail (s.u.) – teilen, kann die des deutschen „Netzwerk 
Grundeinkommen“ unter Bezugnahme auf das „Basic Income Earth Network“ 
(BIEN) gelten:

„Das Bedingungslose Grundeinkommen ist ein dem Individuum vom politischen 
Gemeinwesen garantierter Transferanspruch. Es wird jedem einzelnen Menschen 
ohne eine sozialadministrative Bedürft igkeitsprüfung (Einkommens- bzw. Ver-

Das Bedingungslose 
Grundeinkommen
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mögensprüfung) und ohne einen Arbeitszwang bzw. die Verpfl ichtung zur Gegen-
leistung in einer die Existenz sichernden und die gesellschaft liche Teilhabe an der 
Gesellschaft  ermöglichenden Höhe garantiert“ (Blaschke 2008:1).

Alle gegenwärtig diskutierten Umsetzungsmodelle, egal welcher politischen Aus-
richtung ihre Vertreter sind, refl ektieren die Verwertungskrise des Kapitalismus 
bzw. die Krise der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft . Doch gehen sie hierbei 
jeweils von völlig unterschiedlichen Prämissen aus und verfolgen divergente 
Ziele: Linke Vertreter eines BGE stellen kapitalistische Herrschaft sverhältnisse 
in Frage und wollen Menschrechte qua Grundeinkommen sichern. Sie sehen 
im Grundeinkommen nicht nur eine individuelle Verteilung einer bestimm-
ten Geldsumme an alle, sondern weisen den Staat eine zentrale, steuernde und 
Gerechtigkeit herstellende Funktion zu und favorisieren eine Vielzahl an fl an-
kierenden sozialpolitischen Maßnahmen. Sie intendieren beispielsweise eine 
Arbeitszeitverkürzung für alle und mehr Gerechtigkeit bei der Verteilung von 
bezahlter und unbezahlter Arbeit, fl ankiert von Maßnahmen zum Ausbau von 
öff entlicher und sozialer Infrastruktur, zum Abbau von Armut sowie einem 
Mindestlohn. Zudem sehen einige Vertreter aus diesem politischen Spektrum 
(bedürft igkeitsgeprüft e) Zusatzleistungen wie Wohngeld oder Sonderbedarfe 
für Personen in besonderen Lebenslagen vor. Die am umfassendsten an gesell-
schaft spolitische und emanzipatorische Zielsetzungen anknüpfenden Modelle 
zielen auf alle Ebenen von Gesellschaft , hierbei Globalität und Naturverhältnissen 
mit einbeziehend, um eine umfassende Demokratisierung zu erreichen (vgl. z.B. 
Blaschke 2008). Demgegenüber geht es Wirtschaft sliberalen um die Sicherung 
der Freiheit des Marktes, was auch bedeutet, dass sie im Falle der Einführung 
eines BGE weitestgehend sämtliche sozialstaatliche Leistungen und Maßnah-
men streichen wollen. Außerdem geht es in der Quintessenz um den Abbau des 
staatlichen Einfl usses bei der Gestaltung des Sozialen mit dem Ziel, diesen auf 
die Ebene der Selbstverantwortung des oder der Einzelnen zu verlagern.

Während also allen Modellen gemeinsam ist, dass eine existenzsichernde Geld-
leistung ohne Bedürft igkeitsprüfung gezahlt werden soll, bestehen Unterschiede 
bezüglich einer Diff erenzierung zwischen Erwachsenen und Kindern sowie hin-
sichtlich der Anspruchsberechtigung in Abhängigkeit vom Aufenthaltsstatus 
bzw. der Staatszugehörigkeit. Sodann unterscheiden sich die Modelle in Bezug auf 
die Höhe des auszuzahlenden Betrages, die zwischen 500 bis 1500 € pro Erwach-
sener und Monat liegt. Und zuletzt diff erieren die Modelle durch die gewählten 
Finanzierungsstrategien, die von einer reinen Mehrwertsteuerfi nanzierung bis 
zur Einkommensbesteuerung mit Sätzen zwischen 25 und 60 Prozent reichen. 
Die bislang am besten fundierten und recherchierten Finanzierungsmodelle sind 
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die von Dieter Althaus bzw. Th omas Straubhaar: Beide weisen viele Parallelitä-
ten und gegenseitige Bezugnahmen auf (Hohenleitner/Straubhaar 2007:69ff .). 
Gleichwohl gilt festzuhalten, dass alle Wirkungsprognosen und Einschätzungen 
auf theoretischen Modellrechnungen basieren. 

Obwohl in internationalen Zusammenhängen Frauen- und Geschlechter-
forscherinnen – im Gegensatz zum deutschsprachigen Raum – sehr intensiv 
ein BGE und mögliche Umsetzungsmodelle aus der Sicht des Nutzens für die 
Transformation der Geschlechterverhältnisse diskutieren, haben diese Beiträge 
in der Gesamtsicht der Diskussionen bislang einen eher marginalen Stellenwert 
(vgl. Robeyns 2007). Dies verweist darauf, dass auch im Kontext dieser Diskus-
sionen die Geschlechterverhältnisse weder als Problemursache noch als mögliche 
Problemlösung berücksichtigt werden. Dieses soll im Folgenden geschehen: Ein 
erster Schritt fokussiert die gegenwärtige Krise des Sozialstaats und des Arbeits-
marktes aus einer feministischen Perspektive als Krise der nicht-thematisierten, 
widersprüchlich organisierten Geschlechterverhältnisse, um von hier aus deren 
(De-)Th ematisierung in den Debatten über ein BGE nachzuzeichnen. In Anbe-
tracht der geringen Rezeption internationaler feministischer Debatten über ein 
Grundeinkommen im deutschsprachigen Raum sollen jene im zweiten Schritt 
zunächst in ihrer Vielfalt vorgestellt werden. Hierbei wird sich die Sozialtheorie 
von Nancy Fraser (2003) über die Vermittlung von Umverteilung und Anerken-
nung als Orientierungspunkt dieser feministischen Diskussionsbeiträge erweisen. 
In einem dritten Schritt werden Anschlussstellen zu bisherigen Diskussionslini-
en aufgezeigt und abschließend soll der Versuch unternommen werden, einige 
Perspektiven zu entwickeln.

2. (De-)Thematisierung der Geschlechterverhältnisse in den 
Diskussionen zum bedingungslosen Grundeinkommen

Der aktuelle gesellschaft liche Kontext lässt sich einerseits als Verlust gesellschaft -
licher Integrationsmuster von Sozialstaat und Arbeitsmarkt, andererseits mit der 
wachsenden Dynamik von Ungleichheitsverhältnissen beschreiben (vgl. Bütow/
Chassé/Hirt 2008:224ff .). Es scheint sich hierbei vordergründig um ein sozialpo-
litisches Verteilungsproblem zu handeln. Die Frauen- und Geschlechterforschung 
hat hingegen immer wieder aufzeigen können, dass diese Probleme untrennbar 
mit den ungelösten Widersprüchen in den Geschlechterverhältnissen verknüpft  
sind. Frauen bekommen nach wie vor weniger Lohn als Männer und arbeiten 
häufi ger als Männer in prekären, unsicheren Verhältnissen. Der Abstand zwi-
schen Frauen und Männern bei den Löhnen beträgt in Deutschland zum Teil 
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25, in einigen Berufen sogar über 40 Prozent (vgl. Sinus Sociovision 2008:13f.). 
Damit gehört Deutschland zu den europäischen „Spitzenreitern“ von Lohnun-
gleichheiten zwischen den Geschlechtern. Das bedeutet, dass Frauen nach wie 
vor einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt sind als Männer. Gleichwohl das 
Familienhaupternährer-Modell auf dem Rückzug ist – insbesondere wegen der 
Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse – gibt es keine Gleichstellung der Ge-
schlechter im Hinblick auf soziale Sicherung und Anerkennung von Haus- und 
Familienarbeit. Die Verstärkung der Familiensubsidiarität seit Einführung der 
Hartz IV-Gesetze bewirkt eine Individualisierung von Fürsorge bei gleichzeitigem 
Rückzug des Staates auf Maßnahmen der Sicherung von Berufs- und Familien-
arbeit (vgl. Stolz-Willig 2005:647; sowie in diesem Band). Die Konstruktion der 
„Bedarfsgemeinschaft “ und die Anrechnung von Partnereinkommen führen zu 
einer „Zwangsvergemeinschaft ung“ mit veralteten Rollenvorstellungen und zu 
dauerhaft en Barrieren der berufl ichen Integration in den Arbeitsmarkt. Auch 
Arbeitsförderungsinstrumente wie „Ich“- oder „Familien“-AGs haben die Situa-
tion von Frauen kaum verbessert, sondern ihre Abhängigkeit von Familien- und 
staatlichen Transferleistungen zementiert (Rostock et al. 2007). Alleinerziehende 
sind einem deutlichen höheren Armutsrisiko als vor der Einführung des SGB II 
ausgesetzt (vgl. Corneließen 2005:90ff .). 

Die wohlfahrtsstaatlichen Lösungsmuster der derzeitigen Krise des Arbeits-
marktes führen demnach durch ihre Instrumente zu einer Vertiefung und Diff e-
renzierung von Ungleichheitsverhältnissen zwischen Frauen und Männern. Diese 
berücksichtigen sowohl in der Vergangenheit als auch Gegenwart die bestehende 
Verknüpfung von Sozialstaat, Erwerbs- und Familienarbeit nicht. Es scheint aber 
notwendig, die Geschlechter- wie auch die Gerechtigkeitsdimension intensiver 
als bislang zu diskutieren. Insofern tangieren Debatten über das BGE und dessen 
Ausgestaltung aus der Sicht der Geschlechterverhältnisse zentrale Fragen zur 
Zukunft  von Gesellschaft , sozialer Sicherheit und Gerechtigkeit.

Vor diesem Hintergrund kann festgestellt werden, dass Modelle eines BGE 
– sowohl vom neoliberalen Lager als auch von den linksreformerischen – grund-
legende Wandlungen des Sozialstaats intendieren und quasi als „General-Lösung“ 
für komplexe gesellschaft liche Probleme fungieren sollen. Alle Modelle zielen 
auf eine Entkopplung von Erwerbsarbeit und sozialer Sicherung, was nach 
Christoph Butterwegge eine unlösbare Fiktion ist: „Allenfalls können Teile 
der Bevölkerung leben ohne zu arbeiten, aber nur so lange, wie das andere (für 
sie) tun und den erzeugten gesellschaft lichen Reichtum mit ihnen teilen. Von 
der Erwerbsarbeit trennen lassen sich bloß der individuelle Rechtsanspruch auf 
Transferleistungen, den jemand geltend macht, und der Zuteilungsmechanismus, 
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nach dem die Zahlungen erfolgen“ (Butterwegge 2007:29f.). Eine ungeteilte 
Zustimmung von Erwerbstätigen wie auch von Besitzenden dürft e es unter den 
gewachsenen Bedingungen sozialer Ungleichheit nicht geben. Das bedeutet, 
dass sämtliche Modelle zwar eine Entkopplung zwischen Erwerbstätigkeit und 
sozialer Sicherheit im Sinne von De-Kommodifi zierung anstreben, keines aber 
das diesem Widerspruch zu Grunde liegende Verhältnis von privater Sorgearbeit 
und öff entlicher Erwerbsarbeit thematisiert. Insofern müssen all diese Debatten 
auf jeweils halbem Weg stecken bleiben.

So verwundert es auch nicht, dass die meisten BGE-Modelle die Geschlech-
terdimension ausblenden, selbst wenn unterdessen auch wirtschaft sliberale 
Ausdeutungen von Geschlechtergerechtigkeit vorliegen: Mit Einführung des 
BGE werde es möglich, dass Frauen „berufl ich noch mutiger neue Wege gehen“ 
(Straubhaar/Meyer-Kainer 2007:2), weil sie sich freier für Familie, Beruf oder 
die Vereinbarkeit beider Bereiche entscheiden könnten und Männer motiviert 
würden, eine neue innerfamiliäre Arbeitsteilung nachhaltig umzusetzen. Diese 
Behauptungen bleiben jedoch ohne entsprechende Analysen genauso auf der 
Ebene von Proklamationen, wie das Grundeinkommen-Modell von Michael 
Opielka, das als „garantistisches Sozialstaatsmodell“ diskutiert wird (Opielka 
2007; 2008). Auch von ihm werden die Geschlechterverhältnisse ausgeblendet 
und damit die Basis, auf welcher Sozialpolitik aufruht, de-thematisiert. Und auch 
auf internationaler und europäischer Ebene werden nach Ingrid Robeyns – eine 
der wichtigsten feministischen Disputantinnen der Gegenwart – Geschlechter-
verhältnisse in den Debatten eher marginal diskutiert:

„(t)he key writers in this area do not really understand what gender is, that is, they 
observe the sex diff erences between man and women, but do not understand that 
most diff erences between men and women are cultural specifi c, and in the part of 
legacy of a sexist and patriarchal history, which continues into the present. Th us, 
key notions such as gender identity, or the content of dominant masculinities and 
femininities, are unknown terrain for most philosophers, economists and social 
policy scholars writing in this fi eld.“ (Robeyns 2007:6).

3.  Thematisierung des BGE aus der Sicht der 
Frauen- und Geschlechterforschung

Debatten der Frauen- und Geschlechterforschung haben eine große Bandbrei-
te zwischen Verfechterinnen, Skeptikerinnen und Gegnerinnen. Die meisten 
internationalen Diskutantinnen des BGE beziehen sich auf das von Nancy Fra-
ser (1996, 2001, 2003) entwickelte alternative Wohlfahrtsstaatskonzept eines 
„universal care worker“, sprich der Erbringung von Versorgungsarbeit durch 
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Frauen und Männer und auf den hier von ihr formulierten Kriterien für Ge-
schlechtergleichheit und Geschlechtergerechtigkeit. Daher sollen hier zunächst 
Frasers Kriterien skizziert und auf ihre Reichweite eingeschätzt werden, um 
sodann die Anschlussstellen an die feministischen Diskussionen über ein BGE 
herauszuarbeiten.

3.1 Das „postindustrielle Gedankenexperiment“ von Nancy Fraser

Die US-amerikanische politische Philosophin und Wohlfahrtsstaatsforscherin 
Nancy Fraser schlägt in einem von ihr als „postindustrielles Gedankenexperiment“ 
bezeichneten Essay sieben „normative Prinzipien“ vor, an denen die Gleichheit der 
Geschlechter messbar werde: Dies sei erstens die individuelle Armutsvermeidung: 
Die eigenständige Existenzsicherung sichere die Unabhängigkeit vom Einkom-
men des Ehepartners und damit von einer Bindung an die Form der Ehe. Zweitens 
gehe es darum, die Ausbeutungs- und Abhängigkeitsverhältnisse abzuschaff en 
und zu verhindern, die mit der Bindung an eine Ehe- und Familienform geknüpft  
sind. Deshalb sei es drittens nötig, dass Frauen und Männer gleiche Einkommen 
bekämen, so dass die versteckte Armut von Frauen und ihren Kindern nach einer 
Scheidung verhindert würde, während sich das des Ex-Manns nach bisherigem 
Recht erhöhe. Das bedeutet auch, bezogen auf den geschlechtersegmentierten 
Arbeits- und Berufsmarkt, dass die Sozial- und Pfl egeberufe eine entsprechende 
gesellschaft liche Anerkennung und gleiche Bewertung wie andere, männlich 
konnotierte Berufe erfahren. Ein ganz anderer Aspekt, der mit dem geringen 
Einkommen und der prekären Absicherung von Frauen verknüpft  ist, kann 
mit fehlender Zeitautonomie und Freizeit umschrieben werden. Deshalb sind 
viertens solche Erwerbsmodelle für Frauen abzulehnen, die verhindern, dass 
Frauen über ihre Frei- und Lebenszeit frei verfügen können. Das fünft e Prinzip 
beinhaltet die gleiche Achtung und den gleichen Status von Frauen, d.h. vom 
Respekt ihrer individuellen Integrität bis zur Achtung ihrer ehrenamtlich geleis-
teten Arbeit. Frauen, die aufgrund ihrer Fürsorgearbeit in Familien Sozialhilfe 
beziehen, dürft en nicht länger als „Sozialschmarotzerinnen“ diff amiert werden. 
Sechstens gehe es darum, die Marginalisierung von Frauen zu bekämpfen und 
dafür zu sorgen, dass Frauen eine gleichberechtigte Teilhabe an allen Bereichen 
des gesellschaft lichen Lebens, in der bezahlten und unbezahlten Arbeit, in der 
Politik und im Gemeinschaft sleben der Zivilgesellschaft  haben. Und schließlich 
siebtens geht es um die Abkehr vom Androzentrismus und die Umverteilung von 
Versorgungsarbeit – und damit um die Grundfesten des aktuellen sozialstaatli-
chen Systems. Das Prinzip der sozialen Sicherheit qua Erwerbsarbeit soll in Frage 
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gestellt und Fürsorgearbeit angemessen ins System sozialer Sicherheit integriert 
werden. Das schließt auch ein, dass Männer durch geeignete Maßnahmen zur 
Fürsorgearbeit motiviert werden sollen und neue Rollenbilder sich entwickeln 
und durchsetzen müssen.

Konzepte, die lediglich den Fokus von Gleichheit oder Diff erenz der Ge-
schlechter thematisieren, müssen nach Fraser (2001) immer einseitig bleiben: Sie 
reproduzierten die Geschlechterverhältnisse und stellten insbesondere männliche 
Normen nicht in Frage. Ihre Prüfung der Realisierungschancen der sieben Maxi-
men von Geschlechtergleichstellung ergab sowohl beim Modell der „allgemeinen 
Erwerbstätigkeit“ als auch beim Modell der „Gleichstellung der Betreuungsarbeit“ 
die Fortexistenz oder gar die Vertiefung von Geschlechterungleichheiten. Allen-
falls ermöglichen diese Modelle, unter erheblichen öff entlichen Anstrengungen, 
die Milderung von Armut und Ausbeutung. Nancy Fraser sieht deshalb den 
Schlüssel zur Verwirklichung der vollen Gleichheit von Frauen und Männern 
in einem postindustriellen Wohlfahrtsstaat darin, dass die Lebensmuster von 
Frauen zum allgemeinen Standard für alle im Sinne eines „universal care worker“ 
(ebd.: 98ff .) erhoben werden.

„Ein Wohlfahrtsstaat nach dem Modell der universellen Betreuungsarbeit würde 
die Geschlechtergleichheit fördern, indem er den geschlechtlich strukturierten 
Gegensatz zwischen unterhaltssichernder Erwerbsarbeit und Betreuungsarbeit 
wirksam aufl öst. Er würde gegenwärtig getrennte Tätigkeiten zusammenbringen, 
würde ihnen die geschlechtsspezifi sche Kodierung nehmen und Männer ermutigen, 
die Tätigkeiten ebenfalls auszuüben. Dies wäre jedoch gleichbedeutend mit einer 
kompletten Neustrukturierung von Gender als sozialer Institution“ (ebd.:101f.). 

Damit verlöre auch Geschlecht seine strukturierende Funktion in sozialen 
Organisationen – Gender würde in der Endkonsequenz in diesem Modell der 
allgemeinen Betreuungsarbeit dekonstruiert. Frasers Bezugnahme auf die visio-
nären Konturen eines solchen sozialstaatlichen Modells (ebd.: 103) verwundert 
einerseits nicht wegen ihrer Präferenz für Veränderungen in der Sozialpolitik, die 
Umverteilung als Weg für mehr Geschlechtergerechtigkeit vorsieht und die von 
einem Staat entsprechend normativ ausgestaltet werden müsse. Hier postuliert 
sie die positiven tiefenstrukturellen Wirkungen eines BGE auf das Geschlechter-
verhältnis, die von einem sozialdemokratisch-feministischen Wohlfahrtsstaats-
regime ausgehen könnten (Fraser 2003: 109f.). Und andererseits jongliert Fraser 
virtuos zwischen den Dichotomien von Anerkennung und Umverteilung:

„Desgleichen kann mangelnder Anerkennung (…) auf mehr als einem Wege abgehol-
fen werden: Durch Universalisierung der Privilegien, die bislang bevorzugten Grup-
pen vorbehalten waren, oder auch durch pauschale Abschaff ung dieser Privilegien; 
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indem man die Präferenz für die Merkmale, die mit dominanten Akteuren assoziiert 
sind, ihrer institutionellen Geltung entledigt oder auch die Normen festsetzt, die die 
bisher Untergeordneten begünstigen; indem man Diff erenzen privatisiert, sie auf-
wertet oder die Dichotomien, die ihnen zugrunde liegen, dekonstruiert. Angesichts 
dieser Überfülle möglicher Interpretationen sind die institutionellen Implikationen 
gar nicht mehr so eindeutig“ (Fraser 2003:101).

Insofern hat Nancy Fraser in ihren Vorschlägen zu mehr Geschlechtergerechtig-
keit selbst den Grundstein einer kontroversen Deutung gelegt. 

3.2 Feministische BefürworterInnen des 
Bedingungslosen Grundeinkommens

Feministische BefürworterInnen des Bedingungslosen Grundeinkommens folgen 
sehr stringent Nancy Frasers Überlegungen und diff erenzieren ihre vorgeschlage-
nen Strategien der Umverteilung von Haus- und Familienarbeit auf der Ebene des 
Privaten wie der Veränderung von Geschlechterrollen und der Rolle des Staates 
(Christensen 2002; Elgarte 2008; McKay 2001). Das Grundeinkommen wird 
hierbei als grundlegende Maßnahme postuliert, ohne jedoch auf den Widerspruch 
von Umverteilung und Anerkennung im Hinblick auf Geschlechtergerechtigkeit 
einzugehen. Erik Christensen (2002) unternimmt diesen Versuch, verbleibt aber 
mit seinen Vorschlägen in den Widersprüchen des lohnzentrierten Arbeitsmark-
tes stecken. Christensen unterscheidet zwischen Verteilungsgerechtigkeit und 
reziproker Gerechtigkeit. Diese bezieht sich für ihn auf Gegenseitigkeit und 
Balance zwischen Beteiligten und ist verbunden mit gleichen, wechselseitigen 
Rechten und Werten. Mit distributiver Gerechtigkeit meint er die Verteilung 
durch eine Einheit, etwa den Staat, der die Empfänger so gleich wie möglich 
behandle. Reziproke Rechte sind nach Christensen für die Gleichstellung nicht 
ausreichend, deshalb benötige es der Verteilungsgerechtigkeit, die durch den Staat 
garantiert werden müsse. Das BGE wäre eine erste, wichtige Komponente. Im 
Vergleich zu anderen BGE-Modellen käme zusätzlich noch eine entsprechende 
fi nanzielle Aufstockung hinzu. Dieses könne laut Christensen dazu führen, 
dass Fürsorge in Familien tatsächlich anerkannt würde und dass Pfl ege- und 
Sozialberufe ein höheres Ansehen bekämen. Hierbei könne der Staat als Garant 
der Umsetzung gesehen werden.

Allerdings thematisiert Christensen nicht, wie die zweite, kulturelle Ebene 
(Werte) von reziproker Gerechtigkeit hergestellt werden kann, sondern unter-
stellt, dass diese quasi mit der Verteilungsgerechtigkeit möglich sei. Er bewegt sich 
somit ähnlich wie Fraser nicht mehr in den Dichotomien des geschlechterdiff e-
renzierten Arbeitsmarktes und den Geschlechterverhältnissen, sondern postuliert 
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mit der entlohnten Gleichstellung ein Mehr an Reziprozität. Sein normativer 
Rahmen ist das Wertesystem der Lohngesellschaft , der Staat sei in der Funktion, 
eine entsprechende Entgeltgerechtigkeit herzustellen. Die geschlechtersegmen-
tierte Zuständigkeit von Pfl ege und Erwerbsarbeit wird in seinem Modell nicht 
in Frage gestellt, sondern quasi „gerechter“ im Sinne der auf Erwerb zentrierten 
gesellschaft lichen Integrationsmodi entlohnt.

3.3 Feministische SkeptikerInnen eines bedingungslosen Grundeinkommens

Feministische Diskussionsbeiträge, die das BGE zwar als notwendigen Weg zu 
mehr Geschlechtergerechtigkeit ansehen, aber weitere, strukturelle Maßnahmen 
fordern, können als eher skeptische Positionen bezeichnet werden. Es handelt sich 
in der Regel um solche Diskussionen, die im BGE ein Instrument zur Armutsbe-
kämpfung von Frauen und zur Beförderung pluraler Familien- und Lebensformen 
sehen, aber tiefergehende Reformen fordern. Sie greifen damit wichtige off ene 
Fragen auf und versuchen, diesen kritisch nachzugehen, ohne jedoch das BGE 
als eine mögliche Strategie neben anderen zu mehr Geschlechtergerechtigkeit 
prinzipiell in Frage zu stellen. Diese off enen Fragen und Probleme beziehen sich 
erstens auf die Prüfung möglicher Wirkungen eines BGE und zweitens darauf, ob 
ein BGE tatsächlich geeignet ist, um Lösungen für komplexe gesellschaft liche Un-
gleichheitsverhältnisse zwischen den Geschlechtern zu bieten. Für den deutsch-
sprachigen Raum ist Irene Pimminger (2000) mit ihrer sehr detaillierten Prüfung 
der Eff ekte eines BGE auf die Geschlechtergerechtigkeit anhand der Kriterien 
von Nancy Fraser hervorzuheben. Auf internationaler Ebene sind die Arbeiten 
von Jaqueline O’Reilly (2008) und Anca Gheaus (2008) zu nennen. Anhand der 
von Nancy Fraser entwickelten Kriterien von Geschlechtergerechtigkeit sollen im 
Folgenden die wichtigsten Bedenken gegenüber einem BGE vorgestellt werden, 
konkret dessen eingeschränkte Leistungsfähigkeit für die Armutsbekämpfung, 
die Eff ekte für die Reproduktion von Geschlechterrollen und traditionellen 
Männlichkeits- und Weiblichkeitsnormen sowie die Fortführung geschlechter-
hierarchisierender Arbeitsteilung in Produktion und Reproduktion.

Einigkeit besteht bei vielen Wissenschaft lerinnen darin, dass mit dem BGE 
bei aller Kritik eine Linderung von Armut bei den sozial verwundbarsten 
Gruppen möglich sei, wie z.B. bei den Alleinerziehenden. Im Hinblick auf die 
Armutsbekämpfung sichere das BGE jedoch lediglich die relative ökonomische 
Unabhängigkeit, so dass weitere (private oder öff entliche) Transferleistungen 
nötig seien (vgl. Pimminger 2000; Gheaus 2008; O’Reilly 2008; Robeyns 1998, 
2000). Damit sei mit dem BGE der Anreiz für ein „Hausfrauen-Modell“ ebenso 
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gegeben wie die Reproduktion von Zwängen der Geschlechterrollen. Diesen in der 
Frauen- und Geschlechterforschung hinlänglich diskutierten Fakt konnte Ingrid 
Robeyns (2000) in ihren empirischen Studien nachweisen, in denen sie mögliche 
Optionen im Falle der Einführung eines BGE bei Frauen und Männern erfragte: 
Frauen würden ein Grundeinkommen nutzen, um ihre Arbeitszeit zu verkürzen, 
um mehr Zeit in der Familie verbringen zu können, während Männer dieses Geld 
verwenden würden, um sich berufl ich und ökonomisch zu verbessern (etwa durch 
Weiterbildung oder Existenzgründung). Demnach trüge ein Grundeinkommen 
zur Alimentierung der geschlechtsspezifi schen Arbeitsteilung bei1. 

Dieser Befund ist jedoch nicht als Folge eines Grundeinkommens zu deuten, 
sondern als Folge der in die Geschlechterverhältnisse „eingewobenen“ kulturel-
len Muster von Männlichkeit und Weiblichkeit: Diese zeigen bis in die Gegen-
wart eine bemerkenswerte Konstanz, insbesondere Normen von Männlichkeit. 
Männliche Rollenbilder erweisen sich nach wie vor als rigide und starr (vgl. auch 
Corneließen 2005; Sinus Sociovision 2008). Demnach tauge ein BGE auch 
nicht, zur Neuorganisation der Erwerbs- und Familienarbeit, zur Aufh ebung 
der Trennung von privater und öff entlicher Arbeitsteilung als Konstituens der 
warenproduzierenden Gesellschaft  beizutragen. Notwendig wäre ein anderes 
Beschäft igungssystem, das die Versorgungs- und Betreuungsaufgaben integriert 
(vgl. auch Winker 2007). Für die Neuorganisation der Familienarbeit hieße das, 
dass Männer sich selbstverständlich beteiligen. Mit dem BGE wird familiäres 
Engagement mit Blick auf die Existenzsicherung relativ abgesichert, allerdings 
hat es keine positiven Auswirkungen auf die berufl ichen Chancen derjenigen, 
die diese Arbeit übernehmen: Familiäres Engagement bedeutet in praxi immer 
Verzicht und Einschränkung des berufl ichen Engagements. Deshalb zöge die 
Einführung eines Grundeinkommens keine Abkehr vom männlich dominierten, 
erwerbszentrierten Sozialsystem nach sich. 

Fasst man diese kritischen Einwände zusammen, so kann festgestellt werden, 
dass das BGE auch in dieser Perspektive nicht als alleinige Strategie gilt, um 
die komplexen Probleme sozialer Ungleichheit zwischen den Geschlechtern zu 
lösen. Deshalb sehen Wissenschaft lerinnen wie Jacqueline O’Reilly (2008) im 
BGE einen ersten, wichtigen Schritt zu mehr Geschlechtergerechtigkeit. Das 
emanzipatorische Potenzial könnten jedoch nur jene Modelle entfalten, die ei-

1 Hier sind jedoch laut empirischer Studien von Robeyns (2000) Diff erenzierungen 
nach Bildungsgrad und Erwerbschancen vorzunehmen: Frauen würden dann von 
einem BGE partizipieren, wenn sie niedrige Erwerbschancen haben, Frauen mit 
hohem Einkommen hätten eher Risiken (vgl. auch Gheaus 2008).
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nen neuen Geschlechtervertrag diskutierten, in dem eine Neuorganisation von 
Erwerbs- und Fürsorgearbeit ebenso ermöglicht werde wie die Beförderung einer 
Vielfalt von Lebensstilen. Die darin enthaltenen grundlegenden Probleme von 
Reziprozität und Nicht-Reziprozität, von Abhängigkeit und Unabhängigkeit 
sowie von Anerkennung und Nichtanerkennung ließen sich nicht monetär lösen, 
sondern bedürft en eines komplexeren Herangehens (vgl. auch Becker-Schmidt 
2008), als es mit dem Grundeinkommen scheinbar „einfach“ möglich sei. Die 
Universalität des Grundeinkommens taste die Zuständigkeit von Frauen für 
Fürsorgearbeit im Grund nicht an. Ein Grundeinkommen versuche zwar in 
seiner Zielrichtung den Wohlfahrtsstaat neu zu strukturieren und Fürsorgearbeit 
anzuerkennen. Gerade in seiner Versimplifi zierung, d.h. als der „Königsweg“ 
bei der Lösung von komplexen Problemen der Geschlechtergerechtigkeit zu 
fungieren, sei das BGE keine geeignete Strategie. Außerdem sei es fraglich, ob 
kollektive Lösungen für alle Problematiken von sozialer Ungleichheit passfähig 
sind und die damit beabsichtigen Ziele struktureller Veränderungen erreichen 
können. Bei aller Kritik bleibe jedoch die Herausforderung, sich mit den Stra-
tegien zur Lösung von Geschlechterungerechtigkeiten zu beschäft igen, hierbei 
das BGE als eine Ergänzung zum Wohlfahrtsstaat betrachtend. Daran sollte die 
sozialwissenschaft liche Debatte anknüpfen und auch entsprechende empirische 
Forschungsarbeit leisten (Gheaus 2008; Robeyns 2007).

3.4 Feministische Gegnerinnen eines BGE

Auch explizite Gegnerinnen eines BGE bewegen sich mit ihren Argumentationen 
erstens im Spannungsfeld der Vermittlung von Umverteilung und Anerkennung 
als Strategien zu mehr Geschlechtergerechtigkeit und zweitens zwischen Diff e-
renz- und Gleichheitsauff assungen über die Geschlechter. Beide Argumentati-
onen sollen kurz skizziert werden.

Die erste Argumentation gegen ein BGE wird aus der Sicht der Funktion 
des Wohlfahrtsstaates geführt. Zu den prominenten Diskutantinnen auf inter-
nationaler Ebene gehört Barbara Bergmann (2004, 2008), die die Position von 
Umverteilung als Strategie für Geschlechtergerechtigkeit vertritt. Diese wird 
auch von einer Reihe deutscher Frauen- und Geschlechterforscherinnen geteilt – 
gleichwohl diese sich nicht unmittelbar darauf beziehen (z.B. Nickel 2006; Notz 
2005, 2007). Bergmann argumentiert gleichstellungspolitisch, dass das BGE aus 
der Sicht von Erwerbsarbeit als dem zentralen gesellschaft lichen Integrationsmo-
dus und angesichts des individuellen Charakters von Zahlungen abzulehnen sei. 
Frauen- und Geschlechterpolitik müsse Strategien verfolgen, die Erwerbsarbeit 
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für beide Geschlechter ermögliche. So lange das „adult worker model“ zentrales 
Muster der Beschäft igungspolitik sei, müsse der Staat eine Gewährleistungsver-
antwortung übernehmen. Von Gleichstellung könne erst gesprochen werden, 
wenn es keine Geschlechterarrangements mehr gebe, die Frauen und Männer in 
ungleiche Situationen und Perspektiven brächten. So lange das System der Zwei-
geschlechtlichkeit sich immer wieder selbst reproduziere, wirkten Maßnahmen 
der Gleichstellung von weiblich konnotierten Sphären kontraproduktiv:

„Measures that lead in that direction would be likely to reduce opportunities for 
women in the workplace, and would reinforce the cultural habits of assigning house-
work and child care to women. Implementing such measures would most likely lead, 
not to greater gender equality, but to its opposite“(Bergmann 2008:3).

In die gleiche Richtung würde ein allgemeines Grundeinkommen wirken, näm-
lich die Geschlechterungleichheiten verstärkend. Als besonders problematisch 
beschreibt Bergmann die Einkommenssituation von alleinerziehenden Müttern 
im Vergleich zu Paaren mit Kind(ern), die durch ein Grundeinkommen wegen 
der gleich hohen Kinderbetreuungskosten nicht besser würde. Die normative 
Gestaltungskraft  des Staates favorisierend, kommt für Bergmann nur ein Wohl-
fahrtsmodell in Betracht, das nicht auf einem Grundeinkommen für alle aufbaut, 
sondern sich an das schwedische Modell anlehnt, das ein steuerfi nanziertes System 
der sozialen Sicherung, der öff entlichen Betreuung und Bildung vorsieht. Der 
Schwedische Staat sorge dafür, dass Chancengleichheit hergestellt werde und 
öff entliche Güter für alle zugänglich seien. Durch die hohen Steuern sei er in 
der Lage, Bildung, soziale Dienstleistungen, Gesundheitswesen etc. für alle zur 
Verfügung zu stellen. Dies könne ein Grundeinkommen als individuelle Leistung 
nicht bieten. Bergmann misstraut dem Markt grundsätzlich dazu in der Lage zu 
sein, die Zugangsgerechtigkeit zu wichtigen Gütern wie Bildung und Gesund-
heitsfürsorge herzustellen: Deshalb gäbe es auch keine Alternative zwischen dem 
individuell gezahlten BGE und dem steuerfi nanzierten Wohlfahrtsstaat. Erst 
wenn innerfamiliäre Arbeitsteilung und Geschlechterrollen sich angeglichen 
hätten, könne das Grundeinkommen positiv wirksam werden.

Anders – aber sich in den gleichen Dilemmata von Geschlechtergerechtigkeit 
bewegend – als die gleichheitstheoretischen Argumentationen gegen ein BGE 
können diff erenztheoretische Kritiken umrissen werden. VertreterInnen sind 
beispielsweise John Baker (2008) und Almaz Zelleke (2008). Sie argumentieren 
im Hinblick auf die Geschlechterdiff erenz und die Unvereinbarkeit von Erwerbs- 
und Fürsorgearbeit: Die „andere“ Logik von Care, der eine Nicht-Reprozität 
gegenüber der Erwerbsarbeit zugrunde liege, könne nicht mit Instrumenten der 
Lohnlogik des Arbeitsmarktes verändert werden. Im Gegenteil: Die Grenzen 
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der Marktförmigkeit von Care müssen deshalb anerkannt werden. Zugleich sei 
es nötig, die Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern zu kritisieren und die 
entsprechenden Zuschreibungen für Frauen- und Männerrollen zu verändern. 

4. Feministische Debatten über Gerechtigkeit 
und ein „Gutes Leben“ – Ein Fazit

Feministische Debatten, die das Grundeinkommen als einen gangbaren Weg 
zur Geschlechtergerechtigkeit betrachten, befi nden sich im „Wollestonecraft ’s 
Dilemma“ (Pateman 1989:195ff .). Die Frauenbewegung hat immer einerseits für 
Gleichheit gekämpft  und andererseits für die Anerkennung der Geschlechterdiff e-
renz. Beides scheint widersprüchlich und gegensätzlich, oder auch dilemmatisch. 
Debatten – so auch über das Grundeinkommen – über gangbare Wege zu mehr 
Geschlechtergerechtigkeit münden regelmäßig in dieses Dilemma. Deswegen 
scheint der versöhnliche Vorschlag des Modells vom „universal care worker“ 
von Nancy Fraser so populär. Wenn das Grundeinkommen in globaler Hinsicht 
und unter Aspekten elementarer Menschenrechte diskutiert wird, dann sei es 
unabdingbar, die Th ematik der Geschlechterverhältnisse mit einzubeziehen – 
und zwar mit dem Fokus der kulturellen Reproduktion qua gesellschaft licher 
Institutionen wie Erwerbarbeit und Ehe (Pateman 2008).

Die feministischen Debatten um ein Grundeinkommen zusammenfassend 
können vier Dilemmata oder vier Perspektiven ausgemacht werden, die einan-
der voraussetzen, um die jeweiligen Aspekte bearbeiten zu können (vgl. Knapp 
2008:43f.): Das Dilemma der Gleichbehandlung von Ungleichem führt ebenso 
zu einer Reproduktion wie das der Diff erenz der Geschlechter. Das Identitäts-
dilemma – der Bezug auf eine Genusgruppe – impliziert den Ausschluss An-
derer. Und schließlich das Problem der Dekonstruktion, das die Grundlagen, 
die Voraussetzungen bzw. den Rahmen der feministischen Th ematisierung von 
Geschlecht und Geschlechterverhältnissen in Frage stellt. Feministische Kritiken 
und Modelle zum BGE bewegen sich in diesem dilemmatischen Spannungsfeld, 
insbesondere von Gleichheit und Diff erenz, von Kritik, Skepsis und Befürwor-
tung (Robeyns 2008). 

Seit der neuen Frauenbewegung erhielt die „Geschlechtergerechtigkeit eine rea-
le Chance vom subversiven Räsonieren marginaler DenkerInnen oder vom Pathos 
patriarchale Verhältnisse vernebelnder Moralphilosophie zu gesellschaft licher 
und politischer Wirklichkeit zu entfalten“ (Kreisky 1999:175). Der Sozialstaat 
– so der Grundtenor feministischer Kritik – schaff e niemals Geschlechtergerech-
tigkeit, sondern zementiere allenfalls das für das Sozialstaatsmodell fundamentale 
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Geschlechterverhältnis von unbezahlter Reproduktionsarbeit und bezahlter 
Erwerbsarbeit. Soziale Sicherung kann so lange als erwerbszentriert und damit 
als Agens der Reproduktion von Geschlechterungleichheiten gelten, wie sie nicht 
letztere systematisch einbezieht und Gerechtigkeit mit den Dimensionen von 
Macht, Herrschaft  und Gewalt verknüpft  (vgl. Young 1996). Unter Bezugnahme 
auf Birgit Sauer schätzt Eva Kreisky ein, dass auch die feministische Debatte um 
Geschlechtergerechtigkeit zwar viele Verdienste um die Aufdeckung von „toten 
Winkeln“ männlicher Diskurse geleistet hat, selbst aber in moral- und rechtsphi-
losophischen Gerechtigkeitstheorien stecken geblieben ist (Kreisky 1999:175). 
Wichtige Impulse einer feministischen Diskussion und Verknüpfung mit den 
existenziellen gesellschaft lichen globalen Fragen hat Martha Nussbaum (1999) 
geliefert: Die menschliche Existenz sei endlich und in ihrem Überleben immer 
auf Andere bezogen. Deshalb seien die Rechte von Menschen auf ein „gutes 
Leben“ nicht unterschiedlich, sondern universell. Mit der Th ematisierung von 
Gefühlen und Fähigkeiten von Frauen (Nussbaum 1999:176ff .) als grundlegende 
Voraussetzungen für das menschliche Sein wird die Geschlechterdimension als 
bislang und traditionell in der Philosophie ausgeklammerte Seite in die Debatte 
von Gerechtigkeit als grundlegend hereingeholt. Dies ist auch der Anschluss-
punkt für feministische Debatten um das bedingungslose Grundeinkommen, die 
momentan off enbar eher in inhaltlich entsprechend fokussierten Internetforen 
der ökologischen und globalisierungskritischen Bewegung statt in klassischen 
Wissenschaft szusammenhängen geführt werden (vgl. Schrupp 2006; www.gu-
tesleben.org 2004). Die bestehende Diskriminierung der überlebensnotwendigen 
Arbeit in der Familie – so die Autorinnen und Autoren dieser Internetseiten 
– kann nicht über ein Grundeinkommen gelöst werden. Eine Gerechtigkeit 
für beide Geschlechter lasse sich auf diesem Wege nicht herstellen, jedoch wird 
das BGE als ein Weg gesehen, dass Menschen Erwerbsarbeit wieder sinnvoll 
in das menschliche Zusammenleben integrieren und abwägen können, welche 
Form und Inhalte von Arbeit sie machen, statt auf jegliche, fl exible Form des 
Geldverdienens angewiesen zu sein. Auch sei es möglich, sich ehrenamtlich zu 
engagieren. Abgesehen von den unterschiedlichen Zielrichtungen und Rahmen-
bedingungen, könnten diese Ausführungen zum Grundeinkommen auch aus 
neoliberalen Argumentationen stammen. Eine konsequente Th ematisierung des 
Widerspruchs von privater Familien- und Erwerbsarbeit erfolgt beim Konstrukt 
des „guten Lebens“ nicht. Deshalb bleibt die Behauptung, dass eine Grundsiche-
rung alle Folgen und Ungerechtigkeiten im Geschlechterverhältnis abschaff en 
würde, ebenso eine Proklamation wie bei dem Protagonisten des garantistischen 
Sozialstaats (Opielka 2007). Die Implikationen einer Geschlechtergerechtigkeit 
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im Sinne der Proklamation eines guten Lebens scheinen nicht lösbar, indem 
diese in das bestehende System von Wertschöpfung und Anerkennung qua Geld 
und Erwerbsarbeit „eingepasst“ werden. Dazu müssen andere Perspektiven ein-
genommen werden, die nicht nur in einer Dichotomie von Umverteilung und 
Anerkennung, von Markt und Privatheit, von Geld und Lebenssinn bestehen 
kann, sondern in einer Vermittlung (vgl. Becker-Schmidt 2008). Die Frage ist, 
wie es gelingen kann, beide Pole – Fürsorgetätigkeiten und Erwerbstätigkeit – im 
Sinne von Geschlechtergerechtigkeit miteinander zu verknüpfen. Dieses ist eine 
off ene, ungelöste Frage.

Mit Blick auf die internationalen Debatten, aber auch in Bezug auf bisheri-
ge Anschluss-Stellen der Frauen und Geschlechterforschung kann festgestellt 
werden, dass es sich lohnt, diff erenzierter über das BGE zu diskutieren, statt es 
einseitig und vorschnell abzulehnen. Dazu bedarf es in Deutschland zunächst 
einer weiteren und intensiveren Rezeption der hier skizzierten Argumentationsli-
nien, bevor die off enen und kritischen Fragen in der Fundierung und Umsetzung 
des BGE diskutiert werden können. Zugleich gilt es, die BGE-Debatte als ein 
interdisziplinäres Projekt anzulegen, das Anschlüsse der Gerechtigkeitsdiskus-
sionen, Probleme der Vermittlung von Umverteilung und Anerkennung sowie 
wohlfahrtsstaatliche Modelle systematisch auslotet und aufeinander bezieht. Ein 
Grundproblem feministischer Debatten um das BGE besteht weiterhin darin, 
dass die meisten ohne empirische Basis, d.h. auf der Grundlage von hypotheti-
schen und theoretischen Annahmen „hochspekulativ“ (vgl. Robeyns 2007:6) 
geführt werden. Zusammengefasst können folgende off ene Probleme benannt 
werden, die einer entsprechenden empirischen Forschung und theoretischen 
Bewertung bedürfen (vgl. Robeyns 2008:4):

Erstens bedarf es mehr Wissens über die konkrete Höhe des BGE sowie dar-
über, welche plausiblen Eff ekte die unterschiedlichen Niveaus vom BGE auf die 
Verteilung des Einkommens auf beide Geschlechter, ihre Teilnahme am Arbeits-
markt und ihre innerfamiliäre Arbeitsteilung zu erwarten sind. Zweitens müssten 
Instrumente der fi nanziellen Förderung von Kindererziehung oder anderer Famili-
enleistungen auf ihre Wirksamkeit geprüft  werden. Drittens bedarf es Kenntnisse 
über erwünschte Eff ekte des Wohlstands und des Lebensstandards verschiedener 
Gruppen wie Kinder, Singles, Alleinerziehende und Erwerbstätige. Viertens be-
darf es Antworten auf die Frage, welche Instrumente ergänzend zum BGE nötig 
sind, um die unentgeltliche Arbeit zwischen Frauen und Männern gerechter zu 
verteilen. Fünft ens müsste erforscht werden, welche zusätzliche, ein BGE fl ankie-
rende, staatlich verteilte und verantwortete, allen zugänglichen öff entliche Güter 
notwendig sind. Dazu bedarf es auch eines Wissens um die Priorität von BGE 
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gegenüber einer öff entlichen Verteilung von Gütern (vgl. Christensen 2002; Berg-
mann 2008). Und sechstens fehlt es an Wissen, ob und wie Geschlechterstereotype 
und Verhaltensmuster sich unter bestimmten sozialpolitischen Konstellationen 
ändern. In den Worten Ingrid Robeyns lässt sich resümieren:

„To my mind, the main merit of this debate in Basic Income Studies is that it provides 
evidence of the consolidation of the confl icting feminist views about basic income 
proposals when analysed at a general level. Th erefore, I believe that is time to move 
to a second stage of feminist analyses that needs to focus more on details of the 
entire package deal of a basic income society, in an empirically grounded fashion“ 
(Robeyns 2008:5). 

Zugleich ist es genauso wichtig, die theoretischen Herausforderungen einer De-
batte um Geschlechtergerechtigkeit anzunehmen und näher zu benennen, um die 
Diskussion des BGE in Deutschland voranzutreiben. Es ist an der Zeit, sich von 
Seiten der Frauen- und Geschlechterforschung in Anbetracht der gesellschaft -
lichen Probleme und der Vielzahl neoliberaler Ausdeutungen off ensiver in die 
sozialpolitische Debatte einzumischen und diese mitzugestalten.
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Re-Strukturierung sozialer Sicherungssysteme
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Brigitte Stolz-Willig

Geschlechtergerechte Arbeitsmarktpolitik nach Hartz IV

1. Einleitung 

Seit Anfang der 1980er Jahre vollzieht sich in allen westlichen Industrielän-
dern eine mehr oder weniger radikale Neubestimmung der Staatsaufgaben auf 
der Grundlage einer marktliberalen, angebotsorientierten Wirtschaft spolitik. 
Mit dem Übergang vom sogenannten „Versorgungsstaat“ zum „aktivierenden 
Staat“ wird Sozialpolitik neu begründet. Das Motto „Keine Leistung ohne Ge-
genleistung“ bezeichnet einen Paradigmenwechsel, weg von der solidarischen 
gesellschaft lichen Verantwortung für hilfebedürft ige Lebenslagen hin zu einer 
Gemeinwohlkonzeption, nach der die Gewährung sozialer Rechte und Leis-
tungen von der Kooperationsbereitschaft  und Eigenleistung der Klienten und 
Klientinnen abhängig gemacht wird. „Gleichheit wird nicht mehr als materiel-
le Gleichheit verstanden, die durch sozialpolitische Transfers angestrebt wird, 
sondern als Chancengleichheit, die durch die Umverteilung von Möglichkeiten 
(Possibilities) erreicht wird. Freiheit wird als Handlungsautonomie defi niert und 
im Rahmen einer Politik der Lebenschancen quasi mit (Chancen-)Gleichheit und 
sozialer Gerechtigkeit versöhnt“ (Dingeldey 2006: S.6). Die Restrukturierung 
der Staatsaufgaben unter dem Paradigma der Stärkung der Marktkräft e und 
Betonung der Eigenverantwortung und Autonomie der Wohlfahrtsbürger und 
Bürgerinnen bedeutet nicht den Niedergang oder die Erosion des Politischen, 
sondern dessen Ausrichtung auf neue Regierungstechnologien, in denen formelle 
und informelle Formen der staatlichen Planung und Steuerung mit Selbsttech-
nologien verbunden werden (Dahme et al. 2003; Legnaro/Birenheide 2008).

In Deutschland wurde die Diskussion zum aktivierenden Staat zunächst unter 
dem Stichwort „Neue Mitte“ im Wahlkampf der SPD von 1998 geführt und nach 
dem Regierungswechsel zu Rot-Grün mit der Sozialagenda 2010 zum Programm 
erhoben. Kernstück der Reformen ist die Neuausrichtung der Arbeitsmarktpo-
litik, die ihren vorläufi gen Höhe-, besser gesagt Tiefpunkt in den sogenannten 
Hartz-Gesetzen gefunden hat. Auch wenn das sozialstaatliche Paradigma der Ak-
tivierung und Programme zur Erwerbsintegration von Sozialleistungsempfängern 
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und -empfängerinnen keine Erfi ndung der deutschen Sozialpolitik sind, zeigen 
sich gravierende nationale Unterschiede nicht nur auf institutioneller, sondern 
insbesondere auf soziokultureller Ebene (Fromm/Spross 2008; Paugam 2008).

Die länderspezifi sche Ausgestaltung des Verhältnisses von Arbeitsmarkt, 
Staat und Familie begründet Aktivierungsregime, mit denen geschlechter-
politisch unterschiedliche Wirkungen in der Teilhabe an Erwerbsarbeit und 
sozialen Sicherungsansprüchen verbunden sind. Die spezifi sche Verknüpfung 
der deutschen „Aktivierungspolitik“ mit einer konservativen Familien- und 
Geschlechterpolitik – so die hier verfolgte Th ese – führt zu einem doppelten 
Ausschluss- und Verarmungsrisiko von Frauen im Arbeitsmarkt. In der Gleich-
zeitigkeit von Deregulierung des Arbeitsmarktes und Privatisierung sozialer 
Sicherungsrisiken verstärken sich infolge diff erierender Lebenszusammenhänge 
und Aufgabenzuschreibungen Geschlechterdisparitäten und begründen in der 
Kombination von „workfare“ und Retraditionalisierung „ein spezifi sch neolibe-
rales Geschlechterregime“ (Michalitsch 2007, S. 23). 

Der Wandel in der Arbeitsmarktpolitik ist insofern nicht nur hinsichtlich 
der Folgen für Ausmaß, Struktur und Qualität von Arbeit und Arbeitsverhält-
nissen von Bedeutung. Zu fragen ist nach den Konsequenzen der aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik auf die Struktur der Arbeits- und Geschlechterverhältnisse. 
Inwiefern verändert oder reproduziert sie die traditionellen Geschlechterkons-
tellationen, werden neue Spaltungen und Asymmetrien hervorgebracht? Welche 
geschlechterpolitischen Leitbilder prägen die Politik? Welche Auswirkungen hat 
die Arbeitsmarktpolitik auf das Ziel einer eigenständigen und ausreichenden 
materiellen und sozialen Sicherung von Frauen?

2.  Aktivierungsregime und Erwerbsintegration 
von Frauen in Deutschland

Der Abschied vom männlichen Alleinverdienermodell ist heute auch in Deutsch-
land (West) eingeläutet, wenn auch mehr in politischen Statements und im öf-
fentlichen Diskurs als in der Realität. In nur 20 Jahren ist die Erwerbsquote 
von Frauen enorm gestiegen, von 52,7 vH (1985) auf 69,4 vH (2005). Allerdings 
arbeiten sie nur zu knapp einem Viertel (23,1 vH) in einem „regulären“, d.h. 
einem unbefristeten und abhängigen Vollzeitarbeitsverhältnis. Der Anstieg der 
Erwerbsbeteiligung geht vor allem auf einen Anstieg der Teilzeitarbeit und gering-
fügigen Beschäft igung zurück, aber auch auf den überproportionalen Anstieg der 
Arbeitslosigkeit und Teilnahme in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. Auch 
bei den Männern erhöhte sich in demselben Zeitraum der Anteil der atypisch 
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Beschäft igten (Teilzeit- und Zeitarbeit, befristete und selbständige Tätigkeit), 
wobei dieser leichte Anstieg den Bedeutungsverlust des männlichen Normal-
arbeitsverhältnisses nicht ausgleichen konnte. 2005 arbeiteten noch weniger 
als die Hälft e der erwerbsfähigen Männer (44,6 vH) in einem unbefristeten 
Vollzeitarbeitsverhältnis. Die männliche Erwerbsquote ist von 84,2 vH (1985) 
auf 82,9 vH (2005) gefallen (Schmidt 2008, S. 359).

Wenn demnach von einer Annäherung männlicher und weiblicher Erwerbs-
muster gesprochen werden kann, dann im Sinne einer Ausweitung der Zonen un-
gesicherter Erwerbsbeteiligung für beide Geschlechter. Und trotz der öff entlichen 
Debatten über die Vereinbarkeit von Beruf und Familie hat sich der Einfl uss von 
Ehe und Kindern auf die Arbeitszeiten von Frauen in den letzten Jahren weiter 
verstärkt. Verheiratete Frauen und Frauen mit Kindern arbeiten heute deutlich 
weniger Stunden pro Woche als 2001, und die Schere zwischen ihren Arbeitszei-
ten und denen von Männern mit Kindern hat sich weiter geöff net (Kümmerling 
et al. 2008). Bemerkenswert ist, dass Deutschland hier im Vergleich mit anderen 
europäischen Ländern einen Sonderweg geht. Auf Vollzeitstellen umgerechnet ist 
die Beschäft igungsquote von Frauen in den letzten Jahren unter den EU Durch-
schnitt gesunken. Die Arbeitszeiten von Frauen – Vollzeit- und Teilzeit zusam-
mengenommen – sind die zweitkürzesten in Europa, bei den Teilzeitbeschäft igten 
sogar die kürzesten. Kurz: eine Bilanz der Arbeitsmarktintegration der Frauen 
greift  entschieden zu kurz, wenn lediglich die Beschäft igungsquote, nicht aber 
die geleistete Arbeitszeit betrachtet wird.

Denn seit Mitte der 1990er Jahre verstärken sich Tendenzen einer „Entgren-
zung“ der Normalarbeitszeit (Kratzer/Sauer 2005), womit sowohl gravierende 
Abweichungen vom Tarifstandard nach oben wie nach unten als auch eine 
verstärkte Flexibilisierung und Variabilisierung der Arbeitszeiten beschrieben 
werden. Deutlich prägen sich Polarisierungen innerhalb der Beschäft igten aus, 
die einem qualifi kations- und geschlechtsspezifi schen Muster folgen. Während 
in dem Segment der hoch qualifi zierten Beschäft igten beiderlei Geschlechtes die 
Anforderungen wachsen, überlange Arbeitszeiten und ständige Verfügbarkeit zu 
akzeptieren, sehen sich die vorwiegend weiblichen Beschäft igten in geringer qua-
lifi zierten Beschäft igungsbereichen in Folge rückläufi ger Erwerbsarbeitszeiten 
einem verstärkten Druck auf ihre materielle Existenzsicherung ausgesetzt. Diese 
Entwicklungen konfl igieren deutlich mit den Erwerbswünschen und Arbeitszeit-
präferenzen von Männern und Frauen, die stärker auf Konvergenz ausgerichtet 
sind (Bielenski et al. 2002; Holst 2007).

Nach wie vor steht die Erwerbsintegration von Frauen in Deutschland so 
ausgeprägt wie in kaum einem anderen europäischen Land in Abhängigkeit 
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von den Familienkonstellationen, der Beziehung der Geschlechter und der fa-
milienpolitischen Anreize und Beschränkungen. Die wichtigsten Merkmale des 
deutschen Arbeitsmarktmodells, die eine Familienorganisation nach dem Prinzip 
des männlichen Alleinernährers verstärken bzw. dieses zugrunde legen, sind:

Ein Einkommenssteuersystem, das dem Alleinverdienerhaushalt erhebliche  –
Vergünstigungen einräumt und durch hohe Grenzsteuersätze die Erwerbsbe-
teiligung einer zweiten Person negativ sanktioniert; 
Eine Geschlechterkonzentration in niedrig bezahlten Beschäft igungsverhält- –
nissen und eine überproportionale Beteiligung von Frauen am Niedrig lohn-
sektor;
Ein Soziales Sicherungssystem, das auf durch Erwerbsarbeit abgeleiteten  –
Rechten basiert. Hierdurch wird zusätzlich zur geschlechtsspezifi schen Lohn-
struktur der Anreiz für Frauen gemindert, eigenständige soziale Ansprüche 
zu erwerben;
Wohlfahrtsstaatliche Leistungen, die mehr auf Einkommenstransfers als auf  –
der Bereitstellung sozialer Dienste beruhen und die unbezahlte Arbeit im 
Haushalt selbstverständlich voraussetzen;
Ein Schulsystem, das nur auf die Vermittlung von Bildung abzielt und nicht  –
auf die Betreuung von Kindern und Jugendlichen.

Diese für das deutsche Modell charakteristische Verbindung von Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik ist in ihren Strukturelementen und geschlechtsspezifi schen 
Prägungen und Auswirkungen vielfach analysiert und empirisch nachge-
zeichnet worden (Rubery 1998; Dingeldey 2000; Leitner et al. 2004). In der 
vergleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung (Esping Anderson 1997) galt und 
gilt das deutsche Alleinverdienermodell als eine zentrale Blockade einer Dyna-
misierung des Arbeitsmarktes und als eine Barriere in der Entwicklung eines 
europäischen Sozialmodells, das als Leitbild einem „adult worker model“, d.h. 
einem Zweiverdienermodell folgt und mit einer Neuausrichtung der Sozialen 
Sicherheit verbunden wird, in der eine Flexibilisierung von Erwerbsverläufen und 
Beschäft igungsverhältnissen mit Sozialen Sicherungsansprüchen im Konzept 
einer „Flexicurity“ gekoppelt ist.

Internationale Vergleiche aktivierender Arbeitsmarktpolitiken zeigen, dass 
eine Erwerbsintegration vormals nicht oder partiell erwerbstätiger Frauen und 
Mütter nur in dem Maße überhaupt gelingen kann, soweit sich der aktivieren-
de Staat als „Gewährleistungsstaat“ (Dingeldey 2006) etabliert, d.h. neben der 
direkten arbeitsmarktpolitischen Förderung durch Weiterbildung, Beratung 
etc. weitere aufeinander abgestimmte soziale Infrastrukturen bereithält, wie 
das beispielsweise in den skandinavischen Ländern der Fall ist. In Deutschland 
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dagegen haben im Rahmen der Agenda 2010 Reprivatisierungen vormals öff ent-
licher Belange und Güter in einem erheblichen Umfang stattgefunden (Rostock 
2006: S. 132 ff .).

Trotz der Rede von der Arbeitsmarktintegration der Frauen wird weiterhin 
davon ausgegangen, dass sie die im Zuge des Sozialabbaus anfallenden repro-
duktiven Arbeiten gratis übernehmen. Die normative Orientierung an der Al-
leinverdiener-Ehe ist in der institutionalisierten Familienpolitik zwar teilweise 
abgelöst durch eine Orientierung an der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Die Einführung von Elterngeld, die steuerlichen Regelungen zur Absetzbarkeit 
von Kinderbetreuung und der Beschäft igung von Hauhaltshilfen zielen aber auf 
bereits berufl ich integrierte Eltern (Stolz-Willig 2006: S. 242f.). Im Steuerrecht 
und im Recht der Sozialen Sicherung bleibt die männliche Versorgerehe mit 
den Instrumenten Ehegattensplitting, Mitversicherung der Ehefrauen in der 
gesetzlichen Krankenversicherung, Sonderreglungen zur geringfügigen Beschäf-
tigung etc. festgeschrieben. Als Anreiz zur Zuverdienstrolle der Ehefrauen bilden 
sie ein Einfallstor für die Ausweitung von niedrig bezahlter und deregulierter 
Beschäft igung.

Unter dem Deckmantel einer aktivierenden Sozialpolitik wird mithin eine 
Neuverteilung von Arbeit, Einkommen und Sozialen Sicherungsansprüchen 
betrieben, die zu einer vertieft en Spaltung der Gesellschaft  führt. Eine Spaltung 
zwischen Arbeitsmarktintegrierten und Marginalisierten des Arbeitsmarktes, die 
auch eine Spaltung zwischen Frauen markiert. Denn während ein Teil der weib-
lichen Beschäft igten zu den fl exiblen LeistungsträgerInnen mit Zugang zu relativ 
gesicherten und gut bezahlten Arbeitsplätzen gehört, werden andere zunehmend 
in Randjobs gedrängt. Diese bestehen aus einfachen Tätigkeiten, Arbeit zum 
Niedriglohn und persönlichen Dienstleistungen für die „Arbeitsmarktelite“. 

3.  Arbeitsmarktreform: Auflösung oder Verstärkung 
des Alleinverdienermodells?

Eine Generalrevision der Arbeitsmarktpolitik, wie sie von der sogenannten 
Hartz-Kommission konzeptionell vorbereitet und mit den „Hartz Gesetzen“ I 
bis IV umgesetzt worden ist, war gefordert, einen Beitrag zur Modernisierung 
der Gesellschaft  und der Geschlechterbeziehungen zu leisten:

„Angesichts des raschen wirtschaft lichen, technologischen und strukturellen Wan-
dels kann es sich kein Staat leisten, Fähigkeiten und Fertigkeiten seiner Bevölkerung 
ungenutzt zu lassen. Eine Voraussetzung für das Erreichen eines hohen Beschäft i-
gungstandes und einer sich ständig verbessernden Beschäft igungsstruktur ist die 
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Chancengleichheit von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt. […] Alle weiteren 
Schritte zur Konkretisierung müssen vor diesem Hintergrund detailliert überprüft  
werden, inwieweit sie dem Postulat der Gleichstellung Rechnung tragen bzw. direkt 
oder indirekt Benachteiligungen fortschreiben oder neue entstehen lassen“ (Präambel 
„Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ ( Hartz-Kommission 2002).

Dem Prinzip des Gender Mainstreaming folgend, wonach Geschlechtergleich-
stellung aus der „Frauenecke“ herausgenommen und zur Angelegenheit aller 
Personen und Instanzen auf allen Ebenen der wissenschaft lichen Analyse und 
Politik werden soll, war in der Kommission auf eine als anachronistisch betrach-
tete Geschlechterquotierung verzichtet worden: Das Projekt „Gleichstellung“ 
galt in der Kompetenz der vorwiegend männlichen Kommissionsmitglieder als 
gut aufgehoben. Geplante frauendiskriminierende Details, wie etwa die „Quick-
vermittlung für Familienväter“ konnten erst durch frauenpolitische Intervention 
und mit Hilfe der einzigen Frau im Expertengremium wieder beseitigt werden. 
Mit dieser redaktionellen Änderung war der Reformeifer hinsichtlich der Mo-
dernisierung der Geschlechterverhältnisse jedoch erschöpft : So sucht man in 
den Vorschlägen der Kommission eine dem Prinzip des Gender Mainstreaming 
folgende Analyse der unterschiedlichen Problemlagen von Männern und Frauen 
ebenso vergebens wie die Erwähnung der Problematik der geschlechtsspezifi -
schen Arbeitsmarktsegregation und Einkommensdiff erenzen, der Polarisierung 
von Arbeitszeiten und der Barrieren im Zugang zu existenzsichernder Arbeit, 
geschweige denn deren Berücksichtigung in den Maßnahmen.

Im Gegenteil wird durchgängig die Th ese vertreten, dass insbesondere im 
Segment der einfachen Dienstleistungen und hier vor allem in den privaten Haus-
halten Beschäft igungspotentiale lägen, deren Ausschöpfung durch überzogene 
arbeitsrechtliche Regelungen und tarifrechtliche Einkommensansprüche sowie 
zu großzügig bemessene sozialstaatliche Transfers nicht verhindert werden soll-
ten. Noch 1999 hatte die Neuregelung der geringfügigen Beschäft igung als ein 
Kernstück der Reformpolitik der rot-grünen Bundesregierung gegolten. Damals 
war es noch problematisiert worden, dass mit der geringfügigen Beschäft igung ein 
wachsendes Beschäft igungssegment von Frauen entstanden war, mit der Folge der 
Substitution regulärer sozialversicherungspfl ichtiger Arbeitsplätze, unzureichen-
der sozialer Sicherungsansprüche und gravierenden Einnahmeausfällen in den 
Sozialen Sicherungssystemen. Mit den Hartz-Gesetzen wird diese Einschätzung 
mit der Behauptung einer sozialstaatsinduzierten Arbeitslosigkeit weggefegt und 
zugunsten einer Erweiterung und Diff erenzierung von Förderungsmaßnahmen, 
wie die Einführung von Mini- und Midi Jobs, aufgegeben. Dem selbst propagier-
ten Leitbild der gleichberechtigten Teilhabe beider Geschlechter an Erwerbs- und 
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Zukunft schancen steht eine rückwärtsgewandte Strategie gegenüber, die sich an 
einer Erwerbsintegration von Frauen auf minder geschützten, weniger stabilen 
und in der Regel schlecht bezahlten (Teilzeit) Arbeitsplätzen orientiert. „Die 
Geschlechtersegregation auf dem Arbeitsmarkt wird fort- und festgeschrieben. 
[…] Die dargestellte Niedrigeinkommensstrategie erlaubt somit die Aufrechter-
haltung eines Typs von Wohlfahrtstaat und Familie, der die traditionelle Ge-
schlechterhierarchie nicht in Frage stellt, sondern konserviert. Die Ausweitung 
von Beschäft igung im Privathaushalt ist hierbei Ausdruck und Konsequenz eines 
wohlfahrtstaatlichen Modells, das Betreuungs- und Pfl egearbeit nur nachrangig 
im öff entlichen Sektor organisiert“ (Koch/Bäcker 2004: S. 97). 

Durch die „Hartz-Gesetze“ ist die „dekommodifi zierende“ Wirkung der Ar-
beitsmarktpolitik, d.h. der Schutz vor dem Zwang, die eigene Arbeitskraft  zu 
jeglichen Bedingungen verkaufen zu müssen, deutlich geschwächt worden: in der 
Arbeitslosenversicherung durch die Kürzung der Bezugsdauer und restriktivere 
Regelungen zur Anerkennung der Leistungsberechtigung und durch verschärft e 
Kriterien der Zumutbarkeit von Arbeitsangeboten, vor allem durch den Wegfall 
der Arbeitslosenhilfe (ausführlich hierzu Baethge-Kinsky et.al 2008). Mit der 
2005 in Kraft  getretenen Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe 
(„Hartz-IV“ bzw. SGB II) ist das System Sozialer Sicherung als beitragsfi nan-
ziertes Versicherungssystem (ALG I), steuerfi nanziertes Fürsorgesystem (ALG 
II) und „Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Sozialgeld)“ neu 
geordnet worden. Die Grenzen zwischen „Eingegliederten“ und „Marginalisier-
ten“ sind damit neu gezogen. Entsprechend einer Logik der sozialen Inklusion 
über Teilhabe an Erwerbsarbeit sieht sich die Mehrheit der ehemaligen Sozi-
alhilfeempfängerinnen, d.h. jene, die als fähig erachtet werden, täglich mehr 
als drei Stunden zu arbeiten, nun als Arbeitsmarktbürgerinnen aufgefordert, 
sich durch entsprechende Eingliederungsvereinbarungen selbst zu verpfl ichten, 
jedwede Tätigkeit aufzunehmen, um den Leistungsbezug zu beenden oder doch 
zumindest zu reduzieren.

Im Hinblick auf die Arbeitsmarktintegration verfolgt das SGB II ein „ge-
schlechtsneutrales Leitbild“. Grundsätzlich alle erwerbsfähigen Personen, seien 
sie allein stehend oder Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft , sind zur Teilhabe 
an Erwerbsarbeit verpfl ichtet. Damit müssen auch solche auf Grundsicherungs-
leistungen angewiesenen Frauen und Männer dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stehen, die bislang als Nichterwerbstätige weder arbeitslos gemeldet waren noch 
auf andere Weise Arbeit suchten. Schon im Rahmen des Bundessozialhilfgesetzes 
(BSHG) war es vorgesehen, Sozialhilfebezieherinnen und Sozialhilfebezieher 
dazu anzuhalten, durch eigene Arbeit die Hilfebedürft igkeit zu verringern; 
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durchgesetzt wurde es hingegen kaum. Erst mit Einführung des ALG II wird 
der „familiäre Rollentausch“ zum Gegenstand möglicherweise verpfl ichtender 
Aufl agen der Arbeitsverwaltung. Bisher nichterwerbstätige Frauen sehen sich mit 
einer Abwertung und Nichtduldung ihres ursprünglichen Lebensentwurfs kon-
frontiert und sollen den Widerspruch mit dem gesellschaft lich noch immer he-
gemonialen Bild der „guten Mutter“ individuell aushalten und ausbalancieren.

Der gesellschaft liche Wandel in Richtung einer „Defamilialisierung“, mit 
dem sich die deutsche Sozialpolitik so schwer tut, soll in den Haushalten der 
Arbeitslosen durchexerziert werden. Die Reform wird als geschlechterpolitischer 
Modernisierungsbeitrag gepriesen: „Dem Prinzip nach wird damit das Familiener-
nährermodell des konservativen deutschen Wohlfahrtstaatsmodells in Richtung 
eines Zweiverdiener-Modells forciert, das für beide Geschlechter eine individuelle 
Existenzsicherung über Lohnarbeit vorsieht und darüber auch die Lebensgrund-
lage der Bedarfsgemeinschaft  sichert. Die Unterstützung bei der Suche nach 
Betreuungsplätzen soll die Voraussetzung für eine bessere Erwerbseinbindung der 
Frauen schaff en“ (Achatz 2007: S.6). Die „staatlich unterstützte Herauslösung 
von Betreuungsaufgaben aus der Familie“ (ebd.) drückt sich zunächst einmal in 
gegenüber dem BSHG verschärft en Zumutbarkeitsregelungen für Mütter kleiner 
Kinder aus: Danach gilt die Erziehung eines Kindes über drei Jahren „als in der 
Regel nicht gefährdet“, soweit eine Betreuung in einer Tageseinrichtung, einer 
Tagespfl ege oder „auf sonstige Weise“ sichergestellt ist. Ein Mitspracherecht der 
Eltern bei der Auswahl der Kinderbetreuung ist dabei nicht vorgesehen. Zwar 
sind die Grundsicherungsträger aufgefordert, die Arbeitsaufnahme von Frauen 
durch Angebote der Kinderbetreuung zu unterstützen, nur in einem verschwin-
dend geringen Umfang werden diese Probleme aber thematisiert oder gar einer 
zufrieden stellenden Lösung zugeführt (ZEW et al. 2007: S.167f.).

Zwar sind nach § 1(1) SGB II die Leistungen der Grundsicherung darauf 
auszurichten, „geschlechtsspezifi schen Nachteilen entgegenzuwirken“, etwa bei 
der Vermittlung von Arbeitsplätzen und von Eingliederungsmaßnahmen. In der 
konkreten Umsetzung verweist das SGB II dann auf die Regelungen des SGB 
III bzgl. der Frauenförderquoten für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen als 
eine reine Ermessensleistung. Bei den Grundsicherungsträgern selbst ist auf die 
Institutionalisierung gleichstellungspolitischer Kompetenz verzichtet worden. 
Anders als bei der Agentur für Arbeit sind Beauft ragte für Chancengleichheit 
am Arbeitsmarkt nicht zwingend vorgesehen.

Arbeitslose, deren Ansprüche an die Arbeitslosenversicherung auslaufen 
bzw. der weit größere Anteil der Arbeitssuchenden, die keine Ansprüche an die 
Arbeitslosenversicherung aufbauen konnten, haben nur im Fall nachgewiese-
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ner Bedürft igkeit Anspruch auf soziale Grundsicherung. Wegen der Berück-
sichtigung sämtlicher Einkommen von Familienmitgliedern bzw. Mitgliedern 
der sog. Bedarfsgemeinschaft  bei der Ermittlung der Bedürft igkeit haben viele 
Antragstellende, die nach altem Recht Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hatten, 
keinen oder einen nur noch reduzierten Anspruch aus ALG II. Die Anrechnung 
von Partnereinkommen ist gegenüber der Arbeitslosenhilfe wesentlich erweitert 
worden, wo dem verdienenden Partner (Partnerin) noch ein dem eigenen Ar-
beitslosenhilfeanspruch dynamisierter Selbstbehalt verblieb, der die Weiterfüh-
rung eines Zweiverdienerhaushalts ermöglichen sollte. Im SGB II umfassen die 
Selbstbehaltungssätze des verdienenden Partners lediglich das Existenzminimum. 
D.h. der verdienende Partner wird so behandelt, als ob er oder sie selbst ALG 
II EmpfängerIn wäre. Alles, was über dem Existenzminimum liegt, muss der 
verdienende Partner für die Existenzsicherung der langzeitarbeitslosen Partnerin 
aufwenden. Der Anteil der Arbeitslosenhilfe-Beziehenden, die aufgrund des Sys-
temwechsels keine Leistungen mehr erhielten, war bei Frauen ca. doppelt so hoch 
wie bei Männern. Frauen im Arbeitslosenhilfebezug mit vollzeitbeschäft igtem 
Partner waren im neuen Grundsicherungssystem überdurchschnittlich häufi g 
nicht leistungsberechtigt (Projekt SGB II Umsetzung aus gleichstellungspoliti-
scher Sicht 2009, S. 80).

Eine Möglichkeit zur Aufrechterhaltung eines „Zweiverdienerhaushalts“, die 
das Bundesverfassungsgericht unter der alten Regelung der Arbeitslosenhilfe 
noch postuliert hatte, ist mit der Arbeitsmarktreform explizit ausgeschlossen 
worden. „Die Subsidiaritätsverpfl ichtung im ALG II radikalisiert die Norm der 
Alleinverdiener-Lebenspartnerschaft , ein eigenständiger Beitrag der arbeitslosen 
Person zum Haushaltseinkommen ist nicht mehr vorgesehen“ (Berghahn 2008: S. 
210). Mit dem SGB II Fortentwicklungsgesetz, das zum 1. August 2006 in Kraft  
getreten ist, wurden die Einstandspfl ichten innerhalb der Bedarfsgemeinschaft en 
erheblich erweitert. Schon wer länger als ein Jahr mit einer anderen Person in 
einem Haushalt zusammen lebt, fällt heute unter die Vermutung einer wechsel-
seitigen Einstandspfl icht, erst recht, wenn gemeinsame Kinder oder auch nur 
Kinder der anderen Person im Haushalt leben. D.h. Frauen werden auch dort in 
die fi nanzielle Abhängigkeit von dem Partner getrieben, obwohl in eheähnlichen 
Gemeinschaft en eine Verpfl ichtung zum gegenseitigen Unterhalt nicht einmal 
existiert.

Fassen wir zusammen: Die rechtlichen Regelungen des SGB II haben in Hin-
blick auf die Gleichstellung der Geschlechter widersprüchliche Auswirkungen. 
Während sie in einer Haushaltskonstellation mit einem verdienenden Partner 
die Verweigerung eigenständiger Leistungsansprüche und die persönliche Ab-
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hängigkeit vom Partner bewirken, verbieten sie die Fortsetzung eines traditio-
nellen Erwerbs- und Familienmusters, wenn der Partner arbeitslos wird und auf 
Leistungen der Grundsicherung angewiesen ist. Mangelnde betriebliche und 
soziale Unterstützungsstrukturen für eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
werden de-thematisiert und die Organisation eines Berufsalltags mit Kindern zu 
einer Frage der individuellen Anpassungsfähigkeit und Flexibilitätsbereitschaft  
umgedeutet.

4. Grundsicherung: Ein Leben in Armut

Wie der dritte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung gezeigt hat, 
ist die Einkommensarmut, defi niert als Haushalte, die weniger als 60 Prozent des 
Medianeinkommens zur Verfügung haben, zwischen 2002 und 2005 deutlich 
gestiegen (BMAS 2008). Haushalte mit Kindern und nur einem Elternteil tragen 
ein erhöhtes Armutsrisiko. Sie bilden 18 Prozent der Haushalte mit minder-
jährigen Kindern, haben aber einen Anteil von ca. 50 Prozent an den Bedarfs-
gemeinschaft en mit Kind(ern) in der Grundsicherung des SGB II. Zudem ist 
ihre Verweildauer im Leistungsbezug besonders hoch (Lietzmann 2009). Nicht 
allein niedrige Qualifi kation und/oder lang andauernde Arbeitslosigkeit bilden 
demnach ein zentrales Armutsrisiko, sondern Familiensituationen, die schlicht 
jede(n) betreff en können. Paradox genug, haben die familienpolitischen Reformen 
der letzten Jahre die materielle Situation der arbeitslosen Haushalte mit Kind(ern) 
nicht etwa verbessert, sondern erheblich verschlechtert. Mit der Einführung 
des Elterngeldes ist die Bezugsdauer der Mindestsicherung für arbeitslose und 
nichterwerbstätige Eltern gekürzt worden. Von der Erhöhung des Kindergeldes 
profi tieren nur Familien, die kein ALG II beziehen. Zugleich verstärkt sich eine 
öff entliche Debatte, mit der arbeitslosen Eltern und allein erziehenden Müttern 
pauschal Erziehungsdefi zite unterstellt und stärkere Kontrollen und Sanktionen 
gefordert werden (vgl. Schäfer in diesem Band).

Tatsächlich ist es gar nicht das vordringliche Ziel der Grundsicherung, ein 
Leben ohne Not und in Würde gestalten zu können, sondern die Existenzsi-
cherung ist im SGB II der Stärkung der Eigenverantwortung der Betroff enen 
nachgeordnet. Mit der Priorisierung der Eigenverantwortung im Verhältnis zur 
sozialen Existenzsicherung nimmt das SGB II Abschied von der Idee der sozial-
staatlichen Garantie eines Lebens, „die der Würde des Menschen entspricht“, die 
das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) noch explizit leitete. Mit der Distanzierung 
von dem Leitgedanken der Führung eines menschenwürdigen Lebens fällt das 
SGB II nicht nur ideell auf den Stand vor dem BSHG zurück, sondern auch 
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materiell, d.h. bezogen auf das Niveau der Regelleistung liegt das ALG II unter 
dem der früheren Sozialhilfe, die selbst schon nicht armutsfest war (Spindler 
2004: S. 147ff ).

Die aktuellen Regelsätze werden aus der Einkommens- und Verbrauchsstatistik 
(EVS) auf der Grundlage der statistischen Lebenshaltungskosten der unteren 
Einkommensgruppen ermittelt. Diese Daten haben jedoch erhebliche Mängel: 
Es ist nicht bekannt, wie viele Personen aus der Vergleichsgruppe tatsächlich 
ein höheres Einkommen als das Existenzminimum haben. Bei vielen Rentne-
rInnen, die überproportional in den unteren Einkommensgruppen vertreten 
sind, dürft e das kaum der Fall sein. Mit anderen Worten: Das Sozialrechtli-
che Existenzminimum leitet sich zu einem Gutteil aus den Verbrauchsangaben 
von Sozialleistungsempfängern her. ALG II enthält – außer den Kosten für 
Unterkunft  und Heizung – keine individuellen Zusatzleistungen mehr. In be-
sonderen Lebenslagen – zum Beispiel bei Schwangerschaft , Diäten, berufl icher 
Rehabilitation – werden Pauschalen gezahlt. Eine ausgewiesene Bezugsgröße 
hierfür gibt es nicht. Durch die Umwandlung der individuellen Beihilfen nach 
BSHG in Pauschalen kommt es zu verdeckten Kürzungen (Spindler 2003: S. 225 
ff .). Überhaupt keine zusätzlichen Leistungen zum Regelsatz werden Personen 
gewährt, die sich weiterbilden, intensiv eine Arbeitsstelle suchen oder mit ihrer 
Arbeit weniger als das soziokulturelle Existenzminimum verdienen. Bislang gibt 
es zudem keine hinreichenden Regelungen zur Dynamisierung der Grundsiche-
rungsleistung: Die Regelleistungen werden nicht entsprechend der tatsächlichen 
Preisentwicklung für lebensnotwenige Güter und Dienstleistungen angepasst, 
sondern sind vielmehr – sachfremd – an die Renten angepasst. 

Doch es sind nicht die off ensichtlich unzureichenden Regelsätze allgemein, 
wohl aber die Armutslagen von (Schul-)Kindern, die zu einem öff entlich dis-
kutierten und verhandelten Problem geworden sind. Immerhin 1.4 Millionen 
Kinder im Alter von 7 bis 17 Jahren leben von „Hartz IV“. Mit dessen Einführung 
waren die Regelsätze von Kindern schlicht als Teilbeträge der Regelsätze von 
Erwachsenen ermittelt worden. Schulkindern wurde der Regelsatz erheblich 
gekürzt ( für 7- bis 13-Jährige von 65 auf 6o Prozent für 14- bis 17-Jährige von 
90 auf 80 Prozent). Der durch das Wachstum erforderliche höhere Bedarf von 
Kindern ab sechs Jahren und die höheren Kosten, die mit dem Schuleintritt 
entstehen, wurden in den Regelsätzen schlicht negiert (Roth 2008). 

Nach erheblichem öff entlichen Druck und einer Entscheidung des Bundesso-
zialgerichtes vom 27. Januar 2009, mit dem die Regelleistungen für Kinder unter 
14 Jahren als verfassungswidrig festgestellt wurden, musste die Bundesregierung 
die Kürzungen für Kinder im Alter von 6 bis 14 Jahren zum 1.7.2009 teilweise 
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zurücknehmen. Und mit der jüngsten Kindergeldreform waren Hartz IV Fa-
milien Schulbeihilfen von 100 Euro pro Jahr und Kind zugestanden worden, 
peinlich genug, nur bis zur Klasse 10. Das heißt, eine Bildungsteilhabe bis zum 
Abitur war für arme Kinder zunächst nicht vorgesehen.

Zu einer grundlegenden Neuberechnung der Regelsätze ist die Bundesre-
gierung nun durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 9.2.2010 
gezwungen, mit dem zwar nicht die Höhe der Regelleistungen als evident unzu-
reichend erklärt wurden, jedoch festgestellt wird, dass die Schätzungen „einem 
Verfahren realitätsgerechter Ermittlung zuwider (laufen) und …deshalb gegen 
Art. 1 Abs. 1 GG (Unantastbarkeit der Menschenwürde) in Verbindung mit dem 
Sozialstaatsprinzip des Art. 20 GG (verstoßen)“. Der Bedarf von Kindern habe 
sich „an kindlichen Entwicklungsphasen auszurichten und an dem, was für die 
Persönlichkeitsentfaltung eines Kindes erforderlich ist.“1 

Die Höhe der Grundsicherungsleistungen lässt sich demnach unter sozialpoli-
tischen Aspekten der Existenzsicherung und sozialen Teilhabe nicht legitimieren. 
Erklärbar wird sie aus der Perspektive ihrer unterstellten Arbeitsmarktwirkung 
bzw. möglicher Fehlanreize bezogen auf die Bereitschaft  zur Arbeitsaufnahme. 
Obwohl die Beeinfl ussung des Verhaltens der Arbeitslosen im Sinne der Stär-
kung von Eigenverantwortung und Aktivierung zum beschäft igungsfähigen 
Subjekt zu einem Schlüsselthema der Arbeitsmarktpolitik avanciert ist, liegen 
bisher keinerlei Forschungsergebnisse vor, wie der Zusammenhang zwischen 
Aktivierungsstrategien und den erwarteten Verhaltensänderungen zu bestimmen 
ist. Die aufwendigen Evaluationsforschungen der Hartz-Reformen erschöpfen 
sich in Indikatorenbildung und Institutionenanalysen, nur einzelne qualitative 
Forschungsprojekte thematisieren die Auswirkungen der neuen Praktiken und 
institutionellen Formen von Arbeitsmarktpolitik auf das Leben der Betroff enen 
und fragen danach, wie sie ihre Situation bewältigen (Kolbe/Reis 2008; Bescherer 
et al. 2008). Dieser auf den ersten Blick erstaunliche Befund, dass Verhaltens-
steuerung einerseits als zentraler Ansatzpunkt der Beschäft igungsförderung gilt, 
andererseits die subjektiven Folgen der Arbeitsmarktreformen nicht zu interes-
sieren scheinen, erklärt sich daraus, dass es in letzter Konsequenz weniger um 
das Problem der Arbeitslosigkeit geht als um das Mantra der „markträumenden 
Löhne.“

Das Niveau der Grundsicherung gilt in vulgärökonomischer Sicht als „An-
spruchslohn“, unter dem man nicht bereit ist, Arbeit aufzunehmen. Danach 
bestimmt die Sozialhilfe den unteren Eckpunkt der Lohnstruktur und legt eine 

1 Rd.Nr. 155 BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.02.2010
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Art Mindestlohn fest. Den Anspruchslohn bezogen auf den Bedarf einer vierköp-
fi gen Familie zu senken, gilt als Wunderwaff e im Kampf gegen Arbeitslosigkeit. 
Zum einen, weil niedrige Löhne vermeintlich die Bereitschaft  der Arbeitgeber 
stärken, Beschäft igung anzubieten; zum anderen, weil der Abstand zwischen 
Lohn und Sozialhilfe über die Motivation entscheiden sollen, den „Sprung aus 
der Hängematte“ in das Reich der Selbstverantwortung zu wagen. Hier wird 
gerade für arbeitslose Eltern eine gefährliche Verführung zum Nichtstun und zur 
Dekadenz unterstellt. „Je größer die Familie, desto kleiner der Abstand zu Hartz 
IV. Für so manchen der Arbeitnehmer lohnt es sich kaum, morgens aufzustehen“ 
(FAZ 5.12.2007). Anders formuliert: Kinder hindern durch ihre Existenz und 
die als üppig bewertete staatliche Alimentierung ihre Eltern bzw. Mütter daran, 
morgens aufzustehen! 

Tatsächlich gewinnen Überschneidungsbereiche zwischen Erwerbs- und 
Transfereinkommen quantitativ an Bedeutung und spiegeln ungelöste Prob-
leme in beiden Bereichen wider (Baethge- Kinsky et al, 2008: S. 16). Einerseits 
wachsen die Beschäft igungssektoren, in denen selbst mit Vollzeitentgelten keine 
Existenzsicherung erreicht wird, andererseits zwingen niedrige Grundsicherungs-
leistungen dazu, nach (Zu-)Verdienstmöglichkeiten zu suchen. „Das ALG II spielt 
derzeit augenscheinlich eine eigenständige Rolle bei der Ausweitung geringfügiger 
und Teilzeitbeschäft igung, möglicherweise auch niedrig entlohnter Vollzeitbe-
schäft igung“ (ebd.). Steigende Zahlen sogenannter „AufstockerInnen“ belegen, 
dass bei fehlenden Mindestlöhnen eine faktische „Kombi-Lohn“-Wirkung des 
ALG II eintritt, die der Ausweitung von Dumpinglöhnen Vorschub leistet, die 
dann selbst wieder gegen die vermeintlich zu hohen Regelleistungen ins Feld 
geführt werden können.

5. Aktivierende Arbeitsmarktpolitik oder: „Blaming the Victim“

Grundsicherungsleistungen sind an die Voraussetzung gebunden, dass die 
Leistungsberechtigten Arbeits- und Maßnahmeangebote annehmen und an 
sie gerichtete Aufl agen erfüllen. Mitspracherechte sind durch die Verpfl ichtung 
begrenzt, eine Eingliederungsvereinbarung abzuschließen. Dabei gilt jede Form 
von Arbeit und jedes Maßnahmeangebot für zumutbar – unabhängig davon, ob 
damit die Hilfebedürft igkeit überwunden wird. Sofern sich Leistungsbeziehende 
den an sie gerichteten Anforderungen verweigern bzw. die in der Eingliede-
rungsvereinbarung festgelegten Verpfl ichtungen nicht nachkommen, können 
die Leistungen reduziert oder sogar vollständig gestrichen werden. „Damit sehen 
die Sanktionsregelungen des SGB II – erstmals im deutschen Sozialrecht – die 
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Möglichkeit vor, Menschen den Anspruch auf soziale Existenzsicherung voll-
ständig zu versagen“ (ebd.: S. 15). 

„Aktivierung“ wird nicht nur materiell, d.h. durch Androhung des teilweisen 
oder gar vollständigen Entzugs der Unterstützungsleistungen erzwungen, sondern 
auf „prozeduralem Wege“ (Wolf 2006: S.599) mit Hilfe spezifi scher „Überzeu-
gungsstrategien“ vermittelt. Die Aktivierungsstrategien wie Casemanagement, 
Eingliederungsvereinbarungen, Potenzialanalysen, Coaching, Monitoring, 
Profi ling etc. sind Methoden sozialtechnologischer Disziplinierung der Betrof-
fenen. Indem der Staat jede Leistung an eine Eigenleistung der Hilfebedürft igen 
knüpft , ist ein Scheitern der Vermittlungs- und Eingliederungsprozeduren nicht 
dem Staat oder der Politik anzulasten, sondern der jeweiligen Adressatin, dem 
jeweiligen Adressaten. Eigenverantwortlichkeit heißt dann, dass Misserfolge 
denen zugerechnet werden, denen es nicht gelingt, erfolgreich im Sinne des Ak-
tivierungsparadigmas tätig zu werden. Paradox genug, wird den Betroff enen ein 
Potential der Selbsttätigkeit und der Eigenverantwortung unterstellt, welches 
durch Steuerungstechniken und Sanktionen erst hervorgebracht werden soll. 
Aktivierung meint somit „die Zuschreibung von Verantwortung auch unter 
Bedingungen, unter denen wir nach üblicher Betrachtung gerade nicht in der 
Lage sind, wirklich Verantwortung zu übernehmen“ (Kocyba 2004, S. 20) 

Die arbeitsmarktpolitischen Reformen haben die versprochenen Brücken in 
den ersten Arbeitsmarkt nicht gebaut, wobei das Versprechen selbst in Frage 
zu stellen ist. Wofür und wozu sollen Arbeitslose aktiviert werden, wenn ein 
anhaltendes Defi zit der Arbeitskräft enachfrage besteht? „Aktivierende“ Arbeits-
marktpolitik unter den Bedingungen strukturell verfestigter Arbeitslosigkeit 
schlägt zwangsläufi g um in ein „Blame the Victim- Spiel“, mit dem die Opfer des 
Arbeitsmarktes zu Tätern umdefi niert werden, die umzuerziehen sind und deren 
Arbeitsbereitschaft  permanent in Frage gestellt und getestet werden muss. Die 
deutschen Aktivierungspolitiken bleiben ebenso wie vergleichbare europäische 
Programme zur Eingliederung arbeitsloser Hilfeempfängerinnen hinter ihren ur-
sprünglichen Ambitionen zurück: „Trotz der zahlreichen Studien konnte niemals 
nachgewiesen werden, dass es damit gelungen wäre, die Arbeitslosen dauerhaft  in 
den Arbeitsmarkt einzugliedern … Aufgrund der Begrenzungen dieser Programme, 
die Betroff enen dabei zu unterstützen, eine feste Stelle zu fi nden, besteht ein großes 
Risiko, dass die soziale Betreuung für viele zu einem entwertenden Dauerzustand 
wird. Diese Programme halten unfreiwillig das Bild einer diff usen Prekarität auf-
recht, der auf keinerlei Weise beizukommen ist“ (Paugam 2008: S. 268 f.)

Für das anhaltende Defi zit der Arbeitskräft enachfrage kann die Arbeitsmarkt-
politik nicht verantwortlich gemacht werden, wohl aber für die Rolle, die sie in der 
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Deregulierung und Substitution regulärer Beschäft igung spielt. Die „Ausweitung 
von Zonen der Unsicherheit und prekären Arbeitsmarktteilhabe“ (Vogel 2008; 
Dörre 2008) ist weniger eine Folge wirtschaft licher Strukturveränderungen und 
personalwirtschaft licher Anpassungen, sondern das Ergebnis politischer Ent-
scheidungen und rechtlicher Ermöglichung. Die Arbeitsmarktreformen haben 
die Vervielfältigung von Beschäft igungs- und Statusformen vorangetrieben. Sie 
haben die Leitidee verabschiedet, den erreichten Qualifi kations- und Sozialstatus 
derer zu schützen, die ihre Arbeit verloren haben. Und sie haben nicht zuletzt die 
Lebenswelten und Partnerschaft ssysteme als Experimentierfeld dem staatlichen 
Zugriff  und Kontrolle erschlossen. Probleme einer Vereinbarkeit von Arbeit und 
Leben werden – sofern überhaupt thematisiert – auf die Bereitstellung bzw. Un-
terstützung bei der Suche von Betreuungsplätzen reduziert. Die Frage der Qualität 
der Arbeit, der an Beschäft igteninteressen orientierten Gestaltung von Arbeitsbe-
lastungen und Arbeitszeiten und die sich verschärfenden Widersprüche zwischen 
den alltagsbezogenen Handlungsanforderungen und den betrieblichen Interessen 
und Handlungslogiken werden ignoriert. Das Inklusionsversprechen der neuen 
Arbeitsmarktpolitik reduziert sich auf „(Lohn)Arbeiten um jeden Preis“. 

Die fortschreitende Deregulierung und Segmentierung der Arbeitsmärkte hat 
direkte Folgen für den Sozialstaat, der seinerseits fragmentiert und desorganisiert 
wird. Soziale Rechte und Leistungsansprüche werden eingeschränkt zu Gunsten 
eines Systems der Armenfürsorge und der Privatisierung und Familialisierung 
sozialer Risiken. Die Verpfl ichtung zu gemeinnütziger Arbeit jenseits geklärter 
Rechtsbeziehungen konstruiert Beschäft igung als persönliches Abhängigkeits-
verhältnis und restrukturiert große Teile der öff entlichen Daseinsvorsorge als 
„kollektiv organisierte unbezahlte Hausarbeit“ (Vellay/Richter 2008). Diese 
Unterschichtung des Arbeitsmarktes mit nicht-warenförmiger Arbeit manifes-
tiert eine weitere Spaltung in der Gesellschaft . Neu hieran ist die systematische 
Ausdehnung unbezahlter Arbeit in bislang öff entlich organisierte und tarifl ich 
regulierte Bereiche und die tendenzielle Aufweichung der früher strikten Zu-
weisung der unbezahlten Arbeit an Frauen. All diejenigen, deren Leistungsfä-
higkeit und -potential für die Anforderungen am Arbeitsmarkt als nicht mehr 
ausreichend klassifi ziert werden, sollen zukünft ig gegen die Gewährung eines 
Existenzminimums große Teile der gesellschaft lichen Reproduktion sicherstellen. 
In dieser Strategie ist eine beispiellose Rationalisierungswelle im öff entlichen 
Dienst angelegt, die mit der Gefährdung der überwiegend von Frauen ausgeübten 
qualifi zierten und professionalisierten Tätigkeiten zugleich die Qualitätsanfor-
derungen an öff entliche Dienstleistungen und Daseinsvorsorge in Frage stellt. 
Ein-Euro-Jobber in der Kinderbetreuung und Jugendhilfe, in Erziehung, Bildung 
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und Altenpfl ege sind nur ein kleiner Ausschnitt, wie der öff entliche Arbeitsmarkt 
gegenwärtig zersetzt wird (Spindler 2008: S. 13ff ). 

Von der Öff entlichkeit weitgehend unbemerkt wird die „Gestaltung des gesell-
schaft lich Allgemeinen“ (Vogel 2008: S. 18) mehr und mehr in die Hände eines 
neuen Dienstleistungsprekariats von Mini-Jobbern, kurzfristig Beschäft igten, 
LeiharbeiterInnen und Honorarkräft en gelegt. Damit steht mehr auf dem Spiel 
als die materielle Absicherung der so Beschäft igten: „Es besteht die Gefahr, dass 
die Prekarität der öff entlichen Dienste langfristig den normativen Haushalt der 
Gesellschaft  verändert und dazu beiträgt, die Maßstäbe der Gemeinwohlorientie-
rung und der öff entlichen Verantwortung zu verschieben bzw. zu demontieren“ 
(ebd.).

6. Politische Perspektiven über die Arbeitsmarktpolitik hinaus

Ob Arbeitsmarktpartizipation die Arbeits- und Lebensbedingungen verbessern 
kann oder ob die Durchsetzung einer fl exiblen Erwerbsgesellschaft  nicht eher 
einen Rückschritt mit sozialen Verwerfungen und Ausschlussrisiken bedeutet, 
hängt letztlich davon ab, ob und wie Arbeitsmarktpolitik mit einer Reformpo-
litik zur „Qualität von Arbeit“ und einer demokratischen Umgestaltung des 
Sozialstaats verbunden werden kann. Unabweisbar notwendig sind instituti-
onelle Veränderungen des deutschen Wohlfahrtsstaatsmodells als Sozialver-
sicherungsstaat mit einer defi zitären Struktur sozialer Dienstleistungen und 
erheblichen Mängeln in den Bereichen Alter, Gesundheit, Kinderbetreuung und 
Bildung. Das deutsche Soziale Sicherungssystem ist mit seiner engen Koppelung 
an das Normalarbeitsverhältnis nicht universell ausgerichtet, es verlängert die 
Ungleichheiten nach Erwerbsstatus, Berufszugehörigkeit und Familienstand in 
die sozialen Sicherungslagen. Bislang haben in Europa die Wohlfahrtsstaaten 
mit relativ starken universalistischen Elementen den Übergang in den „fl exi-
blen Kapitalismus“ wesentlich besser, d.h. mit weniger ausgeprägten sozialen 
Verwerfungen bewältigt (Krätke 2008: S. 33ff ). Gefordert ist der Übergang zu 
einem Sicherungssystem, welches universalistisch ausgerichtet ist hinsichtlich der 
Leistungsansprüche und alle Beschäft igungsverhältnisse und Einkommensarten 
in die Finanzierung einbezieht. 

Zwar ist die Durchsetzung gesetzlich garantierter Mindestlöhne eine zentrale 
Voraussetzung, um zu verhindern, dass betriebliche Lohnkonkurrenz steuerlich 
subventioniert und attraktiv gemacht wird. An den eklatanten Verdienstunter-
schieden zwischen Frauen und Männern ändert sich damit aber noch wenig. Nach 
wie vor ist die Unterbewertung frauenspezifi scher Ausbildungen und Arbeitstä-
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tigkeiten in den Tarifstrukturen fest verankert und bezeichnenderweise kommt 
in aktuellen Tarifstrukturreformen dem Th ema der Verringerung des „gender pay 
gap“ nur eine geringe Priorität zu (Beese 2007: S. 99 ff .; Kühnlein 2007: S. 108 ff .). 
Zugleich gilt es festzuhalten, dass die steigende Erwerbsbeteiligung von Frauen 
im letzten Jahrzehnt vorrangig auf die Umverteilung von Arbeit zwischen Frauen 
zurückzuführen ist: Statt Redistribution von bezahlter und unbezahlter Arbeit 
durch Arbeitszeitverkürzung im Vollzeitbereich wird bezahlte Arbeit zwischen 
Frauen neu verteilt. Arbeitszeitverkürzung als emanzipatorisches Projekt hat an 
gesellschaft licher Kraft  verloren, obwohl in den gegenwärtigen gesellschaft lichen 
Umbrüchen die Unvereinbarkeiten und Widersprüche zwischen Arbeitsmarkt, 
betrieblichen Flexibilisierungsstrategien und lebensweltlichen Anforderungen 
deutlicher denn je hervortreten. Die soziale Strukturierung der Arbeitszeitmuster 
innerhalb der Beschäft igten dokumentiert, dass die Rede von der „Optionalität“, 
der „Wahlfreiheit“ und „Work-life-Balance“ ein Euphemismus ist, hinter dem 
sich soziale Ungleichheitslagen und Machtpositionen verbergen. Eine Arbeits-
zeitpolitik, die unterschiedliche Zugangsbedingungen zum Arbeitsmarkt und 
eine geschlechtsspezifi sch unterschiedliche Einbindung in außerbetriebliche 
Lebenswelten nicht festschreiben, sondern verändern will, ist und bleibt an eine 
allgemeine Arbeitszeitverkürzung gebunden. Auf der Grundlage eines neuen Nor-
malarbeitszeitstandards, der das Idealbild eines von allen sozialen Einbindungen 
befreiten „Arbeitskraft unternehmers“ überwindet (Stolz-Willig 2003: S. 94) las-
sen sich individuelle Rechtsansprüche auf „freiwillige (Erwerbs)Arbeitslosigkeit“, 
d.h. auf zeitlich befristete und gesellschaft lich honorierte Auszeiten zur Ausübung 
individuell notwendiger und/oder gesellschaft lich nützlicher Tätigkeiten formu-
lieren. Ihre Durchsetzung setzt freilich die Ausweitung von Partizipationsrechten 
der Beschäft igten und eine Umsetzung gleichberechtigungsorientierter Verfahren 
und Instanzen auch in den Sektoren der Privatwirtschaft  voraus.

Allen diesen notwendigen und möglichen Reformen stehen in Deutschland die 
„Hartz-Reformen“ entgegen. Sie waren und sind ein großer Schritt weg von dem 
Leitbild der „Flexicurity“ und weg von einem sozial integrativen europäischen 
Sozialmodell. Sie waren und sind ein enormer Fehlgriff  in der Arbeitsmarktpo-
litik, durch den Spaltungstendenzen im Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft  
verstärkt und Fortschritte der Geschlechtergleichstellung verhindert werden.
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Margareta Kreimer

„Flexicurity“ aus gleichstellungspolitischer Perspektive

1. Einleitung

Sowohl in der Arbeitsmarkt- als auch in der Sozialpolitik ist der Begriff  Flexicurity 
seit den späten 1990er Jahren in der Diskussion. Einfach ausgedrückt geht es um 
eine Verbindung von Flexibilität ( fl exibility) und sozialer Sicherheit (security) auf 
qualitativ neuem Niveau. Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der Frage, ob 
und inwieweit die Ausgestaltung und Umsetzung von Flexicurity einen Beitrag 
zur Gleichstellung der Geschlechter liefert bzw. potentiell liefern könnte. Der 
Fokus liegt hierbei auf der Arbeitsmarktsituation von Frauen bzw. auf dem Ge-
schlechterverhältnis und erweitert damit die arbeitsmarkt- und sozialpolitische 
Perspektive um einen gleichstellungspolitischen Blickwinkel.

Die Folgen der unterschiedlichen Flexibilisierungsprozesse am Arbeitsmarkt 
für Frauen werden in den Sozialwissenschaft en bereits seit über einer Dekade 
untersucht (z.B. Smith/Gottfried 1998, Kreimer 1998). Zum einen wurden 
Chancen ausgehend von der mit der Flexibilisierung verbundenen „Erosion 
des Normalarbeitsverhältnisses“ identifi ziert, da das als vollzeitig und dauer-
haft  konzipierte Normalarbeitsverhältnis schon immer in Widerspruch zu den 
unterschiedlichen Lebensentwürfen von Frauen stand. Zum anderen wurden 
insbesondere vor dem Hintergrund des Anstiegs atypischer Beschäft igung er-
höhte Arbeitsmarktrisiken für Frauen vielfach auch empirisch festgestellt, da 
diese Beschäft igungsverhältnisse häufi g unter prekären Rahmenbedingungen 
hinsichtlich Einkommen und/oder sozialer Sicherheit ausgeübt werden mussten. 
Eine eindeutige Antwort auf diese Chancen- oder Risiken-Frage hängt von vielen 
Rahmenbedingungen ab und kann nicht generell gegeben werden. Wohl aber 
haben die Flexibilisierungsprozesse zur Entwicklung neuer Spaltungslinien am 
Arbeitsmarkt beigetragen, die diesmal quer durch die Gruppe der erwerbstäti-
gen Frauen geht: Gerade um neue Chancen am Arbeitsmarkt für die Karriere 
nutzen zu können, benötigen gut qualifi zierte und karriereorientierte Frauen 
Hilfestellungen bei der Reproduktionsarbeit, die in Ermangelung der Beteili-
gung der Männer/Väter häufi g im Rahmen prekärer Beschäft igungsverhältnisse 
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als Tagesmütter oder Haushaltshilfen von jenen Frauen geleistet wird, die die 
Anforderungen an eine volle Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt nicht erfüllen 
können (Kreimer 1998).

Zugleich kann die Debatte über die Folgen von Flexibilisierung für Frauen 
nicht losgelöst vom sozialen Sicherungssystem geführt werden, das über Anreize 
in Richtung traditioneller Arbeitsteilung die „besondere Integration“ von Frauen 
in den Arbeitsmarkt entlang der neuen Segmentierung unterstützt. Die Ausge-
staltung der sozialen Sicherheit und darüber hinaus des gesamten wohlfahrts-
staatlichen Systems ist für die Arbeitsmarktchancen von Frauen von zentraler 
Bedeutung (Kreimer 2000). Insofern stellt auch die Prekarität von atypischer 
Beschäft igung kein rein arbeitsmarktbezogenes Problem dar und kann auch nur 
in Kooperation mit der Sozialpolitik gelöst werden. Dass mit dem Flexicurity-
Konzept nun gerade diese Verbindung von Flexibilität und sozialer Sicherheit in 
die Arbeitsmarktanalyse und -politik eingebracht wird, gibt Anlass zur Hoff nung, 
dass nun die Problemlagen von Frauen am Arbeitsmarkt deutlich besser erfasst 
und über entsprechende Maßnahmen auch verändert werden können. Ob auch 
hinsichtlich der Gleichstellung der Geschlechter, also einer Veränderung des 
Geschlechterverhältnisses, vorab Erwartungen an Flexicurity gestellt werden 
können, ist weniger off ensichtlich und soll daher näher untersucht werden.

Die Ausgangssituation in Hinblick auf die Geschlechtergleichstellung ist 
bekannt: Trotz formaler Gleichbehandlungspolitik, trotz Frauenförderung und 
Gender Mainstreaming, trotz Quoten und Equal-Pay-Kampagnen sind die Chan-
cen von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt in Bezug auf Einkommen und 
Karrieren nicht gleich, sichtbar beispielsweise im Gender Pay Gap (z.B. Kreimer 
2009). Ein arbeitsmarkt- und sozialpolitisches Konzept, das neue Standards 
gerade dort setzen will, wo sich Benachteiligungsmuster gegenüber Frauen immer 
noch bilden und verfestigen, ist daher auf sein Potential zum Abbau von Diskri-
minierung und benachteiligenden Gender Gaps zu prüfen, verspricht es doch auf 
einen ersten Blick hin gerade Verbesserungen beispielsweise für armutsgefährdete 
Frauen in fl exibilisierten Beschäft igungsverhältnissen. Sind diese Erwartungen in 
Richtung Abbau der Geschlechterdiff erenz am Arbeitsmarkt durch Flexicurity 
gerechtfertigt? 

Um diese Frage zu beantworten, wird zuerst dargestellt, was unter Flexi-
curity verstanden wird (Kap. 2) und sodann, in welcher Weise Flexicurity das 
Geschlechterverhältnis berührt (Kap. 3). Anschließend wird anhand einiger Bei-
spiele gezeigt, welche Erfahrungen bis dato mit der Flexicurity-Strategie gemacht 
wurden und wie diese Politik aus der Geschlechterperspektive einzuschätzen 
ist. Eine Erkenntnis sei vorweggenommen: Ob und inwieweit eine konkrete 
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Flexicurity-Politik tatsächlich geeignet ist, die Gleichstellung der Geschlechter vo-
ranzutreiben, ist stark kontextabhängig und auf Einzelstaaten bezogene Befunde 
lassen sich nicht generalisieren. Daher werden in einem programmatischen Sinne 
Bausteine einer gleichstellungsorientierten Gestaltung von Flexicurity vorgestellt 
und Verbindungen zu anderen Konzepten der Gleichstellungspolitik hergestellt 
(Kap. 4). Schlussfolgerungen (Kap. 5) runden den Beitrag ab. 

2. Was ist Flexicurity?

Das Kunstwort Flexicurity will eine neue Kombination von Flexibilität und sozi-
aler Sicherheit zum Ausdruck bringen und hebt sich somit von einer Politik reiner 
Flexibilisierung und Deregulierung am Arbeitsmarkt ab.1 Die Interessen von 
ArbeitgeberInnen an einem möglichst fl exiblen Arbeitsmarkt sollen mit jenen von 
ArbeitnehmerInnen an sozial gesicherten Beschäft igungsverhältnissen in Ein-
klang gebracht werden. Der andauernde Prozess der Arbeitsmarktfl exibilisierung 
stellt ein Festhalten an eher statischen Beschäft igungsverhältnissen zunehmend 
in Frage. Stattdessen sind Arbeitskräft e mit wechselnden Arbeitszeitvolumi-
na, Erwerbspausen und Arbeitslosigkeit, Phasen atypischer Beschäft igung etc. 
konfrontiert bzw. entwickeln selbst Flexibilisierungsbedürfnisse, die es anstelle 
des bisher in den sozialen Sicherungssystemen dominanten „Normalarbeits-
verhältnisses“ abzusichern gilt. Nicht die Jobsicherheit steht im Mittelpunkt, 
sondern die Beschäft igungssicherung inklusive allfälliger Transitionen zwischen 
verschiedenen Beschäft igungsverhältnissen.2

Die ersten Anwendungen fand Flexicurity in den 1990er Jahren in den Nie-
derlanden, wo es insbesondere um die Absicherung atypischer Beschäft igungen 

1 Flexicurity stellt damit auch eine Alternative zur in den 1980ern und 1990ern ins-
besondere auch von der OECD unterstützten neoliberalen Arbeitsmarktsicht dar, 
in der radikale Deregulierung und der Abbau von sozialen Sicherungselementen bei 
Beschäft igungsverhältnissen gefordert wurden, um ein möglichst hohes Ausmaß 
an Flexibilität zu erreichen (Keune/Jepsen 2007). Die europäischen Arbeitsmärkte 
sollten ihre (angeblich zu) starre Struktur verlieren und sich in Richtung des wesent-
lich fl exibleren US-amerikanischen Arbeitsmarkts entwickeln. Unterstützt wurde 
dieser Ruf nach mehr Deregulierung durch den Vergleich der Arbeitslosenquoten 
zwischen den EU-Ländern und den USA: die niedrige Arbeitslosigkeit in den USA 
wurde ursächlich mit dem hohen Flexibilitätsgrad in Verbindung gebracht.

2 Übersichten und Erläuterungen zum Flexicurity-Konzept fi nden sich in Kronauer/
Linne 2005, Viebrock/Clasen 2009, Keller/Seifert 2008, Lewis/Plomien 2008, 
Wilthagen/Tros 2004.
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ging, sowie in Dänemark, das ein geringes Niveau an Jobsicherheit (Kündigungs-
schutz) mit einem hohen Niveau der Absicherung bei Arbeitslosigkeit und ak-
tiver Arbeitsmarktpolitik zur Reintegration in den Arbeitsmarkt kombinierte 
(Viebrock/Claasen 2009). Beide Strategien gelten beschäft igungspolitisch als 
erfolgreich und werden auf ihre Übertragungsmöglichkeiten auf andere Länder 
untersucht (z.B. Peter 2007, Viebrock/Claasen 2009). Auf EU-Ebene wurde die 
Debatte um Flexicurity mit dem Grünbuch zum Arbeitsrecht (EU-Kommission 
2006) und den „gemeinsamen Grundsätzen“ (EU-Kommission 2007) begonnen. 
Mittlerweile ist Flexicurity Bestandteil der Europäischen Beschäft igungsstrategie 
(Rat der Europäischen Union 2008).3 

Weder Flexibilität noch soziale Sicherheit sind eindimensional und eindeutig 
defi nierbar. Die meisten Flexicurity-Analysen verwenden die ursprünglich von 
Wilthagen/Tros (2004, S. 169ff ) eingebrachte Diff erenzierung in je vier Formen 
von Flexibilität und Sicherheit: 

Interne numerische Flexibilität –  umfasst im Wesentlichen innerbetriebliche 
Arbeitszeitanpassungen.
Externe numerische Flexibilität –  wird über Entlassungen und Einstellungen 
und über die Nutzung atypischer Beschäft igungsverhältnisse (insbesondere 
Zeitarbeit und befristete Beschäft igung) hergestellt.
Funktionale Flexibilität –  zielt auf Anpassungen auf der organisationalen Ebene 
und umfasst Weiterbildungsmaßnahmen und Veränderungen der Arbeits-
organisation. 
Monetäre Flexibilität –  umfasst alle Anpassungen über die Bezahlung, z.B. 
leistungsbezogene Entgelte, aber auch geringfügige Beschäft igungen und 
Mini- bzw. Midi-Jobs.
Beschäft igungsstabilität (job security) –  umfasst die Sicherheit, innerhalb eines 
spezifi schen Jobs verbleiben zu können, d.h. hier geht es um Kündigungs-
bestimmungen.
Beschäft igungsfähigkeit (employment security) –  zielt auf eine möglichst unun-
terbrochene Tätigkeit ab, allerdings nicht notwendigerweise beim selben 
Arbeit geber bzw. im selben Job. Weiterbildung, Qualifi zierungsmaßnahmen 
und ein hohes Beschäft igungsniveau bilden den Hintergrund dieser Sicher-
heits dimension.

3  Keune/Jepsen 2007 zeichnen die Integration von Flexicurity in die Politik der Eu-
ropäischen Kommission nach.
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Einkommenssicherheit –  (income security) verlangt adäquate und stabile Einkom-
mensniveaus im Fall der Unterbrechung bzw. Beendigung der Erwerbskarriere 
sowie ein subsistenzsicherndes Einkommen generell.
Vereinbarkeitssicherheit (combination security – ) bezieht sich auf die Möglichkeit, 
bezahlte Erwerbsarbeit mit anderen Aktivitäten und Verantwortlichkeiten zu 
vereinbaren, anders ausgedrückt auf die work-life-balance4. 

Diese Dimensionen von Flexibilität und Sicherheit sind nach Wilthagen/Tros 
nicht als Aufzählung zu verstehen, sondern als eine Matrix, die jede einzelne 
Flexibilitätsdimension mit den Sicherheitsdimensionen in Beziehung setzt und 
umgekehrt. Damit zeigt die Matrix die Komplexität des Flexicurity-Konzepts auf: 
Dem Konzept ist eben nicht damit Genüge getan, die einzelnen Dimensionen 
mit Zielwerten zu versehen und Maßnahmen zuzuordnen, sondern es geht um 
die Interdependenzen und in vielen Fällen auch Inkompatibilitäten innerhalb 
dieser Matrix. Eine ausfüllte Matrix für ein bestimmtes Land vermag dann auch 
die Grundlage für die Bildung von Flexicurity-Regimes bilden, so dass analog 
zur vergleichenden Wohlfahrtsstaatenforschung Typologien abgeleitet und auf 
ihre Übertragbarkeit hin untersucht werden können (Bertozzi/Bonoli 2009). 
Voraussetzung dafür ist die empirische Auff üllung der Matrix – ein Unterfan-
gen mit enormen Ansprüchen nicht nur an Daten, sondern auch an weitere 
Konkretisierungen der Defi nitionen der einzelnen Matrixfelder.5 Selbst wenn 
es gelingt, allen Feldern Indikatoren zuzuordnen, bleibt die Interpretation der 
Matrix komplex, da einzelne Dimensionen mit sogenannten negativen trade-
off s verbunden sind. Beispielsweise können job security und employment security 
nicht gleichzeitig verfolgt werden, oder externe numerische Flexibilität steht 
häufi g in Widerspruch mit Einkommenssicherheit. Schmid (2007) schlägt daher 
vor, die Kombinationen von Flexibilität und Sicherheit entsprechend diesem 
Zusammenwirken zu ordnen und unterscheidet zwischen zwei komplementären 
Kombinationen: einem virtuous circle, bei dem sich beide Dimensionen positiv 
verstärken und einem vicious circle mit negativer Verstärkung sowie zwei trade-off  
Beziehungen, in denen jeweils eine Dimension nur auf Kosten der anderen forciert 
werden kann. Diesen Kombinationen lassen sich auch entsprechende Strategien 

4  Die Verwendung des Begriff s „combination security“ durch Wilthagen verweist 
auf das Ende der 1990er von der holländischen sozialdemokratischen Regierung 
entwickelte „Combination Scenario“, in dem eine faire Auft eilung von bezahlter und 
unbezahlter Arbeit auf Männer und Frauen als Alternative u.a. zum male breadwinner 
– female caretaker Modell verlangt wird (vgl. Kreimer 2009, 324ff .).

5  Vgl. Seifert/Tangian 2007 für ein Beispiel einer empirischen Umsetzung.
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zuordnen, um eine Balance im Sinne einer win-win Situation zwischen fl exibility 
und security vor dem Hintergrund der jeweiligen Beziehung herzustellen. 

Die Defi nition von Flexicurity über die Matrix von Wilthagen/Tros (2004) 
bleibt auf konzeptioneller Ebene jedenfalls interessant; für die empirische For-
schung ist es jedoch nicht verwunderlich, dass eine Reihe deutlich einfacherer 
Flexicurity Defi nitionen entwickelt wurden (vgl. Bertozzi/Bonoli 2009 für 
eine Übersicht). Die EU-Kommission (2007) nennt vier Komponenten, die im 
Vergleich zur Matrix das Konzept Flexicurity nur sehr vage ausfüllen und es 
im Sinne der Methode der off enen Koordinierung den Mitgliedstaaten über-
lassen, ihre Flexicurity-Strategie zu konkretisieren: Flexible und zuverlässige 
vertragliche Vereinbarungen, umfassende Strategien des lebenslangen Lernens, 
wirksame arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und moderne Systeme der sozialen 
Sicherheit. 

Keune/Jepsen (2007) betiteln ihre Untersuchung zur Einbindung von Fle-
xicurity in die europäische Beschäft igungspolitik als „not balanced and hardly 
new“: Zum einen werden tendenziell Flexibilitätselemente gegenüber Sicher-
heitselementen hervorgehoben, ebenso ArbeitsgeberInneninteressen gegenüber 
ArbeitnehmerInneninteressen; zum anderen fi nden sich die unter Flexicurity 
angesprochenen Maßnahmen bereits vor 2007 in der Europäischen Beschäf-
tigungsstrategie, nur nicht unter diesem Titel. Keune/Jepsen konstatieren 
damit eine gewisse Verengung der Europäischen Beschäft igungsstrategie auf 
die genannten Flexicurity-Aspekte, was die Befürchtungen von KritikerInnen 
des Flexicurity-Konzepts unterstützt, wonach dieses primär der Verschleierung 
weiterer Flexibilisierungsbestrebungen vor allem auf Betreiben von Arbeitgebe-
rInnen hin dient.6 

3. Flexicurity und Gender

In den zahlreichen theoretischen und empirischen Auseinandersetzungen mit 
Flexicurity fi ndet sich kaum ein expliziter Bezug auf die Auswirkungen auf Frauen 
bzw. auf das Geschlechterverhältnis. Selbst die häufi ger zu fi ndenden Verweise auf 
die work-life-balance, die unmittelbar an die Dimension der Combination Security 
anschließen, gehen in der Regel von einer geschlechtsneutralen Interpretation von 

6  Zum ebenso umfangreichen wie größtenteils kritischen Diskurs zu Flexicurity vgl. 
z.B. Pfarr 2007, Kronauer/Linne 2007, Part 3 in Bredgaard/Larsen 2005, EZA 2008; 
für empirische Befunde: Seifert/Tangian 2007 und 2008 sowie die bereits genannten 
Hinweise.
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Flexicurity aus. In einigen deutschsprachigen Arbeiten verschwindet die Combi-
nation Security zugunsten der Dimension „Integration in soziale Sicherheit“, was 
zwar aus dem Bemühen heraus, die Sicherheitsdimension zu stärken, verständlich 
ist, wodurch aber das Geschlechterverhältnis nahezu vollständig ausgeblendet 
wird (vgl. z.B. Keller/Seifert 2008, Seifert/Tangian 2008). 

Die Geschlechtsblindheit folgt zum einen aus der starken Arbeitsmarktorien-
tierung des Konzepts, die den Blick auf die komplexen und über den Arbeitsmarkt 
hinausgehenden Muster der Arbeitsteilung in der Reproduktionsarbeit verstellt. 
Dennoch ist diese gender-neutrale Herangehensweise an Flexicurity verwun-
derlich, da ein zentraler Aspekt der Flexibilisierung die Zunahme atypischer 
Beschäft igung ist – und diese ist mit wenigen Ausnahmen „frauen“dominiert. 
Die zentrale Annahme in vielen Flexicurity-Dokumenten scheint zu lauten: Die 
Erhöhung weiblicher Erwerbstätigkeit allein genügt, um die Geschlechtergleich-
stellung und die ökonomische Unabhängigkeit von Frauen zu verbessern: „Th e 
assumption seems to be that equality follows more equal labour force participa-
tion.“ (Lewis/Plomien 2008, S. 80). Zwar wird in Gleichstellungsdokumenten 
auf EU-Ebene durchaus auf mögliche Risken der Flexcurity-Strategie für Frauen 
eingegangen, aber im Flexicurity-Diskurs fehlt eine Bezugnahme auf gleichstel-
lungspolitische Auswirkungen der neuen Strategie. 

Für eine positive Bewertung von Flexicurity lassen sich angesichts der Ge-
schlechterdiff erenzen am Arbeitsmarkt zweifelsohne Argumente fi nden: Der 
Arbeitsmarktstatus von Frauen würde sich verbessern, da Frauen relativ zu Män-
nern überproportional prekäre bzw. sozial schlecht abgesicherte Beschäft igungs-
verhältnisse innehaben. Zudem würden Frauen von stärker auf die Vereinbarkeit 
von bezahlter Erwerbsarbeit mit anderen Aktivitäten ausgerichteten fl exiblen 
Arbeitsverhältnissen profi tieren. Und klarerweise ist jede Aufnahme einer be-
zahlten Erwerbsarbeit ein zumindest erster Schritt in Richtung eigenständiger 
Absicherung und somit eine Verbesserung in Relation zur Abhängigkeit von 
abgeleiteten Ansprüchen im sozialen Sicherungssystem. Die immer noch und in 
allen Ländern der EU (wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß) vorhandenen 
Gender Gaps sind allerdings ein klares Indiz dafür, dass sich gleichstellungspoli-
tische Erfolge am Arbeitsmarkt nicht von selbst einstellen, sondern dass es einer 
expliziten und politisch starken gleichstellungspolitischen Strategie bedarf, um 
geschlechtsspezifi sche Benachteiligungsmuster abzubauen. Die Flexicurity-Stra-
tegie ist eingebettet in den jeweiligen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Kontext 
und damit auch in das jeweilige Geschlechterverhältnis. Wenn Flexicurity (auch) 
dazu dienen soll, Asymmetrien zwischen den Geschlechtern abzubauen, muss 
diese explizit Teil der Gesamtstrategie sein. 
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Warum können wir also nicht davon ausgehen, dass Flexicurity positive „Mit-
nahmeeff ekte“ in Richtung Abbau von Gender Gaps hat? Auf der konzeptionellen 
Ebene gilt es, ein zentrales Defi zit des Flexicurity-Ansatzes aufzuzeigen und in der 
Folge zu beseitigen: Flexicurity ist – wie bereits betont – ein stark erwerbsarbeits-
marktbezogenes Konzept und weist daher einen Gender-Bias auf, da unbezahlte 
Arbeit im privaten Bereich bzw. informelle Arbeit im Betreuungsbereich nur mar-
ginal berücksichtigt wird. Zwar gibt es die Dimension der Combination Security 
in der ursprünglichen Defi nition von Wilthagen/Tros (2004), die aber nur selten 
angesprochen und konkretisiert wird. Eine Ausnahme stellen jene Arbeiten dar, 
die das Flexicurity-Konzept mit jenem der Übergangsarbeitsmärkte verknüpfen 
(z.B. Schmid 2007). Die Ausgestaltung von Übergängen zwischen bezahlter Er-
werbsarbeit und unbezahlter bzw. informeller Reproduktionsarbeit erfordert ein 
Hinausgehen über die relativ enge Arbeitsmarktorientierung von Flexicurity, in der 
als einzige wirkliche Transition jene zwischen Arbeitslosigkeit und Beschäft igung 
thematisiert wird. Wenn Flexicurity gleichstellungspolitisch nutzbar sein soll, muss 
der gesamte Betreuungsbereich, also die Care Ökonomie in allen ihren Facetten 
(bezahlt/unbezahlt, formell/informell, privat/öff entlich) Teil der Strategie sein 
und in entsprechenden Maßnahmen umgesetzt werden. Hansen (2007) fordert 
in ihrer Analyse der dänischen Flexicurity-Strategie daher auch die Erweiterung 
zur „FlexicArity“-Strategie, auf welche ich weiter unten noch eingehe.

Neben diesem zentralen Argument auf der konzeptionellen Ebene gibt es 
eine Reihe von empirisch gestützten Begründungen für eine genderrefl ektierte 
Betrachtung und Erweiterung des Flexicurity Ansatzes (Jepsen 2005, 339):

Frauen sind häufi ger von „schlechter“ Flexibilität betroff en als Männer, d.h.  –
häufi ger in dead-end Jobs, niedrig qualifi zierten Jobs und/oder Niedriglohn-
jobs anzutreff en;
Frauen haben eine höhere Wahrscheinlichkeit für „schlechte“ Übergänge,  –
d.h. häufi ger Arbeitsmarktausstiege oder Wechsel in Jobs mit qualitativer 
Verschlechterung (z.B. Wechsel zu Teilzeitjobs mit geringeren Qualifi kations-
erfordernissen);
Frauen leisten den überwiegenden Teil der unbezahlten Arbeit; –
Alle diese Gründe addieren sich zum im Vergleich zu Männern wesentlich  –
komplexeren Verhältnis von Frauen zum Wohlfahrtsstaat;
Aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sind ein zentraler Bestandteil zur  –
Beschäft igungssicherung. Studien zeigen, dass Maßnahmen für Frauen und 
Männer häufi g unterschiedliche Auswirkungen haben bzw. dass einzelne 
Maßnahmen nicht für beide Geschlechter gleichermaßen geeignet sind (z.B. 
Hansen 2007 für Dänemark). 
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Diese empirischen Fakten verweisen auf Benachteiligungsstrukturen am Ar-
beitsmarkt, denen Frauen ausgesetzt sind, geben zugleich aber auch Anlass für 
die Vermutung, dass ein entsprechend gestaltetes Flexicurity-Konzept gleichstel-
lungspolitisch nutzbar sein kann.

Explizite Analysen von Flexicurity aus einer Genderperspektive gibt es für 
Dänemark (Hansen 2007), ansatzweise Deutschland (z.B. Wiesner 2006) oder 
Finnland (Räisänen/Schmid 2008). Einige Studien gehen von einer EU-Perspek-
tive aus (Klammer 2005, Lewis/Plomien 2008, Jepsen 2005 und 2005a). Auf 
eine zusammenfassende Darstellung der bisherigen Erfahrungen mit Flexicurity 
muss im Rahmen dieses Beitrags verzichtet werden, da der Fokus auf der Öff nung 
des Flexicurity-Konzepts für gleichstellungspolitische Fragestellungen im jewei-
ligen Kontext liegt. Dazu ist es zielführend, die Ebene der einzelnen Staaten zu 
verlassen und die Umsetzung von Flexicurity hinsichtlich der Flexibilitäts- und 
Sicherheitsdimensionen vergleichbarer Staaten zu untersuchen. Ähnlich wie in 
der vergleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung wird auch mit Blick auf Flexicurity 
versucht, Regimetypen zu identifi zieren (z.B. Bertozzi/Bonoli 2009) und daraus 
Erkenntnisse für einzelne Länder vor dem jeweiligen nationalstaatlichen Kontext 
abzuleiten, allerdings bis dato noch ohne explizite Genderperspektive. Für eine 
solche Perspektive kann zumindest für die Dimensionen sozialer Sicherheit auf 
die Erkenntnisse der feministischen Wohlfahrtsstaatenforschung zurückgegriff en 
werden.7 

Wie Flexibilität und Sicherheit im jeweils spezifi schen Umfeld zusammenwir-
ken und welche Auswirkungen das auf das Geschlechterverhältnis hat, gestaltet 
sich in den skandinavischen Wohlfahrtsstaaten und in den Niederlanden deutlich 
anders als Deutschland und Österreich: Erstere weisen individualisierte Versi-
cherungssysteme auf, die vergleichsweise gute erwerbsarbeitsverlaufsunabhängige 
Mindestsicherungselemente enthalten. Flexible Erwerbsverläufe lassen sich hier 
deutlich besser einpassen als in die kontinentaleuropäischen Systeme mit starker 
Äquivalenzorientierung und abgeleiteten Ansprüchen. Zudem sind die Anreize 
in Richtung einer traditionellen Arbeitsteilung der Geschlechter beispielsweise 
über das Ehegatten-Splitting in Deutschland, über Forcierung geringfügiger 
Beschäft igung bzw. Mini-Jobs und über Normen in Bezug auf Kinderbetreuung 
noch relativ stark (Leschke 2009).

Hier zeigt sich die Notwendigkeit, für die Sicherheitsdimension nicht nur 
einzelne Aspekte des sozialen Sicherungssystems heranzuziehen, sondern das 

7  Zur feministischen Wohlfahrtsstaatenforschung vgl. Lewis 2002, für einen Überblick 
Kreimer 2009, 179ff .
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jeweilige Gesamtsystem im Blick zu haben. Österreich wie auch Deutschland 
weisen in ihrer wohlfahrtsstaatlichen Ausgestaltung immer noch deutlich 
„familialisierende“ Elemente auf:8 Ein verhältnismäßig großer Anteil der ge-
samten Betreuungsarbeit liegt im Verantwortungsbereich der Familien (und 
dort primär bei den Frauen) und wird vom Staat durch Geldleistungen (z.B. 
Kinderbetreuungsgeld) und abgeleitete Ansprüche in der Sozialversicherung 
für nichterwerbstätige Ehefrauen (z.B. kostenlose Mitversicherung) unterstützt. 
Zwar gibt es in jüngster Zeit in beiden Staaten Bemühungen um eine Neuori-
entierung der Familienpolitik, die u.a. die verstärkte Einbeziehung der Väter 
(z.B. über einkommensabhängiges Elterngeld) und den Ausbau öff entlicher 
Dienstleistungen (z.B. Kindergärten) umfassen. Aber die familialisierenden 
Elemente im Sozialsystem, die noch immer deutlich auf das male-breadwinner-
female-caretaker-Modell in der Teilzeitvariante verweisen, werden bis dato kaum 
in Diskussion gestellt. Im Sinne der Flexicurity-Strategie wäre eine deutliche 
Verlagerung von abgeleiteten Ansprüchen hin zu einer besseren Absicherung 
fl exibler Erwerbsverläufe erforderlich. Ansätze dazu gibt es zwar auch, aber diese 
sind zum einen häufi g nicht transparent bzw. wenig bekannt und jedenfalls 
nicht geeignet, für die große Masse der Frauen Verbesserungen im Zugang und 
in der Höhe der Renten- und Arbeitslosenleistungen zu gewähren. Ansätze sind 
beispielsweise die Anrechnung von Kindererziehungszeiten für die Pension, 
die Aufwertung von Phasen der Teilzeitbeschäft igung in Deutschland oder 
Subventionen für Pensionsversicherungsbeiträge für pfl egende Angehörige in 
Österreich.9 

Flexicurity setzt aus einer gleichstellungspolitischen Perspektive ein Wohl-
fahrtsstaaten-System voraus, das im Gegensatz zum konservativen Wohlfahrts-
staat und zum male breadwinner-Modell steht, aber auch im Gegensatz zum 
liberalen Modell, das primär die Flexibilitätsdimension bedient.10 Damit ist eine 
gewisse Hinwendung zum skandinavischen Wohlfahrtsstaatsmodell unabding-
bar, zumindest in Hinblick auf die Organisation und Struktur des Care-Sektors. 
Wiesner (2006, S. 203f.) fordert gerade aus einer Reformperspektive für den deut-

8  Eine ausführliche Analyse der Familialisierung von Frauen im österreichischen 
Wohlfahrtsstaat fi ndet sich in Dackweiler 2003.

9 Zur Kritik für Deutschland vgl. Leschke 2009; für Österreich vgl. Kreimer 2009, 
207ff . 

10 Die hier angesprochenen Typen des konservativen, liberalen und sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsstaats basieren auf der Anfang der 1990er Jahre von Esping-Andersen 
eingebrachten Unterscheidung von Wohlfahrtsstaatsregimes; vgl. Dackweiler 2003, 
S. 37ff ; Kreimer 2009, S. 193ff .
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schen Sozialstaat, dass das Prinzip Flexicurity stärker als bisher als Richtschnur 
in der Sozialstaatsreform Verwendung fi nden sollte – vorausgesetzt Flexicurity 
wird entsprechend konzipiert und nicht auf die Flexibilitätsdimension reduziert. 
Sie sieht die Grundidee darin, dass „nicht mehr so sehr Stabilität und Statik, 
sondern vielmehr Bewegung, Flexibilität und Veränderung von Lebensformen 
und Lebenssituationen“ (ebd., S. 299) abgesichert werden sollten. Nicht mehr das 
Normalarbeitsverhältnis soll die Richtschnur des Sozialstaats darstellen, sondern 
alle Formen von Übergängen im Erwerbsarbeitsmarkt und zwischen demselben 
mit allen Lebenssituationen. Wiesner setzt hier explizit positive Erwartungen 
an die Flexicurity-Strategie, weil diese weiter gefasst werden kann als das ihrer 
Analyse zufolge in der deutschen Sozialstaatsreform und Arbeitsmarktpolitik 
vorherrschende Konzept der „Employability“, das primär auf die individuelle 
Passfähigkeit auf die Arbeitsmarktanforderungen abstellt. Employability lässt 
sich als „Arbeit um jeden Preis“ auff assen, was gegenüber Flexicurity jedenfalls 
eine Engführung sowohl in arbeitsmarktpolitischer als auch in gleichstellungs-
politischer Hinsicht bedeutet. 

4. Zum gleichstellungspolitischen Potential von Flexicurity

Grundsätzlich lassen sich zwei Ebenen für eine geschlechterrefl ektierte Sichtweise 
auf Flexicurity unterscheiden: Zum einen kann nach dem Potential von Flexi-
curity gefragt werden, Benachteiligungsstrukturen für Frauen am Arbeitsmarkt 
abzubauen und zu beseitigen und somit die weiblichen Arbeitsmarktchancen 
zu erhöhen sowie die Einbindung von Frauen ins soziale Sicherungssystem zu 
verbessern. Allerdings lässt eine solcherart umgesetzte Flexicurity-Strategie die 
Arbeitsteilung der Geschlechter unberührt, ändert nichts an dem Grundprob-
lem der Verteilung von Care-Arbeit in der Gesellschaft . Interessanter und aus 
einer Perspektive der Gender Equality notwendig ist daher die zweite Ebene, das 
Potential von Flexicurity für eine eff ektive und nachhaltige Politik zur Herstel-
lung der Gleichstellung zwischen den Geschlechtern. Die Überlegungen von 
Klammer (2001, S. 253ff ) sind der ersten Ebene zuzuordnen. Sie identifi ziert 
vier Bausteine einer „frauenfreundlichen“ Gestaltung von Flexicurity, die auch 
ein knappes Jahrzehnt später noch immer ihre Berechtigung haben: Erstens der 
Zugang geringfügig Beschäft igter zu sozialer Sicherheit, zweitens Elemente einer 
allgemeinen Mindestsicherung, drittens Individualisierung von Ansprüchen und 
viertens Aktivierung und Sicherung von Arbeitsmarktübergängen.

Geringfügige Beschäft igung ist eine aufgrund eigener sozialrechtlicher Be-
stimmungen besondere Form der Teilzeitbeschäft igung. Diese Beschäft igten 
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erzielen ein Einkommen unter der „Geringfügigkeitsgrenze“11, sodass ihr Ar-
beitsverhältnis nicht sozialversicherungspfl ichtig ist. Der Frauenanteil beträgt 
fast 70 Prozent, bei den Personen, die kein anderes Beschäft igungsverhältnis 
neben der geringfügigen Beschäft igung aufweisen, sind es 80 Prozent. In Ös-
terreich ist bei dieser Beschäft igungsform ein stetiger Anstieg zu verzeichnen, 
bei gleichbleibender Konzentration auf typische Frauenbranchen und auf Jobs 
mit geringem Qualifi kationsniveau (Kreimer 2009, 41ff .). Obwohl eine gewisse 
Einbindung in das soziale Sicherungssystem zumindest optional gegeben ist,12 
bleibt der Versicherungsschutz ungenügend, da unter gegebenen sozialstaatlichen 
Rahmenbedingungen immer noch Anreize bestehen, die traditionelle Arbeits-
teilung mit Mann = Ernährer und Frau = Dazuverdienerin aufrechtzuerhalten. 
Geringfügige Beschäft igung und generell Teilzeitbeschäft igung sind zentrale 
Elemente des modifi zierten male breadwinner-Modells, das es ermöglicht, das 
Potential der Frauen für den Erwerbsarbeitsmarkt zu erschließen, ohne an den 
Zuständigkeiten für Haushalt und Familie zu rütteln. Da diese „Dazuverdiene-
rinnenrolle“ der Frauen Familiensubsidiarität und deren Stabilität voraussetzt, 
die „Versorgungsinstanz“ Ehe aber in zunehmendem Ausmaß nicht mehr funkti-
oniert, wird auf Dauer ausgeübte geringfügige Beschäft igung zu einem massiven 
sozialen Risiko (Kreimer 2009, 149ff .). Die marginalisierenden und prekären Aus-
wirkungen von geringfügiger Beschäft igung auf Frauen resultieren dabei aus dem 
Zusammenspiel von Flexibilitäts- und Mobilitätsanforderungen einerseits und 
der Arbeitsteilung der Geschlechter sowie den Flexibilitätswünschen der Frauen 
aufgrund von vereinbarkeitsorganisatorischen Notwendigkeiten andererseits. 
Angebot und Nachfrage nach numerischer Flexibilisierung treff en sich scheinbar 
ideal, bei vollem sozialem Risiko auf Seiten der geringfügig Beschäft igten. Wenn 
die Umsetzung von Flexicurity eine verpfl ichtende Einbeziehung geringfügiger 
Beschäft igter in die Sozialversicherung im Sinne der Verbindung interner nume-

11  Die Geringfügigkeitsgrenze beträgt 2009 in Österreich 357,74 Euro; in Deutschland 
gilt die 400 Eurogrenze für Minijobs. In Österreich waren im Jahresschnitt 2008 gut 
90.000 Männer und rund 185.000 Frauen geringfügig beschäft igt, bei einer Gesamt-
beschäft igung von rund 1,83 Mill. bei Männern und 1,59 Mill. bei Frauen. 1996 waren 
rund 41.000 Männer und 107.000 Frauen in dieser Beschäft igungsform tätig (Daten 
vom Hauptverband der Sozialversicherungsträger: www.hauptverband.at).

12  Diese Beschäft igungsform unterliegt in Österreich nicht der Kranken-, Arbeitslo-
sen- und Pensionsversicherung, nur der Unfallversicherung. Ein „opting-in“, d.h. 
ein freiwilliger Beitritt zur Kranken- und Pensionsversicherung ist möglich, nicht 
jedoch zur Arbeitslosenversicherung. Auf ArbeitgeberInnenseite besteht Versiche-
rungspfl icht ab 1,5 geringfügigen Beschäft igungsverhältnissen.
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rischer Flexibilität und Einkommenssicherheit zur Folge hat, käme die gegebene 
Anreizstruktur unter Druck. Vor allem für Frauen im Haupterwerbsalter sollten 
sich die einkommensmäßige und die soziale Absicherung verbessern, wenn der 
Übergang in reguläre, durchaus auch in (längerer) Teilzeit konzipierte Beschäf-
tigungsverhältnisse gelingt.

Beim zweiten Baustein, der Mindestsicherung, weist Österreich ebenfalls 
klare Defi zite auf. Das österreichische Sozialversicherungssystem kennt weder 
universelle Zugänge (z.B. Volkspension) noch Leistungsmindeststandards.13 
Das Niveau der Leistungen ist wesentlich vom Äquivalenzprinzip bestimmt, 
die ungleichen Einkommen werden in ungleiche Leistungen reproduziert und 
die Ungleichheit dabei häufi g noch vergrößert. Flexibilisierte Beschäft igungs-
formen mit niedrigem Einkommen haben daher niedrigere Leistungen und ein 
höheres Armutsrisiko zur Folge, und/oder im Fall vieler Frauen die andauernde 
ökonomische Abhängigkeit vom Partner (Fink/Talos 2007). Mit der geplanten 
Einführung einer bedarfsorientierten Mindestsicherung sollen einige Lücken 
geschlossen werden, allerdings ohne wesentliche Systemveränderungen.14

Der dritte Baustein, die Individualisierung von Ansprüchen, wurde im Kon-
text der notwendigen Ablösung des male-breadwinner Modells in konservativen 
Wohlfahrtsstaaten durch entsprechende sozialstaatliche Reformen bereits ange-
sprochen. Ein zentrales Merkmal des skandinavischen Wohlfahrtsstaatsmodells 
ist das Individualprinzip im System sozialer Sicherung und im Steuersystem 
im Gegensatz zu Systemen mit abgeleiteten Ansprüchen (z.B. Witwenpension) 
oder gemeinsamer Besteuerung von Ehepartnern (z.B. Ehegattensplitting15). Ein 
individualbasiertes System unterstützt die ökonomische Unabhängigkeit von 
Frauen ebenso wie die „Defamilialisierung“ wohlfahrtsstaatlicher Politik (Lewis 

13  Im Pensionssystem stellt die Ausgleichszulage eine Ausnahme dar, die zwar eine 
Mindestpension gewährleistet, allerdings unter Anrechnung des Partnereinkommens 
bzw. der Partnerpension. Zudem liegt der Ausgleichszulagenrichtsatz (2009: 772 
Euro/Monat für Alleinstehende) unter der Armutsgefährdungsschwelle (rund 900 
Euro/Monat). 

14  Die Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung hat sich aufgrund poli-
tischer Auseinandersetzungen bereits mehrfach verschoben und soll 2010 erfolgen. 
Zum Konzept vgl. Dimmel 2009.

15  In Österreich wurde im Unterschied zu Deutschland bereits 1971 die Einkommens-
besteuerung auf das Individualprinzip umgestellt. Allerdings existieren mit der Hin-
terbliebenenpension und der kostenlosen Mitversicherung von nicht erwerbstätigen 
Angehörigen in der Krankenversicherung immer noch typische Bestandteile des male 
breadwinner-Modells. 
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2002). Frauen sind überproportional von externer numerischer Flexibilisierung 
betroff en und die sich daraus ergebenden Risiken in Bezug auf Einkommen 
und soziale Absicherung können über abgeleitete Ansprüche nur unzureichend 
abgefangen werden.

Die Combination Security zielt auf die Sicherung von Übergängen zwischen 
verschiedenen Aktivitäten und Tätigkeiten und damit auf den vierten Baustein 
von Klammer. Dieser Ansatz entspricht dem Konzept der Übergangsarbeits-
märkte (Schmid 2002), wobei sich das Ziel einer „frauenfreundlichen“ Ausge-
staltung von Flexicurity vor allem auf zwei Übergänge bezieht: Innerhalb des 
Erwerbsarbeitsmarkts zwischen Voll- und Teilzeitbeschäft igung (bzw. anderen 
Formen atypischer Beschäft igung) und auf Übergänge zwischen Erwerbsarbeit 
und Betreuungs- und Pfl egetätigkeiten. Auf den Teilzeitaspekt wurde im ersten 
von Klammer vorgeschlagenen Baustein schon kurz eingegangen, anzumerken 
bleibt noch, dass dieser Übergangsarbeitsmarkt nur in einer Richtung – Ausstieg 
aus der Vollzeitarbeit – gut „funktioniert“, nicht jedoch die Rückkehr nach einer 
Phase der Teilzeit- oder geringfügigen Beschäft igung. Der Übergangsarbeitsmarkt 
zwischen Erwerbsarbeit und Familienarbeit kann über Freistellungsregelungen 
(Elternzeit bzw. Karenz, Sabbaticals u.ä.), fl exiblen Arbeitszeitarrangements 
und befristeten Arbeitszeitreduktionen (Recht auf Teilzeit) ausgestaltet werden. 
Schmid (2002) entwirft  einen Kriterienkatalog für eine gleichstellungsorientierte 
Ausgestaltung dieses Übergangsarbeitsmarktes. Eine entsprechende Ausgestal-
tung der Übergänge kann die Unterbrechungskosten für Frauen reduzieren und 
die Karriereperspektiven von Müttern erhöhen.16

Gerade bei diesem Punkt wird klar, dass eine „frauenfreundliche“ Ausgestaltung 
der Flexicurity-Strategie unbefriedigend bleibt, geht es doch einmal mehr darum, 
die aus der Arbeitsmarktperspektive festgestellten Defi zite der Frauen abzubauen, 
ohne die zugrundeliegenden Arbeitsteilungsmuster anzugreifen. Leschke/Jepsen 
(2009) untersuchen das Konzept der Übergangsarbeitsmärkte auf ihr gleichstel-
lungspolitisches Potential hin und stellen die Verbindung zwischen Flexicurity 
und Übergangsarbeitsmärkten her. Um allerdings mehr als eine Verbesserung der 
Arbeitsmarktchancen für Frauen zu erreichen, so ihre Schlussfolgerung, bedarf 
es einer Erweiterung des Übergangsarbeitsmarktmodells. „Of prime importance 
in the future will be a scenario whereby women are enabled to have continuous 
careers and men discontinuous careers.“ (ebd., S. 23). Die aktuellen Entwicklungen 
beim deutschen Elterngeld und dem österreichischen Kinderbetreuungsgeld gehen 

16  Für eine Analyse der österreichischen Freistellungsregelungen unter Einbeziehung 
der Kriterien von Schmid (2002) siehe Kreimer 2009, 242ff . 
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im Ansatz in diese Richtung, sollen doch durch entsprechende Anreize Väter 
vermehrt zur Inanspruchnahme von Freistellungen gebracht werden.

Hansen (2007) konfrontiert die in der Regel als sehr erfolgreich gesehene Um-
setzung von Flexicurity in Dänemark mit den auch dort vorhandenen Defi ziten in 
der Geschlechtergleichstellung und schlägt zentrale Erweiterungen für das Flexi-
curity-Konzept vor. Neben der Betonung der Bedeutung des Individual-Prinzips, 
das bereits von Klammer (2001) eingebracht wurde, plädiert Hansen insbesondere 
für eine explizite Berücksichtigung des Care-Sektors, von ihr mit „von Flexicurity 
zu FlexicArity“17 auf den Punkt gebracht. Flexicurity weist bis dato dasselbe 
Defi zit auf wie dereinst die Forschung zu Wohlfahrtsstaatenregimes: Der Fokus 
liegt auf dem Erwerbsarbeitsmarkt und hierbei auf Staat-Markt-Beziehungen und 
den entsprechenden Sicherungssystemen, die Staat-Markt-Familien-Beziehungen 
fi nden keine explizite Berücksichtigung. Die hohe Frauenerwerbsquote in Däne-
mark ist ebenso wie die relativ gute Performance bei Gleichstellungsindikatoren 
aber ohne Bezugnahme auf das gut ausgebaute öff entliche Angebot an Care-
Dienstleistungen nicht erklärbar. Diese dienstleistungsintensive Ausgestaltung 
der Staat-Markt-Familien-Relation liefert im Gegensatz zur transferintensiven 
Ausgestaltung des korporativ-konservativen Wohlfahrtsstaats in Deutschland 
oder Österreich nicht nur Beschäft igungsmöglichkeiten für Frauen und erweitert 
damit die Beitragsgrundlagen für das soziale Sicherungssystem, sondern erhöht 
auch die Flexibilität am Arbeitsmarkt (Hansen 2007, S. 91). Hansen schlägt 
daher vor, das dänische „goldene Dreieck“18 um eine vierte Ecke zu erweitern: 
um public care. Nun ist dieses solcherart generierte Viereck ein Abbild der däni-
schen Flexicurity Strategie und lässt sich nicht ohne weiteres auf andere Länder 
übertragen.19 Aber die jeweilige Organisation des Care-Sektors im Schnittbereich 
von Staat-Markt-Familie und entsprechend auch von Sozial-, Arbeitsmarkt- und 

17 Wie verwirrend die Entstehung neuer Begriffl  ichkeiten in den Sozialwissenschaft en 
manchmal sein kann, zeigt das Beispiel Flexicarity: Hansen verwendet es zur Verbin-
dung von fl exiblity, care und security; im Rahmen des kritischen Netzwerkes attac 
steht der Begriff  für die negative Variante von Flexicurity, nämlich fl exibility und 
Präkarität (vgl. http://community.attac.at/5685.html; Zugriff  am 13. 11. 2009).

18  Mit dem „goldenen Dreieck“ wird eine Politik bezeichnet, die einerseits auf einem 
geringem gesetzlichen Kündigungsschutz basiert (Ecke work fl exibility), andererseits 
Arbeitslosen eine vergleichsweise gute fi nanzielle Absicherung bei Arbeitslosigkeit 
garantiert (Ecke social security) sowie mit Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpo-
litik die Reintegration in den Arbeitsmarkt unterstützt (Ecke active labour market 
policy). 

19  Vgl. z.B. Peter 2007 für die Schwierigkeiten einer Übertragung auf Deutschland.
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Familienpolitik könnte als weitere Dimension generell in die Konzeption von 
Flexicurity einfl ießen.

Für die Geschlechtergleichstellung ist nicht nur die Verteilung von Care-
Arbeit auf der Makroebene von Bedeutung, sondern in noch höherem Ausmaß 
jene zwischen den Geschlechtern selbst. Jepsen (2005a) untersucht die Rolle, die 
Flexicurity in der Frage der Vereinbarkeit von Beruf und Familie spielen kann 
und kommt zum Schluss, dass gerade diese Auft eilung unbezahlter Betreuungs- 
und Pfl egearbeit zwischen Männern und Frauen in Flexicurity-Konzepten keine 
Rolle spielt. Das Beispiel Schweden zeigt, dass staatliche Vereinbarkeitspolitik die 
negativen Eff ekte von Betreuungsarbeit auf weibliche Erwerbskarrieren deutlich 
abmildern kann und dass der Väteranteil bei Freistellungsregelungen gesteigert 
werden kann.20 Dennoch – gemessen an den massiven Bemühungen, die Ge-
schlechtergleichstellung auch über die Frage der Kinderbetreuung voranzutreiben 
ist der Erfolg relativ bescheiden (Haas/Hwang 1999, Haas 2003). Die Gleich-
stellungspolitik stößt hier off ensichtlich an Grenzen, die auch in Schweden recht 
eindeutig in der Kultur der Erwerbsarbeit liegen dürft en: Die Norm, dass primär 
Frauen für die Kinderbetreuung zuständig sind, ist noch präsent und spielt Män-
ner für Erwerbsarbeit frei. Wie weit kann die Sozialpolitik in der Veränderung der 
Struktur des Arbeitsmarktes gehen, wie viel an Veränderung kann sie tatsächlich 
hervorbringen? Haas/Hwang (1999, S. 64, Hervorheb. i. O.) geben darauf eine 
erste Antwort: „Social policy which aims to bring about gender equality cannot 
merely encourage men to participate in early child care: it must expect men to do 
so.“ Dass dies dramatische Veränderung in der Erwerbsarbeitskultur voraussetzt, 
für die die Mehrheit schwedischer Firmen noch nicht gerüstet scheint, wird von 
den AutorInnen angemerkt. Hier lässt sich eine Verbindung zu Flexicurity herstel-
len: Es braucht fl exible und lebbare Arbeitsarrangements für beide Geschlechter. 
Eine entsprechende Ausgestaltung von Flexicurity könnte daher insbesondere 
für Männer den Einstieg bzw. die Übernahme von Reproduktionstätigkeiten 
ermöglichen und Frauen in dieser Hinsicht entlasten. 

5. Resümee

In diesem Beitrag wurde der Frage nach dem gleichstellungspolitischen Potential 
von Flexicurity nachgegangen. Dass ein solches Potential grundsätzlich vorhan-

20  In Österreich sind rund 4% aller bzw. 3% der unselbständig beschäft igten Kindergeld-
bezieherInnen Väter. In Schweden machen Väter dagegen 43% aller Karenzierten aus, 
immerhin 17% aller Karenztage werden von Vätern genommen (Kreimer 2009).
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den ist, lässt sich ohne Zweifel schließen. Jepsen (2005) liefert eine anschauliche 
Zusammenstellung von möglichen Beiträgen von Flexicurity zur Gleichstellung 
und sieht insbesondere mögliche Verbesserungen für Frauen bei arbeitsmarkt-
bezogenen Rechten (Freistellungsrechte; Rechte auf Arbeitszeitreduktion und 
Rückkehrrechte zur Vollzeit; Rechte auf Weiterbildung und Qualifi zierung), 
durch erhöhte sozialer Sicherheit bei atypischen Beschäft igungsformen und durch 
ein erhöhtes Angebot an Betreuungseinrichtungen aus den Flexibilitätsanforde-
rungen des Arbeitsmarktes heraus. All das ist nicht neu, wird in den Ländern 
der EU wenn auch in unterschiedlicher Art und Weise praktiziert und könnte 
daher in Flexicurity-Strategien eingebaut bzw., wenn bereits vorhanden, vertieft  
werden. 

Ob Flexicurity tatsächlich zur Geschlechtergleichstellung beitragen kann, 
ist zweifelhaft . Die diesbezüglichen Hindernisse wie der geschlechtsspezifi sch 
segregierte Arbeitsmarkt, das Defi zit an guten Teilzeitjobs, die eingeschränkte 
Wahlfreiheit für Frauen in Bezug auf Erwerbsarbeit und Familie aufgrund der 
immer noch vorhandenen Anreize in Richtung traditioneller Arbeitsteilung und 
die mangelhaft e fi nanzielle Unabhängigkeit von Frauen werden von Flexicurity-
Konzepten nicht nur nicht angesprochen, sondern gehen letztlich auch deutlich 
über die Verbindung von fl exibility und security hinaus. „Women and men en-
ter the labour market on unequal terms due to the uneven distribution of the 
provision of unpaid care and, no matter how secure non-standard work may be 
or may become, this will not change the distribution of unpaid work“ (Jepsen 
2005, S. 349). Flexicurity kann eine notwendige Wohlfahrtsstaatenreform weg 
vom modernisierten Ernährermodell hin zu einem geschlechteregalitären Mo-
dell der Auft eilung von Erwerbs- und Betreuungsarbeit nicht ersetzen. Aber 
ein entsprechend ausgestaltetes Flexicurity-Konzept könnte eine solche Reform 
jedenfalls unterstützen. 

Diesbezügliche Bemühungen sind allerdings derzeit kaum bemerkbar. Dies 
mag in der aktuellen Wirtschaft skrise begründet liegen, die generell eine Ver-
schiebung in Richtung eher simpler arbeitsmarkt- und beschäft igungspolitischer 
Programme mit sich gebracht hat. Aber gerade angesichts der Krise zeigt sich 
einmal mehr, dass die Geschlechtergleichstellung in Krisenzeiten sehr schnell 
zum „Luxusgut“ mutiert und beschäft igungssichernde Subventionen und Ret-
tungsaktionen primär männlich dominierten Bereichen zugute kommen. Wie 
weit und wann Flexicurity wieder ins Blickfeld arbeitsmarkt- und sozialpolitischer 
Gestaltung kommt und ob sich dann Potentiale für Gleichstellungspolitik auft un 
lassen, ist derzeit nicht absehbar.
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Alterssicherung von Frauen im europäischen Vergleich: 
Armutsrisiken und neue Ungleichheiten – 
oder doch die alten?

1. Einleitung

Seit den 1970er Jahren verbesserte sich die Einkommenssituation der Rentnerin-
nen und Rentner überall auf der Welt kontinuierlich. Beträchtliche öff entliche 
Mittel wurden aufgewendet, so dass die Einkommen der Älteren im Vergleich 
zu den Erwerbstätigen stiegen und die Armut unter Rentnerinnen und Rentnern 
kontinuierlich sank. Besonders Staaten, die die Rentenzahlungen eng an das 
vorherige Erwerbseinkommen koppelten, verbuchten hohe Einkommenszu-
wächse für die ältere Generation (Förster 2007). So verwundert es nicht, dass 
das Szenario einer alternden Gesellschaft  seit Mitte der 1990er Jahre zahlreiche 
Regierungen zu Reformen der Rentensysteme veranlasste, die die Kostenbelas-
tung durch einen steigenden Anteil von Rentnerinnen und Rentnern an der 
Bevölkerung verringern sollen. Der insgesamt positive Einkommenstrend verbirgt 
jedoch die Tatsache, dass Frauen noch immer geringere Alterseinkünft e haben 
und stärker von Altersarmut betroff en sind als Männer. So verfügten in den 25 
EU-Mitgliedstaaten des Jahres 2005 ältere Frauen über 83 Prozent (Männer: 
88 Prozent) des Einkommens der Bevölkerung unter 65 Jahren und ihre Armuts-
quote1 lag bei 21 Prozent (Männer: 16 Prozent) (European Commission 2009b). 
Allein Lebende und Frauen über 75 Jahre weisen die höchste Armutsquoten auf 
(Smeeding/Sandstrom 2004). 

Öff entliche Transferleistungen waren am Anfang des Jahrtausends mit einem 
Anteil zwischen 51 Prozent (Irland) und 96 Prozent (Schweden und Schweiz) an 
den Einkünft en die bedeutendste Einkommensquelle im Alter (Förster/d‘Ercole 
2005: Annex Table 8). Insofern wirken sich die Ausgestaltung der Alterssiche-
rungssysteme und deren Reformen direkt auf die Versorgungslage künft iger 

1 Gemessen als 60 Prozent des gewichteten Haushalts-Medianeinkommens. 

Alterssicherung von Frauen 
im europäischen Vergleich
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Rentnerinnengenerationen aus. Zwei ineinandergreifende Elemente der staat-
lichen Sicherungssysteme sind besonders relevant für die Alterssicherung von 
Frauen und determinieren Geschlechterunterschiede in der Versorgung (vgl. 
Allmendinger 1994; Leitner 2001): 

Die in den Rentensystemen eingeschriebenen Familienmodelle und Formen 1. 
der gesellschaft lichen Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern in bezahlte 
Erwerbs- und unbezahlte Pfl egearbeit. Der Verweis von Frauen auf die Sphäre 
der informellen, nicht durch Marktlöhne entgoltenen Pfl egearbeit ist nur 
dann möglich, wenn dies durch Familienlöhne in der Erwerbsarbeitssphäre 
und folglich durch einen männlichen „Ernährer“ kompensiert werden kann. 
Innerhalb dieses Arrangements werden Kinder aufgezogen und sozialisiert. 
Dieses Modell der „Normalfamilie“ wird im Rentensystem durch den abge-
leiteten Zugang von Frauen zur Altersvorsorge unterstützt, der privilegiert 
für den Familienstand Ehe besteht. 
Die Art der Verknüpfung der Rentensysteme mit Erwerbsbiographien. Häufi g 2. 
ist der Zugang zum Rentensystem vorrangig über abhängige Erwerbsarbeit 
geregelt. Zudem kann die Länge der Erwerbskarriere in unterschiedlicher 
Weise in die Formel zur Rentenberechnung eingehen. Wenn besonders lange 
Erwerbsphasen notwendig sind, um eine hohe Rente zu erreichen, steigt das 
Armutsrisiko bei Lücken in der Versicherungsbiographie. Je enger die Ver-
knüpfung von Erwerbseinkommen und Rentenleistungen ist, desto geringere 
Renten haben Frauen, wenn sie durch die Verantwortung für die Pfl egearbeit 
nur in eingeschränktem Umfang erwerbstätig sein können.

Rentenreformen in zahlreichen Ländern stärkten die Verknüpfung von Erwerbs-
einkommen, Erwerbsverlauf und Rentenzahlungen. Zudem wurden in vielen 
Ländern ergänzende Formen der Vorsorge jenseits der staatlichen Sicherungs-
systeme ausgebaut und sollen für die künft ige Alterssicherung an Bedeutung 
gewinnen. Beschreibt man die Rentenreformen seit Mitte der 1990er Jahre aus-
schließlich als Kostensenkungsprogramme (Taylor-Gooby 1999; Scarbrough 
2000), so wäre die Frage nach der künft igen Altersarmut von Frauen eindeutig 
zu beantworten: sie würde unweigerlich steigen (so zum Beispiel die Th ese von 
Ginn 2004). Allerdings zeigt die vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung, 
dass neben Kostensenkung und Re-Kommodifi zierung der Leistungen auch 
ein Umbau der Sicherungssysteme stattgefunden hat (Pierson 2002). Deshalb 
ist anzunehmen, dass sich die Rentenreformen sehr unterschiedlich auf die Absi-
cherung von Frauen auswirken. Zudem werden weibliche Lebensverläufe immer 
heterogener, so dass Pauschalurteile über die Wirkungen der Rentenreformen 
kaum möglich sind.
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Vor diesem Hintergrund soll den Wirkungen von Reformen in diff eren-
zierter Weise nachgegangen werden. Hierbei verfolge ich die Th ese, dass die 
Ausgestaltung der Alterssicherungssysteme zu einer größeren Ungleichheit der 
Alterssicherung zwischen Frauen beiträgt, die neben die (alte) Ungleichheit der 
Geschlechter tritt. Der internationale Vergleich erlaubt es, ein breites Spektrum 
an Rentenreformen und deren Wirkungen in verschiedenen Rentensystemen 
zu erfassen. Auf diese Weise lassen sich auch Lehren ziehen, welche Formen der 
Alterssicherung Frauen einen armutsfreien Lebensabend ermöglichen. Daher 
stellt der Beitrag zunächst die Alterssicherungssysteme im europäischen Vergleich 
und zentrale Reformtrends dar. Auf die spezifi schen Formen der Absicherung 
von Frauen wird anschließend ausführlicher eingegangen: Welche Rolle spielt 
die abgeleitete Sicherung? Wie werden Kindererziehungszeiten anerkannt? Der 
Wandel des Public-Private-Mixes und dessen Auswirkungen auf die Alterssi-
cherung von Frauen stehen im Mittelpunkt des vierten Abschnitts. Im fünft en 
Abschnitt zeigen Mikrosimulationen, in welche Rentenhöhen und Armutsrisiken 
sich die zuvor beschriebenen Merkmale übersetzen, bevor Schlüsse zu künft iger 
Altersarmut und Ungleichheit im Alter gezogen werden. 

2. Rentensysteme im Vergleich

Die Komparatistik diff erenziert Wohlfahrtsstaaten nach dem Grad der Dekom-
modifi zierung (Unabhängigkeit von Markteinkommen) und der Stratifi zierung 
(Diff erenzierung der Bevölkerung aufgrund unterschiedlicher Zugangsrechte) 
durch wohlfahrtsstaatliche Programme (Esping-Andersen 1990). Die spezifi -
schen Kombinationen beider Dimensionen in den einzelnen Wohlfahrtsstaaten 
determinieren in bekannter Weise die soziale Absicherung und folglich die Form 
der Alterssicherung von Frauen (vgl. u.a. Hill/Tigges 1995; Morgan 2001). Der-
zeit sind fünf Typen gebräuchlich: sozialdemokratisch (hier vertreten durch die 
skandinavischen Staaten sowie die Niederlande), konservativ-korporatistisch 
(Belgien, Deutschland, Frankreich, Luxemburg, Österreich), liberal (Irland, 
Großbritannien, Schweiz), südeuropäisch (Griechenland, Italien, Portugal, Spa-
nien) und osteuropäisch (Polen, Slowakische Republik, Tschechien, Ungarn)2. 
Quer zu den Typen Esping-Andersens liegen die Kategorien der feministischen 

2 Die osteuropäischen Rentensysteme wurden im Zuge der gesellschaft lichen Trans-
formation umgebaut (Standing 1996: 239-242). Eine starke kapitalfundierten 
Säule wurde mit einkommensbezogenen Renten sowie einer starken Regulie-
rungs- und Kontrollfunktion des Staates verbunden. Zudem wurde häufi g eine 
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Wohlfahrtsstaatsforschung, die zwischen dem Konzept des Ernährermodells 
und der individuellen Sicherung unterscheiden (Sainsbury 1999). Aus dieser 
Perspektive ist der liberale Wohlfahrtsstaat Großbritannien dem konservativen 
Deutschland ähnlich, während die Unterschiede zwischen Deutschland und 
Frankreich steigen, obwohl beide dem konservativen Modell angehören. 

Speziell für Rentensysteme sind zudem Unterscheidungen nach dem Bis-
marck- und Beveridge-Prinzip gebräuchlich. Das Bismarck-System arbeitet nach 
dem Versicherungsprinzip und soll als einzige staatlich organisierte Säule das 
Auskommen im Ruhestand sichern. Es ist vorrangig in konservativen und süd-
europäischen Wohlfahrtsstaaten zu fi nden. Beveridge- bzw. Mehrsäulensysteme 
stellen hingegen durch das staatliche System lediglich eine Grundsicherung bereit. 
Den Lebensstandard im Alter sichern weitere Rentenbausteine. Da sich diese 
historisch erst später entwickelt haben als die Sozialversicherungssysteme, werden 
sie auch als „latecomer“ bezeichnet (Myles/Pierson 2001). Diese Struktur ist in 
liberalen und sozialdemokratischen Staaten zu fi nden, wobei aber in ersteren 
die Leistungshöhe und die staatliche Einfl ussnahme auf die zusätzlichen Ren-
tenbausteine geringer sind. 

2.1 Reformen 

Nur wenige Staaten führten im letzten Jahrzehnt keine Rentenreformen durch, 
um auf das Altern der Bevölkerung, den Wandel der Erwerbsverläufe sowie die 
zunehmende Abhängigkeit nationaler Ökonomien von internationalen Kapi-
talmärkten zu reagieren. Die Reformmaßnahmen3 können jedoch durchaus am-
bivalente Wirkungen auf die Alterseinkommen von Frauen haben. Wie Myles 
und Pierson (2001) sowie Bonoli (2003) zeigen, unterscheiden sich die verfolgten 
Reformstrategien zwischen den Ländern mit Sozialversicherungscharakter und 
jenen, die sich als „latecomer“ in der Entwicklung ihrer Rentensysteme stärker 
am Mehrsäulenmodell orientieren. 

Spezifi sch für die Sozialversicherungsländer ist die Strategie, die Berechnungs-
basis der Renten auf die gesamte Erwerbskarriere auszuweiten und dadurch 
Einkommen und Rentenleistungen stärker zu verknüpfen. Derartige Reformen 
fanden zum Beispiel in Frankreich und Österreich statt. Doch auch in Finnland 

stark umverteilende Säule eingeführt, die egalitären Zielen dient. Von diesen 
könnten Frauen in der Alterssicherung besonders profi tieren. 

3 Vgl. für einen Überblick über die Reformen OECD (2007; 2009), Hinrichs (2001), 
für die Wirkungen auf Frauen besonders James et al. (2008).
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und Schweden wurden die einkommensbezogenen Systeme auf diese Weise refor-
miert. Wurde vormals häufi g nur eine bestimmte Anzahl von Jahren mit gutem 
Verdienst für die Rentenberechung herangezogen, kann sich das Rentenein-
kommen nun durch Erwerbsunterbrechungen zur Kindererziehung oder durch 
geringere Einkommen bei Teilzeitarbeit drastisch reduzieren. Gerade für Frauen 
ist auch von Bedeutung, in welcher Weise die bisherigen Einkommen an die 
Lohnentwicklung angepasst werden. So kann es passieren, dass die Einkommen 
aus den Anfangsjahren der Karriere, in denen Frauen zumeist Vollzeit arbeiten, 
über die Jahre entwertet werden. 

Zugleich wurden jedoch auch Phasen der Kindererziehung besser bei der Ren-
tenberechung berücksichtigt. Es liegt bislang keine ländervergleichende Unter-
suchung der Politikprozesse vor, die zu dieser dem allgemeinen Abbautrend ent-
gegengesetzten Entwicklung führten. Sehr plausibel wären jedoch Erklärungen 
im Rahmen von Piersons „New politics“-Hypothese (Pierson 2001), demzufolge 
die Zustimmung zum sozialpolitischen Leistungsabbau unter anderem durch 
kompensatorische Maßnahmen und „blame avoidance“ erlangt werden soll. All-
gemeine Rentenkürzungen und Leistungsverbesserungen für einzelne, bislang 
unterprivilegierte Bevölkerungsgruppen werden zu Reformpaketen geschnürt 
und haben so bessere Chancen auf Durchsetzung. Die Honorierung von Kinder-
erziehungszeiten ist dabei eine vergleichsweise günstige Maßnahme, die jedoch 
von jüngeren und weiblichen Wählern stark unterstützt wird (Bonoli 2005). 

Weitere Reformen fanden sowohl in Sozialversicherungs- als auch in Mehr-
säulensystemen statt: 

Das Rentenalter wurde angehoben und die Rentenabschläge für vorzeitige a) 
Verrentung eingeführt. Dies kann einerseits dazu führen, dass Frauen durch 
längere Beitrags- oder Versicherungszeiten höhere Rentenanwartschaft en 
erwerben. Sollten allerdings Frauen überproportional in den Vorruhestand 
ausweichen, müssen sie dauerhaft  Rentenabschläge in Kauf nehmen. 
Renten werden mit der steigenden Lebenserwartung automatisch gesenkt. b) 
Diese generelle Absenkung der Rentenniveaus trifft   Frauen mit ihren derzeit 
im Schnitt niedrigeren Renten in allen Rentensystemen. 
Dem stehen Begrenzungen der Rentenkürzungen oder sogar Verbesserungen c) 
für Geringverdiener gegenüber, von denen insbesondere Frauen profi tieren 
können. In Großbritanniens einkommensbezogener Rente werden seit 2002 
niedrige Einkommen auf einen Mindestbetrag aufgewertet. Frankreich hat 
einerseits die Renten gesenkt. Andererseits wurde aber die Mindestrente 
erhöht, damit sie künft ig 85 Prozent statt bisher 81 Prozent des Einkommens 
von Erwerbstätigen mit dem Mindestverdienst ersetzt. 



113Alterssicherung von Frauen im europäischen Vergleich

3. Familienarbeit und Alterssicherung

Nach den Entwicklungen in der Verknüpfung von Erwerbstätigkeit und Alters-
sicherung werden nun die familienbezogenen Leistungen genauer betrachtet.

3.1 Wandel des Ernährermodells

Das traditionelle Ernährermodell honoriert Familienarbeit im Alter, indem 
Frauen beim Tod des Ehepartners einen Teil seiner Rente beziehen können, 
ohne eigene Beiträge eingezahlt zu haben. Die Ansprüche entstehen allein durch 
die Ehe, unabhängig davon, ob Kinder erzogen wurden. Dieses Modell schützt 
jedoch nur bei kontinuierlicher Erwerbstätigkeit des Ehemannes mit mindestens 
durchschnittlichem Einkommen vor Altersarmut (Lepperhoff  et al. 2001). Zudem 
wird das Modell ausgehöhlt, wenn die staatlichen Leistungen für Durchschnitts-
verdiener gesenkt werden. 

Im europäischen Vergleich lässt sich eine Tendenz zur abnehmenden Bedeu-
tung der Rolle der Hinterbliebenenversorgung feststellen. Dänemark hat sich 
am deutlichsten vom Ernährermodell abgewendet: Seit 2004 bekommen Hin-
terbliebene nur noch eine einmalige Kapitalabfi ndung, die mit dem Alter des 
Verstorbenen sinkt. In den Niederlanden und Schweden werden nur noch zeitlich 
befristete Witwenrenten gezahlt, die vom Vorhandensein unterhaltsbedürft iger 
Kinder abhängen. Ebenso in Großbritannien, wo jedoch die Ansprüche aus der 
einkommensbezogenen Rente (Second State Pension) unter bestimmten Bedin-
gungen vererbt werden können. Die Hinterbliebenenversorgung hat in diesen 
Fällen eindeutig nicht mehr die Funktion, eine vormals vom Ernährereinkommen 
abhängige Ehefrau abzusichern. Einen eigenen, als vorbildlich für die eigenstän-
dige Absicherung von Frauen geltenden Weg wählte die Schweiz. Dort werden 
die während der Ehe erworbenen Rentenanwartschaft en zwischen den Partnern 
bei Renteneintritt gesplittet. Auch hier wird eine Witwenrente deshalb nur vor 
dem Rentenalter gezahlt. Allerdings ist in der gesetzlich geregelten Betriebsrente, 
die ein Drittel des letzten Einkommens ersetzen soll, die Versorgung der Witwe 
mit 60 Prozent der Rente des Ehemannes vorgeschrieben.

Große Verbreitung hat in Europa eine Kombination des Ernährermodells mit 
einer Bedürft igkeitsprüfung: die eigenen Einkünft e der Frau werden teilweise 
auf die Hinterbliebenenversorgung angerechnet. Von den konservativen Wohl-
fahrtsstaaten gehören Deutschland, Frankreich und Österreich dazu, von den 
sozialdemokratischen Norwegen und Finnland. In Deutschland erhöht sich die 
Witwenrente, wenn Kinder erzogen wurden. Griechenland hat 1999 Anrech-
nungsregeln eingeführt. Die strikteste Anwendung und insofern eine stärkere 
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Betonung der individuellen Absicherung fi ndet dieses Modell in Frankreich, 
wo die Witwenrente erst nach einer Bedürft igkeitsprüfung gezahlt wird. In der 
Leistungshöhe ähneln sich diese Renten: die Bandbreite liegt zwischen 50 und 
60 Prozent der Rente des Verstorbenen. 

In zahlreichen konservativen und südeuropäischen Wohlfahrtsstaaten gilt 
jedoch weiterhin das traditionelle Modell der Hinterbliebenenabsicherung. Dazu 
gehören Belgien und Luxemburg ebenso wie Italien, Spanien und Portugal. Die 
Leistungshöhe ist in den südlichen Ländern mit 52 Prozent (Spanien) bzw. 60 
Prozent (Italien, Portugal) niedriger als in den konservativen Wohlfahrtstaaten 
(60 bis 80 Prozent). 

3.2 Eigenständige Alterssicherung durch Erziehungsleistungen 

Steigt die Bedeutung der Erwerbskarriere für die Höhe der Alterseinkommen, 
kann die Anerkennung von Erziehungsleistungen Einkommensausfälle kompen-
sieren. In Grundrentensystemen, die nach dem Wohnortprinzip gezahlt werden, 
ist dies nicht nötig (Dänemark, Schweden, Niederlande). Dort spielen Zeiten 
ohne Einkommen für die Rentenberechnung keine Rolle und bedürfen keines 
Ausgleichs. Anders sieht dies für Grund- und Mindestrenten aus, die erst nach 
einer bestimmten Anzahl von Versicherungsjahren voll ausgezahlt werden. Hier 
verbessert sich die Absicherung von Frauen, wenn Zeiten der Kindererziehung als 
Versicherungszeiten gelten (vgl. Tabelle 1). In Großbritannien helfen Phasen der 
Kindererziehung bis zu 12 Jahren, die volle „Basic Pension“ zu beziehen. 

Fast alle verdienstabhängigen Rentensysteme berücksichtigen Zeiten der 
Kindererziehung, allerdings in sehr unterschiedlichem Ausmaß. In der Tsche-
chischen Republik werden bis zu vier, in Frankreich bis zu drei Jahre Kinder-
erziehung auf die Versicherungsdauer angerechnet, die notwendig ist, um die 
maximale Rente zu erreichen. Häufi g werden fi ktive Beiträge angerechnet, die 
eng mit Sozialleistungen für Elternschaft  verzahnt sind. Einen eher kurzfristigen 
Ausgleich für Verdienstausfall aufgrund von Erziehungsarbeit gewähren Italien 
(elf Monate) und Finnland (sechs Monate), indem sie Erziehungsleistungen als 
Beitragszahlungen in der Rente berücksichtigen. In Italien wird außerdem bei 
der Rentenberechnung je nach Kinderzahl der Alterskoeffi  zient erhöht, so dass 
sich leichte Rentenerhöhungen ergeben. 

Einen längeren Ausgleich, bei dem bis zu vier Jahre als Beiträge angerechnet 
werden, bieten Finnland, Polen, Ungarn, Österreich und Schweden. Die ange-
rechneten Beiträge sind jedoch zum Teil auf niedrigem Niveau pauschaliert. 
Einige Länder gewähren zusätzlich noch einen rentenrechtlichen Ausgleich für 
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die geringeren Einkommen durch Betreuungsverpfl ichtungen (Deutschland, 
Großbritannien und die Schweiz). In diesen Ländern wird auch die Pfl ege von 
Angehörigen berücksichtigt. 

Länder Art der Anrechnung von Kindererziehungszeiten
Anrechnung auf Versicherungszeiten
Frankreich Bei Versicherungslücken werden 2 Jahre je Kind angerechnet
Tschech. Rep. Anrechnung auf benötigte Zeiten für Höchstrente; Reduzierte 

Einkommen für Zeiten, in denen Kinder unter 4 Jahren versorgt 
wurden, werden bei der Ermittlung der Einkommensbasis für die 
Rentenberechnung nicht berücksichtigt; Früherer Renteneintritt ohne 
Abschläge möglich

Großbritannien Basic Pension: Anrechnung von Kindererziehungszeiten bis zu 12 Jahren 
Anrechnung von Beiträgen 
Finnland Gesetzliche einkommensbezogene Rente: Bezug von Mutterschaft s-, 

Vaterschaft s- und Elternschaft sgeld, (11 Monate 1,17faches der Ein-
kommen, auf denen diese Leistungen beruhen); danach bei Erwerbs-
unterbrechung bis zum 3. Lebensjahr Anrechnung eines niedrigen 
Fixbetrages

Frankreich Regime general: Bezug von Leistungen wegen Mutterschaft ; El-
ternschaft surlaub bis zu 3 Jahren wird in Höhe des Mindestlohns 
bewertet; in Zusatzrentensystemen für Arbeitnehmer (ARRCO) und 
für leitende Angestellte (AGIRC) Zeiten des Bezugs von Leistungen 
bei Mutterschaft 

Italien Zeiten des Bezugs von Mutterschaft sgeld (5 Monate 80 Prozent des 
Einkommens; fakultativ 6 Monate mit 30 Prozent) werden in voller 
Höhe angerechnet 
Bei der Umwandlung des Rentenkapitals in Annuitäten bekom-
men Mütter von 1-2 Kindern 1 Jahr, bei mehr Kindern 2 Jahre 
gutgeschrieben 

Österreich Kindererziehungszeiten werden mit € 1.350/Monat bewertet (4 Jahre 
pro Kind), Leistungen können mit Erwerbeinkommen kumuliert 
werden

Polen 20 Wochen je Kind mit letztem Einkommen, bis zu 36 Monate Eltern-
zeit mit niedrigem Fixbetrag

Schweden Für 4 Jahre pro Kind werden Beiträge nach der günstigsten aus 3 
Varianten in folgender Höhe gezahlt:
–  75 Prozent des Durchschnittsverdienstes aller Versicherten, für 

Personen ohne Einkommen vor der Geburt
–  100 Prozent des eigenen Verdienstes vor der Geburt
–  Einen Zusatzbeitrag für jene, die nach der Erwerbsunterbrechung 

höhere Einkommen erzielen als vorher

Tabelle 1: Anrechnung von Kindererziehungszeiten in ausgewählten Ländern, 
Quelle: Europäische Kommission (div. Jg.), OECD (2009)
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Ungarn Anrechnung von Zeiten des Anspruchs auf Mutterschaft sgeld (24 
Wochen) und Kinderbetreuungsgeld (2 Jahre) mit 70 Prozent des 
letzten Einkommens, Erziehungsgeld (bis zum 3. Geburtstag) in Höhe 
der Mindestrente

Anrechnung von Beiträgen und Ausgleich von Einkommenseinbußen
Deutsch land Zeiten der Kindererziehung in den ersten 36 Kalendermonaten nach 

dem Geburtsmonat werden als Beitragszeiten mit Durchschnitts-
verdienst aller Versicherten angerechnet; Einkommen in Zeiten der 
Erziehung eines Kindes bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres wird 
um 50 Prozent bis maximal zum Durchschnittsverdienst aufgewertet, 
bei 2 Kindern eigenständige Rentenanwartschaft en, wenn insgesamt 
25 Jahre Versicherungszeiten

Schweiz Erziehungsgutschrift en: für Kinder unter 16 Jahren wird das für die 
Rentenberechnung maßgebliche Einkommen um die dreifache Min-
destrente erhöht, Erziehungsgutschrift en werden auch gesplittet

Großbritannien Staatliche Zusatzrente: bei der Betreuung von Kindern unter 6 Jahren 
und Einkommen unterhalb von GBP 13.900 werden Credits ange-
rechnet, die Rentenanwartschaft en bis zu diesem Betrag aufwerten

4. Der (neue) Public-Private-Mix und seine Folgen

Die Reformen hatten häufi g das Ziel, den Public-Private-Mix in der Alterssiche-
rung zugunsten der kapitalfundierten Säule zu verschieben. Im Hinblick auf die 
Alterssicherung von Frauen sowie geschlechtsspezifi sche Unterschiede werden 
dadurch weitere Faktoren relevant: 

Die Ausgestaltung der Zusatzsicherung; –
Strukturell nach Geschlecht diff erierende Zugänge zur ergänzenden Vor- –
sorge;
Die Art der Zusatzvorsorge, an der Frauen partizipieren. So kann bei Be- –
triebsrenten die Rentenhöhe an das erzielte Einkommen und die Dauer der 
Betriebszugehörigkeit geknüpft  sein (leistungsbezogene Systeme) oder aus-
schließlich von der Höhe der eingezahlten Beiträge und deren Verzinsung 
am Kapitalmarkt abhängen (beitragsbezogene Systeme). 
Bei beitragsbezogenen Systemen kann die geschlechterspezifi sche Lebenser- –
wartung bei der Rentenberechnung berücksichtigt werden. Dadurch erhalten 
Frauen mit ihrer durchschnittlich höheren Lebenserwartung geringere mo-
natliche Rentenzahlungen. 
Schließlich ist zu fragen, ob sich das Sparverhalten von Frauen und Männern  –
unterscheidet. 

In der Entwicklung des Public-Private-Mixes unterscheiden sich die Strategien 
der latecomer von den Bismarck-Systemen.
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4.1  Die Entwicklung bei den latecomer-Staaten

Unter den latecomern haben Zusatzrenten einen wesentlich größeren Stellenwert 
als in den Bismarcksystemen. Die sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten Dä-
nemark, Schweden und die Niederlande zeichnen sich durch kollektivvertragliche 
Regelungen aus, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Beteiligung 
verpfl ichten. Dadurch sind fast alle Beschäft igten durch Betriebsrenten abgesi-
chert. In Schweden und den Niederlanden sind zudem leistungsbezogene Systeme 
üblich, die je nach Betriebszugehörigkeit eine bestimmte Rentenhöhe versprechen 
und bei denen das Kapitalmarktrisiko in erster Linie durch die Arbeitgeber ge-
tragen wird. In der Schweiz gibt es verpfl ichtende Zusatzrenten, bei denen die 
Beteiligung und Gestaltung gesetzlich geregelt sind. 

Häufi g sind die Zusatzrenten eng mit der gesetzlichen Rente verzahnt. Ihre 
Aufgabe ist es, den Lebensstandard von Beziehern höherer Einkommen abzu-
sichern. In Schweden zielt die Betriebsrente bei Einkommen unterhalb der Bei-
tragsbemessungsgrenze auf einen Lohnersatz von 10 Prozent, darüber liegende 
Einkommensbestandteile sollen hingegen zu 65 Prozent ersetzt werden. 

Reformen der Zusatzrenten zielten in den Niederlanden wie auch in der 
Schweiz darauf ab, den Zugang zu Betriebsrenten zu verbessern. Beide Länder 
senkten die Einkommensschwellen, ab denen der Zugang zu solchen Systemen 
gestattet wird (Bannink/de Vroom 2007; Bertozzi/Bonoli 2007). Dadurch kön-
nen auch Teilzeiterwerbstätige zusätzliche, wenngleich durch ihre niedrigeren 
Einkommen geringere, Renten aufbauen. In zahlreichen Ländern wurden auch 
die Fristen, ab denen beim Verlassen des Betriebes weiter das Recht auf Betriebs-
rentenzahlung bestehen bleibt, herabgesetzt. Gerade Frauen wurden häufi g durch 
diese Regelungen beim Aufbau von Betriebsrenten benachteiligt. 

In liberalen Staaten sind hingegen individuelle und freiwillige Formen der 
Vorsorge stärker verbreitet. In Großbritannien gibt es eine lange Tradition von 
freiwilligen Betriebsrenten, durch die jedoch vor allem männliche Angestellte in 
größeren Unternehmen vorsorgt wurden (Ginn/Arber 2000). Diese waren meist 
am Endgehalt orientiert. Bereits seit Beginn der 1980er Jahre wurden individuelle, 
vom Arbeitsplatz unabhängige beitragsorientierte Vorsorgeformen eingeführt. 
Diese werden von Finanzdienstleistern sowie Versicherern angeboten. In den 
1990er Jahren fanden große Umbrüche in der betrieblichen Vorsorgelandschaft  
statt, in deren Folge immer mehr Menschen vom Zugang zu Betriebsrenten aus-
geschlossen wurden und deren Wert sich verringerte. Neue Beschäft igte beka-
men vom Arbeitgeber lediglich einen bestimmten Beitrag garantiert, nicht aber 
eine Rentenzahlung (Pensions Commission 2004: 85-106). 2002 wurden neue 
Formen der Vorsorge eingeführt, um Familien mit mittleren Einkommen bei 
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der Altersvorsorge stärker zu fördern. Zudem wurden Arbeitgeber verpfl ichtet, 
Arbeitnehmern diese neuen Renten anzubieten. Gegenwärtig wird eine weitere 
Reform vorbereitet, die dazu führen soll, dass Arbeitnehmer automatisch ei-
nen Vorsorgevertrag abschließen, zu dem der Arbeitgeber auch Beiträge zahlen 
muss.

4.2 Die Entwicklung in den Bismarck-Staaten

In den Bismarck-Staaten wurden neue Formen der Vorsorge in das System der 
Alterssicherung integriert. Die freiwillige Zusatzvorsorge hat hier die Funktion, 
neben einer nach dem Sozialversicherungsprinzip organisierten dominanten 
gesetzlichen Rente den Lebensstandard im Alter zu sichern. In Polen, Ungarn 
und Schweden wurden zu diesem Zweck kapitalfundierte Pfl ichtrenten einge-
führt. Andere Länder hingegen (z.B. Deutschland, Österreich, die Tschechische 
Republik, Italien und Portugal) fördern freiwillige Rentenverträge. In Ländern 
mit korporatistischer Tradition sind die Gewerkschaft en an der Zusatzvorsorge 
beteiligt. 

In Deutschland sollen freiwillige betriebliche, kollektivvertragliche oder in-
dividuelle Vorsorgeformen die Kürzungen durch die Rentenreform ausgleichen. 
Zudem können Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vom Arbeitgeber verlan-
gen, Teile ihres Tarifentgelts in eine Betriebsrente umzuwandeln. Im Jahr 2001 
wurde zum Beispiel eine verbindliche Zusatzvorsorge im Einzelhandel sowie im 
Hotel- und Gaststättengewerbe eingeführt, so dass auch typische Frauenbranchen 
über kollektivvertragliche Betriebsrenten verfügen. Allerdings sind diese sehr 
niedrig. Häufi g wurden bereits bestehende tarifl iche Leistungen (Urlaubsgeld, 
Vermögenswirksame Leistungen) in eine Altersvorsorge umgewidmet und mit 
eingesparten Sozialversicherungsbeiträgen aufgestockt. Insofern sind die neuen 
Betriebsrenten eher eine Umwandlung bestehender tarifl icher Sozialleistungen 
statt wirkliche Zusatzvorsorge. 

Bis Anfang 2009 wurden etwa 12 Millionen individuelle Vorsorgeverträge 
(„Riester-Renten“) abgeschlossen, die Mehrzahl davon durch Frauen (56 Prozent, 
Stand 2006; vgl. Stolz/Rieckhoff  2007: 307). Dies dürft e vor allem daran liegen, 
dass Mütter durch Kinderzulagen eine höhere Förderung bekommen als Väter. 
Erst seit 2004, nach einer parteiübergreifenden Reforminitiative frauenpoliti-
scher AkteurInnen, darf die Auszahlung aus Riester-Renten nicht mehr nach 
Geschlecht diff erieren (Leisering/Vitić 2009). 

In Österreich und Italien wurde die Möglichkeit eingeführt, gesetzlich vor-
geschriebene Beiträge für die Abfi ndung bei Kündigungen und Entlassungen, 
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die auf Unternehmensebene verwaltet werden, in einem Altersvorsorgefonds 
anzulegen. Aber auch individuelle Rentenversicherungen werden in beiden Län-
dern steuerlich gefördert. 

4.3 Individuelles Vorsorgeverhalten von Frauen 

Relativ rar sind vergleichende Studien über Sparen und Vorsorgeverhalten von 
Frauen (Gornick et al. 2009). Festzuhalten ist jedoch, dass Frauen in den meisten 
Ländern seltener über freiwillige Formen der Altersvorsorge verfügen als Männer 
(Antolin 2008). Eine Ausnahme stellt Deutschland dar, wo Teilzeitbeschäft igte 
häufi ger einen Riester-Vertrag haben und der Anteil von Niedrigverdienern mit 
freiwilliger Altersvorsorge höher ist als in den Vergleichsländern.4 

Ökonomische Untersuchungen zum Sparverhalten von Haushalten zeigen 
den generellen Trend, dass die Sparrate mit dem Einkommen und dem Bildungs-
stand steigt. Zudem sparen verheirate Paare mehr als Singles (Browning/Lusardi 
1996). Zahlreiche Ergebnisse deuten darauf hin, dass der Zugang von Frauen zur 
individuellen Vorsorge im Haushaltskontext betrachtet werden muss (Freyland 
2005; Johannisson 2008). In einer deutschen Studie überschätzte ein großer Teil 
der deutschen Frauen die eigenen Rentenansprüche und unterschätzte den zu-
sätzlichen Vorsorgebedarf. Zudem verlässt sich ein großer Anteil auf die Vorsorge 
durch den Ehepartner (Deutsches Institut für Altersvorsorge 2001).

Dazu passt auch das Ergebnis einer britischen Studie, dass bei Anlageent-
scheidungen von Frauen die kurz- und mittelfristigen Bedürfnisse der Familie 
Vorrang vor der eigenen, langfristigen Alterssicherung haben (DWP 2005). So 
deutet einiges darauf hin, dass Frauen weniger in die Altersvorsorge investieren, 
selbst wenn sie über die gleichen Mittel wie Männer verfügen. 

Eine umfassendere Forschungsliteratur gibt es zu geschlechterspezifi schen 
Anlageentscheidungen in den USA (Bajtelsmit et al. 1999) und Australien (Ger-
rans/Clark-Murphy 2004). Demnach scheuen Frauen Anlagerisiken stärker als 
Männer und investieren überwiegend in sichere, aber gering verzinste Renten-
produkte. Da sie länger leben und entsprechend länger mit dem Ersparten aus-

4 Für Mütter, die den größten Anteil an den Teilzeitbeschäft igten ausmachen, sind 
die Riesterzulagen besonders hoch, was die höhere Verbreitung erklären könnte. Der 
höhere Grad der Absicherung bei den deutschen Niedrigverdienern könnte daraus 
resultieren, dass kapitalbildende Lebensversicherungen unabhängig davon, ob sie 
eine Rente zahlen oder nicht, ebenfalls zur Altersvorsorge gezählt wurden. Diese 
sind in Deutschland über alle Einkommensgruppen hinweg die verbreitetste Form 
der Geldanlage. 



120 Michaela Willert

kommen müssen, sei diese Anlageentscheidung nicht optimal. Diese Ergebnisse 
haben sich bislang nicht zweifelsfrei bestätigt (Schubert et al. 1999) und auch 
hier scheint der Haushaltszusammenhang bzw. das Risikoverhalten des Partners 
eine Rolle zu spielen (Bernasek/Shwiff  2001). Im Angesicht der Finanzkrise ist 
jedoch fraglich, ob die Entscheidung zugunsten einer sichereren Altersvorsorge 
tatsächlich suboptimal ist. 

Schließlich wird die Frage des Finanzwissens bzw. der „fi nancial literacy“ dis-
kutiert (für Deutschland Leinert/Wagner 2004; für die USA Lusardi/Mitchell 
2005). Lusardi und Mitchell fanden in den USA geringeres Wissen bei Frauen, 
Personen mit geringer Schulbildung, Afro-Amerikanern und Lateinamerikanern. 
Geringes Wissen ist jedoch eng verbunden mit geringerer Vorsorge oder der Wahl 
unpassender Produkte. Entsprechend führen immer mehr Länder Bildungs-
programme und -maßnahmen ein, um das Finanzwissen in der Bevölkerung zu 
erhöhen (OECD 2008). 

5. Die Alterseinkommen in den reformierten Rentensystemen 

Der folgende Abschnitt zeigt, in welcher Höhe die europäischen Rentensysteme 
das letzte Bruttoeinkommen ersetzen können und welche Armutsrisiken sich dar-
aus ergeben. Die Daten stammen aus Simulationsrechnungen der OECD (2007). 
Sie errechnen die Rentenanwartschaft en für eine Person, die im Jahr 2004 mit 20 
Jahren zu arbeiten begann und durchgängig bis zum Rentenalter erwerbstätig ist. 
Dies stellt insofern ein best case-Szenario dar. Derartige Simulationen ermögli-
chen es jedoch, die Auswirkungen der Rentensysteme ohne externe Einfl üsse zu 
erfassen (Johnson 1999). Es sind alle verpfl ichtenden Rentensysteme sowie frei-
willige Betriebsrenten berücksichtigt, in die mehr als 90 Prozent der Beschäft igten 
in der Privatwirtschaft  einzahlen. Es werden zwei Einkommensprofi le dargestellt: 
eine Biographie mit dem Durchschnittsverdienst eines Vollzeiterwerbstätigen in 
der Privatwirtschaft  und eine mit der Hälft e dieses Einkommens. Da Frauen in 
allen Ländern der EU weniger verdienen als Männer (European Commission 
2009a), dürft en die Ergebnisse für diese Einkommensspanne Anhaltspunkte 
für ihr späteres Absicherungsniveau geben. 

Abbildung 1 unterteilt die europäischen Länder entsprechend der Höhe der 
Bruttoersatzquoten bei Durchschnittsverdienerinnen in vier Gruppen. Die größte 
Gruppe mit neun Ländern5 strebt eine Bruttoersatzquote von der Hälft e bis 

5 Italien und Polen sind doppelt vertreten, da die Renten für Frauen von denen der 
Männer abweichen.
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zu zwei Dritteln des Einkommens vor der Verrentung an. Jeweils fünf Länder 
ersetzen für Durchschnittsverdiener 66 Prozent bis 80 Prozent bzw. mehr als 
80 Prozent. Sechs Länder ersetzen hingegen weniger als die Hälft e des letzten 
Bruttoeinkommens durch das Rentensystem. Der Überblick verdeutlicht, dass die 
Zugehörigkeit zu einem bestimmten Wohlfahrtstypus nicht automatisch ein be-
stimmtes Lohnersatzziel impliziert. In der Gruppe mit der höchsten Absicherung 
sind außer den Niederlanden vor allem Rentensysteme, die dem Bismarck-Typus 
entsprechen. Länder, die dem sozialdemokratischen Typus zugerechnet werden, 
fi nden sich in allen Ländergruppen mit einer Quote von mehr als 50 Prozent. 
Als liberale Staaten sind Irland und Großbritannien – wie zu erwarten– in der 
Gruppe mit dem geringsten Lohnersatz. Die Schweiz verwirklicht hingegen 
durch die obligatorischen Betriebsrenten ein höheres Sicherungsziel. Insbesondere 
bei den südeuropäischen Staaten (Italien, Griechenland, Spanien, Türkei) ist 
jedoch zu beachten, dass die hohen Lohnersatzraten daher rühren, dass der Anteil 
der Beschäft igten auf dem formalen, von der Rentenversicherung abgedeckten 
Arbeitsmarkt niedrig ist und deshalb in der Realität weniger Erwerbsjahre in 
formaler Arbeit abgesichert werden als für die Simulationen angenommen. 

Abbildung 1 verdeutlicht zudem die in den Rentensystemen angelegten Um-
verteilungsmechanismen für geringe Einkommen. Wird von einem niedrigen 
Einkommen nur ein kleiner Teil durch die Rente ersetzt, steigt das Armutsrisiko. 
Rentensysteme, die auf dem Sozialversicherungsprinzip aufbauen, verteilen seltener 
um und die Lohnersatzrate für Durchschnitts- und Geringverdiener ist gleich hoch. 
Um Frauen und Männer mit geringen Einkommen vor Armut zu schützen, ist eine 
hohe Lohnersatzquote notwendig. Luxemburg sticht hier hervor, das bereits für 
Durchschnittsverdiener einen großen Teil des Lohns ersetzt und trotzdem zuguns-
ten von Geringverdienern umverteilt. Umgekehrt verteilen Dänemark und Island 
stark zugunsten von Geringverdienern um, weisen aber auch für Durchschnittsver-
diener hohe Ersatzraten auf. In den Ländergruppen mit Ersatzquoten von weniger 
als zwei Dritteln für Durchschnittsverdiener verteilen die Rentensysteme hingegen 
häufi ger um. Deutschland ist das einzige Land in der Gruppe mit den geringsten 
Ersatzquoten, das nicht zugunsten der Niedrigverdienerin umverteilt. 

Abbildung 2 zeigt einen Indikator für das Armutsrisiko in den Ländern. Es 
werden nicht mehr allein die Brutto-Lohnersatzraten der Rentensysteme betrach-
tet, sondern zusätzlich die auf Einkommen und Renten erhobenen Abgaben und 
Steuern berücksichtigt6. Die Nettorenten werden ins Verhältnis zu den gesell-

6 Insbesondere ein progressives Steuersystem kann die Einkommenssituation bei nied-
rigen Einkommen im Verhältnis zum gesellschaft lichen Durchschnitt verbessern.
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schaft lichen Durchschnittseinkommen gesetzt (relatives Nettorentenniveau). Ist 
die Nettorente niedriger als 40 Prozent des Durchschnittseinkommens, kann 
von einem erhöhten Armutsrisiko ausgegangen werden7. 

Wie Abbildung 2 verdeutlicht, haben Niedrigverdienerinnen unter der An-
nahme einer durchgängigen Erwerbstätigkeit in Ländern mit höheren Lohner-
satzraten ein sehr geringes Armutsrisiko. Höhere Risiken sind hingegen dort 
zu erwarten, wo die Ersatzquoten niedriger als zwei Drittel sind. Vor allem bei 
Rentensystemen mit einem starken Versicherungsprinzip ist das Armutsrisiko 
hoch. Dazu gehören die deutsche gesetzliche Rentenversicherung, die Renten-
systeme Polens und der Slowakei sowie das italienische System. In Italien wie 
auch in Polen sind Frauen durch ein geringeres Renteneintrittsalter besonders 
benachteiligt, denn sie können dadurch weniger Beiträge einzahlen. Allein aus 
diesen und deren „Verzinsung“ mit dem Wirtschaft swachstum des Landes werden 
jedoch die Renten berechnet (Benio/Ratajczak-Tucholska 2007; Raitano 2007), 
ähnlich wie in einer privaten Versicherung. 

Wird die Verknüpfung von Einkommen und Rente bei geringen Einkommen 
abgeschwächt, wie in Frankreich, der Tschechischen Republik oder in Belgien, 
sinkt das Armutsrisiko. Auch kann ein sehr starkes Äquivalenzsystem in Ver-
bindung mit einer leicht bedarfsgeprüft en Rentensäule, die andere Einkommen 
nur teilweise anrechnet, vor Armut schützen, wie die Beispiele Finnland und 
Schweden zeigen. Zudem wird dort, wie auch in Norwegen, mittels der Steuer-
politik das Armutsrisiko vermindert. 

Eine Basisrente ist hingegen keine Garantie für einen armutsfreien Lebens-
abend. In den liberalen Staaten Irland und Großbritannien reichen die staatlichen 
Renten allein nicht aus, um Frauen vor Armut zu schützen, auch nicht, wenn sie 
Durchschnittsverdienerinnen sind.

6. Schlussfolgerungen 

Der Überblick über die Rentenreformen zeigte Abbau und Umbau der Siche-
rungssysteme, dies mit uneinheitlichen Konsequenzen für die Alterssicherung 
von Frauen. Neben allgemeinen Absenkungen des Rentenniveaus zielen einige 
Rentenreformen darauf ab, Geringverdiener von den Absenkungen der Ren-
tenniveaus auszunehmen oder die Leistungen zu verbessern und Umverteilung 

7 Vom sonst üblichen Indikator von 50 Prozent des durchschnittlichen, bedarfsge-
wichteten Nettoeinkommens wird abgewichen, da die OECD das Verhältnis zu den 
Nettoeinkommen eines Vollzeiterwerbstätigen berechnete.
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innerhalb der Rentensysteme zielgenauer zu gestalten. Von diesen Maßnahmen 
können Frauen profi tieren, da sie einen großen Anteil der Geringverdiener 
ausmachen. 

Es konnte gezeigt werden, dass Familienarbeit zunehmend als eigenständige 
Leistung in den Rentensystemen berücksichtigt wird und die Alterseinkom-
men von Müttern erhöht. Die Ausgestaltung folgt jedoch länderspezifi schen 
Vorstellungen über die „angemessene“ Dauer von Erwerbsunterbrechungen für 
die Kindererziehung. Es bedarf weiterer Untersuchungen, in welchem Zusam-
menhang Norm und Empirie stehen und auch, ob hier institutionelle Rahmen-
bedingungen für die Kommodifi zierung von Frauen geschaff en werden, nachdem 
die traditionellen abgeleiteten Sicherungsmechanismen sie in die Sphäre der 
nicht-kommodifi zierten Pfl egearbeit verwiesen hatten. Die Beträge, mit denen 
Kindererziehungszeiten berücksichtigt werden, schwanken stark zwischen einer 
Mindestsicherung und dem nationalen Durchschnittseinkommen. Einige Länder 
sehen sogar Ausgleichszahlungen für Einkommensausfälle vor. Allerdings hat 
Abschnitt 5 gezeigt, dass in diesen Ländern Frauen mit niedrigen Einkommen ein 
hohes Armutsrisiko haben. Vor diesem Hintergrund stellt sich Frage, inwieweit 
der Ausbau derartiger Leistungen (die angesichts der europaweit niedrigen Ge-
burtenraten auch nicht sehr kostenträchtig sein dürft en) eine politische Strategie 
der Kompensation und „blame avoidence“ (Pierson 2001) bei der Absenkung 
der Rentenniveaus darstellte. Jedoch ist in Ländern, die Armutsschutz für Ge-
ringverdienerinnen mit der Anerkennung von Erziehungsarbeit verbinden, ein 
geringeres Armutsrisiko für Frauen zu erwarten. 

Der Überblick über die Vielfalt der neuen und alten Arrangements von Zusatz-
renten zeigt, dass die Privatisierung der Alterssicherung nicht zwangsläufi g einem 
liberalen Modell folgt, in dem die Arbeitnehmerinnen in der Absicherung allein 
von der Höhe ihrer Beiträge und den Ergebnissen (und Risiken) am Kapitalmarkt 
abhängig sind. Vielmehr dominieren in den skandinavischen Staaten und den 
Niederlanden kollektivvertragliche Zusatzrenten mit branchenweit einheitlichen 
Bedingungen (Hyde et al. 2003). Solche Zusatzrenten schließen in geringerem 
Maße Frauen mit geringerer Arbeitsmarktbindung von der Vorsorge aus. Zudem 
sind die Zusatzrenten nicht einfach dem Markt überlassen. Zahlreiche Länder 
entwickelten umfassende Regulierungen, die Anlegerinnen schützen sollen und 
Rentenzahlungen für Frauen durch Uni-Sex-Tarife sowie durch verpfl ichtende 
Hinterbliebenenleistungen erhöhen (Hippe 2007; James et al. 2008). Letzteres 
ist keine Selbstverständlichkeit, sind doch die Bestrebungen der europäischen 
Ebene, dass Dienstleistungen für beide Geschlechter gleich viel kosten sollen, 
nach intensiver Lobbyarbeit der Finanzdienstleister im Hinblick auf Lebens- und 
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Rentenversicherungen aufgegeben worden. Es besteht jedoch weiterer Regulie-
rungsbedarf, um negative Folgen von Scheidungen für die individuelle Vorsorge 
zu begrenzen.

Im Gegensatz zu diesen positiven Ansätzen bergen freiwillige Formen der 
Zusatzvorsorge, die für Gering- bis Durchschnittsverdiener substanziell zu den 
Alterseinkommen beitragen sollen, hohe Armutsrisiken für Frauen. Freiwil-
lige Betriebsrenten beziehen strukturell eher die Kernbelegschaft  und höhere 
Angestellte ein. Bei einer Arbeit im öff entlichen Dienst sowie in qualifi zierten 
Dienstleistungsberufen bestehen strukturell bessere Chancen auf eine gute Zu-
satzvorsorge. Kleinere Betriebe, in denen Frauen häufi ger arbeiten, haben seltener 
Betriebsrenten. Zudem zeigen die Erfahrungen in Großbritannien, dass selbst in 
der gleichen Branche die Betriebe sehr unterschiedliche Zusatzrenten anbieten 
(Meyer/Bridgen 2008). Gering Qualifi zierte und Frauen, die häufi ger den Ar-
beitsplatz wechseln und typischerweise nicht zur Kernbelegschaft  gehören, kön-
nen ihre Betriebsrente kaum beeinfl ussen, etwa durch die Wahl einer bestimmten 
Branche oder eines besonders großzügigen Arbeitgebers. Die Zusatzvorsorge 
ist für sie ein Zufallsergebnis. Dies wird zunehmend Unterschiede zwischen 
den Alterseinkommen von Frauen erzeugen, die stark nach Bildungsstand und 
Einkommen diff erieren. Betriebsrenten verstärken zudem die negativen Folgen 
von Erwerbslücken für die Alterseinkommen, da in diesen Zeiten auch keine 
zusätzlichen Renten aufgebaut werden. Wenig ist darüber bekannt, wie Phasen 
der Kindererziehung berücksichtigt werden. 

Andere Unsicherheiten gehen von individuellen Vorsorgeprodukten aus. Zum 
einen besteht das Risiko, zu wenig einzuzahlen, da für Frauen andere, familien-
bezogene Ausgaben Priorität haben. Zum anderen bestehen Risiken für Frauen 
mit geringerem Bildungsniveau, ein zu teures, ein unpassendes oder ein Produkt 
mit niedriger Verzinsung zu erwerben. So sind die Unterschiede zwischen den 
Produkten sehr groß, und Frauen mit gleichen Erwerbsbiographien und glei-
cher Einkommenshöhe können unterschiedlich hohe Rentenzahlungen erhalten 
(Willert i.E.). In Ländern wie Großbritannien besteht sogar die Gefahr, das fürs 
Alter gesparte Kapital am Kapitalmarkt zu verlieren. 

Der nach wie vor eklatante gender pay gap und gläserne Einkommensde-
cken in zahlreichen europäischen Ländern (Arulampalam et al. 2005) werden 
weiterhin zu Geschlechterunterschieden in den Alterseinkommen führen. Um 
Frauen im Alter vor Armut zu schützen, kommt es verstärkt auf Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpolitik an, die besonders Müttern den Zugang zu Erwerbstätigkeit 
ermöglichen. Dabei darf es jedoch nicht allein um Quantität gehen. Nicht Arbeit 
an sich, sondern deren angemessene Entlohnung, ein Arbeitsplatz, der gesunde 
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und befriedigende Erwerbstätigkeit bis zum Rentenalter ermöglicht sowie der 
Zugang zu ergänzenden, vom Arbeitgeber bezuschussten Formen der Altersvor-
sorge sind dabei wichtige politische und gewerkschaft liche Handlungsfelder. In 
den Ländern mit Bismarck-Rentensystemen werden diese Eigenschaft en von 
Arbeitsplätzen künft ig verstärkt über das Altersarmutsrisiko von Frauen wie 
Männern entscheiden. Allein zu leben, derzeit ein besonderes Armutsrisiko für 
Frauen, könnte dann auch für Männer zum materiellen Problem werden. Es droht 
die Verschärfung sozialer Ungleichheiten entlang der Dimension der Klassenzu-
gehörigkeit, die in den vergangenen Jahrzehnten sozialstaatlicher Entwicklung 
eigentlich schon verringert wurden. 
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Reorganisation von Sorgearbeit
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Überkreuzungen sozialer Ungleichheiten in der 
Fürsorgearbeit: Wandel der Versorgung älterer 
Familienmitglieder im Ländervergleich

Spätestens seit den 1990er Jahren reorganisieren alle OECD-Länder das Zu-
sammenspiel zwischen marktwirtschaft lich, privat und staatlich organisierten 
Versorgungsleistungen, zwischen individueller, familialer sowie „semi-staatlicher“ 
Verantwortungsübertragung zu einem neuen „welfare mix“ (Evers/Wintersberg 
1990). Bislang staatliche Leistungen werden nun teilweise oder gar vollständig 
entlang marktwirtschaft licher Prinzipien und unter Wettbewerbsbedingungen 
erbracht, in den so genannten Dritten Sektor, z.B. in kirchliche Versorgungsein-
richtungen oder in Wohlfahrtsverbände ausgelagert und/oder in den Bereich 
der Familie verschoben (Riegraf 2007). Und umgekehrt werden bisher als privat 
geltende Verantwortlichkeiten in zivilgesellschaft lich oder staatlich organisierte 
Bereiche verrückt. 

Formelle, informelle und familiäre Fürsorgearbeiten sind in den Wohlfahrts-
staaten der Nachkriegszeit durchgehend weiblich konnotiert, wenn sie auch 
verschieden gesellschaft lich organisiert werden. Dass die für die Stabilität von 
Wohlfahrtsstaaten zentralen, aber zumeist in niedrig entlohnten und sozial kaum 
abgesicherten Beschäft igungsverhältnissen erbrachten Fürsorgetätigkeiten in 
aller Regel Frauen leisten, ließ sie zu einem Ausgangspunkt der Analysen über 
den Zusammenhang von Geschlechterungleichheiten und Wohlfahrtsstaaten 
werden. Ob und inwiefern sich länderspezifi sche Entwicklungspfade auf die 
Aufl ösung oder das Fortbestehen „alter“ und die Entstehung und Ausgestaltung 
„neuer“ sozialer Ungleichheiten in den einzelnen wohlfahrtsstaatlichen Sektoren 
und Segmenten auswirken, lässt sich beispielhaft  anhand der Pfl egepolitiken 
zeigen. 

Werden die Wohlfahrtsstaatsmodelle von Esping-Andersen zur Grundlage 
genommen, zeigen sich folgende Diff erenzierungen im Ländervergleich (Esping-
Andersen 1990): Während in sozialdemokratischen Modellen Pfl egeaufgaben 
am ausgeprägtesten durch staatlich unterstützte gesellschaft liche Angebote for-
malisiert sind, steht in den konservativen Wohlfahrtsstaatstypen die Stärkung 

Überkreuzungen sozialer Ungleichheiten in der 
Fürsorgearbeit
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der Pfl ege älterer Angehöriger in der traditionellen Kleinfamilie im Zentrum 
von Pfl egepolitiken. In liberalen Modellen dominiert eine Unterstützung der 
Familien mit Dienstleistungen, aber nach Schicht oder Klassen ungleich verteilt. 
Beispielsweise richtet sich in England, Wales und USA die staatliche Unter-
stützung mit pfl egerischen oder sozialen Dienstleistungen nur an die ärmere 
Bevölkerung. In den USA führt die Vorstellung, dass Pfl ege im wesentlichen eine 
Privatangelegenheit ist, dazu, dass Pfl ege von denjenigen, die es sich fi nanziell 
leisten können, häufi g illegal ökonomisiert wird. So gehört die Versorgung älterer 
Menschen durch illegal beschäft igte und vorwiegend weibliche Migranten im 
familiären Rahmen in den USA bei Besserverdienenden schon lange zur alltäg-
lichen gesellschaft lichen Realität (Graham 1991; Burau et al 2007). Vor allem in 
den konservativen Modellen orientieren sich wohlfahrtsstaatliche Absicherungen 
und Leistungen an der Norm des männlichen Normalarbeitsverhältnisses und 
an dessen privatem Gegenstück, der Hausfrau. 

Die Reorganisation alltäglicher Pfl ege älterer Familienmitglieder im familiären 
Kontext führt in Südeuropa seit den 1990er Jahren und in jüngster Zeit auch 
in einigen Ländern Mitteleuropas – wie beispielsweise in Österreich oder in 
Deutschland – dazu, dass die pfl egerische Versorgung im Rahmen der Fami-
lien zunehmend an Migrantinnen aus Osteuropa, aber auch außereuropäischen 
Ländern delegiert wird (Bettio et al. 2006; Rerrich 2006; Metz-Göckel et al. 
2008). Gerade die zeitlich intensive und „rund um die Uhr“ Betreuung älterer 
Angehöriger im familiären Kontext übernehmen in Ländern wie Österreich und 
Deutschland zunehmend Migrantinnen (Hochschild 2002; Lutz 2007a). Dem-
gegenüber zeigen sich die Auslagerung und die Umverteilung von umfassenden 
familialen 24-Stunden Pfl egetätigkeiten an Migrantinnen in Ländern wie den 
Niederlanden oder Schweden nicht oder zumindest nicht in diesem Umfang. Die 
Familien werden in diesen Ländern durch entsprechende staatliche Politiken und 
auf der Basis umfangreicher formeller Dienstleistungen entlastet. 

Nicht zuletzt durch theoretische Diskussionen, die seit den 1990er Jahren 
unter dem Stichwort „Intersektionalität“ geführt werden (vgl.: Aulenbacher/
Riegraf 2009; Knapp/Klinger 2008) und entsprechenden empirischen Befunden, 
rückt bei der Analyse des Wandels von Fürsorgearbeit das Wechselverhältnis 
von sozialen Ungleichheiten nach Geschlecht, kultureller Herkunft  und sozio-
ökonomischer Klasse in den Focus. Ausgangspunkt dieser Diskussion bilden 
Untersuchungen in den USA, die bereits Anfang der 1990er Jahre herausarbeiten, 
dass die im familiären Rahmen erledigten, privat bezahlten Fürsorgearbeiten 
zumeist von Frauen ausgeführt werden, die den unteren sozioökonomischen 
Schichten angehören und/oder Migrantinnen sind (vgl. Graham 1991) und somit 
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nicht alle Frauen in gleicher Weise die Fürsorgearbeiten übernehmen. Entspre-
chend des wachsenden Anteils der Beschäft igung von Migrantinnen in privaten 
Haushalten seit Ende der 1990er Jahre entwickelt sich die Umverteilung der 
Versorgungsarbeiten zwischen Frauen unterschiedlicher sozialer und kultureller 
Herkunft  auch in europäischen Ländern zu einer wichtigen Perspektive in der 
Geschlechterforschung (vgl. für Deutschland: Hochschild 2001; Gather et al. 
2002; Rerrich 2006; Lutz 2007b, 2008). 

Im Zentrum der folgenden Ausführungen stehen länderspezifi sche Pfl egepoliti-
ken. In den Blick genommen werden diejenigen Dimensionen von Pfl egepolitiken, 
die entscheidend dafür sind, wer die Versorgungstätigkeiten älterer Familienmit-
glieder übernimmt. Zu Beginn werden Dimensionen der Pfl egepolitiken heraus-
gearbeitet, die für die Entstehung und die Ausformung von gesellschaft lichen 
Ungleichheitslagen entlang von Geschlecht, sozialer und kultureller Herkunft  
wesentlich sind. Aufgezeigt wird, dass und wie Pfl egepolitiken zur Aufrechter-
haltung der Vergeschlechtlichung von Fürsorgetätigkeiten durch Umverteilung 
innerhalb des weiblichen Geschlechts beitragen (Kapitel 2). Im Anschluss daran 
werden zentrale Charakteristika ländervergleichend analysiert, um unterschied-
liche Entwicklungswege zu verdeutlichen (Kapitel 3). Im Mittelpunkt stehen 
zentrale Dimensionen von Pfl egepolitiken und ihre Verbindung zur ungleichen 
Übernahme der informellen Pfl ege älterer Menschen im familiären Kontext. In 
einem Ausblick sollen zudem Entwicklungen in der formellen Pfl egeinfrastruktur 
einbezogen werden. 

Pflegepolitiken und soziale Ungleichheiten nach Geschlecht, 
sozialer und kultureller Herkunft

Während der Neuzuschnitt des „welfare mix“ in den OECD-Ländern in einigen 
Sektoren mit einem Abbau staatlicher Regulierungen und einer Rücknahme 
wohlfahrtsstaatlicher Anspruchsrechte einhergeht, werden soziale Anspruchs-
rechte in anderen Sektoren ausgebaut. Durch die staatliche Einführung von 
Versicherungen oder steuerfi nanzierten Pfl egegeldern wie beispielsweise der Pfl e-
geversicherung, etablieren sich in der Altenbetreuung in Deutschland durchaus 
neue soziale Rechte für breite Bevölkerungsschichten. Der Aufbau dieser sozialen 
Rechte fi ndet allerdings im Rahmen einer Neujustierung des Zusammenspiels 
von Finanzierung und Ausführung wohlfahrtsstaatlicher Versorgungsleistungen 
statt. In den meisten OECD-Ländern steht einer zunehmenden staatlichen Fi-
nanzierung (über Sozialversicherungen und Steuern) eine wachsende marktliche 
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und zivilgesellschaft liche Herstellung der Dienste gegenüber. Versorgungstätig-
keiten, die im keynesianischen Wohlfahrtsstaatsmodell der Nachkriegszeit im 
Rahmen der Kleinfamilie selbstverständlich und unentgeltlich erbracht werden 
sollten, werden teilweise im neuen „welfare mix“ gezielt durch die Gewährung 
von Geldleistungen oder die Etablierung anderer Unterstützungssysteme in die 
„öff entlichen Sektoren“ integriert. In den Umstrukturierungsprozessen werden 
also Grenzziehungen zwischen „staatlichen“, „halb-staatlichen“ und „privaten“ 
Leistungen neu gezogen oder Leistungsangebote aus den einzelnen Sphären 
vermengen sich.

Typisch für die Entwicklung in Deutschland ist die erneute Stärkung umfas-
sender pfl egerischer Versorgungen im familiären Kontext. Die Familialisierung 
der Verantwortung trifft   allerdings auf eine Familiensphäre, die sich ebenfalls 
verändert, was dazu führt, dass es zumindest in der oberen Mittelschicht zu 
Umverteilungen von Fürsorgeverantwortlichkeiten und einer Auslagerung von 
Care-Tätigkeiten kommt. Als Ergebnis gesellschaft spolitischer Entwicklungen 
wie der Bildungsexpansionen und Gleichstellungspolitiken erlangen einige 
hochqualifi zierte weiße Mittelschichtfrauen durchaus Zugang zu qualifi zierten 
Arbeitsbereichen und sind nicht mehr oder zumindest nicht mehr ohne weiteres 
bereit, die Versorgungsarbeiten im Rahmen der traditionellen Kleinfamilie und 
ihrer geschlechtlichen Arbeitsteilung zu übernehmen. Allerdings stellt sich diese 
Entwicklung trotz aller Veränderungen, die sich beispielsweise auch in einem 
neuen Verständnis von Vaterschaft  andeuten (vgl. Scholz 2009), als Umverteilung 
von Versorgungsverantwortung und -arbeit zwischen Frauen unterschiedlicher 
sozialer und kultureller Herkunft  dar (Rerrich 2006). Die vorwiegend in der 
einheimischen Mittelschicht sichtbaren Egalisierungstendenzen beim Zugang zu 
Erwerbsarbeit fi nden insofern ihre Grenze, als Hausarbeit nahezu unverändert 
geschlechterungleich verteilt ist, was die geschlechtliche Arbeitsteilung grund-
sätzlich stabil hält (vgl. Jurczyk/Voß 1995). War im Modell des Wohlfahrtsstaates 
der Nachkriegszeit für die Tätigkeit im Haushalt je nach Schichtzugehörigkeit 
die „Nur-Hausfrau“ oder die „Dazuverdienerin“ veranschlagt worden, so kommt 
es nun zur teilweisen Delegation der Versorgungsverantwortung und Care-Tätig-
keiten an Migrantinnen, die in legalen, vor allem aber halblegalen und illegalen 
Beschäft igungsformen von stundenweiser Aushilfe bis zum live-in in den fami-
lialen Kontexten tätig sind (Aulenbacher/Riegraf 2009). Vormals unentgeltlich 
erbrachte reproduktionsnotwendige Leistungen werden nunmehr zumindest 
teilweise ökonomisiert und marktvermittelt erbracht und in neuer Weise nach 
Geschlecht, sozialer und kultureller Herkunft  aufgeteilt. Diese Neuauft eilung der 
Tätigkeiten stellt sich für die einzelnen Länder sehr unterschiedlich dar. Global 
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ungleiche Lebens- und Erwerbschancen, damit verbundene Migrationsbewe-
gungen, national regulierte Bürgerrechte und Grenzöff nungen beziehungsweise 
-schließungen (vgl. Han 2005: 130-205) sowie das zugrunde gelegte Modell der 
familialen Verantwortungsübernahme von Care-Tätigkeiten werden zu verän-
derten und länderspezifi schen Arrangements verknüpft . In der Pfl egepolitik 
und dem wohlfahrtsstaatlichen Sektor der familialen Pfl ege bilden sich nach 
Geschlecht, sozialer und kultureller Herkunft  neuartig zusammengesetzte Gefüge 
wohlfahrtsstaatlicher Verantwortungszuweisungen und -übernahmen heraus. 

Ländervergleiche zur zunehmenden Ethnisierung von Betreuungstätigkeiten 
im familiären Kontext zeigen die grundlegende Bedeutung einzelner Dimensi-
onen von Pfl egepolitiken für den Entwicklungstrend und seiner Ausgestaltung 
und, so lässt sich über diese Studien hinausgehend hinzufügen, für die Beibehal-
tung der Vergeschlechtlichung von Fürsorgetätigkeiten durch ihre Umverteilung 
innerhalb des weiblichen Geschlechts. Der Umfang sozialpolitischer Absicherung 
des Pfl egerisikos und die Ausgestaltung von Geldleistungen stellen sich dabei 
als die Dimensionen heraus, die die zunehmende Etablierung von im familiären 
Kontext ausgeführten Tätigkeiten sowie ihrer Umverteilung zwischen Frauen 
bestimmen. Es lässt sich ein deutlicher Zusammenhang erkennen zwischen der 
Absicherung des Pfl egerisikos, der Regulierungen von Geldleistungen und der 
Entwicklung eines grauen Markts von Pfl egetätigkeiten (vgl. u.a Ungerson 2005, 
Ungerson/Yeandle 2007). Zudem zeigt sich: Eine wenig umfassende Absiche-
rung des Risikos der Pfl egebedürft igkeit – gemessen am Umfang öff entlicher 
Finanzierung – und das Vorhandensein unkontrollierter Geldleistungen tragen 
wesentlich zur Ausbreitung der 24-Stunden Pfl ege im familialen Kontext bei (v. 
Hooren 2008, Simonazzi 2008). Dass damit auch eine Ethnisierung einhergeht, 
soll im Folgenden gezeigt werden.

Gerade in Ländern wie beispielsweise Italien oder Österreich, wo die Verwen-
dung der Geldleistungen im Fürsorgesektor nicht kontrolliert wird, werden die 
Geldleistungen zur Finanzierung von Tätigkeiten im familiären Kontext aufge-
braucht. So entsteht ein expandierender Arbeitsbereich – je nach Land stärker 
oder weniger stark in der einheimischen Mittelschicht angesiedelt –, der weiterhin 
„weiblich“ und zudem „ethnisch“ konnotiert ist. Aufgrund der schwierigen Ar-
beitsbedingungen, der niedrigen Bezahlung, der vielfach illegalen oder halblegalen 
Beschäft igungsformen übernehmen diese Fürsorgetätigkeiten vorwiegend Mig-
rantinnen. Ihnen wird ein regulärer Zugang zum formalen Arbeitsmarkt aufgrund 
rechtlicher Rahmenbedingungen, u.a. der nicht-Anerkennung ihrer vielfach auch 
akademischen Ausbildungszertifi kate entweder gänzlich verwehrt oder wesentlich 
erschwert (Rodriquez 1999: 145). Oder Migrantinnen werden aufgrund gezielter 
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arbeitsmarktpolitischer Weiterbildungsmaßnahmen in den Pfl egesektor hinein 
„weitergebildet“, da dort Bedarf an Arbeitskräft en besteht und ihnen aufgrund 
von ethnisch und geschlechtlich aufgeladenen Zuweisungen diese Tätigkeiten am 
ehesten zugetraut und zugemutet werden (Han 2003). Mit dem Begriff  der „global 
care chain“ verweist Arlie Hochschild darauf, dass dieser Prozess der Umverteilung 
von Tätigkeiten zwischen Frauen unterschiedlicher nationaler, kultureller und 
sozialer Herkunft  globale Dimensionen annimmt (Hochschild 2001).

Der Einfl uss des Umfangs sozialstaatlicher Absicherung des Risikos der Pfl ege-
bedürft igkeit auf der Basis des Volumens öff entlicher Finanzierung und der Form 
der gewährten Leistungen liefert allerdings lediglich einen ersten Anhaltspunkt. 
Eine diff erenzierte Betrachtung des Zusammenhangs der Entstehung eines mehr 
oder weniger stark ausgeprägt mittelschichtsbezogenen und expandierenden 
Pfl egearbeitsfeldes, das weiterhin „weiblich“ und zudem „ethnisch“ konnotiert 
ist, lenkt den Blick auf die in den Pfl egepolitiken eingewobenen sozialen Rechte, 
deren Ausgestaltung ebenfalls für die Entstehung eines grauen Markts in der 
Pfl ege verantwortlich ist (vgl. Th eobald 2008). Dazu gehören die Zugangskri-
terien zu Leistungen, die zunächst den Bedarf und den Bereich der Versorgung 
defi nieren, der sozialrechtlich gesichert wird. Die Leistungen können universell 
sein, d.h. die Bevölkerung insgesamt betreff en, oder nur bei Vorliegen weiterer 
zusätzlicher Kriterien wie Einkommen nach einer Einkommensprüfung oder 
den Möglichkeiten familiärer Unterstützung gewährt werden (Hill 2000; Ant-
tonen et al 2003). Gerade im Bereich der Pfl ege sind soziale Rechte häufi g nicht 
umfassend ausgebaut, weshalb zudem das Niveau der Absicherung berücksichtigt 
werden muss. Unterschieden werden kann prinzipiell zwischen Leistungen, die 
gerade den Mindestbedarf absichern und somit die Anspruchsberechtigten ledig-
lich vor Armut schützen sollen. Auf einem höheren Niveau sozialer Leistungen 
wird der Erhalt des Lebensstandards trotz Pfl egebedürft igkeit angestrebt (vgl. 
Österle 2001). 

Soziale Rechte in ihren drei Dimensionen der Zugangskriterien, Umfang, 
Niveau und Formen der gewährten Leistungen haben erhebliche Auswirkungen 
auf die Ausformung des Versorgungsarrangements. Durch die Defi nition von 
individueller bzw. familiärer oder öff entlicher Verantwortung beeinfl ussen sie 
grundlegend die Verteilung der ökonomischen Kosten. Sie tragen wesentlich zur 
Verortung der Tätigkeiten als informelle Aufgaben im familiären Kontext oder 
als formelle Tätigkeit in verschiedenen öff entlichen Sektoren – Staat, Markt, 
Zivilgesellschaft  – und ihrer Ausgestaltung bei (Th eobald 2008). 

Mit Blick auf diese Dimension von Pfl egepolitiken lässt sich die zunehmende 
Beschäft igung von Migrantinnen im familiären Kontext in Südeuropa und in 
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einigen Ländern Mitteleuropas wie Österreich oder Deutschland erklären. Den 
Hintergrund der Entwicklung bildet eine Pfl egepolitik, die die familiäre Verant-
wortung betont, das Pfl egerisiko nicht umfassend genug absichert und damit 
den Familien bzw. den älteren Menschen einen großen Anteil der Kosten bzw. 
der Ausführung der Pfl egetätigkeiten aufbürdet. Auf der anderen Seite kann die 
Übernahme von Pfl egeleistungen im „privaten“ Raum der Kleinfamilie zumin-
dest in Teilen der Mittelschicht nicht mehr oder nicht mehr ohne weiteres vor-
ausgesetzt werden. Hinzu kommen die in ihrer Verwendung nichtkontrollierten 
Geldleistungen, die die private Bezahlung von Pfl egekräft en in größerem Maße 
ermöglichen, wobei Länderdiff erenzen deutlich erkennbar werden. Während in 
Österreich und Deutschland eine universelle Absicherung in der Pfl ege – aller-
dings auf einem Teilsicherungsniveau – besteht, ist die Unterstützung in Italien 
auf der Basis von ambulanten sozialen bzw. institutionellen Diensten begrenzter 
und richtet sich regional diff erenziert zumeist an ältere Menschen ohne ausrei-
chende private ökonomische oder familiäre Ressourcen. In ihrer Verwendung 
nicht kontrollierte Geldleistungen werden hingegen universell gewährt (vgl. 
Gori/DaRoit 2007; Th eobald 2008).

Die Ausübung von Versorgungstätigkeiten im Ländervergleich: 
Ungleichheiten im familiären Kontext 

In Deutschland, Österreich und Italien lassen sich jeweils zwei unterschiedliche 
Arrangements einer bezahlten Betreuung im häuslichen Kontext herauskristalli-
sieren. In einem ersten Arrangement unterstützen mehrheitlich Haushaltshilfen 
häufi g illegal, aber vorwiegend stundenweise die Versorgung. Diese Tätigkeiten 
werden in den drei Ländern nicht nur von zeitweise und kurzfristig einreisenden 
vorwiegend weiblichen MigrantInnen erbracht, sondern auch von einheimischen 
Arbeitskräft en, wie beispielsweise von Hausfrauen und/oder älteren Frauen und 
Pensionärinnen oder schon im Lande lebenden Migrantinnen (Gather et al 2002; 
Gori/DaRoit 2007; Schmid 2009). 

Im Fokus der Analyse im vorliegenden Beitrag steht jedoch das zweite Arrange-
ment, die Etablierung einer 24-Stunden Betreuung im familiären Kontext. Diese 
Unterstützungsform wird nahezu ausschließlich von weiblichen Migrantinnen 
übernommen, die dafür in das jeweilige Land kommen und im familiären Kontext 
zumeist als „live-in“ arbeiten. Aber auch dann, wenn die Arbeit von Einheimi-
schen ausgeübt wird, liegt sie vorwiegend in weiblicher Hand. In Italien liegt der 
Frauenanteil bei häuslich tätigen MigrantInnen bei 81 Prozent, der Frauenanteil 
bei Einheimischen, die in diesem Bereich tätigen sind, liegt bei 97 Prozent (Gori/
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DaRoit 2007). Die Migrantinnen betreuen zumeist ältere Menschen mit demen-
tiellen Problemen bzw. mit umfangreichen körperlichen Beeinträchtigungen 
(Gori/DaRoit 2007; Schmid 2009; Neuhaus et al 2009). 

In Österreich und Italien haben sich Muster der Zusammenarbeit von Pfl ege 
im familialen Kontext mit formellen Pfl egediensten etabliert, die zugleich zu einer 
deutlichen Hierarchisierung führt. Besteht eine Zusammenarbeit von häuslicher 
Pfl ege mit formellen Diensten, dann erledigen die von den formalen Diensten 
gestellten Pfl egekräft e eher die medizinisch-pfl egerisch anspruchsvollen Tätig-
keiten, während die Migrantinnen die alltägliche Pfl egearbeit und Hausarbeit 
ausführen und somit diejenigen „privaten“ Tätigkeiten übernehmen, die im Hauf-
rauenmodell des keynesianischen Wohlfahrtsstaatsmodells in aller Regel von den 
weiblichen Familienmitgliedern unbezahlt erbracht werden und gesellschaft lich 
nicht anerkannt sind (Bettio et al. 2006; Schmid 2009). In den Familien mit 
einer 24-Stunden Betreuung in Deutschland werden gleichzeitig von 60 Prozent 
der Befragten Pfl egedienste beschäft igt. Untersuchungen verweisen auf ähnliche 
Muster der Hierarchisierung wie in Italien und Österreich (Neuhaus et al 2009). 
Die Situation in den drei Ländern weist also deutliche Gemeinsamkeiten, aber 
zugleich erhebliche Unterschiede auf. Die Unterschiede werden im Folgenden als 
länderspezifi sche Kreuzungen nach Geschlecht, sozialer und kultureller Herkunft  
bei der Ausübung von Versorgungsarbeiten betrachtet. 

Erhebliche Länderdiff erenzen zeigen sich in der quantitativen Bedeutung 
des Trends, dessen Umfang zunächst anhand von zwei Indikatoren betrachtet 
werden soll, die zusammengedacht werden: Die Anzahl von Pfl egekräft en, die bei 
formalen Anbietern im Bereich der häuslichen und institutionellen Versorgung 
angestellt sind und die Schätzungen zur Beschäft igung von MigrantInnen im 
familiären Kontext. Auf diesem Wege ist es möglich, den Anteil der Betreuungs-
form an bezahlter Pfl egearbeit aufzuzeigen. In Deutschland, Österreich und 
Italien wird nach wie vor ein großer Anteil der Pfl egeleistungen informell im 
familiären Kontext erbracht, daher wird in einem zweiten Schritt auf der Basis 
von Schätzungen der Anteil an Haushalten aufgezeigt, in denen ältere pfl egebe-
dürft ige Menschen von vorwiegend weiblichen MigrantInnen betreut werden. 

In Italien dominieren die im Rahmen der Familie – zu ca. 64 Prozent illegal 
– ausgeführten Pfl egetätigkeiten. So werden nach begründeten Schätzungen 
circa 500.000 vermutlich vorwiegend weibliche Pfl egeassistentInnen in Familien 
beschäft igt, während in der formellen häuslichen und institutionellen Pfl ege 
lediglich 155.000 Pfl egekräft e angestellt sind (Simonazzi 2008; Gori/DaRoit 
2007). In Österreich sind nach Schätzungen circa 30.000 Pfl egekräft e als 24 
Stunden-Hausbetreuerinnen tätig, während ca. 40.000 Pfl egekräft e in der for-
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mellen institutionellen und häuslichen Pfl ege beschäft igt sind (Schmid 2009). In 
Deutschland werden bezahlte Pfl egetätigkeiten noch überwiegend von formell 
tätigen Pfl egekräft en ausgeführt. 810.000 in der institutionellen bzw. häuslichen 
Pfl ege tätigen Pfl egepersonen von formalen Pfl egediensten stehen nach Schät-
zungen 60.000 bis 100.000 Haushalte gegenüber, die eine MigrantIn angestellt 
haben, wobei von zwei oder mehreren Pfl egekräft en ausgegangen werden kann, 
die sich in der Pfl egearbeit abwechseln (vgl. Statistisches Bundesamt 2009: 5-8; 
Lutz 2008; Rerrich 2006). Trotz der Unsicherheit aufgrund von Schätzungen 
verweisen die Zahlen auf länderspezifi sche Ausprägungen von Ungleichheiten 
an der Schnittstelle von Geschlecht, sozialer und kultureller Herkunft  im Zu-
sammenhang mit der Etablierung einer informellen 24-Stunden Betreuung im 
häuslichen Kontext. In Italien stellt dies die dominante bezahlte Betreuungsform 
dar, in Österreich ist der Anteil im Vergleich erheblich, während in Deutschland 
(noch) die Versorgung durch formelle Pfl egekräft e überwiegt. 

Schätzungen zum Anteil der häuslich versorgten Pfl egebedürft igen, die diese 
Dienstleistungen in Anspruch nehmen, bestätigen die Länderunterschiede und 
diff erenzieren sie zugleich aus. Auf der Basis quantitativer Untersuchungsergeb-
nisse wird davon ausgegangen, dass ca. 13 bis 17 Prozent der Familien in Italien 
mit pfl egenden Angehörigen eine 24-Stunden Pfl egeassistentin beschäft igen und 
zwar insbesondere im Norden und im Zentrum Italiens sowie in den Großstädten 
Rom, Mailand und Neapel (Bettio et al. 2006). In Italien wird diese Betreu-
ungsform von der mittleren Mittelschicht und wenn auch seltener ebenfalls 
von der unteren Mittelschicht in Anspruch genommen (Bettio et al. 2006). In 
Österreich wird davon ausgegangen, dass in ca. 15.000 Haushalten der rund 
330.000 Pfl egegeldbezieher, die zu Hause leben, 24-Stunden Betreuungskräft e 
eingestellt sind. Dies entspricht einem Anteil von circa 4,5 Prozent. In Österreich 
wird diese Möglichkeit in der Regel von Familien mit einem überdurchschnittli-
chen Verdienst – zumeist der Generation der Kinder – in Anspruch genommen 
(Schmid 2009). In Deutschland sind die Schätzungen noch ungenauer und liefern 
daher nur ungefähre Anhaltspunkte. 2007 waren in Deutschland 2,25 Millionen 
Menschen pfl egebedürft ig, wovon 1,54 Millionen ältere Menschen im Rahmen 
der Pfl egeversicherung zu Hause betreut wurden (Statistisches Bundesamt 2009: 
4). Geschätzt wird, dass in ca. 60.000 bis 100.000 Haushalten Migrantinnen in 
Familien rund um die Uhr häuslich pfl egen (s.o.). Dies entspräche einem Anteil 
zwischen 3,9 und 6,5 Prozent.

Die deutlich ausgeprägtere Entwicklung der 24-Stunden Pfl ege durch Mi-
grantinnen in Italien lässt sich nicht allein durch die residuale Unterstützung 
mit formellen Dienstleistungen – häuslichen und institutionellen – erklären, 
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vielmehr ist vermutlich auch die Zeitdimension entscheidend. Statistiken zur 
Legalisierung illegal Beschäft igter in Italien verweisen darauf, dass schon seit 
Mitte der 1990er Jahre zunehmend Pfl egeassistentinnen für die Betreuung äl-
terer Familienmitglieder eingestellt werden, während sie davor überwiegend im 
Bereich anderer Haushaltstätigkeiten eingesetzt wurden. Auch die jeweiligen 
Herkunft sländer und die Organisationsformen veränderten sich in dem Zeitraum 
(vgl. Bettio et al 2006). Während zunächst vorwiegend weibliche MigrantInnen 
aus Südamerika oder den Philippinen angestellt wurden, kamen im Zeitverlauf 
Osteuropäerinnen aus Polen, der Ukraine, Rumänien und Russland hinzu. Die 
Migrationsbewegungen unterscheiden sich nachhaltig zwischen MigrantInnen 
aus Südamerika oder den Philippinen und den Osteuropäerinnen. Während 
erstgenannte Gruppen in aller Regel kontinuierlicher im Migrationsland Itali-
en verbleiben, werden für die Osteuropäerinnen Formen von Pendelmigration 
erkennbar, d.h. die Frauen wechseln sich in der Betreuung in einer Familie in 
einem regelmäßigen Turnus ab und können somit ihre Integration in ihre eigene 
Familie in ihrem Heimatland aufrechterhalten (vgl. Rerrich 2006). Es handelt 
sich dabei oft  um gut ausgebildete Frauen im mittleren Alter, die auf der Basis 
eines Touristenvisums ins Land kommen und häufi g Geld für die Realisierung 
eines spezifi schen Projekts in ihrem Heimatland verdienen wollen. Möglichkeiten 
einer Legalisierung wie sie in Italien zu mehreren Zeitpunkten im Verlauf der 
1990er Jahre stattgefunden haben, sind für sie weniger interessant. 

In Österreich und Deutschland ist die zunehmende Beschäft igung von Mig-
rantinnen als live-in im Rahmen einer 24-Stundenpfl ege eher ein neueres Phä-
nomen. Die Kosten für eine 24-Stundenbetreuung an sieben Tagen die Woche 
liegen für die Familien in Österreich zwischen 1100 und 1700 Euro im Monat, 
von einer Agentur vermittelt betragen diese in Deutschland zwischen 1200 bis 
2400 Euro pro Monat, und in Italien circa 800 Euro, wobei Unterkunft  und Ver-
pfl egung und eventuell eine Vermittlungsgebühr hinzukommen können (Gori/
DaRoit 2007; Schmid 2009; Neuhaus et al 2009). In beiden Ländern kommen 
die Migrantinnen häufi g aus den neuen osteuropäischen EU-Mitgliedsländern 
wie Polen, Rumänien, Tschechische Republik oder Slowakei. Charakteristisch ist 
für Österreich und Deutschland eine – wenn auch unterschiedlich ausgeformte 
– Pendelmigration. In Österreich wechseln sich zwei Betreuerinnen zumeist in 
einem 14-tägigen Turnus ab, während in Deutschland eine Betreuungsperiode 
auch einige Monate umfassen kann (Finotelli 2008; Schmid 2009). Untersuchun-
gen in Österreich zeigen, dass die Betreuungskräft e in den Anfangsjahren aus 
der Tschechischen Republik oder der Slowakei häufi g über eine Pfl egeausbildung 
verfügten. Seit dem EU-Beitritt 2004 wandern die qualifi zierten Pfl egekräf-
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te aus der Tschechischen Republik oder der Slowakei in diejenigen westlichen 
EU-Länder ab, die ihre Arbeitsmärkte geöff net haben, wie Großbritannien und 
Irland. Mittlerweile kommen aus den Ländern deutlich weniger qualifi zierte 
Betreuungskräft e nach Österreich (Schmid 2009)

Die Frage der rechtlichen Grundlage der Tätigkeit bezieht sich auf den Auf-
enthaltsstatus, das Recht, einer Tätigkeit nachzugehen und die Gesetzlichkeit der 
Arbeitsbedingungen. In Italien, Deutschland und Österreich wurden rechtliche 
Grundlagen dafür geschaff en, die Tätigkeit als abhängig Beschäft igte in der 
Familie ausführen zu können, was jedoch kaum angenommen wird. Aber auch 
unter legalen Bedingungen ist die Tätigkeit im Vergleich zur Beschäft igung bei 
formellen Dienstleistern weniger gut abgesichert. In Italien liegen die Löhne 
niedriger, die Wochenarbeitszeit darf bis zu 55 Stunden betragen und es gibt 
weit weniger arbeitsrechtliche Absicherungen, bspw. keinen Kündigungsschutz 
(Gori/DaRoit 2007). 

In Deutschland wurde im Jahr 2002 eine Möglichkeit geschaff en, Hausbe-
treuerinnen aus Osteuropa für die Betreuung pfl egebedürft iger Älterer zeitlich 
begrenzt als abhängig Beschäft igte einzustellen. Im Jahr 2007 waren nur 3.032 
Betreuerinnen auf dieser gesetzlichen Grundlage angestellt, während nach 
Schätzungen 60.000 bis 100.000 Haushalte Migrantinnen zur Betreuung äl-
terer pfl egebedürft iger Familienmitglieder beschäft igen, wie weiter oben bereits 
aufgeführt wurde (Lutz 2008). Die MigrantInnen werden häufi g über Agenturen 
in die Familien vermittelt oder sie bieten eigenständig Betreuungsleistungen an 
(BMFSFJ 2005). Auf der Basis einer begrenzten Dienstleistungsfreiheit im Rah-
men der EU können die Osteuropäerinnen als Selbstständige legal ihre Dienste 
bis zu sechs Monaten pro Jahr in einem anderen EU-Mitgliedsland anbieten 
(Neuhaus et al 2009). Fraglich ist allerdings, inwieweit die Tätigkeit im Haushalt 
eines Pfl egebedürft igen den Kriterien einer selbständigen Tätigkeit entspricht. In 
einem Gerichtsurteil vom November 2008 wurde die selbständige Beschäft igung 
von MigrantInnen im Haushalt von Pfl egebedürft igen für illegal erklärt, weil sie 
die Kriterien einer selbständigen Tätigkeit nicht erfülle (Kastner 2008) 

Österreich legalisierte im Rahmen des „Hausbetreuungsgesetzes“ seit Januar 
2007 sukzessive die Arbeit von Hausbetreuerinnen aus Osteuropa als selbstän-
dige oder angestellte Tätigkeit (vgl. Schmid 2009). Dabei wurde die gesetzliche 
Regelung der gesellschaft lichen Praxis angepasst, d.h. der 14-tägige Turnus wurde 
als Betreuungsmodell bei gleich bleibender Bezahlung akzeptiert. Selbständige 
Hausbetreuerinnen unterliegen zudem als selbständige Gewerbetreibende nicht 
den gängigen Arbeitszeit- oder Urlaubsregelungen von abhängig Beschäft igten, 
sodass sich auch bezüglich der Arbeitszeiten oder Urlaubsregelungen keine Ver-
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änderungen ergaben. Für abhängig beschäft igte Hausbetreuerinnen wurden 
längere als die gesetzlichen Arbeitszeiten vereinbart. Da die Angestelltentätig-
keit jedoch Mehrkosten für die Familien bedeutet, wählten diese daher bei der 
Legalisierung nahezu ausschließlich die erste Variante der selbständig tätigen 
Hausbetreuerin, wobei bis zum ersten Halbjahr 2008 nach Schätzungen circa 
die Hälft e der vorher illegal tätigen Hausbetreuerinnen legalisiert wurde. Als 
positive sozialpolitische Veränderung aus der Sicht der Hausbetreuerinnen kann 
die Integration der Tätigkeit in die Sozialversicherung angesehen werden; die 
entstehenden Kosten für NutzerInnen bis zu einer Einkommenshöhe von 2500 
Euro pro Monat werden vollständig im Rahmen einer staatlichen Förderung 
ersetzt. Die Legalisierung ist zudem mit Formen der Qualitätssicherung und 
Kontrolle verbunden (Schmid 2009). 

Der Ländervergleich macht deutliche Unterschiede sichtbar in der Bedeutung 
der Beschäft igung von vorwiegend weiblichen MigrantInnen im familiären Kon-
text wie auch bezüglich der rechtlichen Rahmenbedingungen. Er zeigt jedoch 
auch, dass trotz der Unterschiede in den Anstrengungen zur Legalisierungen der 
Arbeitssituation – am erfolgreichsten in Österreich – die Übernahme von Be-
treuungsaufgaben im familiären Kontext eine niedrige Bezahlung und schwierige 
Arbeitsbedingungen bedeutet. Und: Familiale Pfl ege bleibt weiterhin in Frauen-
hand, Aus- und Umbau gehen zudem mit Ethnisierungen sowie der Entwicklung 
neuer sozialer Hierarchien einher. 

Einige Länder etablieren Betreuungstätigkeiten verstärkt als formelle Tätigkeit 
und integrieren bereits im Lande lebende oder dazu einreisende MigrantIn-
nen in den regulären Arbeitsmarkt. Den Motor der Expansion einer formellen 
Pfl egeinfrastruktur bildet eine umfassende sozialrechtliche Absicherung und 
damit eine umfassende Finanzierung des Pfl egerisikos sowie die Gewährung 
von Dienst- bzw. in ihrer Verwendung streng kontrollierten Geldleistungen. 
Bestimmend für die Entwicklung werden neben der höheren sozialen Absi-
cherung insbesondere die Akzeptanz, die Qualität und die Finanzierung einer 
institutionellen Versorgung (Th eobald 2009). Die Situation der Beschäft igten 
im formellen Pfl egesektor hängt zudem von Regulierungen zur Ausführung von 
Pfl egetätigkeiten ab wie beispielsweise den Qualifi kationsanforderungen und 
den allgemeinen Rahmenbedingungen der nationalen Beschäft igungspolitiken 
(Simonazzi 2008; Th eobald 2008). 

In Schweden werden seit den 1990er Jahren vermehrt Pfl egekräft e mit Mi-
grationshintergrund eingestellt. Ihr Anteil unter den Neueinstellungen betrug 
2005 20 Prozent bei einem Anteil von 13 Prozent an den Pfl egekräft en insgesamt, 
wobei sich die Arbeitssituation nicht von der Situation schwedischer Pfl egekräft e 
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unterscheidet (Th eobald 2007). Bisherige Anstrengungen konzentrieren sich auf 
die Rekrutierung von im Lande lebenden MigrantInnen, während eine bewusste 
internationale Migration noch in den Anfängen steckt (Redfoot/Houser 2005). 
Aus der Perspektive der gesetzlichen Regelungen ist dies jedoch möglich. Schweden 
gehört zu den wenigen EU-Ländern, die den Arbeitsmarkt für die Bevölkerung 
aus den neuen Mitgliedsländern öff nete. Die derzeitige bürgerliche Regierung hat 
zudem im Dezember 2008 den Arbeitsmarkt weiter für die Beschäft igung von Mi-
grantInnen aus aller Welt aufgesperrt. Künft ig genügt es, dass ein Unternehmen der 
Einwandererbehörde mitteilt, dass ein Bedarf für einen bestimmten Arbeitnehmer/
eine bestimmte Arbeitnehmerin aus einem Nicht-EU Land besteht; es muss kein 
Nachweis erbracht werden, dass dieser Arbeitsplatz nicht durch einheimische Kräft e 
besetzt werden kann. Kontrolliert wird lediglich in Zusammenarbeit mit den Ge-
werkschaft en, dass Arbeitsbedingungen und Lohn dem schwedischen Arbeitsmarkt 
entsprechen. Als mögliche Bereiche für den Einsatz von MigrantInnen werden 
auch die Pfl ege und das Gesundheitswesen genannt. Die bisherige Anstellung von 
MigrantInnen hat die im internationalen Vergleich günstigen schwedischen Ar-
beitsbedingungen keineswegs beeinträchtigt (Simonazzi 2008; Th eobald 2009). 

Ein widersprüchlicher Entwicklungstrend bezüglich sozialer Ungleichheit in 
der Ausübung formeller Versorgung, der auf den Einfl uss nationaler Beschäft i-
gungspolitiken verweist, wird in Großbritannien erkennbar. Dort fi ndet sich in 
qualifi zierten, aber auch in weniger qualifi zierten Tätigkeiten in der formellen 
Altenbetreuung ein hoher Anteil von MigrantInnen. Diese stellten im Jahr 2006 
19 Prozent der SozialarbeiterInnen und 16 Prozent der Pfl egeassistentInnen. 
Zunehmend befi nden sich darunter auch Personen, die aus den neuen EU-Mit-
gliedsländern kommen, da der Arbeitsmarkt in Großbritannien für diese Länder 
aufgeschlossen wurde (Simonazzi 2008; Redfoot/Houser 2005). Die Situation in 
Großbritannien ist durch einen zweigeteilten Pfl egearbeitsmarkt gekennzeichnet. 
Während für einige Tätigkeiten eine relativ hohe Qualifi kation erforderlich 
ist, gilt die Ausführung alltäglicher Versorgung als wenig qualifi zierte Tätig-
keit mit entsprechend schwierigen Arbeitsbedingungen, niedriger Bezahlung, 
niedrigen Qualifi kationsvoraussetzungen und eher temporärer Beschäft igung, 
wobei dieser Trend durch den steigenden Anteil privater Dienstleister verstärkt 
wurde. Gerade im Bereich der als weniger qualifi ziert betrachteten Tätigkeiten 
übernehmen vorwiegend weibliche MigrantInnen Arbeitsaufgaben (Simonazzi 
2008). Aufgrund der bisherigen Forschungsergebnisse lässt sich erkennen, dass 
die Konsequenzen der Öff nung des Arbeitsmarkts für die Arbeitssituation von 
MigrantInnen davon abhängen, inwieweit eine Bereitschaft  zur angemessenen 
öff entlichen Finanzierung der Pfl egetätigkeiten besteht und eine umfassende ge-
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sellschaft liche Regulierung und Kontrolle der Dienstleister in Fragen der Löhne, 
der Ausbildungsanstrengungen und der Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen 
möglich ist (Th eobald 2009). 

Ob und gegebenenfalls wo die Aufwertung und Formalisierung von Pfl egetä-
tigkeiten gerade unter restriktiven ökonomischen Bedingungen zu Konkurrenz-
situationen zwischen Männern und Frauen führen und ob es auf diesem Wege 
schließlich zu einer Umdefi nition des „weiblich“ konnotierten Arbeitsbereiches 
zumindest in den formal abgesicherten Fürsorgearbeiten kommt, müssen zu-
künft ige Forschungen zeigen. 

Fazit

Wohlfahrtsstaatliche Arrangements, die für die Analyse der Geschlechterverhält-
nisse in der Gesellschaft sformation der Nachkriegszeit zentral wurden, befi nden 
sich gegenwärtig in einem grundlegenden Umstrukturierungsprozess, in dessen 
Verlauf marktwirtschaft lich, privat und staatlich organisierte Versorgungsleis-
tungen und individuelle, familiale sowie „semi-staatliche“ Verantwortungsüber-
tragungen zu einem historisch neuen „welfare mix“ zusammengefügt werden. 
Damit verändern sich ÜberKreuzungen (Klinger/Knapp 2008) von Ungleich-
heitsstrukturen entlang von Geschlecht, sozialer und kultureller Herkunft . Ob 
und wie die Relationen zwischen Geschlecht, sozialer und kultureller Herkunft  
zu „neuen“ Ungleichheitsverhältnissen zusammengefügt werden, ob sich „alte“ 
Ungleichheitsrelationen aufl ösen, unter veränderten Bedingungen weitergeführt 
oder gar verschärft  werden, wird in gesellschaft lichen Auseinandersetzungen 
entschieden. Innerhalb der gesellschaft lichen Sphären (wie Haus- und Erwerbs-
arbeit), Sektoren (wie Wirtschaft  und Staat) und Segmente (wie Beschäft igungs-
bereiche), die gegenwärtig gesamtgesellschaft lich und länderspezifi sch neuartig 
aufeinander bezogen werden (vgl. Becker-Schmidt 2001; Aulenbacher/Riegraf 
2009), sind Ungleichheitskonstellationen unterschiedlich ausgeprägt. 

Im vorliegenden Beitrag gingen wir am Beispiel des Wandels der Fürsorgepoli-
tik, im Besonderen der Pfl egepolitik und konzentriert auf die häusliche familiale 
Pfl ege, den Veränderungen in den Überkreuzung von Geschlecht, sozialer und 
kultureller Herkunft  im internationalen Vergleich nach. Wir kristallisierten die 
Absicherung des Pfl egerisikos und die Ausgestaltung von Geldleistungen als 
Dimensionen heraus, die zentral für die Entwicklung familialer Pfl ege und den 
damit einhergehenden häufi g illegalen, schlecht bezahlten, kaum abgesicherten 
und insgesamt mit schwierigen Arbeitsbedingungen verantwortlich sind. Der 
deutsche Entwicklungspfad ist in einer Form angelegt, die illegale und halblegale 
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Beschäft igungen von vorwiegend weiblichen MigrantInnen forciert: Familiale 
Pfl ege wird über die Pfl egepolitik gestärkt. In der 24-Stunden Pfl ege greifen vor 
allem Familien der Mittelschicht verstärkt auf Pfl egekräft e zurück, welche die 
„rund um die Uhr“ Versorgung gewährleisten. Aber auch die familialen Struk-
turen verändern sich und familiale Pfl ege wird häufi g ausgelagert. Migrantinnen 
fi nden nur erschwert Zugang zum formalen Arbeitsmarkt oder werden in die 
Pfl egebereiche auch aufgrund von vergeschlechtlichten und „ethnisierten“ Zu-
schreibungen über arbeitsmarktpolitische Maßnahmen hinein „qualifi ziert“. 
Pfl ege bleibt auf diesem Wege weiterhin weiblich unterlegt und Fürsorgeleistun-
gen werden zunehmend „ethnisch“ konnotiert. 

Charakteristisch für die Umverteilung von Sorgetätigkeiten in Deutschland, 
aber auch in Österreich und Italien ist das Verbleiben der Tätigkeit im infor-
mellen Bereich der Familie mit den oben beschriebenen Konsequenzen für die 
Arbeitssituation der vorwiegend weiblichen MigrantInnen. Die Legalisierung der 
Tätigkeit im familiären Rahmen wie sie in Österreich stattfand, verändert die 
Arbeitsbedingungen kaum. Vielmehr etabliert sich legal ein schwieriges Arbeits-
verhältnis. An diesem Beispiel werden die Grenzen der Professionalisierung von 
Versorgungsaufgaben im familiären Rahmen sichtbar. In anderen europäischen 
Ländern hingegen, wie beispielsweise in den Niederlanden oder in Skandinavien, 
zeichnen sich Entwicklungspfade ab, in denen Familien stärker durch formelle 
ambulante und institutionelle Dienstleistungsangebote unterstützt werden. 
Weibliche MigrantInnen können in diesen Ländern abhängig vom konkreten 
Pfl egekräft ebedarf einen Zugang zur formellen Pfl egeinfrastruktur, den entspre-
chenden Arbeitsbedingungen und Integrationsmöglichkeiten fi nden, wobei sich 
allerdings neue Hierarchisierungen innerhalb der formellen Pfl ege einfi nden 
können. Wie das Beispiel Großbritannien zeigt, führt die hierarchisch abgestuft e 
Bewertung verschiedener Versorgungstätigkeiten zur Herausbildung neuer Hie-
rarchien zwischen weiblichen Beschäft igten selbst im formellen Sektor. 

Die Analyse der Entwicklung von Ungleichheiten in der alltäglichen Versor-
gung älterer Menschen erfordert somit verschiedene Perspektiven: Zum Ausgangs-
punkt wird die Frage nach der Geschlechtsspezifi k des Veränderungsprozesses, 
d.h. die Frage danach, inwieweit die Neustrukturierung zu einer Umverteilung 
dieser Sorgearbeit zwischen Frauen führt oder ob nicht doch verstärkt männliche 
Beschäft igte in die Versorgung einbezogen werden. Daran schließt sich die Frage 
nach den strukturellen Rahmenbedingungen der Umverteilung an. Diese sind 
entscheidend für die Entstehung neuer Hierarchien im Tätigkeitsfeld und damit 
auch für die Ausformung der Hierarchisierung nach Geschlecht, Klasse und 
Ethnie. Pfl egepolitiken bilden dabei den Hintergrund für die Entwicklung.
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Unsichtbar, unentbehrlich, uneinheitlich: Die Vielfalt 
der bezahlten Haushaltsarbeit von Migrantinnen 

1. Einleitung

In allen Wohlfahrtsstaaten regeln klare, für die einzelnen Menschen meist unbe-
merkte und dennoch wirkungsmächtige institutionelle Grenzziehungen die Ar-
beitsteilung zwischen Familien, Markt und Staat (Esping-Andersen 1990; Ostner/
Lewis 1998), und es gehört zum Basiswissen feministischer Sozialwissenschaft , 
dass die gesellschaft liche Zuständigkeit der Frauen für Reproduktionsarbeit dabei 
eine wesentliche Begründung der Geschlechterverhältnisse darstellt. Abgestützt 
durch vielfältige wohlfahrtsstaatliche Mechanismen werden Hausarbeit und 
Kindererziehung ebenso wie die Pfl ege alter und kranker Familienangehöriger 
als gesellschaft liche Aufgabe von Frauen defi niert, während Männer als Famili-
enernährer für das ökonomische Wohl der Familie zu sorgen haben. Damit ist 
nicht nur die Verschiedenheit der gesellschaft lichen Verantwortungsbereiche 
von Frauen und Männern vorgezeichnet, sondern immer auch ein Arrangement 
sozialer Ungleichheit: Die Nachrangigkeit der Sphäre der Reproduktion geht mit 
der gesellschaft lichen Unterordnung des weiblichen Geschlechts einher. 

Inwieweit diese Dichotomie jemals die empirischen Realitäten der privaten 
Haushalte tatsächlich voll abgebildet hat, sei einmal dahingestellt. Inzwischen ist 
sie jedenfalls fragwürdig: Zu Beginn des 21. Jahrhunderts stellt sich das Verhältnis 
von Reproduktionsarbeit, Geschlecht und sozialer Ungleichheit komplexer dar. 
Zum einen sind Frauen dank Bildungsreform, Frauenbewegung und staatlicher 
Gleichstellungspolitik inzwischen weder normativ noch de facto ausschließlich 
für den Reproduktionsbereich zuständig. Junge Frauen in Deutschland sind 
verglichen mit ihren Müttern und Großmüttern ungleich besser qualifi ziert, und 
einschlägige Studien belegen ihre hohe Berufsmotivation (Geissler/Oechsle 1996; 
Oechlse/Geissler 1998; Nissen u.a. 2003; Allmendinger 2008). Zum anderen 
sind Frauen, obwohl von tatsächlicher Gleichstellung in der Erwerbssphäre noch 
immer nicht die Rede sein kann, heute in so gut wie allen Branchen nicht mehr 
ausschließlich marginalisiert, in Teilzeitstellen oder in untergeordneten Positio-
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nen beschäft igt. Auch der Anteil der Familienernährerinnen steigt (Klenner/
Klammer 2009). Anders gesagt: Frauen sind heute aus dem Kern der Produkti-
onssphäre nicht mehr wegzudenken. Sieht man von der Beschäft igung mit ihren 
kleinen Kindern ab (Jurczyk u.a. 2009), engagieren sich Männer allerdings nicht 
vergleichbar intensiver im Reproduktionsbereich. Dort ist die Arbeit aber trotz 
arbeitssparender Technologien und kleinerer Familien keineswegs verschwun-
den: Sie hat dank größerer Wohnungen, eines veränderten Alltags und gewan-
delter Ansprüche vor allem ihre Qualität verändert (Jurczyk/Rerrich 1993a, 
Rerrich 2006). Teile der traditionellen Hausarbeit sind durch die Verbreitung 
erschwinglicher Haushaltsgeräte zwar weniger mühsam, parallel dazu sind aber 
die Ansprüche an die Haushaltsführung gestiegen. Heute ist z.B. täglich frische 
Wäsche selbstverständlich, mit der Konsequenz, dass vielerorts die Waschma-
schine täglich läuft . Aber wer hängt die Wäsche auf, wer bügelt sie? Ein anderes 
Beispiel: Das Einheizen des Badeofens für den wöchentlichen Badetag der ganzen 
Familie ist nur noch im Gedächtnis älterer Menschen präsent, dank unbegrenzt 
fl ießendem Warmwasser duscht und badet man heute wann immer man will. 
Aber wer macht die modernen hell gefl iesten Badezimmer wieder sauber, von 
denen es in vielen Haushalten inzwischen nicht nur eines gibt, wer bringt die 
empfi ndlichen Armaturen wieder auf Hochglanz? 

Haushaltsarbeit bleibt ein regelmäßig wiederkehrender Teil des Alltags, und 
sie ist gesellschaft lich wie politisch noch immer meist unsichtbar. Ein genauerer 
empirischer Blick darauf, wer diese Arbeit nun tatsächlich leistet, zeigt, dass sich 
für einen nicht näher bestimmbaren Teil der häuslichen Arbeit eine inzwischen 
fl orierende Grauzone des Arbeitsmarkts entwickelt hat. Da hier Schwarzarbeit 
die Regel darstellt, sind präzise quantitative Angaben nicht möglich, es wird 
jedoch geschätzt, dass seit Jahren in etwa vier Millionen Privathaushalten Putz- 
und Haushaltshilfen tätig sind, darunter in etwa zwei Millionen Haushalten 
regelmäßig (Schupp, Spieß, Wagner 2007:196; vgl. auch Schupp 2002).

Wegen des Fehlens wohlfahrtsstaatlicher Vorkehrungen, die zu den verän-
derten alltäglichen Lebensbedingungen im 21. Jahrhundert passen, mussten 
die privaten Haushalte für ihre drängenden Alltagsprobleme in den letzten 
Jahren zahlreiche informelle Problemlösungsstrategien entwickeln, und eine 
besteht darin, Teile der häuslichen Aufgaben gegen Bezahlung verrichten zu 
lassen. Eine Folge davon ist die verbreitete Transnationalisierung von Haus- 
und Familienarbeit: Wer es sich leisten kann, stellt heute beispielsweise eine 
Haushaltshilfe aus Ungarn an, die den gebrechlichen alten Vater rund um die 
Uhr betreut, oder man engagiert für die Kinder ein Au Pair aus der Ukraine, das 
nach Ablauf des Visums die Kleinen eventuell sogar illegal weiter betreut. Und 
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den Wohnungsputz erledigt vielleicht eine Putzfrau aus Polen oder Ecuador. Die 
häuslichen Beschäft igten sind oft mals Frauen aus weniger privilegierten Ländern, 
die – obwohl sie teils über Jahre und Jahrzehnte hier arbeiten – nur selten um-
fassende Arbeits- und Bürgerrechte geltend machen können (Rerrich 2006, Lutz 
2007). Den genauen Anteil der Migrantinnen innerhalb der Gesamtgruppe der 
häuslichen Beschäft igten vermag derzeit niemand genau zu benennen, aber alle 
einschlägig Arbeitenden in diesem Forschungsfeld gehen davon aus, dass er vor 
allem in den Metropolen sehr hoch ist. 

Umverteilung von häuslicher Arbeit fi ndet heute off ensichtlich nicht in erster 
Linie zwischen Frauen und Männern statt sondern zwischen unterschiedlich 
privilegierten Gruppen von Frauen entlang der Dimensionen Klasse und Ethnie. 
Wie ist es dazu gekommen? Diese Neukonturierung sozialer Ungleichheit durch 
eine neue internationale Arbeitsteilung im Hinblick auf häusliche Arbeit ist 
sicher nicht das Ergebnis einer systematisch durchdachten Strategie, die politisch 
bewusst entschieden und gezielt verfolgt worden wäre. Sie ist eher das Ergeb-
nis eines historisch gewachsenen patriarchalen Webfehlers im institutionell-
konservativen strukturellen Zuschnitt des deutschen Wohlfahrtsstaates, der 
Reproduktionsarbeit trotz eines grundlegend veränderten gesellschaft lichen 
Kontextes weiterhin vor allem als Privatangelegenheit der Haushalte und Fami-
lien defi niert. Die inzwischen entstandene Reproduktionslücke in den privaten 
Haushalten (Jurczyk et al. 2009) bewirkt eine große Nachfrage im informellen 
Sektor, der ein fast unerschöpfl iches Angebot an Arbeitskräft en aus aller Welt 
gegenübersteht – eine Entwicklung, die in ihrer Tragweite bislang von Politik 
und Öff entlichkeit weitgehend unthematisiert geblieben ist. 

Im Folgenden sollen zunächst einige Kennzeichen der bezahlten Arbeit im 
Reproduktionsbereich skizziert werden, um dann mit einer Typologie von Ar-
beitskonstellationen die Verschiedenheit und Komplexität der Bedarfe heraus-
zuarbeiten, die sog. „Putzfrauen“1 in den Haushalten abdecken. Anschließend 

1 Ich habe mich dafür entschieden, über meinen eigenen wissenschaftlichen 
Schatten zu springen und – begriffl  ich ebenso ungenau wie politisch unkorrekt 
– schlicht von Putzfrauen oder Haushaltshilfen zu sprechen, weil die anderen 
Begriff e, die derzeit in der wissenschaft lichen Diskussion üblich sind – ob neue 
Dienstmädchen, Haushaltsarbeiterin, domestic oder care worker oder haus-
haltsnahe personenbezogene Dienstleistungsarbeit – die Vielschichtigkeit und 
Mehrdeutigkeit der Arbeitskonstellationen, die empirisch vorzufi nden sind, m.E. 
nach der einen oder anderen Seite aufl ösen. Noch existiert kein wissenschaft licher 
Begriff , dem es gelingt, diese Arbeit aus den beiden Perspektiven – ArbeitgeberIn 
und Arbeitskraft  – ebenso wie die Beziehungsebene zwischen den Parteien, die 
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wird der Frage nachgegangen, an welchen strukturellen Faktoren es liegt, dass 
verstärkt Migrantinnen beschäft igt werden und versucht, die politische Bedeu-
tung der gegenwärtigen Neustrukturierung sozialer Ungleichheit durch eine neue 
internationale Arbeitsteilung im Hinblick auf häusliche Arbeit einzuschätzen.

2. Unsichtbar, unentbehrlich, uneinheitlich und gar nicht einfach: 
Kennzeichen der bezahlten Arbeit im Reproduktionsbereich

Die Arbeit, die im Haushalt verrichtet wird, wird in der öff entlichen Diskussion 
regelmäßig trivialisiert, und auch deshalb bleibt sie in ihrer Bedeutung für die 
Gesellschaft  unsichtbar bzw. unterschätzt. Sie taucht beispielsweise in gängigen 
Formulierungen wie die von der „Vereinbarkeit von Beruf und Familie“ oder 
der „work-life balance“ noch nicht einmal auf, obwohl Haushalte und Fami-
lien bekanntlich nicht nur Orte von Freizeit sind. Derartige Th ematisierungen 
verdecken bereits sprachlich, dass auch außerhalb der Sphäre des öff entlichen 
Erwerbs gearbeitet wird. Die Unsichtbarkeit von Reproduktionsarbeit liegt auch 
daran, dass es lange keinerlei Vorkehrungen dafür gab, sie sichtbar zu machen. 
Erst seit Ende der 1980er Jahre gibt es erste Ansätze dazu, Reproduktionsarbeit 
systematisch zu erfassen und in ihrer Entwicklung zu beobachten, wie dies für die 
Sphäre der außerhäuslichen Erwerbsarbeit schon lange üblich ist. Unter anderem 
wurde ein Konzept zur Erfassung der Bruttowertschöpfung durch Haushalts-
produktion erarbeitet und durch zwei repräsentative Zeitbudgeterhebungen 
empirisch fundiert (vgl. Meier-Gräwe 2008, für einen Zeitvergleich vgl. Schäfer 
2004). In letzter Zeit wird versucht, das traditionelle Bruttoinlandsprodukt 
und die Haushaltsproduktion in Deutschland mit Hilfe des sog. erweiterten 
Gender-BIP geschlechtsspezifi sch zu erfassen (vgl. Schaff er/Stahmer 2006). Diese 
Berechnungen können aber nur eine holzschnittartige Annäherung darstellen, 
denn in den Haushalten wird viel Arbeit im Verborgenen erledigt.

Die sozialwissenschaft liche Forschung hat die Haushaltsarbeit, vor allem in 
ihrer bezahlten Variante, ebenfalls lange nicht beachtet, aber inzwischen liegen 
auch für Deutschland erste Untersuchungen vor. Aus ihnen wird deutlich, wie 
heterogen die Beschäft igtengruppe ist, die im Haushalt erwerbstätig ist, und 
wie vielfältig sich die konkreten Arbeitskonstellationen sowie die Tätigkeiten 

mir hier zentral erscheint, mit zu thematisieren. Ich vertraue darauf, dass der 
Inhalt meiner Aussagen zur Genüge deutlich macht, dass mit dieser Wortwahl 
weder die Frauen, über die berichtet wird, noch ihre Arbeit in irgendeiner Weise 
abgewertet werden sollen. 
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darstellen, die jeweils übernommen werden (vgl. Rerrich 1993; Odierna 2000; 
Gather/Geissler/Rerrich 2001; Th iessen 2004; Hess 2005; Rerrich 2006; Lutz 
2007; Metz-Göckel/Morokvasic/Münst 2008; Karakayali 2009). Bereits die 
Struktur der nachfragenden Haushalte ist heterogen. Traditionelle Familien 
sind derzeit nicht die typischen Nachfragehaushalte, es sind einerseits kleinere 
Haushalte und andererseits eher westdeutsche Haushalte. Man kann dabei grob 
zwei große Gruppen unterscheiden: Haushaltshilfen arbeiten zum einen oft  für 
Menschen, die sich eine solche Entlastung im Haushalt fi nanziell gut leisten 
können, zum Beispiel berufstätige Singles und Paare, aber auch gut situierte 
Ältere. Zum anderen arbeiten sie für Menschen, die es aus unterschiedlichen 
Gründen zeitlich oder körperlich nicht schaff en, die Hausarbeit selbst zu erledigen 
und die auch nicht auf die unbezahlte Hilfe anderer zurückgreifen können oder 
wollen. Es gibt eine überraschend große Gruppe von Haushalten mit einem eher 
niedrigen Einkommen, die Putzfrauen beschäft igen. Dazu gehören beispielsweise 
viele Rentnerhaushalte oder auch Alleinerziehende. Fast jeder bzw. jede dritte 
allein stehende Rentner bzw. Rentnerin beschäft igt heute eine Haushaltshilfe 
(vgl. hierzu ausführlich Hank 1998).

Wer sich mit dem Facettenreichtum der Reproduktionsarbeit in ihren empi-
rischen Erscheinungsformen beschäft igt, kann sich nur wundern, dass seitens 
der Politik immer wieder gehofft   und gelegentlich auch versucht wird, für die 
Haushalte standardisiert regulierte Arbeitsplätze des Typus „einfache Dienst-
leistung“ zu etablieren. Standardisierbar ist hier wenig, und tatsächlich lässt sich 
nur ein Teil der Arbeit, die häusliche Arbeitskräft e heute erledigen, als „einfache 
Dienstleistung“ bezeichnen. Denn die Aufgaben, die in den Privathaushalten 
verrichtet werden, sind typischerweise genau auf den Einzelfall zugeschnitten, 
vielschichtig und oft  anspruchsvoll. 

Putzfrauen stellen nur einen Teilausschnitt des großen Arbeitsbereichs Pri-
vathaushalt dar, aber wie zu zeigen sein wird, sind bereits innerhalb dieser einen 
Gruppe die konkreten Verrichtungen, Bedarfslagen der Arbeitgeberhaushalte 
und Beziehungen zu den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern ausgesprochen 
uneinheitlich. Im Folgenden soll das anhand einiger typischer Arbeits- und 
Beziehungskonstellationen von Frauen, die als Putzfrauen beschäft igt sind, ide-
altypisch skizziert werden2. 

2 Diese Beispiele stammen aus dem Kontext meiner empirischen Recherchen zum 
Th ema cosmobile Putzfrauen in privaten Haushalten, vgl. hierzu ausführlich Rerrich 
(2006)
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3. Arbeits- und Beziehungskonstellationen 
von Putzfrauen: Versuch einer Typologie

3.1 Typus A: „Putzen pur“ 

Eine verbreitete Variante der idealtypischen Beziehung zwischen Putzfrau und 
Arbeitgeber bzw. Arbeitgeberin ist die ‘Nicht-Beziehung’: Man spricht even-
tuell einige Worte miteinander, kennt sich aber sonst kaum, und es gibt keine 
intensivere persönliche Beziehung, obwohl Putzfrauen Einblick in die intimsten 
Angelegenheiten der sie beschäft igenden Menschen nehmen. Oft  handelt es sich 
hier um Haushalte von Singles oder um Paarhaushalte von Berufstätigen, die 
tagsüber, während bei ihnen die Wohnung sauber gemacht wird, selbst außer 
Haus sind. Hier sieht man sich oft  über Monate nicht und verständigt sich, wenn 
überhaupt, mit Zetteln, die typischerweise auf dem Küchentisch gelassen werden 
– dort, wo auch der Lohn und ein eventuelles Fahrgeld liegen. 

Eine solche Konstellation fi ndet man im Haushalt des 59jährigen Müncheners 
Dr. Jochen Hoff mann.3 Die großzügige Altbauwohnung des allein lebenden 
Pädagogen wird seit Jahren von polnischen Studentinnen sauber gehalten. Herr 
Hoff mann will von einer Putzfrau nur, dass sie dafür sorgt, seine Wohnung 
regelmäßig und zuverlässig zu einem Zeitpunkt sauber zu machen, zu dem er 
dadurch nicht gestört wird. Ansonsten überlässt er das Wann und Wie des Put-
zens vollständig seiner Haushaltshilfe, kümmert sich nicht weiter um sie und 
hat nur soviel über die Frau zu sagen, die derzeit jede Woche mehrere Stunden 
in seiner Wohnung verbringt: „Jola studiert Volkswirtschaft , glaube ich. Oder 
Betriebswirtschaft ? So ganz genau weiß ich das nicht mehr, ich sehe sie ja praktisch 
kaum.“ Hier geht es um das Saubermachen der Wohnung und um nichts sonst. 
Herr Hoff mann erwartet nicht mehr, er hat keinen persönlichen Kontakt zu 
seiner Putzfrau, und er will auch keinen haben, im Gegenteil – das würde ihn 
nur Zeit kosten. 

Viele der Migrantinnen, die in Deutschland Privatwohnungen putzen, haben 
eine gute oder sogar sehr gute Ausbildung. In deutschen Haushalten putzen nicht 
nur ausländische Studentinnen, sondern auch ältere Frauen, die in ihrer Heimat 
z.B. als Verwaltungsangestellte oder Chemikerin, Röntgenassistentin oder Leh-
rerin gearbeitet haben. Ihre erworbenen Qualifi kationen gehen in die Arbeit im 
Haushalt ein in Form von Schlüsselqualifi kationen wie Belastbarkeit, soziale 
Kompetenz, Einfühlungsvermögen, Frustrationstoleranz u.a.m. (Rerrich 2006)4, 

3 Alle Namen in den Beispielen wurden geändert.
4 Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch Lutz 2007
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und solche Schlüsselqualifi kationen werden umso wichtiger, je mehr zusätzliche 
Aufgaben eine Putzfrau zu erledigen hat, wie etwa im nächsten Typus.

3.2. Typus B: „Putzen plus X“: die Putzfrau, die den Alltag erleichtert

Die Putzfrau macht’s möglich: Kommt sie am Montag, kann man auch mal am 
Sonntagabend Freunde zum Essen einladen. Die Putzfrau wäscht dann die Töpfe 
und Pfannen ab, die sich am nächsten Morgen in der Küche türmen. Will man 
für ein paar Tage verreisen, bittet man die Putzfrau, die Post aus dem Briefk as-
ten zu holen, die Balkonpfl anzen zu gießen und die Goldfi sche zu füttern. Da 
Donnerstag der Tag ist, an dem die Putzfrau kommt, wird der Heizungsmonteur 
ebenfalls für Donnerstag einbestellt, da braucht man als Berufstätige nicht extra 
nach Hause zu fahren, um dem Handwerker aufzusperren. Die Putzfrau kann 
den Monteur hereinlassen, und den eventuellen Schmutz, der bei der Heizungs-
reparatur entsteht, kann sie auch gleich beseitigen. Liegt man mit Grippe im Bett, 
kann man die Putzfrau bitten, ein Medikament aus der Apotheke zu holen. Ist 
die langjährig vertraute Putzfrau da, kann man den Zweijährigen, der gerade 
Mittagsschlaf macht, auch mal zu Hause lassen und eben schnell zum Einkaufen 
gehen, so spart man sich die aufwändige Prozedur des Einkaufs mit Kleinkind 
und Kinderwagen. 

Was solche Putzfrauen vom Typus „Putzen plus X“ im Detail erledigen, worin 
also das „X“ besteht, ist im Einzelfall so verschieden wie der Alltag und die 
konkreten Lebenslagen in den einzelnen Arbeitgeberhaushalten. Typisch ist 
hier, dass die Putzfrauen immer wieder auch zusätzliche, nicht vorhersehbare 
Dienstleistungen erbringen, die sich aus den Wechselfällen des Alltags ergeben. 
Diese werden in der Regel aber weder als Zusatzleistung wahrgenommen noch 
extra entlohnt. Denn es gibt sehr viel Spielraum, was in Haushalten als Arbeit 
für die Putzfrau defi niert wird. 

Die Arbeit, die im Haushalt anfällt, ist zwar repetitiv, sie ist deshalb aber nicht 
zwangsläufi g standardisierbar, sondern in entscheidenden Details immer wieder 
verschieden. Denn sie fi ndet im Kontext des Alltäglichen statt, und hier ergeben 
sich unterschiedliche, unkalkulierbare, gelegentlich überraschende Anforderun-
gen, die irgendwie bewältigt werden müssen, und auch dazu werden Putzfrauen 
seitens der Haushalte herangezogen. Bei Arbeitsverhältnissen im Bereich Privat-
haushalt spielt zudem die Dimension Vertrauen eine große Rolle, und je besser 
und länger man die Putzfrau kennt, desto eher gehören in die Kategorie „X“, wie 
in diesen Beispielen deutlich wird, auch gelegentlich Tätigkeiten, bei denen die 
Grenzen zur Kinder-, Kranken- oder Altenversorgung berührt sind.
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3.3 Typus C: „Putzen XL“: die Putzfrau, die soziale Funktionen übernimmt

Wie in der unbezahlt verrichteten Hausarbeit können auch für Putzfrauen die 
Übergänge zwischen den verschiedenen Tätigkeitsbereichen im Haushalt fl ießend 
sein (Ostner 1978), und auch in ihrer Arbeit kommt es vor, dass mit dem Sau-
bermachen soziale Funktionen übernommen werden. Bei diesem Typus beginnt 
die Arbeit der Putzfrau Züge der „Arbeit aus Liebe – Liebe als Arbeit“ (Bock/
Duden 1977) anzunehmen, wie die Tätigkeit der Hausfrau für ihre Angehörigen 
in einer klassischen Formulierung genannt wurde: Zum Faktor „X“ kommt der 
Faktor „L wie Liebe“ für die soziale Komponente hinzu. 

Luiza Soares, die brasilianische Putzfrau der verwitweten 85jähigen Frau Behrin-
ger, spielt für sie auch als Gesprächspartnerin und Gesellschaft erin eine wichtige 
Rolle. Vor jedem Putzeinsatz ihrer Haushaltshilfe geht Frau Behringer zum Bäcker, 
um Kuchen einzukaufen, und nach der getanen Arbeit sitzen die beiden regelmäßig 
noch eine Stunde bei Kaff ee und Kuchen zusammen, unterhalten sich und üben 
gemeinsam deutsche Vokabeln ein. Die gesellige Frau Behringer freut sich auf 
diese Treff en mit der jungen Brasilianerin, denn sie leidet darunter, dass ihr einst 
großer Freundeskreis inzwischen nur noch aus einigen wenigen Menschen besteht. 
Wenn die Putzfrau kommt, hat sie wenigstens an diesem Tag Gesellschaft , denn 
ihre berufl ich eingespannten Kinder haben wochentags wenig Zeit für sie. 

Pamela Watson aus Ghana arbeitet inzwischen hauptamtlich in einer gewerb-
lichen Reinigungsfi rma, putzt aber noch immer privat für ein älteres Ehepaar, 
obwohl sie inzwischen durch ihre andere Arbeit fi nanziell abgesichert ist und 
den Samstag eigentlich lieber für sich und ihre Kinder frei hätte. Aber sie will 
speziell diese Leute, bei denen sie schon seit zehn Jahren beschäft igt ist, nicht 
enttäuschen, und es hat sich eingebürgert, dass alle drei zusammen im Anschluss 
an ihren Putzeinsatz am Samstagvormittag gemeinsam zu Mittag essen.

Die in den Haushalten arbeitenden Migrantinnen sind typischerweise fl exible, 
individuell anpassungswillige Personen – gerade das macht sie für die Haushal-
te attraktiv. Manche sind sog. Transmigrantinnen, die in gewissen Abständen 
zwischen Deutschland und ihrem Heimatland pendeln, und manche haben 
keinen legalen Aufenthaltstitel5. Dass sie oft  ihre eigenen Angehörigen in der 
Heimat zurücklassen, begründet einen Teil ihrer Flexibilität, und die Mängel 
ihrer Lebenssituation in Deutschland können als Ressource für deutsche Haus-
halte wirksam werden, wie das folgende Beispiel zeigt. 

5 Zur Transmigration vgl. grundlegend Pries (1997), für die neuere Diskussion der 
unterschiedlichen Formen von Transnationalisierung Pries (2008). Zum Th ema 
illegaler Aufenthalt vgl. www.picum.org
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Die 44jährige wohlhabende Selbständige Carola Bergmann, Mutter von 
drei Kindern, hat einen genau geplanten Tagesablauf, und dennoch bleibt ein 
Problem: Er ist immer wieder sehr verschieden, je nach Wochentag (Wie viel 
kann sie zu Hause am Schreibtisch erledigen? Hat sie einen Termin bei einem 
auswärtigen Kunden?) und Jahreszeit (Ist das eher eine ruhige Phase im Jahr, 
oder steht gerade eine Messe bevor?). Frau Bergmann bewältigt diese Situation 
mit Hilfe ihrer slowakischen Haushaltshilfe Barbara Melnik, die seit Jahren 20 
Stunden in der Woche bei der Familie arbeitet. Dabei passt Frau Melnik ihre 
Arbeitszeit recht fl exibel dem Bedarf der Familie an und gleicht ihre Anwesen-
heitszeiten nach Absprache gewissermaßen spiegelverkehrt zu Frau Bergmanns 
Abwesenheitszeiten an. Ihre anderen Putzstellen sind vor allem bei berufstätigen 
Singles oder Paaren vom Typus „Putzen pur“, denen es meist gleich ist, wann ihre 
Wohnungen geputzt werden. Dort hat sie überall Wohnungsschlüssel und kommt 
und geht wann und wie sie will. Bei Frau Bergmann ist sie offi  ziell gar nicht für 
Aufgaben angestellt, die mit Kinderbetreuung zu tun haben. Frau Melnik soll 
eigentlich das große Haus saubermachen, die Wäsche waschen und bügeln und 
auch gelegentlich Kleinigkeiten für die Kinder kochen, wenn Frau Bergmann das 
nicht selbst erledigen kann. Aber durch Frau Melniks fl exible Anwesenheit ist 
sichergestellt, dass immer ein Erwachsener als Ansprechpartner für die Kinder 
da ist. Die Haushaltshilfe bleibt dann länger bei den Kindern, isst mit ihnen zu 
Abend und sieht anschließend mit ihnen fern, während sie die Wäsche bügelt. 
Frau Bergmann berichtet, Frau Melnik täte das gern, denn an ihrem Feierabend 
allein in Deutschland, fern von der eigenen Familie, habe sie in ihrem kleinen 
Untermietszimmer ohnehin kein gutes Alternativprogramm.

3.4 Typus D „Putzen XXL“: die Putzfrau als allgemeine 
Ansprechpartnerin und Familienersatz

Im Gegensatz zum vorhergehenden Typus, bei dem die sozialen Beziehungen 
punktuell stattfi nden und begrenzt sind, fi ndet man vor allem in den Haushalten 
alter Menschen öft er eine generalisierte und beinahe umfassende Zuständigkeit 
der Putzfrauen. Diese Frauen verrichten nicht nur Hausarbeit im engeren Sinne 
oder erledigen kleinere Hilfsdienste, sondern sie sind dazu noch Ansprechpartne-
rinnen für alle möglichen Anliegen, bis dahin, dass manche fast als Familienersatz 
fungieren.

Jovana Stefanovska, die in den 1990er Jahren aus Mazedonien nach Deutsch-
land gekommen ist, hat aus diesem Grund die langjährige Tätigkeit als Putzfrau 
aufgegeben und fährt heute lieber Taxi. Denn solange sie für mehrere sozial 
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isolierte alte Menschen geputzt hat, fühlte sich die hilfsbereite Frau Stefanovska 
in ständiger Rufbereitschaft . Obwohl sie eigentlich als Putzfrau angestellt war, 
wurde sie immer wieder aus unterschiedlichsten Anlässen um Hilfe gebeten. 
Es fi el ihr schwer, sich nur als Reinigungskraft  zu defi nieren und sich von der 
Einsamkeit der alten Menschen und ihrer generellen Hilfsbedürft igkeit nicht 
nur emotional sondern auch ganz praktisch abzugrenzen. Sie machte sich ständig 
Sorgen um „ihre“ Alten, verbrachte viele unbezahlte Stunden mit Kaff eetrin-
ken und Erledigungen für die alten Leute oder auch nur damit, ihnen zu den 
unterschiedlichsten Tageszeiten am Telefon zuzuhören. Deshalb beschloss sie 
nach ihrer Scheidung, sich einen Job als Taxifahrerin zu suchen, denn sie sagt, 
nun brauche sie mehr Zeit und ihre ganze emotionale Energie für ihre beiden 
Kinder.

Die Bereitschaft  zu einem solchen Einsatz, der weit über das Putzen hinaus-
geht, kann auch aus einem langjährigen Arbeitsverhältnis resultieren und ist 
nicht auf Putzfrauen mit Migrationshintergrund beschränkt, wie das folgende 
Beispiel zeigt:

Die Wohnung des 88jährigen Herrn Richter putzt seit über dreißig Jahren sei-
ne inzwischen über 70jährige Nachbarin Frau Eckland. Lange hatten die beiden 
ein Arbeitsverhältnis vom Typus ‘Putzen pur’ mit der gelegentlichen Tendenz 
zum Typus ‘Putzen plus X’, wenn Herr Richter, der berufl ich viel unterwegs war, 
Frau Eckland die Betreuung seiner Wohnung während seiner Abwesenheit über-
ließ. Aber nach einem Krankenhausaufenthalt half Frau Eckland Herrn Richter 
umfassend, bis er wieder auf die Beine kam, und danach wuchsen ihr allmählich 
immer mehr Aufgaben zu. Inzwischen kommt Herr Richter kaum mehr allein 
zu recht, so dass Frau Eckland fast jeden Tag kurz vorbei kommt und nach dem 
Rechten sieht. Längst ist ihre Aufgabe nicht nur das wöchentliche Putzen der 
Wohnung, obwohl sie nur dafür bezahlt wird. Frau Eckland kauft  auch mal ein, 
wäscht Geschirr ab, bringt die Post weg und die Schuhe zum Schuster, kurzum: 
Frau Eckland erledigt, was an dem Tag gerade anfällt, und wenn es sehr viel ist, 
steckt ihr Herr Richter immer wieder noch einen zusätzlichen Geldschein zu. 
In ein Altenheim will Herr Richter nicht, seine Kinder leben im Ausland, und 
nach all den Jahren fühlt sich Frau Eckland verpfl ichtet, ihren alten Nachbarn zu 
unterstützen – eine Konstellation, die je nach Perspektive zwischen Ausbeutung 
der Putzfrau und Nachbarschaft shilfe aus Mitmenschlichkeit changiert. 

Während in diesem Beispiel die generalisierte Zuständigkeit der Haushaltshil-
fe sich aus der langjährigen Beziehung ergibt, die sich im Lauf der Zeit langsam 
entwickelt hat, werden Haushaltshilfen inzwischen vielfach ausdrücklich mit 
dem Ziel angestellt, umfassende Versorgungsaufgaben zu übernehmen und die 
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Angehörigen alter Menschen im Alltag zu ersetzen, dort, wo sie selbst nicht 
ständig verfügbar sein können oder wollen. 

Die verwitwete 86jährige Frau Gruber will so lange wie möglich in ihrem 
eigenen Haus in ihrem schwäbischen Dorf bleiben. Eine Weile lang ging ihr 
wöchentlich eine deutsche Putzfrau aus dem Ort zur Hand, aber seit einiger Zeit 
reicht punktuelle Hilfe nicht mehr aus, obwohl sie noch keine Pfl ege im engeren 
Sinn braucht. Ihre Tochter Veronika, Steuerberaterin in München, berichtet, 
ihre Mutter sei inzwischen so vergesslich, dass ‘immer jemand für alle Fälle da 
sein sollte’, und so hat Veronika Frau Gomolka gefunden, eine polnische Frau 
mittleren Alters, die rund um die Uhr für ihre alte Mutter als Haushaltshilfe 
zur Verfügung steht. Man nimmt die Mahlzeiten gemeinsam ein, die mal Frau 
Gomolka, mal Frau Gruber zubereiten, Frau Gomolka putzt das Haus, begleitet 
Frau Gruber beim Einkaufen, kümmert sich um die Wäsche und den Garten und 
leistet der alten Dame Gesellschaft . Das wichtigste ist: Frau Gomolka ist einfach 
immer da. Probleme gibt es aus Veronikas Sicht dann, wenn Frau Gomolka nach 
Polen fährt – dann muss die Tochter entweder ihren eigenen Urlaub opfern, um 
ihre Mutter zu betreuen oder aber eine andere Haushaltshilfe fi nden, die Frau 
Gomolka ersetzt.

Sogenannte Live-ins wie Frau Gomolka kommen häufi g aus Osteuropa, und 
sie sind oft  rund um die Uhr einsatzbereit, wobei hier die Grenzen zwischen 
Haushaltsarbeit und Pfl ege fl ießend sind und häufi g überschritten werden. In 
einer solchen Arbeitskonstellation stellt nicht mehr das Putzen der Wohnung den 
wesentlichen Kern des Arbeitsverhältnisses dar, sondern vor allem die Verfüg-
barkeit und Einsatzbereitschaft  der Arbeitskraft  rund um die Uhr. Es gibt nach 
Schätzungen in Deutschland 60.000 bis 100.000 private Altenbetreuerinnen 
(Lutz 2008:48), die mehr oder minder legal beschäft igt werden, um die gegenwär-
tige gesellschaft liche Notlage in der Versorgung alter Menschen in Deutschland 
abzupuff ern (vgl. den Beitrag von Riegraf/Th eobald in diesem Band). 

Fazit: Haushaltsarbeit ist nicht gleich Haushaltsarbeit, und Putzfrau ist nicht 
gleich Putzfrau.

Wie bereits an diesen wenigen Beispielen sichtbar geworden ist, kann „Putz-
frau“ bzw. „Haushaltshilfe“ sehr Verschiedenes bedeuten, und bei der Arbeit 
dieser Personengruppe handelt es sich keineswegs nur um „einfache Dienstleistun-
gen“. Die Bedarfe der Haushalte liegen auf sehr unterschiedlichen Ebenen: Beim 
ersten Typus geht es nur um das Reinemachen der Wohnung, beim zweiten Typus 
zusätzlich um Unterstützung bei den Wechselfällen einer kompliziert geworde-
nen alltäglichen Lebensführung, beim dritten Typus kommen die menschliche 
Zuwendung und soziale Integration hinzu, und beim letzten Typus reicht der 
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Einsatz bis zum Ersatz der Angehörigen durch beständige Anwesenheit und 
Aufmerksamkeit. Für die Entwicklung von wohlfahrtsstaatlichen Angeboten 
zur Unterstützung der privaten Haushalte gilt es, diese sehr unterschiedlichen 
Bedarfe in ihrer grundlegend verschiedenen Qualität analytisch auseinander zu 
halten, bevor man sinnvoll über geeignete Maßnahmen zur politischen Gestal-
tung des Reproduktionsbereichs nachdenken kann.

4.  Das Persönliche als Politikum: 
die neue internationale Arbeitsteilung 

Warum ist die Beschäft igung von Frauen aus aller Welt eine wichtige Antwort 
auf die Frage geworden, wohin mit der Hausarbeit, die Einheimische nicht mehr 
verrichten wollen oder können? Der wichtigste Grund dürft e darin liegen, dass 
die Haushalte auf das zur Lösung ihrer Alltagsprobleme zurückgreifen, was ver-
fügbar, greifbar und möglichst unkompliziert und praktisch in die alltägliche 
Lebensführung integrierbar ist – und das sind die Migrantinnen, die Haushalts-
arbeit gegen Bezahlung verrichten. Zum einen gibt es ein großes vergleichsweise 
preisgünstiges Angebot an Arbeitskräft en; zum anderen passen sich die belas-
tungsbereiten Migrantinnen fl exibel den jeweiligen individuellen Besonderheiten 
der Arbeitgeberhaushalte an. 

Das ist keine zufällige Konstellation, die sich gegen die geltenden gesellschaft li-
chen Strukturen durchsetzt, im Gegenteil. Die Arbeitskraft  der in den Privathaus-
halten beschäft igten ausländischen Frauen wird durch eine bestimmte staatliche 
Politik (sowohl Deutschlands als auch der Entsendeländer) verfügbar gehalten. 
Gäbe es eine andere Politik – nicht nur eine andere Migrations- und Ausländer-
politik, sondern zum Beispiel auch eine andere Familien-, Geschlechter-, Steuer-, 
Arbeits- und Bildungspolitik – wäre sowohl die Angebotsstruktur von Arbeits-
kraft  als auch die Nachfrage der Privathaushalte vermutlich anders beschaff en. 
Diese Aussage lässt sich noch zuspitzen: Die gegenwärtige Politik ist nicht nur 
dafür verantwortlich, dass die Arbeitskraft  der Migrantinnen verfügbar gehalten 
wird, sondern sie ist auch dafür verantwortlich, dass sie in einem bestimmten 
Zuschnitt, nämlich vorwiegend als marginalisierte und/oder als illegale, verfüg-
bar gehalten wird: durch eine Mischung aus Nicht-genau-Hinsehen, mehr oder 
minder wohlwollender Gleichgültigkeit und billigendes In-Kauf-Nehmen. 

Das Persönliche ist und bleibt politisch – dieser Slogan der Neuen Frauenbe-
wegung hat nicht nur nichts von seiner Aktualität eingebüßt, er ist heute noch 
brisanter als vor einer Generation. Denn nun enthält er zusätzlich zur Geschlech-
terfrage auch noch die Frage der internationalen Arbeitsteilung. Dabei ist seine 
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Brisanz nicht darin zu sehen, dass „einheimische Frauen sich heute auf Kosten 
von Frauen anderer Länder von Haushaltsarbeit emanzipieren“, im Gegenteil: 
Die feministische Frauen- und Geschlechterforschung würde hinter einen längst 
erreichten Diskussionsstand zurückfallen, würde die neue Dienstmädchenfrage 
nur als Problem zwischen Frauen diskutiert. Das soll kein Plädoyer dafür sein, 
Mängel der Lebens- und Arbeitssituation der Haushaltsarbeiterinnen zu ak-
zeptieren. Die Problematik geht aber weder in der Interaktionsebene auf, noch 
ist sie nur eine Angelegenheit von Frauen. Denn die ausländischen Haushalts-
arbeiterinnen entlasten unterschiedlichste Mitglieder dieser Gesellschaft , ob 
weiblich oder männlich. 

Es wird immer deutlicher, dass das zentrale politische Problem in der gesell-
schaft lichen Nachrangigkeit und Trivialisierung von Reproduktionsarbeit be-
steht. Die Ein-Einhalb-Personen-Berufe, die Elisabeth Beck-Gernsheim bereits 
1980 beschrieben hat, sind nicht verschwunden. Die meisten Berufe sind weiter-
hin so zugeschnitten, dass sie im Hintergrund eine zweite Person voraussetzen, 
die den bzw. die Berufstätige(n) entlastet, angefangen von der Organisation der 
Grundbedürfnisse wie Ernährung und Kleidung bis hin zu den familialen Versor-
gungsaufgaben. Inzwischen ist der gesellschaft liche Alltag aber noch komplexer 
und mobiler geworden, und die Schere zwischen Öff entlichkeit und Lebenswelt 
wird nicht nur für Männer sondern nun auch für viele Frauen immer größer. 
Je höher die Berufsposition, desto ausgeprägter wird eine Haltung, die Karin 
Jurczyk und ich einmal als „Alltagsvergessenheit“ bezeichnet haben (Jurczyk/
Rerrich 1993b): Instrumentelle Vernunft , Effi  zienz und Distanz zu den vielen 
großen und kleinen Aufgaben und Wechselfällen des täglichen Lebens zeichnen 
die Lebensführung der Menschen aus, die in Deutschland umfassend öff entlich 
agieren. 

Vielleicht wird Reproduktionsarbeit seitens der Politik auch deshalb meist 
klischeehaft  wahrgenommen, weil gesellschaft liche Entscheidungsträger von 
„Alltagskram“ weitgehend verschont bleiben? Festzustellen ist jedenfalls eine 
erschreckende „Ignoranz der Politik gegenüber der (tatsächlichen) Anforderun-
gen der Hausarbeit und der Sorge für Kinder und andere Angehörige“ (Geißler 
1997:14). Arbeit im Haushalt und fürsorgliche Alltagspraxis – das, was Hila-
ry Land und Hilary Rose „altruistic practices“ (Land/Rose 1985: 93) genannt 
haben – scheinen möglichst auf „untergeordnete“ Personen übertragbar, und 
das bedeutet nichts anderes als eine neue Stufe der Abwertung der alltäglichen 
Daseinsfürsorge. 

Wer heute für Reproduktionsarbeit die konkrete alltagspraktische Verant-
wortung in größerem Umfang übernimmt – ob Frau oder Mann, Deutsche oder 
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Ausländerin, ob bezahlt oder unbezahlt – wird dadurch an den Rand der Gesell-
schaft  gedrängt. Mit seiner Mischung aus einer familienfeindlichen Arbeits- und 
Bildungspolitik, einer Sozialpolitik, die immer noch in der privaten Dienstbe-
reitschaft  von Frauen ihre wichtigste Ressource sieht, und einer Ausländerpoli-
tik, die vielen Migrantinnen keine anderen Erwerbschancen als die im privaten 
Haushalt ermöglicht, schafft   der institutionell-konservative Wohlfahrtsstaat die 
Nachfragekulisse, in der häusliche Arbeit derzeit vor allem zwischen verschie-
denen Gruppen von Frauen neu aufgeteilt wird und in der Männer noch immer 
weitgehend außen vor bleiben. Die Frauen aus aller Welt, die in den deutschen 
Haushalten heute heimlich helfen den Alltag zu bewältigen, sind nicht einfach 
vom Himmel gefallen – ihre Arbeit war und ist an politische Voraussetzungen 
geknüpft . Damit könnte sie prinzipiell auch eine andere Gestalt annehmen, die 
es allerdings erst zu entwickeln und gesellschaft lich durchzusetzen gilt. Das wäre 
dringend erforderlich, denn die Arbeit im Haushalt wird künft ig weniger denn 
je als reine Privatangelegenheit betrachtet werden können, die „irgendjemand 
(bevorzugtes Geschlecht: weiblich)“ schon „irgendwie“ erledigen wird. 

Die von der Neuen Frauenbewegung gehegte Hoff nung, Haus- und Famili-
enarbeit radikal neu zu gestalten, u.a., indem Frauen und Männer in gleichem 
Umfang daran beteiligt werden, hat sich bislang nicht realisieren lassen: Eine 
Bilanz des bisher Erreichten ist eher ernüchternd. Nicht, dass sich gar nichts 
verändert hätte, aber einschlägige Studien zeigen dort, wo sich Veränderun-
gen feststellen lassen – wenn junge Väter sich heute stärker in der Erziehung 
ihrer Kinder engagieren – eher eine „gleichere“ Teilhabe an Problemen, die für 
berufstätige Mütter schon lange typisch sind, als eine Teilhabe an Lösungen 
(Jurczyk u.a. 2009). Wer soll die gesellschaft lichen Reproduktionsaufgaben 
aber dann in Zukunft  verrichten und zu welchen Konditionen? Und wie soll 
die gesellschaft liche Anerkennung dafür künft ig aussehen? Für diese Fragen 
braucht es zeitgemäße Antworten, und das bedeutet konkret eine umfassende 
Anpassung wohlfahrtsstaatlicher Strukturen an die veränderten Realitäten des 
21. Jahrhunderts. 

Gerade Feministinnen sollten sich keine Illusionen machen: Eine größere 
Umverteilung von Reproduktionsarbeit zwischen den Geschlechtern wird nicht 
ohne grundlegende Neustrukturierung der wohlfahrtsstaatlichen Rahmenbe-
dingungen machbar sein. Diese entsprechend zu gestalten ist gewiss keine leichte 
politische Aufgabe, denn damit sind die unterschiedlichsten gesellschaft lichen 
Akteure und sämtliche politischen Ressorts berührt, nicht nur das Familien-
ministerium. Alles andere wird aber, mit Esping-Andersen (2009) gesprochen, 
für Frauen eine unvollendete Revolution bleiben. Oder sollte sich die Prognose, 
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die Georg Simmel bereits vor 120 Jahren erstellt hat, bewahrheiten? Er schrieb 
1890: „Die Verteidiger der Emanzipation, die die Frauen von der Fesselung an 
Strickstrumpf und Kochtopf erlösen möchten, pfl egen (…) nicht zu bedenken, 
dass (….) eine steigende Diff erenzirung unter ihnen zwar eine Reihe von Frauen 
davon befreien kann, um sie höheren und geistigeren Berufen zuzuwenden, aber 
nur um den Preis, dass die übrigen viel enger und in viel spezialisirterer Weise an 
jene Funktionen gefesselt werden“ (Simmel 1890: 88).

Wie sich der Reproduktionsbereich künft ig entwickeln wird, ist heute nicht 
vorhersagbar. Wichtige Rahmenbedingungen von Reproduktionsarbeit wie die 
Lohnschere zwischen Frauen und Männern, die geschlechtsspezifi sche Berufs-
wahl, die Charakteristika der Arbeitsmarktstrukturen, die staatliche Sozial- und 
Steuerpolitik, die Abwesenheit von ganztägigen Betreuungseinrichtungen für 
Kinder u.a.m. sind nicht von heute auf morgen zu verändern. Die staatliche 
Sozial- und Steuerpolitik begünstigt noch immer eine bestimmte Familienform, 
nämlich die Familie nach dem sog. strong breadwinner-Modell (Lewis/Ost-
ner 1994), das idealtypisch von einer Arbeitsteilung ausgeht, wonach es einen 
(meist männlichen) Haupternährer gibt, dem eine zugeordnete Person (meist 
die Ehefrau) den Rücken von Alltagsverrichtungen freihält. Sie ist es, die nach 
der Geburt eines Kindes die Berufstätigkeit aufgibt oder einschränkt, wobei 
Elternzeit, Familienversicherung und Ehegattensplitting in Anspruch genom-
men werden. Zu dieser Politik gehört komplementär, dass es in Deutschland 
noch immer keine fl ächendeckende Versorgung mit qualitativ hochwertigen 
Ganztagsschulen, Dienstleistungsagenturen o.ä. gibt. Die jüngsten Versuche 
des Familienministeriums, Väter mit sanft em Druck durch die Regelungen des 
Elterngelds stärker in die Kleinkindererziehung einzubinden, verändern nichts 
an den zahlreichen sonstigen wohlfahrtstaatlichen Rahmenbedingungen von 
Familie, die traditionelle Arbeitsteilung nahe legen. Damit sind für die alltäglich 
reibungslose, gleichberechtigte Vereinbarkeit von Beruf und Familie bisher so gut 
wie keine der strukturellen Voraussetzungen geschaff en worden. Deutschland 
ist bisher noch immer (für Ostdeutschland muss man wohl eher sagen: wieder) 
weitgehend institutionell konservativ geblieben, was die wohlfahrtstaatliche 
Rahmung von Reproduktionsarbeit angeht. 

Ob und wann es gelingen kann, die erforderliche Anerkennung und Wertschät-
zung von Reproduktionsarbeit politisch durchzusetzen und die wohlfahrtsstaatli-
chen Grundlagen für eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an 
allen Arbeitsbereichen der Gesellschaft  zu schaff en, ist eine derzeit off ene Frage. 
Sicher ist nur: Politisch gestaltet wird die künft ige Entwicklung von Haus und 
Familienarbeit allemal. Denn das stillschweigende Fortschreiben des Status quo 
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der neuen internationalen Arbeitsteilung und die damit einhergehende patriar-
chale Modernisierung der Geschlechterverhältnisse in den privaten Haushalten 
würde ebenfalls einen – wenn auch fragwürdigen – politischen Umgang mit der 
Jahrhundertfrage der Zukunft  von Reproduktionsarbeit darstellen.
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Gisela Notz

Bürgergesellschaftliches Engagement im 
„aktivierenden Sozialstaat“: Geschlechtersymmetrien 
oder -hierarchien im und durch das „Ehrenamt“? 

1. Einleitung

Nicht erst seit sich die ökonomischen Megakrisen türmen, ist der Scheinwerfer 
öff entlicher Aufmerksamkeit verstärkt auf die ehrenamtliche Arbeit gerichtet. 
In Zeiten von hoher Erwerbslosigkeit, zunehmender Armut und prekärer Er-
werbsarbeitsverhältnisse, von welchen Menschen nicht leben können, sowie dem 
Einsatz des Rotstift es vor allem im Sozial-, Gesundheits- und Kulturbereich 
wird an das Engagement der „Freiwilligen“ appelliert, unbezahlt Tätigkeiten in 
diesen Bereichen zu übernehmen, die der im Umbau begriff ene Wohlfahrtsstaat 
sich nicht mehr leisten will. Vor allem an Orten, an denen die Aufl ösung „ge-
wachsener“ nachbarschaft licher und sozialer Strukturen und der damit zusam-
menhängende gefährdete Zusammenhalt in unserer Gesellschaft  beklagt wird, 
erschallt der Ruf nach dem zivilgesellschaft lichem Engagement der Bürgerinnen 
und Bürger.

Unser Gemeinwesen lebt von der Mitwirkung und Mitgestaltung seiner Bür-
gerInnen. Sie leisten bezahlte und unbezahlte Arbeit, viele arbeiten in beiden 
Bereichen. Und in beiden Bereichen bestimmen sie die Lebensqualität entschei-
dend mit. Sie halten unsere Welt zusammen – diejenigen, die freiwillig und gratis 
arbeiten, aber auch diejenigen, die Geld für ihre Arbeit im Sozial-, Pfl ege- und Ge-
sundheits- sowie im kulturellen Bereich bekommen. Auch sie haben ihren Beruf 
oft  deshalb gewählt, weil sie verantwortungsvoll und solidarisch für die Gemein-
schaft  tätig sein wollen. Ohne sie – Hauptamtliche und Ehrenamtliche – wäre 
die off ensichtlich immer kälter werdende Ellbogengesellschaft  nicht auszuhalten. 
Hauptamtliche, Nebenamtliche, in prekären Arbeitsverhältnissen Arbeitende 
und Ehrenamtliche leisten verantwortungsvolle Arbeit, oft  unermüdlich und 
mit großem Idealismus (Notz 2009). Viele soziale Projekte und Einrichtungen 
im Gesundheitsbereich, Schulen, Kindergärten, Museen, Büchereien, historische 
Gebäude, Einrichtungen für Jugendliche und MigrantInnen, Frauenhäuser und 
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anderes mehr bestünden nicht mehr, wenn ehrenamtlich Arbeitende nicht für 
ihr Fortbestehen sorgen würden (Enquete-Kommission 2002). Damit blieben 
viele, die Hilfe und Unterstützung brauchen, und mannigfaltige kulturelle In-
teressen unbefriedigt. Es ist kaum möglich, sich moderne Gesellschaft en ohne 
bürgerschaft lich Engagierte und ihre Zusammenschlüsse vorzustellen (vgl. Zim-
mer/Wessels 2001). Permanent entstehen neue Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs), die von einer schrumpfenden Staatlichkeit hinterlassene Lücken zu 
füllen versuchen (vgl. Fraser 2009: 52) und zugleich den Widerstand gegen den 
Abbau öff entlicher Einrichtungen kanalisieren.

Konsens ist: Wer sich freiwillig und uneigennützig engagiert, verdient An-
erkennung und Respekt. Aber: Ehrenamtliche Arbeit und bürgerschaft liches 
Engagement kann in Zeiten des Sozialabbaus nicht von „oben“ verordnet wer-
den. Weder fi nden sich aktive BürgerInnen umstandslos von selbst, noch darf 
Eigeninitiative, die sich auch politisch-kritisch zu Wort melden will, missachtet 
und blockiert werden. Bürgerschaft liches Engagement darf aber auch nicht – so 
die hier verfolgte Th ese – als tendenziell kostenneutrale Antwort auf (fast) jedes 
gesellschaft liche Krisensymptom betrachtet werden.

Die in Wissenschaft  und Politik, in Verbänden und Unternehmen im Horizont 
des „aktivierenden Staates“ seit den späten 1990er Jahren vehement geführten 
Diskussionen um das „Ehrenamt“ und die „Bürgergesellschaft “ zeigen, dass be-
zahlte Arbeit und die „Arbeitsgesellschaft “ nicht deshalb in der „Krise“ sind, weil 
es nicht genügend zu tun gäbe, sondern weil Arbeit ungleich verteilt ist, oder erst 
gar nicht als Arbeit in Erscheinung tritt. Die ebenso notwendigen wie unbezahl-
ten Arbeiten in der Familie und in anderen (Zusammen-)Lebensformen, also bei 
Kindererziehung, Pfl ege von Kranken, hilfsbedürft igen Alten und Behinderten, 
in der Nachbarschaft shilfe, im „Freiwilligen Engagement“, in Selbsthilfe und im 
Ehrenamt, unter anderem in Sport, Kultur oder Kirche, gehen der Gesellschaft  
ganz gewiss nicht aus. Im Gegenteil entsteht an allen diesen Orten zunehmend 
ein eklatanter „Personalmangel“. 

Zugleich gilt es festzuhalten, dass trotz modernisierter Geschlechterleitbilder 
und der gestiegener Erwerbsbeteiligung von Frauen, insbesondere jener mit er-
ziehungspfl ichtigen Kindern, weiterhin überwiegend Frauen die Arbeitskräft e 
auf diesen „Gratisarbeitsmärkten“ stellen. Und auch ein traditionell geschlechts-
spezifi sches Gesicht des „Ehrenamts“, das die Geschlechterverhältnisse auch hier 
als hierarchische ausweist, besteht fort, sind doch die Tätigkeitsfelder Soziales, 
Gesundheit und Pfl ege, Kinder und Jugend sowie Kirche und Religion weiterhin 
von Frauen dominiert, während dessen leitende ehrenamtliche Funktionen oder 
solche in Vorstandspositionen noch überwiegend in Männerhand liegen.
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Im vorliegenden Beitrag sollen das geschlechtsspezifi sche Gesicht des „Ehren-
amts“, dessen Anteil an der Produktion und Reproduktion der Geschlechterord-
nung und die damit verbundenen Probleme im Mittelpunkt stehen. Diskutiert 
werden soll zugleich die Th ese, dass bürger- bzw. zivilgesellschaft liches Enga-
gement auch einen politischen Auft rag hat, nämlich den kritischen Blick auf 
sozialen und kulturellen Wandel zu richten und dem Raubbau an den zukünft igen 
Lebensgrundlagen entgegenzuwirken.

Ich werde in diesem Artikel zunächst danach fragen, was das „Ehrenamt“ eigent-
lich ist, wer der „typische“ ehrenamtliche Mitarbeiter ist und wie viele BürgerInnen 
sich engagieren. Anschließend werde ich aufzeigen, wie fl ießend die Übergänge 
zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit sind und dass innerhalb des „Ehren-
amts“ die Trennung zwischen Amt und Arbeit vorgenommen werden muss. Der 
Rolle des „Ehrenamts“ im Zeichen der aktuellen Krise ist das nächste Kapital 
gewidmet, bevor einige mit dieser Arbeitsform verbundenen Probleme, konkret 
die Kooperation zwischen Haupt und Ehrenamt und die Mitgestaltungs- und 
Bestimmungsmöglichkeiten, diskutiert werden. Den Abschluss bildet ein Ausblick 
und die Benennung einiger kritischer Aspekte zur Zukunft  des Ehrenamtes.

2. Was ist das „Ehrenamt“, wer ist „der typische ehrenamtliche 
Mitarbeiter“ und wie viele BürgerInnen engagieren sich?

Im „Ehrenamt“ wird scheinbar unbezahlbare Arbeit ohne Schutz und ohne Si-
cherheit der Arbeitsbedingungen geleistet. Für diejenigen, die sie leisten, ist sie 
oft  immer noch die einzige Form der gesellschaft lich organisierten Arbeit, neben 
der „privaten“ Haus- und Sorgearbeit. Sie ist Arbeit ohne Geld und (allzu oft  leider 
auch) ohne Ehre (Notz 1987). Bewusst benutze ich den Begriff  „Arbeit“, weil es sich 
um gesellschaft lich notwendige, meist unabdingbare Arbeit handelt, die, wie jede 
andere Arbeit, messbar, meist auch bezahlbar, abgrenzbar, teilbar und verteilbar ist 
(Notz 1989: 14). Deshalb soll sie auch begriffl  ich so gekennzeichnet werden.

Bei den „neuen“ Begriff en wie Freiwilligenarbeit, bürgerschaft liches Engage-
ment und Volunteering handelt es sich oft  um Neukreationen, durch die der alte 
Begriff  des Ehrenamtes ersetzt werden soll, dem nach Ansicht vieler Ehrenamtli-
cher Muff  und Staub verbunden mit der Assoziation anhaft et, dass „ehrenwerte 
Damen“ rein karitativ tätig sind. Meist handelt es sich jedoch bei den neu ge-
schaff enen Begriff en um nichts anderes als um alten Wein in neuen Schläuchen.1 

1 Vgl. die Beiträge von Corsa et al. (1999) anlässlich der Tagung: „Vielfalt und Ver-
wirrung, zur Begriffl  ichkeit des Ehrenamtes“ am 15. Januar 1999 in Bad Godesberg; 
eine Veranstaltung der Stift ung „Bürger für Bürger“.
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Auch wenn, offi  ziellen Studien zufolge (vgl. Rosenbladt 2000), sich die Akzente 
bei Freiwilligenarbeit, bürgerschaft lichem Engagement und Volunteering leicht 
unterscheiden, geht es dabei letztendlich darum, dass Bürger – außerhalb ihrer 
berufl ichen Tätigkeit und außerhalb des rein privaten, familiären Bereichs – Ver-
antwortung im Rahmen von Gruppierungen, Initiativen, Organisationen oder 
Institutionen übernehmen (ebd.).

Hierbei erscheint „der Bürger“ als geschlechtsneutrales, sozial integratives 
Wesen, das im öff entlichen Raum weder als Familienmitglied, noch als „Bürokrat 
oder Wirtschaft sbürger, sondern in der Rolle des Citoyen“ (Adloff  2005: 155) 
in Organisationsstrukturen jenseits von Markt und Staat, sprich in der „Zivil-
gesellschaft “ handelt. Dass Bürger und Bürgerinnen oft  völlig unterschiedliches 
leisten, wird in den Diskussionen über das „Ehrenamt“ noch seltener proble-
matisiert, als in jenen über Erwerbs- und Familienarbeit. Und auch im Diskurs 
des wissenschaft lichen Mainstreams über die Zivilgesellschaft  als dritte Sphäre 
zwischen Staat und Markt bleiben hier zu verortende Geschlechterasymmetrien 
und die ungleiche Rolle von Frauen als „citoyennes“ weitestgehend ausgeblendet 
(vgl. Hinterhuber/Wilde 2007: 10).

Bereits im Jahre 1985 habe ich aus den zu diesem Zeitpunkt vorhandenen 
Studien herausgearbeitet, dass mit dem „typischen ehrenamtlichen Mitarbeiter“ 
– von dem regelmäßig in den Jahresberichten der Wohlfahrtsverbände die Rede 
war – de facto eine Frau im Durchschnittsalter von 53 Jahren gemeint war, die 
häufi g religiös motiviert, in einer Stadt mit über 50.000 Einwohnern wohnend 
und mit einem überdurchschnittlich gut verdienenden Mann verheiratet gedacht 
wurde. Mit ihrer Ehe erschien sie einigermaßen zufrieden; die Kinder waren 
bereits über 15 Jahre alt; sie hatte keine Berufausbildung, war Hausfrau, lebte 
vom Einkommen ihres Mannes und investierte mindestens 20 Stunden im 
Monat für ehrenamtliche Arbeit (Notz 1985: 122). Unterdessen vorliegende 
neuere Studien und Handbücher (z. B. Gensicke 2006) sowie eigene empirische 
Untersuchungen ergeben ein viel bunteres Bild der ehrenamtlich Engagier-
ten. Dies trägt der Tatsache Rechnung, dass wir es mit der best ausgebildeten 
Frauengeneration aller Zeiten zu tun haben, der männliche „Familienlohn“ 
schon seit längerem nicht mehr funktioniert und viele Frauen unterdessen selbst 
„Haushaltsvorstände“ sind (Notz 2004). Daher ist „der Ehrenamtliche“ heute 
kein einfach zu defi nierendes karitatives Subjekt. Die Ehrenamtlichen als Kol-
lektivsubjekt hat es nie gegeben und wird es auch in der Zukunft  nicht geben. 
Genauso wenig, wie es die ArbeitnehmerInnen gibt. Ehrenamtliche kommen 
heute mit unterschiedlichen sozialen, politischen, religiösen und kulturellen 
Hintergründen in ihre Arbeit. Es sind Menschen aller Altersgruppen und sie 



172 Gisela Notz

haben ganz verschiedene Vorstellungen von dem, was sie in oder mit ihrer Arbeit 
erreichen wollen. 

Wendet man sich der Frage nach dem quantitativen Ausmaß von ehrenamt-
licher Arbeit zu, geben die Ergebnisse der „Projektgruppe Zivilengagement“ am 
Wissenschaft szentrum Berlin (WZB) in ihrem „Bericht zur Lage und zu den 
Perspektiven des bürgerschaft lichen Engagements in Deutschland“ (WZB 2009) 
vom Juni 2009 folgende Einsichten: Im Jahr 2008 engagierten sich 34 % aller 
bundesdeutschen Menschen ehrenamtlich, also mehr als jede dritte BürgerIn. 
Erstaunlich erscheint zunächst, dass laut dieser Studie mehr Männer als Frauen 
aktiv sind: 38 % der Engagierten waren Männer und nur 32 % Frauen. Das Er-
gebnis ist allerdings nicht verwunderlich, da Ehrenamt und ehrenamtliche Arbeit 
bei den Gewerkschaft en, im Sport, bei Rettungsdiensten, freiwilliger Feuerwehr 
etc. mitgezählt wird. Hier orientieren sich die WZB-ForscherInnen am Freiwilli-
gensurvey, der 1999 und 2004 im Auft rag des BMFSFJ erstellt wurde (BMJFSFJ 
2000; Gensicke/Picot/Geiss 2006). Erfasst werden die Engagementbereiche 
Sport und Bewegung, Kultur und Musik, politische sowie berufl iche Interes-
senvertretung außerhalb des Betriebs, Unfall-, Rettungsdienste und Freiwillige 
Feuerwehr, Umwelt-, Natur- und Tierschutz, Justiz und Kriminalitätsprobleme 
ebenso wie Schule und Kindergarten, außerschulische Jugendarbeit und Erwach-
senenbildung, Sozialer Bereich, Gesundheitsbereich, Freizeit und Geselligkeit, 
Kirche/Religion und Sonstiges. 

Die Autoren des Freiwilligensurveys 2006 führen das insgesamt geringere 
Engagement von Frauen vor allem auf die für sie stärkeren Vereinbarkeitspro-
bleme der drei Bereiche Beruf, Familie und Ehrenamt zurück. Bei Frauen, die in 
Paarhaushalten mit Kindern leben, sinke der zeitliche Umfang für ehrenamtliche 
Aktivitäten, wenn ihre wöchentlichen Arbeitsstunden in der bezahlten Arbeit 
steigen; bei Männern sei es genau umgekehrt. Teilzeitbeschäft igte Frauen haben 
laut des Surveys höhere Engagementquoten, während bei Männern hohe Engage-
mentquoten mit Vollzeitbeschäft igung einhergehen. Männer sind demnach eher 
in der Lage, Berufsarbeit, Ehrenamt und Familie unter einen Hut zu bringen. 
Dies lässt den Schluss zu, dass die traditionelle Verantwortlichkeit von Frauen 
für Pfl ege- und Sorgearbeit nicht nur zu ihrer Benachteiligung auf dem bezahlten 
Arbeitsmarkt beiträgt, sondern auch die ungleiche Verteilung im „Ehrenamt“ 
verstärkt. Frauen brauchen auch für ein ehrenamtliches Engagement eine bessere 
frühpädagogische sowie schulische und soziale Infrastruktur – um sich mehr 
und häufi ger in bestimmten, vor allem auch politischen Bereichen engagieren zu 
können, ohne ihre Berufsarbeit infrage zu stellen. Denn eigenständige Existenzsi-
cherung ist einem ehrenamtlichen Engagement förderlicher, als die ökonomische 
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Abhängigkeit von anderen bzw. ständige Existenznot: Wer fi nanziell mit dem 
Rücken zur Wand steht, für den hält sich der Jubel über den visionären Glanz 
des Bürgerschaft lichen Engagements in Grenzen. 

3. Das geschlechtsspezifische Gesicht des „Ehrenamtes“

Bei genauerer Betrachtung zeigt sich das geschlechtsspezifi sche Gesicht des 
„Ehrenamts“: In jenen Feldern – zu dem Ergebnis kommt, wie schon vorher 
der Freiwilligensurvey aus dem Jahr 2000 bzw. 2006 auch die neue Studie des 
WZB (2009) –, „die eine Nähe zum Sozialen und zur Familie aufweisen“, sind 
Frauen nach wie vor überdurchschnittlich engagiert. In den Bereichen Soziales, 
Gesundheit und Pfl ege (63 %) überwiegen sie auch 2008 gegenüber 37 Prozent 
der Männer; Kinder und Jugend ist mit 61,7 Prozent und Kirche und Religion 
mit 65,3 Prozent ebenfalls überwiegend in Frauenhand (ebd.: 38). Das sind aber 
auch die Felder mit relativ hohen psychischen und physischen Anforderungen 
und Belastungen. Damit reproduzieren sich die traditionellen Rollenmuster auch 
in der ehrenamtlichen Arbeit. Wenn die Gesellschaft  die „weiblichen Tugenden“ 
braucht, um den Zusammenhalt zu gewährleisten, weil sich der Wohlfahrtsstaat 
zurückzieht, werden sie als kostenlose Ressource, wie bereits in früheren Krisen-
zeiten, hoch gelobt.

Demgegenüber sind nur wenige Männer in den Bereichen tätig, aus welchen 
sich der Sozialstaat verstärkt zurückzieht: Die meisten ehrenamtlich engagierten 
Männer arbeiten in Rettungsdiensten und bei der Freiwilligen Feuerwehr. 81,3 
Prozent derjenigen, die diese gesellschaft lich außerordentlich wichtige Arbeit 
leisten, sind Männer. Auch die Bereiche Politik bzw. politische Interessenvertre-
tung (Anteil Männer 76,7 %) und berufl iche Interessenvertretung (73,8 %) sind 
eindeutig männerdominiert (Gensicke/Picot/Geiss 2006; WZB 2009: 38). Die 
letztgenannten beiden Bereiche sind aber auch jene, in denen Entscheidungen 
bezüglich Arbeitsplatz, Gemeinwesen und Gesellschaft  gefällt werden. 

Die in den 1970er Jahren durch die Neue Frauenbewegung kritisierte Tren-
nung in eine öff entliche und eine als privat geltende Sphäre und die Zuweisung 
der Zuständigkeit an Frauen für den sogenannten privaten Bereich manifestiert 
sich auch im Ehrenamt. Für die Einsatzbereiche wie Sport und Bewegung, die 
an erster Stelle des unbezahlten Engagements stehen (Männer 62,1 %), Kultur 
und Musik (63 %), Freizeit und Geselligkeit (57 %), außerschulische Jugendar-
beit (63 %) und dem (noch) sehr kleinen Bereich Justiz/Kriminalitätsprobleme 
(74 %), in denen Männer überrepräsentiert sind, gilt: Für das Ehrenamt wird 
seltener der Beruf aufgegeben, als für die frauendominierten Care-Arbeiten. Die 
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männerdominierten Felder stellen zudem attraktivere, mit mehr Prestige und 
Einfl uss versehene und besser mit Ressourcen ausgestattete Ehrenämter dar, als 
jene die nach Ansicht von Ehrenamtsforschern nach „klassischem Sozialmief “ 
riechen und in denen „Dilettantismus, Randständigkeit und aufgezwungene bzw. 
eingelebte Selbstbescheidung“ (Olk 1998: 39) überwiegen. Es sind aber auch die 
Arbeiten, ohne die – wenn sie nicht ehrenamtlich geleistet würden – viele Men-
schen unversorgt blieben. Zugleich scheinen gerade die im Gesundheitsbereich 
arbeitenden (Frauen) sich, so die Befunde der Studie von Rosenbladt (2000), am 
ehesten von der hier von ihnen erbrachten Arbeit überfordert zu fühlen: Immer-
hin 40 Prozent gaben 1999 an, dass sie von ihrer Arbeit „manchmal überfordert“ 
sind. Die übrigen fühlten sich ganz überwiegend ihren Aufgaben gewachsen 
und nur jeder vierte fühlt sich, insgesamt gesehen, bisweilen überfordert (ebd.: 
101 f.). Da zu vermuten ist, dass Überforderungen besonders in den Bereichen 
auft reten, wo unmittelbar für und mit Hilfebedüft igen gearbeitet wird, hat das 
nicht nur negative Auswirkungen auf die „Freiwilligen“ selbst (meist Frauen), 
sondern auch auf die Qualität der übernommenen Aufgaben und damit auf 
die Betreuten. Das kann positiv erfahrene Aspekte der ehrenamtlichen Arbeit 
einschränken (vgl. Notz 2001: 50 ff .).

„Leitende Funktionen“ werden nach der bereits zitierten Studie des WZB 
(2009: 37ff .) nach wie vor deutlich weniger von Frauen (25,7 %) als von Män-
nern (42,1 %) übernommen. Besonders drastisch fällt die Diskrepanz in jenen 
Bereichen aus, in denen der Frauenanteil an den Engagierten insgesamt zwischen 
zwei Drittel und drei Viertel liegt. Dort sind nur 25,7 Prozent der engagierten 
Frauen mit Leitungs- oder Vorstandsfunktionen versehen. Von einer gleich-
berechtigten Teilnahme von Frauen an mit Einfl uss verbundenen Positionen 
sind wir noch weit entfernt. Ebenso wie von einer ebenbürtigen Verteilung der 
helfenden, prestigelosen und weit überwiegend weiblich konnotierten Tätigkei-
ten. Dies, obwohl immer wieder betont wird, dass „gerade das bürgerschaft liche 
Engagement, das dem Gemeinwohl verpfl ichtet ist und bei dem ein Miteinander 
in den Vordergrund gestellt wird“, als eine Lernwelt für Geschlechtergerechtigkeit 
anzusehen sei (ebd.: 141). 

Durch eine zusätzliche Auswertung des ersten Freiwilligensurveys aus der 
„Genderperspektive“ wurde bereits festgestellt: „Die Positionierung von freiwillig 
tätigen Frauen in ihren Tätigkeitsfeldern spiegelt die Positionierung im privaten, 
öff entlichen und erwerbsbezogenen Leben wider. Das gilt auch im Hinblick auf 
die horizontale und vertikale Segmentierung“ (Zierau 2000: 29). Das heißt – 
zugespitzt formuliert – in der ehrenamtlichen Arbeit geht es zu, wie im anderen 
Leben auch. Off enbar hält sich die geschlechterhierarchische Arbeitsverteilung in 
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der „freiwilligen Arbeit“ sogar stabiler als in anderen Bereichen gesellschaft licher 
Arbeit, wo sie unterdessen zumindest problematisiert wird. Diskussionen darü-
ber, was geschehen muss, damit Frauen verstärkt Zugang zu Leitungspositionen 
bekommen, werden vor allem von Frauen in Wohlfahrtsverbänden, Kirchen und 
anderen karitativen Institutionen geführt. Diskussionen darüber, was geschehen 
muss, um Männer verstärkt in die ehrenamtlichen Sorge- und Pfl egearbeiten zu 
integrieren, stehen noch weitestgehend aus.

Die bloße Auff orderung, dass „darauf eingewirkt werden [muss], dass sich der 
Anteil der Männer in diesem Bereich erhöht“ (WZB 2009: 175), reicht allerdings 
nicht aus, solange sich Struktur und Form der jeweils zu verrichtenden Arbeit 
nicht ändern. Für den Bereich der Altenpfl ege ist zudem zu berücksichtigen, 
dass die Pfl egebedürft igen zumeist Frauen im Alter von über 80 Jahren sind. Der 
Pfl egebedarf der zu Hause Betreuten richtet sich überwiegend auf die Bereiche 
Körperpfl ege (72,2 %) und hauswirtschaft liche Versorgung (79 %). Diese Bereiche 
werden zwar als „weniger emotional“ bezeichnet und würden zudem „keine 
medizinischen Kenntnisse“ erfordern (WZB 2009: 127). Die WZB-Autorinnen 
bezweifeln jedoch, dass „ein pfl egebezogenes Engagement“ den Anforderun-
gen gewachsen ist, die die demografi sche Entwicklung mit einer Abnahme der 
familiären Pfl egekräft e (sprich Stagnation der Geburtenraten) sowie die wach-
sende Frauenerwerbsquoten und pluralisierten Formen des Zusammenlebens 
bei gleichzeitiger Zunahme der pfl egebedürft igen Menschen mit sich bringt. 
Dennoch wird das freiwillig getragene Engagement als Möglichkeit gesehen, die 
den Pfl egebedarf zu decken hilft . Rund 11 Prozent der Pfl egehaushalte nehmen 
bereits „freiwillig erbrachte Betreuungsleistungen stundenweise, z. B. in Form von 
Besuchsdiensten, in Anspruch“ (vgl. Schneekloth/Wahl 2005: 80). Etwa doppelt 
so viele Frauen wie Männer sind im Pfl egebereich für Senioren ehrenamtlich tätig 
(Gensicke/Picot/Geiss 2006). Große Hoff nung wird auf die neu eingerichteten 
500 Mehrgenerationenhäuser mit bereits 61 Prozent freiwillig Engagierten sowie 
auf gemeinschaft liche Wohnmodelle, in denen 51 Prozent der BewohnerInnen 
angeben, von ihren Nachbarn durch Hilfeleistungen unterstützt zu werden2, 
und die Ausweitung der ehrenamtlichen Besuchsdienste – fast ausschließlich 
von Frauen versehen – gesetzt. In der durch Wohlfahrtsverbände (vor allem 
Diakonie, Rotes Kreuz und Caritas) organisierten Nachbarschaft shilfe wer-
den Aufwandsentschädigungen gezahlt, die den Übergang des ursprünglichen 
Gratisengagements in den Niedrig- und Niedrigstlohnsektor markieren. Das 

2 Geschlechtsspezifi schen Auswertungen liegen nicht vor.
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ändert nichts an der Abwertung von Pfl ege- und Sorgearbeiten und der damit 
verbundenen Geschlechterungerechtigkeit in der Arbeitsteilung.

4. Fließende Übergänge zwischen unbezahlter ehrenamtlicher 
und bezahlter Arbeit – Trennung zwischen „Arbeit“ und „Amt“ 

In den Tätigkeitsbereichen, in denen freiwillig, ehrenamtlich und gratis gearbei-
tet wird, besteht schon immer ein Nebeneinander unterschiedlichster Arbeits-
formen. Die berufl ich-entlohnten Arbeitsformen reichen vom gut bezahlten 
Geschäft sführer, über Beamte, Angestellte in unterschiedlichsten Funktionen, 
Aushilfs- und Honorartätigkeiten, freie Mitarbeit, Selbständige (oft  arbeiten 
auch sie prekär), im Nebenberuf Tätige, in Arbeitsbeschaff ungs- und Qualifi -
zierungsmaßnahmen (ABM) sowie geringfügig Beschäft igte, Mini- oder Midi-
JobberInnen, Zivildienstleistende und SchwarzarbeiterInnen. In vielen sozialen 
Einrichtungen, Projekten im Gesundheitsbereich, aber auch in kulturellen und 
soziokulturellen Zentren sind jedoch oft  mehr als die Hälft e der Beschäft igten 
„ganz ohne Geld“ tätig. Viele Vereine und vor allem Selbsthilfeorganisationen 
arbeiten „rein ehrenamtlich“ (Notz 1989: 108 ff .); Vorstände fungieren in den 
Vereinen und Trägerinitiativen stets im Rahmen eines ehrenamtlichen Status.

Seit dem 1.1.2005 kommen im Rahmen von Hartz IV „1-€-Jobber“ auch in so-
zialen und kulturellen Einrichtungen hinzu. Was früher scheinbar unbezahlbare 
Arbeit war, wird jetzt zu „Arbeitsgelegenheiten“, mit dem billigsten Stundenlohn 
abgegolten und obendrein mit Arbeitspfl icht belegt. „Was ich kann, ist unbezahl-
bar. Tun, was man will, und nicht, was man muss. Mit freiwilliger Arbeit“. Das 
war einmal ein Slogan zur bundesdeutschen Kampagne zum „Internationalen 
Jahr der Freiwilligen 2001“. Seitdem entstanden neue Unterschichtungen zwi-
schen verschiedenen Beschäft igtengruppen, 1-€-Jobbern und Ehrenamtlichen 
(vgl. Notz 2005: 145 ff .). Das ist sowohl problematisch für die NutzerInnen und 
AdressatInnen der ehrenamtlichen Arbeiten, als auch für die Beschäft igten und 
für die Ehrenamtlichen und führt zu Konkurrenz zwischen den ohnehin schon 
heterogenen Beschäft igtengruppen. Aus dem niedersächsischen Freiwilligen-
bericht geht deutlich hervor, dass „durch Hartz IV eine neue Unübersichtlich-
keit im Freiwilligensektor entsteht. Solidarität sei in vielen Einrichtungen zum 
Fremdwort geworden“ (TNS Infratest/Gensicke 2005: 11). 

Die bezahlten und die unbezahlten Arbeitsverhältnisse sind in den meisten 
Engagementbereichen der Ehrenamtlichen also äußerst heterogen und die Über-
gänge sind oft  fl ießend. Zugleich gilt es ein weiteres Mal auf die Notwendigkeit 
der Unterscheidung zwischen dem politischem Ehrenamt in den Vorständen der 
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Förder- und Trägervereine, der Wohlfahrtsverbände, Sportvereinen und auch in 
Familienverbänden, in Aufsichtsräten, kulturellen, gesellschaft lichen, politischen, 
wirtschaft lichen, wissenschaft lichen und kirchlichen Gremien und zwischen 
ehrenamtlicher oder „freiwilliger“ Arbeit als unbezahlte, Care-Arbeit hinzuwei-
sen, die schon lange nicht nur im Sozial- und Gesundheitsbereich, sondern auch 
in vielen anderen Bereichen wie im kulturellen und soziokulturellen, im Sport 
und im Umweltschutz besteht (vgl. Notz 1989, 2000). Leider funktioniert die 
Trennung zwischen Amt und Arbeit immer noch. Daran ändern auch immer 
wieder neue Begriff e für die ehrenamtliche Arbeit nichts.

Das Ehrenamt wird meist neben der bezahlten Berufsarbeit ausgeführt, teil-
weise werden die Amtsinhaber unter Fortzahlung ihrer Bezüge von der Arbeit 
freigestellt oder bekommen oft mals eine mehr oder weniger hohe Aufwandsent-
schädigung. Nur durch eine solche Diff erenzierung wird auch der geschlechter-
spezifi sche bias der „freiwilligen Arbeit“ deutlich: Frauen kommen im Ehrenamt 
seltener vor; während Männer in der „freiwilligen Arbeit“ seltener zu fi nden 
sind. Da für die „freiwillige Arbeit“ kein Lohn bezahlt wird, bleiben viele der 
dort Arbeitenden abhängig von einer anderen Person, meist vom (Ehe-)Mann 
oder vom Arbeitslosengeld II, oder sie sind auf eine geringfügige bezahlte Arbeit 
angewiesen. 

Das „Ehrenamt“ kann also keinesfalls über einen Kamm geschoren werden. 
Denn es ist schon ein Unterschied, ob jemand im Sportverein, in der Freiwilligen 
Feuerwehr oder im Alten- und Behindertenheim oder bei den Besuchsdiensten 
tätig ist. Und auch innerhalb dieser Bereiche ist es ein Unterschied, ob es sich um 
das Ehrenamt im Vorstand oder um die freiwillige Arbeit in Sorge und Pfl ege 
handelt und auch da wieder, ob jemand im Fahrdienst tätig ist oder ob die Person 
Pfl egebedürft ige wäscht und füttert und ob die Arbeit neben der bezahlten Be-
rufsarbeit geleistet wird oder anstelle einer bezahlten Arbeit, ob jemand sich diese 
„freiwillige Arbeit“ leisten kann, weil er oder sie eine einigermaßen ausreichende 
Rente hat oder ob die Person von der Alimentation einer anderen Person lebt. 

5. Das „Ehrenamt“ im Zeichen der aktuellen Krise

Der eklatante Personalmangel in der ehrenamtlichen Arbeit ist nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen, dass viel mehr Frauen als früher einer – wenn auch oft  
prekären – Berufstätigkeit nachgehen. Deshalb vor allem wird die Krise des 
Ehrenamts beklagt. Sie führt zu der Suche nach immer neuen, noch nicht ausge-
schöpft en Potentialen für die von Vereinen und Verbänden begehrte Arbeitsform. 
Grundsätzlich wird durch viele Studien zum Ausmaß von freiwilligem Engage-
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ment eine wesentlich höhere Bereitschaft  unterstellt, d.h., dass sich mehr Men-
schen als tatsächlich ehrenamtlich tätig sind engagierten, wenn entsprechende 
Ermöglichungsstrukturen geschaff en würden. Rund 11 Prozent beantworteten 
die Frage danach mit „Ja“ und 16 Prozent mit „vielleicht“ (Rosenbladt 2000: 
24). Ihnen gelten die vielfältigen Motivierungskampagnen für ehrenamtliches 
Engagement. Unter den (noch) Nichtengagierten hoff en die AutorInnen, durch 
geeignete Maßnahmen „Potentiale für soziale Unterstützung oder solidarisches 
Handeln in der Gesellschaft  gewinnen und fördern zu können“ (ebd.). Von den 
an einer Mitarbeit interessierten Männern wird der Sportbereich (42 %) favo-
risiert, während Frauen ihren zukünft igen Schwerpunkt im sozialen Bereich 
(38 %) sehen. Dieses Ergebnis, so die Autorinnen der Genderauswertung der 
Bundesstudie, lasse „vor dem Hintergrund, dass gerade für den sozialen Bereich 
noch Kräft e gewonnen werden müssten“ (Zierau 2000: 43) Hoff nungen zu.

Aus feministischer Perspektive ist diese Position doppelt problematisch: 
Frauen nehmen die Arbeit in den Care-Bereichen an, weil der konkrete Bedarf 
nicht anders gedeckt wird und ihnen oft  nichts anderes übrig bleibt. Anstelle der 
geschürten Hoff nungen auf eine Entlastung des sich verschlanken wollenden 
Sozialstaats geht es m.E. um den kritischen Blick auf die Auswirkungen, die diese 
unterschiedliche Favorisierung von Frauen und Männern auf ihre Lebens- und 
Arbeitsbedingungen hat und um eine Erweiterung der Perspektiven für beide 
Genus-Gruppen. Denn auf der einen Seite einer ganzen Frauengeneration gleich-
wertige Bildungschancen einzuräumen und sie andererseits hochqualifi ziert weit 
überwiegend in sozialen und pfl egerischen Bereichen – für die sie oft mals gar nicht 
qualifi ziert sind – unbezahlt beschäft igen zu wollen, ist eine auf die Dauer teure 
Irrationalität. Zudem steht es noch aus zu untersuchen, welche Handlungsstrate-
gien zur Gegensteuerung zur Massenerwerbslosigkeit und der Prekarisierung von 
Erwerbsarbeit entwickelt werden müssen, damit nicht immer mehr Menschen 
ohne ökonomische Sicherung und ohne soziale Versorgung sind. 

Erwerbslose, die bis vor etlichen Jahren keine große Rolle im ehrenamtlichen 
Engagement gespielt haben, stellen nach dem Freiwilligensurvey von 2004 bereits 
26,9 Prozent der Engagierten. Das wird von Experten nicht durchwegs positiv 
gesehen. Eine Expertise des „Arbeitskreises Bürgergesellschaft “ weist darauf hin, 
dass angesichts des verhärteten Strukturproblems der Massen- und Langzeiter-
werbslosigkeit verstärkte Appelle an Bürgerschaft liches Engagement, verbunden 
mit der „Verschlankung“ des Staats problematisch werden (Trube 2004). Mit 
dem Ansteigen der Engagementquote von Erwerbslosen scheint ehrenamtliche 
Arbeit auch für Männer vermehrt an die Stelle von bezahlter Arbeit zu treten 
(Gensicke 2006: 13). Bedenklich stimmt, dass der Anstieg des Engagements von 



179Bürgergesellschaft liches Engagement im  „aktivierenden Sozialstaat“

Erwerbslosen vermehrt auf den Einsatz von Frauen zurückzuführen ist (ebd.: 
17). Sie arbeiten ehrenamtlich, weil sie ihren Erwerbsarbeitsplatz verloren haben 
oder nach Berufsausbildung und Studium keinen solchen erhalten konnten. Wie 
schon Frauen vorangegangener Generationen, die nach einer Familienphase in 
den Beruf zurückkehren wollten, hoff en sie darauf, über (zunächst) ehrenamtliche 
Arbeit leichter eine bezahlte Arbeit zu bekommen. Dass sich das allzu oft  als 
Illusion erweist, hat Auswirkungen auf die gesamte Lebensplanung und führt 
nicht selten zur Altersarmut. Der Wunsch nach Anerkennung freiwilliger Tätig-
keiten als berufl iches Praktikum, den 40 Prozent der nach dem Freiwilligensurvey 
Befragten äußerten (Gensicke/Picot/Geiss 2006: 194) zeigt, dass auch jüngere 
„Ehrenamtliche“ ihr Engagement im Zusammenhang mit dem Wunsch nach 
existenzsichernder Arbeit sehen. Auch ihnen ist „Umverteilungspolitik“ im Sinne 
des Zugangs zum Erwerbsarbeitsmarkt wichtiger als „Anerkennungspolitik“: 
Mit „besserer Anerkennung zum Beispiel durch „Ehrungen“ wäre nach eigener 
Aussage lediglich 24 Prozent der Befragten geholfen.

Durch die negative Entwicklung der wirtschaft lichen Situation der Enga-
gierten sind nicht nur die Geldspenden seltener geworden, sondern es sind auch 
Einbrüche bei den ehrenamtlichen „Zeitspenden“ zu erwarten. Nach den Be-
obachtungen der WZB-Wissenschaft lerInnen (WZB 2009: 209) ist für einen 
Teil der Engagierten ein Trend zu relativ kurzfristigen Ein- und Austritten zu 
beobachten, der unter anderem durch „erwerbsbedingte Zwänge (z.B. geringe 
„zeitliche Flexibilität“ oder auch „Verschlechterung der Einkommenssituation 
infolge von Arbeitslosigkeit“) hervorgerufen werden kann. Mit monetären Steu-
erungselementen wie Aufwandspauschalen, Freibeträgen, Steuerfreistellungen, 
Abzugsfähigkeit von Aufwendungen und neuen Freiwilligendiensten – z. B. Frei-
willigendienst aller Generationen, der sich vor allem auf die Arbeit mit Kindern 
und Senioren richtet – soll das Engagement in verbindliche Strukturen gebracht 
und in Bereiche kanalisiert werden, die sich durch personelle Unterversorgung 
auszeichnen. 

Die größte Gruppe der Engagierten stellen die Erwerbstätigen mit 39,9 Pro-
zent. Auff ällig ist immer noch die große Gruppe der Hausfrauen/Hausmänner 
mit 37,2 Prozent der ehrenamtlich Tätigen (WZB 2009: 43). Hausmänner 
dürft en hier eindeutig in der Minderzahl sein. Die sozial-, gesundheits- und 
kulturpolitische Wirklichkeit ist in doppelter Weise von der aktuellen Finanz- 
und Wirtschaft skrise und den schrumpfenden Finanztöpfen betroff en: einmal, 
weil die NutzerInnen der Einrichtungen durch die hohe Erwerbslosigkeit und 
prekäre Arbeitsbedingungen ihre Ausgaben auf das Notwendigste reduzieren 
müssen und die Armut in erschreckendem Maße zunimmt; zum anderen, weil 
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die Einrichtungen und die Arbeitsplätze selbst ständig von Kürzungen bedroht 
sind.

Viele Projekte und NGOs halten sich schon seit Jahren nur mit großer eh-
renamtlicher Energie über Wasser. Das erfordert nicht nur Gratisarbeit, sondern 
oft  zusätzlich private Geldeinlagen (Notz 2007: 57). Oft  sehen die Akteurinnen 
ein solches Vorgehen als Übergangslösung. Die öff entlichen Kassen werden sich 
jedoch so schnell nicht mehr füllen, denn die Krise des Wohlfahrtsstaates ist nicht 
vorübergehend, sondern strukturell. Die breit diskutierte Finanznot der öff ent-
lichen Haushalte führt zur Reduzierung von Leistungen und zur Schließung 
von weiteren Einrichtungen. Ein Beispiel aus dem Kulturbereich: „Bücherhallen 
müssen schließen, die Erwachsenenbildung wird gekürzt, Th eater bangen um 
ihren Etat: Dies sind mittlerweile allzu vertraute Hiobsbotschaft en“ (Röbke/
Wagner 2000: 207). Noch deutlicher wird dies aus einem Museums-Bericht: 
„Das Ausstellungsbüro ist die ganze Woche mit Ehrenamtlichen besetzt. Einige 
Damen haben sich spezialisiert und führen Besuchergruppen. (…) Das Museum 
[greift ] besonders gern auf diese einsatzfreudigen Damen zurück (Sempert 2000: 
223). Spendensammlung und Sponsoringaktivitäten, Unterstützungsaktionen 
und Protestbriefe, durch die das Schlimmste vermieden werden soll, bleiben meist 
erfolglos. Dagegen konnten beabsichtigte und bereits beschlossene Schließungen 
von vielfältigen Projekten und auch öff entlichen Einrichtungen (wie zum Beispiel 
Stadtbibliotheken) rückgängig gemacht werden, indem die BürgerInnen die 
Trägerschaft  ehrenamtlich übernommen haben. Die Gratisarbeit machen auch 
da überwiegend die Frauen (Ansmann 2003: 97 f.). Im Zusammenhang mit 
aktuellen Sparmaßnahmen mussten viele Projekte ihre Arbeit aufgeben und 
weitere sind in Gefahr, das gleiche Schicksal zu nehmen. Solche Streichkonzepte 
werden dann oft  mit dem Mäntelchen von mehr Bürgernähe und dem Ruf nach 
„Gemeinsinn“ zugedeckt.

Die Ideologisierung der „besonderen Qualität der Arbeitsbedingungen, der 
Möglichkeit von Selbstorganisation, Selbstverwaltung und Selbstrefl exion“ und 
die Abwesenheit von „strukturellen Sachzwängen“ durch Institutionen (Gerzer-
Sass 2006: 111), ebenso wie die Glorifi zierung der ehrenamtlichen Arbeit als Ideal 
einer Arbeit, die ihren Lohn in sich selbst trägt, und daher unbezahlbar ist, sugge-
riert, dass ehrenamtliche Arbeit schon deshalb wertvoller und humaner ist, weil 
sie nicht bezahlt wird. Verschleiert wird so, dass fehlende Ressourcen zu neuen 
Abhängigkeiten und Sachzwängen führen. Zudem sollten auch professionelle 
Arbeitsstrukturen solche Qualitäten aufweisen. Orte des Gemeinsinns sind auch 
Kindergärten, Jugend- und andere Wohngemeinschaft en, MigrantInnen- oder 
Frauenprojekte und Altenzentren, wenn dort gut ausgebildete und nach dem gel-
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tenden Tarifrecht bezahlte Arbeitskräft e arbeiten. Anstatt ihnen den Geldhahn 
zuzudrehen, könnten dort weitere sinnvolle, gesellschaft lich nützliche bezahlte 
Arbeitsplätze für Personen, die für bestimmte Arbeiten qualifi ziert sind – und das 
sind auch im professionellen Bereich meist Frauen – geschaff en werden. Zudem 
werden auch ehrenamtlich arbeitende Projekte durch ein sich entwickelndes 
öff entliches Rechts- und Fördersystem immer wieder vereinnahmt, kontrolliert 
oder unterdrückt. Das führte dann oft  zu ungewöhnlichen Bettelmaßnahmen, 
die nicht selten viel Zeit und Kraft  kosteten. 

ExpertInnen sehen eine Funktionalisierung der Freiwilligenarbeit zum Stop-
fen staatlicher Haushaltslöcher eher negativ, weil so versucht werde, vorhandene 
Strukturen und Leistungsangebote mit Hilfe des Ehrenamts (vorübergehend) zu 
stützen und zu bewahren, nicht aber sie langfristig neu zu strukturieren (Röbke/
Wagner 2000: 208). Aus vielen Berichten (ebd.) geht hervor, dass trotz reduzierter 
Personalkosten, insgesamt gekürzter öff entlicher Förderung und verstärkter Fluk-
tuation der MitarbeiterInnen die Aktivitäten der Einrichtungen nicht weniger 
geworden sind und dass sie sich nach wie vor der Gunst des Publikums und des 
Zulaufs von wie auch immer Rat und Hilfesuchenden erfreuen. Dafür, dass das so 
bleibt, sorgen vor allem die Ehrenamtlichen (Notz 2005: 148 ff .). Daraus ergeben 
sich eine Reihe von Problemen. Zwei als zentral zu bewertende Probleme, konkret 
die Reibungsfl ächen und Kooperationsformen zwischen Haupt- und Ehrenamt-
lichen einerseits, sowie die Ermöglichung und Verhinderung der Mitbestimmung 
von Ehrenamtlichen in organisatorischen wie politischen Gestaltungsprozessen, 
sollen im Folgenden diskutiert werden

6. Kooperation zwischen Haupt- und Ehrenamtlichen und deren 
Mitgestaltungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten 

Die Schwierigkeit der Abgrenzung zwischen hauptamtlich und ehrenamtlich 
geleisteter Arbeit wird immer noch wenig problematisiert. Oft , aber keineswegs 
immer, verläuft  sie ebenfalls geschlechtsspezifi sch. Jedenfalls ist sie ein Dauerbren-
ner in allen Institutionen, in denen ehrenamtliches Engagement stattfi ndet. Die 
ins Auge gefasste Lösung des Problems ist so ambivalent wie die ehrenamtliche 
Arbeit: Einerseits wird der Abbau der Hierarchien zwischen bezahlten Kräft en 
und unbezahlten Helferinnen gefordert, andererseits jedoch die Verantwortlich-
keit der hauptamtlichen Kräft e betont. Es widerspricht dem Selbstverständnis 
der Hauptamtlichen vor allem im Sozial- und Gesundheitsbereich, Probleme 
des „direkten Umgangs mit den Hilfsbedürft igen“ an die Ehrenamtlichen wei-
terzugeben, während sie die Verwaltungsaufgaben, die „offi  ziellen“ Gespräche 
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oder was zu ihrem jeweiligen Aufgabenbereich gehört, zu übernehmen haben. 
Auch professionelle Kräft e haben ihren Beruf erlernt, um andere zu beraten, 
sie zu unterstützen und ihre Selbsthilfekräft e zu stärken. So möchte auch das 
professionelle Pfl egepersonal den Patienten, die sich nicht mehr äußern können, 
„die Hand halten und ihm das Gefühl menschlicher Nähe“ geben, so wie es 
beispielsweise die ehrenamtlichen Besuchsdienste tun.3 Dazu jedoch fehlen den 
hauptamtlichen Fachkräft en im Zuge eines durch Kostendruck verdichteten 
Arbeitstempos sowie an Effi  zienz orientierten Arbeitsinhalts die Freiräume. 

Oft  wird diese Aufgabenteilung damit begründet, Hauptamtliche hätten 
keine Zeit für „persönliche Zuwendungsarbeit“. Ehrenamtliche wollen nicht die 
Arbeit der bezahlten Kräft e leisten. Sie wollen aber auch keine bloßen Hilfskräft e 
der professionell Arbeitenden sein. Die Auff orderung, die von Wohlfahrtsver-
bänden immer wieder gestellt wird, Organisationsstrukturen zu schaff en, die 
eine partnerschaft liche Zusammenarbeit zwischen haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeitern ermöglichen, ist nur ein kläglicher Versuch zur Schlichtung der 
Probleme, solange die Frage off en bleibt, welche Arbeiten in den verschiedenen 
Bereichen überhaupt bezahlt geleistet werden müssen, also marktförmig zu orga-
nisieren sind, welche durch den Staat getragen werden sollen und welche in Form 
von ehrenamtlicher Arbeit und Selbsthilfe unbezahlt aus der Zivilgesellschaft  
heraus geleistet werden können.

Das wird meiner Einschätzung nach für die verschiedenen Engagementbereiche 
unterschiedlich sein. Aber für alle gilt: Erst wenn die professionelle Versorgung 
sichergestellt ist, können sich die emanzipatorischen Kräft e von ehrenamtlicher 
Arbeit entfalten. Und erst wenn die eigenständige Existenzsicherung der ehren-
amtlich Engagierten (durch eigene Erwerbsarbeit, Vermögen oder Altersbezüge) 
gewährleistet ist, können die gratis geleisteten Arbeiten wirklich freiwillig und 
aus Solidarität oder Nächstenliebe verrichtet werden. Erst dann können sich So-
lidarität, Nächstenliebe und zivilgesellschaft liche Eigenverantwortung entfalten, 
die in einer Welt sich verschärfender sozialer Ungleichheit notwendiger denn je 
sind. Eine solche Perspektive heißt auch, bezahltes und unbezahltes Engagement 
im Zusammenhang zu sehen. Nur so wäre das oft  geforderte Zusammenspiel 
zwischen Institutionen, professioneller Arbeit und unbezahlter ehrenamtlicher 
Arbeit möglich und nur so wären die Synergieeff ekte auszuschöpfen. Denn die 
Angst der Hauptamtlichen, dass die Ehrenamtlichen beabsichtigen, ihnen Kom-

3 Zu den Aufgaben der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kli-
nikum Friedrichshafen siehe http://www.krankenhaus-fn.de/Besucher-Patienten/
Gruene_Damen… (18.11.2009).
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petenz und Arbeit streitig zu machen, oder ihnen gar – angesichts des aktuellen 
Sozialabbaus – die Stellen wegzunehmen, ist (oft ) berechtigt. Leitfäden, die An-
regungen und Hilfestellungen für einen selbstorganisierten, durch die haupt- und 
ehrenamtlichen MitarbeiterInnen in Eigenregie zu leistenden Klärungs- und 
Veränderungsprozess geben, sind noch selten. 

Die Überzeugung, dass das Ehrenamt nicht nur als „Lückenfüller“ oder „Er-
satz für Bezahlte“ gesehen werden darf, ist leider mehrheitlich noch schwach 
entwickelt. Deutlich wird diese Position in einem unveröff entlichten Arbeitspa-
pier des Bundesverbands der Arbeiterwohlfahrt: „ Die Politik muss glaubwürdig 
darstellen, dass ehrenamtliche Arbeit nicht das heimliche Sparschwein ist“. Politik 
und Verbände müssen dann auch dafür sorgen, dass das wirklich nicht der Fall 
ist. Stattdessen fi nden sich nicht selten ehemals berufl iche soziale Helferinnen als 
„Ehrenamtliche“ oder gar in der Rolle der Hilfsbedürft igen, sprich als „Objekte“ 
der privaten Wohltätigkeit wieder.

Aus den Ergebnissen meiner Forschungsarbeiten seit den späten 1980er Jah-
ren wird aber auch ersichtlich, dass freiwillig Engagierte bereit und in der Lage 
sind, ihre Arbeit zu refl ektieren, gesellschaft liche Widersprüche auf Grundlage 
ihrer Erfahrungen im jeweiligen Tätigkeitsfeld aufzudecken sowie Kritik- und 
Widerstandspotentiale gegen Abhängigkeiten, Unterdrückung und Zwänge 
zu entwickeln (Notz 1989; Zander/Notz 1997). Dies verdeutlicht, dass auch 
„Ehrenamtliche“ die Möglichkeit haben müssen, ihre Erfahrungen in die or-
ganisatorischen und politischen Aushandlungsprozesse einzubringen. In der 
Diskussion um ehrenamtliche Arbeit, insbesondere im Sozial- und Gesundheits-
bereich, fällt nämlich auch auf, dass meist weder diejenigen zu Wort kommen, 
die durch ehrenamtliche Arbeit betreut und versorgt werden, noch jene, die weit 
überwiegend die Arbeit leisten. In den öff entlichen Debatten äußern sich in der 
Regel die hauptamtlich tätigen „Verantwortlichen“ (Männer) der Verbände und 
Kirchen. Ihr Fokus ist vor allem der sozialpolitische und wirtschaft liche Nutzen 
dieser ehrenamtlich geleisteten Arbeit; weniger sind es die Bedingungen, unter 
denen die Frauen (und Männer) dort arbeiten und die Folgen, die sie durch ihr 
ehrenamtliches Engagement zu tragen haben.

Dabei sind es gerade die ehrenamtlichen ArbeiterInnen, die aufgrund ihrer 
Arbeitssituation Einblicke in Problemlagen haben, die sie dafür prädestinieren, 
ihre Erkenntnisse in die (sozial)politische Diskussion einzubringen, um an der 
Verbesserung der Strukturen und Prozesse in ihren jeweiligen Engagement-
bereichen zu arbeiten. Das käme den Betreuten zu gute und sorgte für mehr 
Lebensqualität. Auch wenn fachliche Qualifi kationen für ihre Arbeit in der 
Regel nicht vorausgesetzt werden, bringen Ehrenamtliche doch oft  Qualifi ka-
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tionen und Kompetenzen aus früherem Tätigkeitsfeld naher Berufstätigkeit in 
die ehrenamtliche Arbeit ein (vgl. Zander/Notz 1997). So scheint es mir auch 
besonders geraten, ehrenamtliche Arbeit immer in Gruppen zu organisieren, 
um Ermöglichungsstrukturen zu schaff en, dass auch kritisch-politische Qua-
lifi kationen und Potentiale der Ehrenamtlichen zum Einsatz kommen können 
und dass ihre persönliche Entwicklung nicht behindert wird. Organisationen, 
die auf bürgerschaft liches Engagement zurückgreifen, müssen auch „kreative 
Störenfriede“ mit auf den ersten Blick sperrigen Ideen zulassen können und als 
Bereicherung betrachten.

7. Ausblick: Kritische Aspekte und Zukunft des „Ehrenamts“

Vor dem Hintergrund der skizzierten Problemkonstellationen gilt es zu über-
legen, welches ehrenamtliche Engagement angesichts zunehmender Armut und 
Ausgrenzung gefördert werden soll. Die sich aufdrängende Notwendigkeit des 
Einrichtens von „Tafeln“ mit aussortierten Lebensmitteln für Arme und Hilfs-
bedürft ige wird man ungern bestreiten. Denn oft  gäbe es angesichts der niedrigen 
ALG II-Sätze und der zunehmenden Anzahl derjenigen Menschen (vor allem 
Frauen), die im Niedriglohnsektor arbeiten, am Monatsende für die von Armut 
betroff enen tagelang kaum oder nichts zu Essen, wenn nicht von den mildtätigen 
„Tafeln“ bedürft igkeitsgeprüft  Lebensmittel verteilt würden. Die erste deutsche 
„Tafel“ wurde 1993 in Berlin gegründet, seither stieg ihre Zahl bundesweit auf 
über 800. Sie versorgen rund eine Million bedürft e Menschen, unter ihnen über 
ein Drittel Kinder, Jugendliche und Rentner, regelmäßig mit Essen und Trinken 
(www.tafel.de). Zwar wird die hier anfallende Arbeit heute, anders als um 1900, 
nicht mehr ausschließlich durch Damen der Oberschicht geleistet. Dennoch 
mindert der glorifi zierte Ausbau der „lokalen Tafeln“ den Reichtum der Wohl-
habenden ebenso wenig, wie es das Kochen und Verteilen von Armensuppe der 
„besser gestellten Damen“ zu Beginn der Industrialisierung getan hat. Die einen 
treten selbstbewusst als Helfer und Spender auf, die anderen werden zum Objekt 
privater Mildtätigkeit. Der private Idealismus ist geeignet, das soziale Prestige 
der Wohltätigen zu mehren und die Hungernden zu demütigen. Sie sind die 
BittstellerInnen und sie bleiben arm. Plausibel wäre es, auf die Krise und die 
zunehmende Armut auch mit politischem Engagement zu reagieren und nicht al-
leine mit Initiativen der Mildtätigkeit und mit Einrichtungen der Barmherzigkeit. 
Stattdessen werden die sozialstaatlichen Budgets zurückgefahren und es entsteht 
eine neue „moralische Ökonomie“, die nicht mit gesetzlichen Rechtsansprüchen 
verbunden ist und jederzeit zurückgefahren werden kann; wiederum vor allem 
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getragen von Frauen – zumindest, soweit es um das Verteilen geht. Und es sind 
auch überwiegend Frauen, die lernen sollen, mit der Armut zurechtzukommen, 
denn sie müssen mit dem Zugeteilten haushalten. Etliche „Tafeln“ bieten unter 
fachkundiger Anleitung Kochkurse an und verteilen Kochbücher, mit deren 
Hilfe man lernen soll, sich in der eigenen Armutslage zu arrangieren und mit 
den sozialen Bedingungen auszusöhnen.

Angesichts aktueller Diskussionen um die Wichtigkeit des Ausbaus der Zivil-
gesellschaft  gilt es zugleich darauf hinzuweisen, dass freiwillige Gemeinschaft s-
aktivitäten nicht rundweg positiv bewertete werden können. Vielmehr erscheint 
es mir geboten, kritisch zu hinterfragen, welcher als altruistisch verstandener 
oder verbrämter zivilgesellschaft licher Einsatz mit welchen Zielen und welchen 
Auswirkungen verbunden ist. Schließlich gibt es auch Bürgerinitiativen, die 
sich gegen den Bau von Asylunterkünft en in ihrer Stadt wenden. Neonazis, re-
ligiöse Fundamentalisten und selbsternannte „Lebensschützer“ nutzen Formen 
zivilgesellschaft lichen Engagements zur Verbreitung ihrer antidemokratischen 
Ideologien. Eine Auseinandersetzung mit diesen AkteurInnen gehört für mich 
zur Aufgabe der Repolitisierung der Zivilgesellschaft , in der die Diskussion über 
die Stoßrichtung des jeweiligen Engagements Teil der Übernahme gesellschaft -
licher Verantwortung darstellt.

Es lässt sich resümieren: In der aktuellen (sozial)politischen Debatte über den 
Um- und Abbau des Wohlfahrtsstaates einerseits und der zu konstatierenden 
Zunahme von Problemlagen andererseits hat der Ruf des „aktivierenden“ Staats 
nach Zivilgesellschaft , Selbsthilfe, Bürger- und Gemeinsinn Konjunktur. Die 
Diskussion richtet sich vor allem darauf, wie „Ehrenamt“ besser koordiniert 
und verwaltet werden kann, wie neue Organisationen und Stift ungen entstehen 
und Spenden und bisher nicht ausgeschöpft e Potentiale eingeworben werden 
können und wie das Th ema an den Hochschulen zu etablieren ist, um mehr 
Gelder für Forschung zu gewinnen (WZB 2009: 180). Unterbelichtet bleibt 
die Frage, wie Ermöglichungsstrukturen geschaff en werden können, damit 
durch das „Ehrenamt“ weder der Sozialstaat aus seiner Verantwortung entlassen 
wird, noch geschlechtshierarchische Rollenverteilungen in Familie, Beruf und 
„Ehrenamt“ fortgeschrieben werden. Es geht um Visionen einer zukünft igen 
Arbeitsgesellschaft , in der der Gesamtzusammenhang von Arbeit und Leben, 
Existenzsicherung und Eigentätigkeit von Individuen und Gesellschaft  sinnvoll 
und demokratisch gestaltet wird. Zur Lösung des Problems von Erwerbslosig-
keit, Armut und Ausgrenzung sind weder Pfl icht- noch Freiwilligendienste ein 
Gegenferment, auch wenn ehrenamtliches Engagement immer wieder auch in 
dieser Funktion diskutiert wird. 
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Und es gilt daran zu erinnern, dass ehrenamtliche Arbeit in der vielzitierten Zi-
vilgesellschaft  auch einen politischen Auft rag hat, nämlich ihren Blick auf sozialen 
und kulturellen Wandel zu richten und dem Raubbau an den Ressourcen für die 
Zukunft  entgegenzuwirken. Die Kampagnen für ein gerechtes und ambitioniertes 
internationales Klimaschutzabkommen – auch wenn es gescheitert ist – sind 
ebenso Beispiel für gesellschaft spolitisches Engagement, wie die Anti-Atomde-
monstrationen der Lüchower Bauern im letzten Jahr, die Demonstrationen für den 
Datenschutz, die Streiks der StudentInnen für ein besseres Bildungssystem und 
die Kampagnen gegen Rechtsextremismus. Gegenüber dem karitativen Ehrenamt 
erhalten sie zu wenig Beachtung. Ihre AktivistInnen werden noch immer eher 
beschimpft  und mit Wasserwerfern traktiert, als geehrt oder belohnt. 
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4. 

Subjektivierungsweisen und soziale Kontrolle
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Nachbarschaftsnetzwerke gegen Gewalt im 
Geschlechterverhältnis aktivieren: Gemeinwesenarbeit im 
Spannungsfeld post-wohlfahrtsstaatlicher Regierungsweisen 

1. Einleitung

Gewalt im Geschlechterverhältnis bedeutet bis heute überwiegend: Gewalt von 
Männern an Frauen und Mädchen im sozialen Nahbereich. Bei dieser auch als 
„Beziehungs“- oder als gegen Frauen im „sozialen Nahbereich“ bezeichneten 
Gewalt handelt es sich um ein ubiquitäres Phänomen, das – in unterschied-
lichen, veränderlichen Ausprägungen und Ausmaßen – verschiedene Gesell-
schaft sformen und politische Rationalitäten zu überdauern scheint: „Violence 
against women and girls is a problem of pandemic proportions. At least one out 
of every three women around the world has been beaten, coerced into sex, or 
otherwise abused in her lifetime – with the abuser usually someone known to 
her. Perhaps the most pervasive human rights violation that we know today, it 
devastates lives, fractures communities, and stalls development“ (UNIFEM 2007: 
1). Jüngste, repräsentative Untersuchungen belegen, dass in der Bundesrepublik 
jede vierte Frau bereits einmal oder wiederholt Gewalt durch den Partner erfah-
ren hat (BMFSFJ 2004). Die Bezeichnung „Gewalt im Geschlechterverhältnis“ 
meint „jede Verletzung der körperlichen oder seelischen Integrität einer Person, 
welche mit der Geschlechtlichkeit des Opfers, wie des Täters zusammenhängt 
und unter Ausnutzung eines Machtverhältnisses durch die strukturell stärkere 
Person zugefügt wird“ (Hagemann-White 1997: 29). Der Hinweis auf ein exi-
stierendes Machtverhältnis und die Wortwahl „strukturell stärker“ beziehen die 
gesellschaft lichen Dimensionen der Gewalt mit ein. Strukturell stärker sind in 
der Regel Männer und zwar aufgrund der bis heute geschlechtsspezifi sch unglei-
chen Verteilung von Besitz, Erwerbseinkommen, unbezahlter Versorgungsarbeit, 
politischer Macht und symbolischem Kapital. Der Umstand, dass Frauen weitaus 
seltener (schwere) physische Gewalt gegen Männer anwenden als umgekehrt (vgl. 
DeKeserely/Dragiewicz 2007) refl ektiert diesen Befund. Gleichzeitig umgeht 
die Defi nition die Falle geschlechtsbezogener Festschreibungen, denn sie ist 
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ebenso anwendbar auf die Situation der Machtasymmetrie zwischen einer weißen, 
begüterten deutschen Frau und einem schwarzen, illegalisierten Mann. 

Im Anschluss an Carol Hagemann-White (1993: 62) gehe ich von der Prä-
misse aus, dass Gewalt gegen Frauen weniger die Frage nach der Qualität einer 
Beziehung als nach der Qualität eines Gemeinwesens aufwirft . Sowohl auf der 
analytischen als auch auf der Handlungsebene wird mit dieser Prämisse eine 
gesellschaft liche Verantwortung für die Gewalt gegen Frauen im sozialen Nah-
bereich postuliert. Angesprochen für ein Engagement zu deren Prävention und 
Reduktion sind nicht nur die unterdessen bestehenden professionellen Inter-
ventionssysteme, sondern auch die Zivilgesellschaft  und das viel beschworene 
BürgerInnenengagement, respektive individuelle und kollektive Zivilcourage. 
Um dieses Engagement zu fördern und – so die hier verfolgte Th ese – der bislang 
vernachlässigten Relevanz des sozial-räumlichen Umfelds für die Prävention und 
Reduktion von Gewalt im Geschlechterverhältnis gerecht zu werden, orientiere 
ich mich im Folgenden an dem Handlungskonzept der „Gemeinwesenarbeit“ 
(GWA), auf dessen Grundlage ein neuer Präventions- und Interventionsansatz 
entwickelt werden kann.

Gemeinwesenarbeit ist Teil des klassischen Methodenkanons der Sozialen Ar-
beit. Ihr Ziel ist die Verbesserung der Lebensbedingungen von unterprivilegierten 
Bevölkerungsgruppen bzw. von BewohnerInnen benachteiligter Quartiere. Im 
Mittelpunkt des Konzepts stehen der Aufbau lokaler Kooperationen und sozialer 
Netzwerke, insbesondere die Förderung nachbarschaft licher Beziehungen sowie 
die Nutzung lokaler Ressourcen und die Aktivierung von individueller sowie 
kollektiver Selbsthilfe. Empowerment ist einer der zentralen Schlüsselbegriff e (vgl. 
Hinte/Lüttringhaus/Oelschlägel 2001). Die Ausrichtung an diesen Prinzipien ist 
allerdings nicht notwendigerweise auf Soziale Arbeit in benachteiligten Quartie-
ren beschränkt, sondern diese können als allgemeine Leitvorstellungen für einen 
aktivierenden und zivilgesellschaft lich orientierten Ansatz gelten. Dies macht das 
Konzept zugleich höchst anschlussfähig für die bis heute – trotz der jüngsten 
Renaissance staatlicher Regulierung der Wirtschaft  – in vieler Hinsicht neo-liberal 
geprägten Programmatiken moderner Regierungsweisen, d.h. an eine neo-liberale 
Gouvernementalität (vgl. Stövesand 2007). Daher wird es in diesem Artikel nicht 
nur um die Darstellung eines neuen und sinnvollen Ansatzes zur Prävention und 
Reduktion von Gewalt im Geschlechterverhältnis gehen, sondern auch um die 
sozial- und kriminalpolitisch ansetzende Frage, inwiefern dieser Ansatz uninten-
diert die beobachtbaren Entwicklungen von der „aktiven Sozialstaatsorientierung 
hin zur aktivierende(n) Sozialraumorientierung“ (Kessl/Otto 2005:59) sowie die 
Vermischung von Sozial- und Ordnungspolitik mit befördert.
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Denn auch wenn das Anliegen lautet, einen innovativen gemeinwesenbe-
zogenen Ansatz zur Prävention von Gewalt an Frauen zu etablieren, so reicht 
es nicht, ein in sich konsistentes Handlungskonzept vorzulegen. Es ist darüber 
hinaus notwendig zu fragen, an welche aktuellen sozial- und ordnungspolitischen 
Diskurse dieser neue Ansatz anschlussfähig ist und seine möglicherweise prob-
lematischen Implikationen und Ambivalenzen analytisch auszuloten, bevor er 
fachlich vertreten und seine Umsetzung vorangetrieben wird. Zu fragen ist also, 
auf welche gesellschaft lichen Rahmenbedingungen das skizzierte gemeinwesen-
bezogene Konzept mit seinen Begriffl  ichkeiten und Methoden trifft  . Dies scheint 
nicht zuletzt deshalb geboten, weil Schlüsselbegriff e der Gemeinwesenarbeit in 
auff älligem Maße nicht nur in anderen Bereichen der Sozialen Arbeit auft auchen, 
die vermehrt unter Ökonomisierungs- und Individualisierungsdruck stehen, 
wie etwa die Kinder- und Jugendhilfe, sondern auch außerhalb des Feldes der 
Sozialen Arbeit Konjunktur haben. Von der Medizin bis zur Sozial- und der 
Kriminalpolitik – der Bezug auf „community“, die aktive Einbeziehung der 
BürgerInnen in Präventionsstrategien und die Stimulierung von Eigentätigkeit 
sind zu handlungsleitenden Maximen des „aktivierenden“ (Wohlfahrts-)Staats 
geworden. 

Im Folgenden werde ich zunächst einen knappen Überblick über die Da-
tenlage zum Th ema „Gewalt im Geschlechterverhältnis“ geben (2), um im An-
schluss Leerstellen existierender Interventionsformen zu markieren, die – wie 
anhand eines Praxisbeispieles aus Hamburg erläutert wird – mit Hilfe eines 
Gemeinwesenansatzes überwunden werden können (3). Dem schließt sich eine 
kritische Überprüfung der Voraussetzungen und Leitbegriff e des Konzepts der 
Gemeinwesenarbeit zur Gewaltprävention vor dem Hintergrund der aktuellen 
Transformationen des Wohlfahrtsstaates aus sozialpolitischer (4) und krimi-
nalpolitischer Perspektive (5) an. Abschließend setze ich mich mit der Frage 
auseinander, ob der vorgestellte GWA-Ansatz im Bereich von Gewalt im sozialen 
Nahraum angesichts seiner problematischen Implikationen tatsächlich voran-
getrieben werden sollte (6).

2. Gewalt im Geschlechterverhältnis: Daten und Fakten

Auch wenn die bundesrepublikanische Gesellschaft  kulturell, ökonomisch und 
politisch erhebliche Wandlungsprozesse durchlaufen hat – die Problematik der 
Gewalt im Geschlechterverhältnis scheint davon seltsam unberührt und ist 
von anhaltender Aktualität. Weder wurden ihre strukturellen Bedingungen 
grundsätzlich aufgehoben, noch scheint das Ausmaß der individuell ausgeübten 
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Gewalt in den letzten 30 Jahren abgenommen zu haben. Die Befunde der ersten 
repräsentativen Untersuchung, die hierzu im Auft rag des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend durchgeführt wurde bestätigten dies 
(BMFSFJ 2004: 9f.). Demnach haben 40 Prozent der befragten Frauen körper-
liche oder sexuelle Gewalt oder beides seit dem 16. Lebensjahr erlebt, 58 Prozent 
der Befragten haben unterschiedliche Formen von sexueller Belästigung erfahren 
und 42 Prozent der interviewten Frauen gaben an, Formen psychischer Gewalt 
erlebt zu haben.1 Die Gewalt wird weit überwiegend durch Männer und dabei 
hauptsächlich durch den Partner und im häuslichen Bereich verübt. Darüber 
hinaus wurde in der Studie deutlich, dass türkische und osteuropäische Migran-
tinnen vergleichsweise häufi ger körperliche oder sexuelle Gewalt erfahren und 
sichtbar wurde außerdem, dass türkische Migrantinnen auch schwerere Formen 
und Ausprägungen von körperlicher Gewalt erleiden. 

Eine gesonderte, vertieft e Auswertung, die im März 2009 vorgestellt wurde, 
kommt zu folgenden Schlüssen: Frauen werden keineswegs nur in sozialen Brenn-
punkten, sondern auch in mittleren und hohen Bildungs- und Sozialschichten 
und zwar in einem viel höheren Maß von ihrem männlichen Partner misshandelt, 
als dies bislang bekannt war. Während Frauen unter 35 Jahren häufi ger und 
schwerer Gewalt erleiden, wenn beide Partner in einer schwierigen sozialen Lage 
sind (z.B. im Falle von Erwerbslosigkeit oder mangelnder Schul- bzw. Berufs-
ausbildung), sind Frauen über 45 Jahre vor allem dann von Gewalt betroff en, 
wenn sie über höhere Bildungsabschlüsse verfügen, „oder wenn sie bei Bildung, 
Beruf und Einkommen dem Partner gleichwertig oder überlegen sind und damit 
traditionelle Geschlechterrollen in Frage stellen“ (BMFSFJ Pressemitteilung 
6.3.09). Rund zwei Drittel der Männer, die in ihrer aktuellen Beziehung schwere 
Gewalt ausüben, leben mit ihren Partnerinnen in Haushalten mit mittlerem 
oder gehobenem Einkommen. Die große Mehrheit der Männer und Frauen in 
Gewaltbeziehungen hat darüber hinaus keinen Migrationshintergrund.

Festzuhalten ist, dass eindeutige geschlechtsbezogene Muster von Gewalt 
existieren, wenn man berücksichtigt, wo jemand Opfer von körperlicher Gewalt 
wird (öff entlicher oder privater Raum), wenn man nach der Beziehung zwischen 
Opfer und Täter fragt und wenn man den Bereich sexualisierter Gewalt ein-
bezieht (vgl. Bundeskriminalamt 2008). Es geht also um einen bestimmten, 

1 Es wurden 10.000 Frauen zwischen 16 und 85 Jahren befragt. Dazu kamen Teilstudien 
zur Gewaltbetroff enheit schwer erreichbarer Bevölkerungsgruppen wie Migrantinnen 
osteuropäischer und türkischer Herkunft  sowie Frauen in Asylbewerberheimen, 
Gefängnissen und Prostituierte.
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relevanten Ausschnitt von Gewalt und nicht darum, erneut den Mythos zu be-
festigen, dass Männer durchweg Täter und nur Frauen Opfer seien (vgl. Jungnitz 
et al. 2007). Männer erleiden deutlich häufi ger körperliche Gewalt als Frauen 
im öff entlichen Raum durch andere Männer und – wenn auch zahlenmäßig 
insbesondere im Hinblick auf die Schwere der körperlichen Verletzungen seltener 
– auch im sozialen Nahraum durch Frauen. In der vereinseitigten Opfer- und 
Täterwahrnehmung im Falle von Gewaltwiderfahrnissen handelt es sich um die 
tabuisierte andere Seite der Medaille eines tradierten und höchst problematischen 
kulturellen Konstrukts, das Männlichkeit konstitutiv mit Gewaltausübung und 
Härte verknüpft . 

3. Gemeinwesenorientierte Interventionen gegen Gewalt 
im Geschlechterverhältnis: GWA St. Pauli

In den vergangenen dreißig Jahren gilt es in der Bundesrepublik Deutschland 
bezüglich der Gewalt gegen Frauen im sozialen Nahraum ein Umdenken zu 
konstatieren. Mittlerweile existieren Unterstützungsmaßnahmen und Inter-
ventionen auf verschiedenen Ebenen: Zunächst Opfer-, unterdessen auch Tä-
terarbeit, sodann die Vernetzung verschiedenster professioneller Akteure und 
Akteurinnen im Rahmen der Interventionsprojekte und die Einbeziehung neuer 
Berufsgruppen, die mit den Opfern dieser Gewalt konfrontiert sind, z.B. im 
Gesundheitsbereich. Zugleich wurden wichtige gesetzliche Veränderungen auf 
den Weg gebracht, Aktionspläne existieren in Bund, Ländern und Gemeinden 
und es gibt spezielle EU-Programme. Wenn man die existierenden Konzepte einer 
genaueren Analyse unterzieht, fällt jedoch auf, dass das nahräumliche soziale 
Umfeld in seiner Bedeutung für die Prävention und die Beendigung von Gewalt 
im Geschlechterverhältnis bislang vernachlässigt wird. Ich gehe demgegenüber 
davon aus, dass die lokale „community“ eine wichtige Funktion für die Eindäm-
mung häuslicher Gewalt und den Schutz bedrohter oder betroff ener Personen 
haben kann und dass, ergänzend zu den bereits existierenden Maßnahmen, so-
zialraumbezogene Arbeitsweisen eingesetzt werden sollten. 

Die in vielen professionellen Ansätzen bisher dominierende Ausrichtung an 
der Stärkung von Opfern oder auf Täterarbeit, so unverzichtbar diese jeweils ist, 
legt tendenziell nahe, dass die Gewalttaten in einer Art sozialem Abseits passieren, 
in einem Raum, der ausschließlich zwei AkteurInnen vorbehalten und ansonsten 
menschenleer ist. Ausgeblendet wird eine dritte Systemgröße: die Position des/der 
Zeugen. Darunter verstehe ich mit Michael Stiels-Glenn und Udo Witt (2000:22) 
„die außenstehenden Menschen, die in einem Geschehen nicht vordergründig 
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aktiv handelnd (Täter) oder erleidend (Opfer) sind, aber anwesend sind und 
das Geschehen sehen und hören“, und teile ihre Einschätzung, dass diese außen 
stehenden Personen gleichwohl die Dynamik der Handlungen zwischen Opfer 
und Täter beeinfl ussen. Im Falle der Gewalt an Frauen gehören zu dieser Gruppe 
in der Regel Verwandte, FreundInnen oder Nachbarn und Nachbarinnen. Diese 
sind nicht selten direkt oder indirekt beteiligt: sie hören, sehen oder ahnen etwas 
von dem Geschehen und fühlen sich dadurch teilweise direkt betroff en, in dem 
sie Ärger, Angst, Irritation, Sorge oder Empathie empfi nden. Damit existiert hier 
eine Gelegenheitsstruktur, was Gewaltschutz und -verhinderung anbelangt, haben 
doch etwa NachbarInnen kurze Wege und sind in Krisensituationen schnell er-
reichbar bzw. könnten kurzfristig intervenieren. Abhängig auch von vorherrschen-
den Normen und Verhaltensstandards im Quartier können sie dazu beitragen, 
Eskalationen zu verhindern, Gewalt zu stoppen oder zum Gegenteil beitragen, 
indem sie den Gewaltausübenden ein „ruhiges Hinterland“ bieten. 

Mit der „Gemeinwesenarbeit“ (heute auch: Sozialraumorientierte Arbeit) 
existiert ein Handlungskonzept, das für diese neue Art der Prävention häuslicher 
Gewalt genutzt werden kann. Es handelt sich um einen fachlich fundierten An-
satz mit einem großen Fundus an Methoden und Erfahrungen bezogen auf die 
Aktivierung von BürgerInnen und den Aufbau lokaler, sozialer Netzwerke. Ein 
sozialräumliches Handlungskonzept zielt darauf, mittels einer kleinteiligen, lokal 
angepassten Öff entlichkeits- und Aktivierungsarbeit sowie der Stärkung von 
Handlungsfähigkeit nachbarschaft liche Beziehungen und soziale Unterstützung 
sowie soziale Kontrolle zu fördern. Ziel ist es zum einen die Interventionsbereit-
schaft  des sozialen Umfelds zu stärken. Zum anderen gilt es, Opfer und auch 
TäterInnen zu ermutigen, ihre Situation zu verändern und sich anzuvertrauen. 
Diese Veröff entlichungsbereitschaft  ist gerade angesichts des so häufi g empfunde-
nen, „privaten“ Charakters der Beziehungsgewalt sehr bedeutsam. Christopher 
Browning (2002) hat beispielsweise in einer vergleichenden Untersuchung von 
Chicagoer Stadtteilen belegt, dass, wenn in einer Nachbarschaft  Haltungen über-
wiegen, die eine Einmischung durch Dritte in Gewaltausübung unterstützen, die 
Anzahl von Morden an weiblichen Beziehungspartnern vergleichsweise geringer 
ausfällt als in lokalen Gemeinwesen, in denen die Norm der Nicht-Einmischung 
dominiert. Für die nicht-tödliche Gewalt konnte diese Verknüpfung ebenfalls, 
wenn auch nicht im gleichen Umfang, nachgewiesen werden. Damit stellt die 
Nachbarschaft  ein wichtiges, bislang nicht systematisch betrachtetes Potential 
bei der Reduktion und Prävention von Gewalt im Geschlechterverhältnis dar.

Den Anstoß für die systematische Umsetzung des Ansatzes der Gemeinwesen-
arbeit auf das Problem der Beziehungsgewalt in Hamburg gab der Fall einer Frau 
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mit fünf Kindern, welche ich im Rahmen meiner sozialpädagogischen Tätigkeit 
in einem Frauenhaus kennen lernte. Unterstützt durch eine solidarische Nachbar-
schaft 2 überstand die betroff ene Frau eine langwierige und gefährliche Trennung 
von ihrem gewalttätigen Partner. Dieser Fall inspirierte ein Praxisprojekt in Ham-
burg – St. Pauli und in einem weiteren Schritt die umfassende, wissenschaft lich 
begründete Konzeptionierung von Gemeinwesenarbeit als Handlungsansatz zur 
Prävention und Reduktion von Gewalt im Geschlechterverhältnis (Stövesand 
2007). Hierfür initiierte und begleitete die GWA St. Pauli, eine alteingesessene 
Stadtteilinstitution für Sozial- und Kulturarbeit, über drei Jahre ein Vorhaben, 
in dessen Mittelpunkt die Gewalt von Männern im sozialen Nahbereich stand. 
Das Projekt verstand sich als Ergänzung zur Arbeit der Frauenhäuser und zielte 
zum einen darauf, einen „Klimawechsel“ im Stadtteil herbeizuführen, so dass die 
Gewalt nicht länger ignoriert und toleriert würde, zum anderen die Bewusstwer-
dung von Geschlechterrollen bei Männern und Frauen, Mädchen und Jungen und 
die Erweiterung von Handlungsmöglichkeiten zu unterstützen und nicht zuletzt 
die nachbarschaft liche Einmischung und praktische Solidarität mit den Opfern 
zu fördern, so dass Frauen (und Kinder) nicht aus ihrer Wohnung fl üchten und 
den Stadtteil gegen ihren Willen verlassen müssen. Diese Ziele waren mit einer 
konkreten Utopie verbunden, in der NachbarInnen, die Schreie und Gepolter 
aus einer benachbarten Wohnung nicht mehr ignorieren, Gewaltopfer ihre Ver-
letzungen nicht verschämt kaschieren, sondern thematisieren, die Kassiererin im 
Supermarkt einer Frau mit „Veilchen“ ein Informationsblatt zu „Gewalt gegen 
Frauen“ anbietet, der Kioskbetreiber im Viertel seinen Laden zum „Notausgang“ 
deklariert, in dem Betroff ene umsonst Hilfe herbei telefonieren können und 
Männer sich in Kneipenrunden und anderswo ausdrücklich für Gewaltfreiheit 
und partnerschaft liche Beziehungen aussprechen.

Das Projekt bestand aus mehreren Bausteinen,3 in deren Mittelpunkt der 
Aufbau einer nachbarschaft lichen Frauengruppe stand mit dem Ziel, das Th ema 
in den Stadtteil zu tragen und Menschen zu ermutigen, bei Gewalttätigkeiten 

2 So hatten die NachbarInnen u.a. eine Telefonkette mit Rufbereitschaft  organisiert, 
ihr geholfen, die Eingangstür zu sichern und die zerstörte Wohnung zu renovieren.

3 Hierzu gehörte die Befragung von insbesondere Ärzten, Polizei, Beratungsstellen 
und Schulsozialarbeitern im Stadtteil  über ihre Erfahrungen und Einschätzungen 
zum Vorkommen von Gewalt gegen Frauen im häuslichen Bereich, die Gestaltung 
einer Unterrichtseinheit in der Grundschule, die Durchführung von Selbstvertei-
digungskursen für Frauen und Mädchen, die Einrichtung einer Beratungszeit in 
den Räumen der GWA St.Pauli-Süd nur für Frauen und deren Bekanntmachung in 
Arztpraxen und Geschäft en.
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einzugreifen. Diese Gruppe traf sich über zweieinhalb Jahre regelmäßig und 
veranstaltete Filmabende und Lesungen im Stadtteilzentrum, entwarf und ver-
teilte Infoblätter, Aufk leber und Plakate im Viertel, war mit Informationstischen 
präsent und führte eine Befragung von AnwohnerInnen durch. Männer und 
Frauen berichteten dabei von ihren Erfahrungen mit Gewaltsituationen, ihrer 
Ratlosigkeit, ihren Befürchtungen und ihren Strategien des Umgangs, fragten 
nach Verhaltenstipps und Institutionen, die weiterhelfen können. Höhepunkt der 
Aktivitäten war eine große Ausstellung auf einer Einkaufsstrasse des Quartiers 
zum Th ema Gewalt gegen Frauen und deren Rachephantasien, über welche die 
örtliche Presse mehrfach berichtete und die von rund 3000 PassantInnen gezielt 
aufgesucht wurde. Gleichwohl gelang es der Gruppe nicht, ihr Projekt, das Pilot-
charakter hatte, ohne eine institutionelle Absicherung auf Dauer zu stellen. 

4. Gemeinwesenarbeit gegen Beziehungsgewalt 
im „aktivierenden“ Wohlfahrtsstaat 

Die (sozial)politischen und ökonomischen Realitäten und Rationalitäten, welche 
die Formen und Funktion (nicht nur) sozialarbeiterischer Konzepte prägen, 
haben sich seit den 1970er Jahren stark gewandelt. Es spielt eine nicht uner-
hebliche Rolle, dass nicht mehr der keynesianisch geprägte Wohlfahrtsstaat 
und die Verbindung zu emanzipatorischen sozialen Bewegungen, sondern der 
„neoliberale Wettbewerbsstaat“ (Hirsch 1998) bzw. „post-wohlfahrtsstaatliche 
Arrangements“ (Kessl/Otto 2009) heute die Bedingungen von Gemeinwesen-
arbeit prägen. Keynesianisch geprägte Wohlfahrtstaatlichkeit der 1960er und 
1970er Jahre zeichnete sich aus durch die Programmatik einer übergreifenden, 
nationalstaatlich organisierten und institutionalisierten (überwiegend) kollekti-
ven Risiko(ab)sicherung und Vorsorge. Zentral war die „Dekommodifi zierung“ 
(Esping-Andersen), d.h. die Übereinkunft , „Menschen durch die Zuteilung von 
Rechtsansprüchen auf Sozialeinkommen vom unbedingten Zwang zum Verkauf 
ihrer Arbeitskraft  in bestimmten Situationen […] zu befreien“ (Olk 2009: 25). 
Diese Übereinkunft  wird schon länger massiv kritisiert und delegitimiert. 

Bei den seit den 1990er Jahren beschleunigten Transformationsprozessen 
handelt es sich Fabian Kessl und Hans-Uwe Otto zufolge zwar nicht um eine 
generelle Neu-Programmierung, aber um deutlich mehr als nur punktuelle Modi-
fi kationen. Diese grundlegenden Veränderungen begreifen sie als Ausdruck einer 
„umfassenden Re-Programmierung des Sozialen“ (Kessl/Olk 2009:10, Hervorh. 
i.O.). Der britische Staatstheoretiker Bob Jessop (2007) arbeitet vier charak-
teristische Strategien bezüglich der stattfi ndenden Transformationsprozesse 
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heraus: erstens eine neo-liberale mit der Ausrichtung auf die Etablierung eines 
ökonomischen und sozialen Umstrukturierungsprozesses unter der Vorausset-
zung der Marktförmigkeit; zweitens eine neo-korporatistische, die auf eine Ver-
knüpfung von privatwirtschaft lichen Interessen und sozialen Vereinbarungen 
„bei der Stabilisierung einer sozial eingebetteten regulierten Ökonomie“ (ebd.: 
47) abzielt; drittens eine neo-dirigistische, die staatliche Interventionsmuster 
fokussiert, um die Akteure des Marktes im Sinne einer nationalen ökonomi-
schen Strategie zu mobilisieren sowie viertens eine neo-kommunitaristische. 
Bei der zuletzt genannten Strategie geht es um die Überwindung des bisherigen 
nationalstaatlichen Integrationsrahmens durch die Aktivierung des „dritten 
Sektors“ und „community“ bezogenen Aktivitäten und damit um nichts weniger 
als die Ablösung der übergreifenden, nationalstaatlichen Integrations- durch die 
kleinräumige Inklusionseinheit. 

Diese vierte Strategie ist für die hier verfolgte Einschätzung eines Gemein-
wesenarbeitskonzeptes äußerst gewichtig, verläuft  doch die Konjunktur von 
Sozialraumorientierung und Bürgerbeteiligung bemerkenswert parallel zum 
Abbau sozialstaatlicher Leistungen und zur mit Sanktionen unterlegten Auf-
forderung mehr Verantwortung für die eigene soziale Sicherung und für das 
Gemeinwohl zu übernehmen. Dabei wird nach Nina Oelkers deutlich, „dass 
die sich abzeichnende post-wohlfahrtsstaatliche Neu-Gestaltung des Sozialen 
nicht nur fi skalischen, sondern in erster Linie veränderten normativ-politischen 
und sozial-ethischen Prämissen und Glaubenssätzen folgt“ (Oelkers 2009: 72). 
Verknüpft  werden Appelle „zur (Selbst)Optimierung der Lebensführung mit der 
Einforderung einer gemeinwohlkompatiblen Rationalität dieser Lebensführung“ 
(ebd.:74). Bei dieser Art der Regulation gehe es um die Produktion moralisch 
verantwortlicher Subjekte. Etabliert werde so eine „Selber-Schuld-Mentalität“, die 
„den Legitimationshintergrund dafür darstellt, die Dichte und Tiefe öff entlicher 
Wohlfahrtsproduktion von der privaten Produktionsbereitschaft  des Einzelnen 
abhängig zu machen“ (ebd). Dies unterscheide sich erheblich von dem anonymen 
Regulierungsmodus des verallgemeinerten Solidarprinzips in Form der Versi-
cherung, das einhergeht mit einer Entmoralisierung, was den Schadens- und 
Risikoausgleich betrifft   sowie der Anerkennung sozialer Kausalitäten.

Festzustellen ist, dass das Gemeinwesen als Ressource zur Lebensbewälti-
gung neu entdeckt wird. Der Bedeutungszuwachs von Bürgerengagement und 
nachbarschaft lichen Netzwerken liegt vor allem darin, dass sie soziales Kapital 
generieren, welches beispielsweise zur Stabilisierung und Revitalisierung von 
Armutsquartieren oder zur Kriminalitätsbekämpfung genutzt werden kann 
und auf diese Weise Kosten einspart. Im Falle der Gewalt im sozialen Nahraum 
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könnte die gemeinwesenbezogene Arbeit als Argument zur Kürzung anderer 
Maßnahmen, wie der Bereitstellung von Frauenhäusern, dienen. Darüber hinaus 
führt diese Entwicklung sukzessive zu einer Verlagerung der Verantwortung für 
die Lebensbewältigung von einem übergreifenden sozialstaatlichen Gemeinwesen 
auf die Subjekte und ihr engeres soziales Umfeld – kollektive Risiken werden zu-
nehmend individualisiert. Die Verfügung über Ressourcen wird zur Privatsache, 
„das heißt in die Nahräume von Familie und informellen sozialen Netzwerken 
überwiesen“ (Kessl 2005: 142, Hervorhebung im Original). 

Diese Entwicklung lässt sich als Übergang vom Interventionsstaat zum 
Steuerungs- bzw. Regulationsstaat fassen. Während ersterer charakterisiert ist 
durch die „Kollektivierung von Verantwortung und Risikoabsicherung in einer 
bürokratisch-administrativ organisierten Form sozialer Solidarität“(Oelkers 
2009: 72), zeichnet sich letzterer dadurch aus, dass er politische Steuerung und 
gesellschaft liche Selbstregelung in neuer Weise kombiniert. So werden z.B. poli-
tische Programme nicht mehr dirigistisch und von oben umgesetzt, sondern die 
Durchführung wird auf nicht-staatliche kollektive und individuelle AkteurIn-
nen vorverlagert. Der Staat agiert in einer „Regierung aus der Distanz“ (Miller/
Rose 1994), operiert wird nicht in erster Linie mit expliziten oder indirekten 
Verboten, sondern mit der Erfi ndung und Förderung von „Selbsttechnologien“, 
die an Regierungsziele gekoppelt sind (vgl. Bröckling/Lemke/Krasmann 2000: 
29). Die staatliche Macht nimmt allerdings nicht ab, sondern wird nur deutlich 
anders organisiert. Einerseits werden Partnerschaft en verhandelt und geschlos-
sen, Handlungsfähigkeit, Wahlmöglichkeiten und Freiheit von Individuen und 
Organisationen, z.B. durch Empowerment, unterstützt. Andererseits werden 
jedoch Normen und Standards gesetzt, Benchmarking und Qualitätskontrollen 
eingeführt, um Verhalten zu messen und zu beurteilen. Diese standardisierten 
Einheiten machen Informationen vergleichbar und verbinden lokale Aktivitä-
ten mit Zentren, wo diese Informationen gesammelt und aufbereitet werden 
(vgl. Kommunale Gemeinschaft sstelle 1993; Stövesand 2003). Dies alles erlaubt 
zentralen Instanzen eine breite Kontrolle, die im Rahmen der an Foucault ori-
entierten Gouvernementalitätsstudien bereits vielfältig ausgeführt wurden. Im 
Mittelpunkt steht hierbei, „how governmental practices including practices of 
self-government, form and increase the capabilities and autonomy of individu-
als and collectives and how they also lead to what he [Foucault, S.St.] calls an 
‘intensifi cation of power relations’“ (Dean 1999: 37).

Liest man das Vorhaben, der Gewalt in sozialen Nahbereich mittels der Ak-
tivierung zivilgesellschaft lichen Engagements und der Förderung von Interven-
tions- sowie Veröff entlichkeitsbereitschaft  von NachbarInnen und Betroff enen 
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entgegen zu treten, auf der gerade skizzierten Folie der Transformationen des 
Wohlfahrtsstaates, scheint ein solches Projekt nahezu perfekt in die neuen 
post-wohlfahrtsstaatlichen Programmatiken hineinzupassen. Neben der sozi-
alräumlichen Aktivierung und deren Anschlussfähigkeit an die dominanten 
Diskurse und Praktiken im Bereich der Sozialpolitik erweist sich aber auch die 
im Mittelpunkt des Projekts stehende Gewalt- und damit der Kriminalitäts- und 
Sicherheitsthematik als anschlussfähig für das Feld der Kriminalitätsbekämp-
fung, insbesondere zu Konzepten der lokalen Gewaltprävention und zu den 
populären Sicherheitsdiskursen. Die aktuellen Entwicklungen im Umgang mit 
Kriminalität beleuchten so einen weiteren Teil der Rahmenbedingungen, welche 
die konkrete Umsetzung und Wirkungen des vorgeschlagenen GWA-Konzeptes 
mitbestimmen und daher kritisch zu refl ektieren sind. 

5. Gemeinwesenarbeit gegen Beziehungsgewalt als lokale 
Gewaltprävention im „aktivierenden“ Wohlfahrtsstaat

Sozialpolitik wird vermehrt fl ankiert von autoritären Instrumenten: gesetzlich 
fi xierte Ge-und Verbote, das Überwachen, Strafen und Disziplinieren ergänzen 
die angeblich Freiheit und Autonomie fördernden Maßnahmen. Die Anzahl der 
videoüberwachten Plätze, Gebäude und Verkehrsmittel steigt stetig, die „schwar-
zen Sheriff s“ privater Sicherheitsdienste sind mittlerweile in den Städten allgegen-
wärtig. Insbesondere Wohnsitzlose, Bettler und DrogenkonsumentInnen werden 
in Städten mit Platzverweisen belegt, die sie aus den Kernzonen der Innenstädte 
vertreiben, ganze Stadtviertel werden zu polizeilichen Sonderrechtszonen erklärt 
(vgl. Ullrich 2009, Wehrheim 2002). Resozialisierende und integrierende Maß-
nahmen werden zurückgefahren zugunsten einer repressiven Sozial- und Straf-
politik. Der Schutz der Öff entlichkeit vor dem Staat wird zunehmend abgelöst 
durch Forderungen nach Schutz durch den Staat. Punitivität und Exklusion sind 
allerdings nur eine Seite der aktuellen Regierung der Kriminalität. Gleichzeitig 
halten managerielle und beteiligungsorientierte Konzepte vermehrt Einzug. 

Als Ursachen für Kriminalität galten in der Nachkriegs- und Prosperitäts-
periode individuelle Abweichung und individuelles Unvermögen aufgrund von 
sozialer Ungleichheit, Bedürft igkeit und Benachteiligung. Die Lösung wurde 
dementsprechend in individuellen Korrekturansätzen, Unterstützung von Fami-
lien und Verbesserungen im Bildungsbereich und auf dem Arbeitsmarkt gesehen 
und korrespondierte mit der Rationalität des fordistischen Wohlfahrtsstaates. 
Heute erscheint kriminelles Handeln als Resultat mangelnder Kontrolle rational 
handelnder AkteurInnen (vgl. Garland 2001: 15 ff .). Dominante Th emen sind 
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soziale Kontrolle, situationsspezifi sche und Selbst-Kontrollen. Straft aten werden 
als unausweichlicher Bestandteil moderner Gesellschaft en gedacht, Kriminalität 
gilt als eine Manifestation des Risikoniveaus, das in einer Gesellschaft  existiert. 
Straft äterInnen werden als „rational-choice-actors“ betrachtet, die Kosten und 
Nutzen ihrer Handlungen abwägen. Gesellschaft liche Hintergründe und biogra-
phische Gewordenheiten spielen kaum noch eine Rolle. Das Menschenbild der 
neuen Kriminologie ist geprägt von der Annahme, dass alle Individuen eine Ten-
denz zu anti-sozialem, kriminellem Verhalten haben und die Umsetzung abhängig 
sei von Gelegenheiten sowie der Kontrolle durch Familie, Nachbarschaft  oder 
den Staat. Auch das Opfer gilt in dieser Logik als eine Person, die Gelegenheiten 
zu kriminellem Handeln schafft  . Im Fokus der Kriminalitätsbekämpfung steht 
deshalb die Überwachung und Eindämmung von kriminogenen Situationen, von 
kriminalitätsfördernden Gelegenheiten und damit die Prävention, der heutzutage 
ein großer Stellenwert eingeräumt wird.

Das entsprechende Präventionsverständnis kann jedoch als technizistisch und 
verkürzt bezeichnet werden. Entscheidend für Prävention von Kriminalität im 
Kontext des transformierten Wohlfahrtstaates ist die Identifi zierung, Analyse 
und Bewertung von Risikofaktoren. Anhand von Risiko- und Protektivfakto-
renclustern werden Risikoprofi le erstellt und somit Präventionswissen generiert 
(vgl. Ziegler 2005: 61). Die Verantwortlichkeit für die Risikominimierung oder 
das Eingehen von Risiken (z.B. bestraft  zu werden) wird als Bestandteil der Wahl-
entscheidungen betrachtet, die Individuen und Gemeinschaft en treff en. Diese 
Sichtweise meint jedoch nicht nur die TäterInnen, sondern schließt alle ein: 
„Prevention and risk management now become the responsibility of the victim“ 
(O’Malley 1996: 200). Das Vorkommen von Gewalt in einem Stadtteil kann in 
dieser Lesart als Versagen der Nachbarschaft  gewertet werden, Risiken richtig 
einzuschätzen und pro-aktiv zu reagieren. 

Nimmt Prävention einerseits die Form des vorbeugenden Managements an-
geblich objektivierbarer, genau erfassbarer Situationen und Risiko- und Resili-
enzfaktoren an, so wird sie andererseits vermehrt zur Aufgabe nicht-staatlicher 
AkteurInnen. Das Motto, „Eigenaktivitäten auslösen – Sicherheit einlösen“, 
welches die so genannte Hartz-Kommission für die Arbeitsförderungspolitik 
ausgegeben hat, bringt auch eine der dominanten Strategien der gegenwärtigen 
Regierung zur Kriminalität auf den Punkt: die Mobilisierung der Bevölkerung für 
die Prävention und die Bekämpfung der Kriminalität. BürgerInnen, Vereine und 
lokale Institutionen sollen zu aktiven Verbündeten der Kriminalpolitik werden. 
Die Wahrung kollektiver Sicherheit, inklusive der Kriminalitätsbekämpfung, 
mittels allgemeinverbindlicher Maßnahmen (von der Sozialversicherung bis zur 
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Polizei), für die zuvor der Staat im Namen aller Bürger zuständig war, wird heute 
vermehrt sowohl privaten Sicherheitsunternehmen als auch den BürgerInnen 
selbst überantwortet. Damit verbunden ist eine Ausweitung des Konzeptes der 
Kriminalitätsbekämpfung. Die neuen Maßnahmen überspringen die Grenze 
zwischen privat und öff entlich, sie sind keine Angelegenheit mehr ausschließlich 
von Professionellen und speziellen staatlichen Institutionen. Sie stehen für eine 
Dezentrierung sowohl der zuständigen staatlichen Institutionen als auch der 
politischen und kriminologischen Rationalitäten, auf denen sie beruhen (vgl.
Garland 2001: 17). Hier fi ndet sich die oben genannte Vorverlagerung staatli-
cher Aktivitäten auf nicht-staatliche AkteurInnen wieder, insbesondere wenn es 
darum geht, soziale Kontrollmechanismen innerhalb von Nachbarschaft en und 
Gemeinden und Übernahme polizeilichen Verhaltens zu fördern.4

Ein gemeinwesenbezogener Handlungsansatz fügt sich scheinbar nahtlos ein 
in die vielfältigen Konzepte der lokalen Kriminalprävention, die seit Anfang 
der 1990er Jahre einen Boom erleben (vgl. Wurtzbacher 2004). In der Praxis 
bedeutet das meistens die Gründung von Kriminalpräventionsräten, Sicherheits-
partnerschaft en und Sicherheitskonferenzen, die in den letzten Jahren wie Pilze 
aus dem Boden geschossen sind.5 Ein wichtiger Partner, der immer beteiligt ist, 
ist naturgemäß die Polizei, aber der eigentliche Schlüssel zum Erfolg wird „im 
netzwerkartigen Zusammenwirken von lokalen Akteuren“ gesehen, an erster 
Stelle stehen die Bürgerinnen und Bürger (Niedersächsisches Innenministerium 
2002: 46). Die Sicherheitskonferenzen bringen die gleichen Zielgruppen an einen 
Tisch wie die Stadtteilkonferenzen, die im Rahmen von Gemeinwesenarbeit 
und Quartiersentwicklung stattfi nden. Auch die Inhalte ähneln sich: obwohl 

4 Diese Neuerungen greifen häufi g auf Erfahrungen und Entwicklungen aus den 
angelsächsischen Ländern zurück. So existieren in den USA bereits seit längerem 
partizipatorische Konzepte der öff entlich-privaten Ko-Produktion von „Sicherheit“ 
(„community policing“, „Safer City programmes“, „crime prevention panels“, „En-
vironmental design“) sowie selbstorganisierte Gruppen („neighborhood watch“). 
Hier fi nden sich auch Beispiele für basisdemokratisch und gewaltfrei orientierte 
Community-Ansätze (vgl. Painke 2001), die zahlreiche Parallelen zum von mir vor-
geschlagenen Vorgehen im Rahmen von Gemeinwesenarbeit zur Prävention und 
Reduktion von Gewalt an Frauen aufweisen. 

5 Nach Manfred Kappeler (2005: 31f.) mutiert „der Sozialstaat zum Präventionsstaat, 
der die gestachelten und umgelenkten Sicherheitsbedürfnisse ‘seiner BürgerInnen’ ernst 
nimmt und in Präventionsräten, Quartiersmanagement, Kiezkonferenzen, Präventi-
onstagen auf allen Ebenen der Gebietskörperschaft en bis hin zur Bundesregierung in 
Präventionsschrift en und -projekten und der Verleihung von Präventionspreisen [...] 
den systematisch ‘Verunsicherten’ Sicherheit, Ruhe und Ordnung verspricht“.
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öff entliche Sicherheit das eigentliche Th ema ist, werden allgemeine Fragen der 
Lebensqualität in den Stadtteilen diskutiert. Die initiierten Maßnahmen sind 
teilweise nicht von denen zu unterscheiden, die üblicherweise im Rahmen von 
Sozial- und Stadtteilarbeit durchgeführt wurden. Nun fi nden sie allerdings unter 
dem Vorzeichen von Sicherheit und Ordnung statt. Finanzmittel dafür kommen 
in der Regel von der Justiz- und Innenbehörde. Damit wird eine Entwicklung 
gefördert, die auf eine zunehmende Entgrenzung zwischen Sozial- und Ordnungs-
politik und die Etablierung der „Kriminalpolitik als Metapolitik“ (Frehsee 1998: 
150) hinausläuft . Wenn Gemeinwesenarbeit in die Diskurse und Politiken der 
inneren Sicherheit einbezogen wird, steht zu befürchten, dass ihre kontrollieren-
den Aspekte verstärkt werden und sie zur Legitimation oder sogar Produktion 
sozialer Ausschließung beiträgt (vgl. Beckmann 2001: 59). 

Beispielhaft  hierfür kann die Broschüre „Sicheres Wohnquartier. Gute Nachbar-
schaft “ , herausgegeben vom Niedersächsisches Innenministerium (2002) gelesen 
werden, die davon spricht, dass ein Wohnquartier nur dann „wehrhaft “ und „vertei-
digungsbereit“ ist, „wenn sich die Bewohnerinnen und Bewohner ‘zu verteidigen’ 
wissen. Es steigert die Lebensqualität, wenn man der Nachbarschaft  vertrauen und 
sich darauf verlassen kann, dass sie genauso wachsam die Ereignisse im Quartier 
beobachtet, wie man das selber tut“ (ebd.: 40). Mittels der Zonierung der Wohn-
umwelt, „die gegenüber Fremden Barrieren schafft   und den Bewohnern die soziale 
Kontrolle erleichtert“ (ebd.: 6), soll eine klare Linie gezogen werden zwischen der 
Bewohnerschaft , also dem Gemeinwesen, und „Fremden“, die nicht ins Viertel 
gehören. Die Stärkung des sozialen Zusammenhaltes der lokalen „community“ 
erfolgt somit über Schließungsprozesse nach außen und dem Schüren von Miss-
trauen und Xenophobie. Zugleich werden an diesem Beispiel die Ambivalenzen 
und Dilemmata eines gemeinwesenbezogenen Konzeptes zur Gewaltprävention 
im Kontext gegenwärtiger Risiko- und Resilienzdiskurse überdeutlich.

6. Gemeinwesenarbeit als Strategie gegen 
Gewalt gegen Frauen im sozialen Nahraum – 
zu problematisch, um umgesetzt zu werden?

Die Ausführungen legen nahe, dass der hier vorgeschlagene Handlungsansatz in 
vielerlei Hinsicht anschlussfähig an Programmatiken und Strategien im Rahmen 
der Transformation des Wohlfahrtsstaates ist. Damit würde seine Umsetzung 
zu der Verschiebung der Verantwortung vom Staat zur Bevölkerung, zur Inst-
rumentalisierung von Engagement und Handlungsfähigkeit der Menschen und 
zur Stärkung repressiver Mechanismen beitragen. In der Konsequenz stellt sich 
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deshalb die Frage, ob es gilt, den GWA-Ansatz besser zu den Akten zu legen. Ich 
denke: nein, allerdings nur unter bestimmten Voraussetzungen, die ich abschlie-
ßend benennen möchte.

Eine professionelle Anti-Gewaltarbeit, die den Fallstricken der Responsi-
bilisierung von Betroff enen und Nachbarschaft en entgehen will, muss nach 
der Verteilung von Ressourcen fragen, nach ökonomischen Bedingungen von 
Handlungsfähigkeit, nach sozialstrukturellen Zwängen, d.h. nach der Quali-
tät des ganzen Gemeinwesens. Die avisierte Interventions- und die Veröff ent-
lichungsbereitschaft  dürfen nicht als individuelle, moralische Dispositionen 
verstanden werden. Beide Haltungen sind nicht nur abhängig von persönlichen 
Vorerfahrungen, von Ängsten und Einschätzungen, sondern auch von geltenden, 
gesellschaft lich vermittelten Normen und vor allem von spezifi schen Ressourcen 
wie Zeit, Geld und Bildung. Um mit Wolfgang Maaser zu sprechen: „Jemanden 
bei seiner Verantwortung für etwas zu behaft en, ohne ihn an entsprechenden 
Befähigungspozessen teilhaben zu lassen, erzeugt jene eigentümliche Verantwor-
tungsaktivierung, eine Mischung aus Ermächtigung und Disziplinierung, in der 
Selbstbestimmung als Grundlage von Verantwortungsübernahme ad absurdum 
geführt wird. […] Die „Ausbildung einer Verantwortungskultur erfordert insti-
tutionelle Voraussetzungen sowie eine hinreichende Verbreitung von kulturellem 
und ökonomischem Kapital“ (Maaser 2006: 78). Vor diesem Hintergrund ist hier 
ein Ansatz von Gemeinwesenarbeit stark zu machen, der Aspekte wie Autonomie, 
Selbstorganisation und Handlungsfähigkeit unaufl ösbar mit ihren strukturellen 
Voraussetzungen verbindet (vgl. Stövesand 2006). Dieser Ansatz müsste sich 
notwendigerweise an fünf handlungsleitenden Prinzipien orientieren:

Erstens muss informelle soziale Kontrolle unter Achtung und Wahrung ethischer 
und rechtlicher Grundsätze erfolgen. Insbesondere ist das Recht auf Selbstbestim-
mung und Menschenwürde aller Beteiligten zu respektieren. Die Vorgehensweisen 
müssen sich selbst an den Zielsetzungen von Gewaltfreiheit, Emanzipation und des 
Abbaus von Dominanzverhältnissen messen lassen. Zweitens muss das zugrunde 
liegende Gemeinwesenverständnis von der Existenz gesellschaft licher Widersprü-
che und unterschiedlicher Interessen bei verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
ausgehen, d.h. es darf keine Dominanzverhältnisse leugnen oder die Konstruktion 
homogener, lokalpatriotischer Gemeinschaft en begünstigen. Drittens gilt es ein 
lokales Gemeinwesen nicht als Insel, sondern als Bestandteil einer übergreifenden 
gesellschaft lichen Struktur zu betrachten, die auf das Quartier zurückwirkt, d.h. die 
BewohnerInnen sind nicht nur NachbarInnen sondern auch BürgerInnen, deren 
Ansprüche auf Sicherheit und gesellschaft liche Teilhabe in materieller, kultureller 
und politischer Hinsicht sich nicht in der Beschränkung auf ihr Wohnquartier 
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einlösen lassen. Viertens darf die Entprivatisierung der Gewalt an Frauen im häus-
lichen Bereich nicht zur Privatisierung des Engagements führen. Engagement 
braucht Ressourcen, je marginalisierter ein Quartier und seine BewohnerInnen 
sind, umso mehr. Fünft ens darf Nachbarschaft shilfe nicht für den Abbau staatlicher 
Leistungen und die Responsibilisierung des sozialen Umfelds instrumentalisiert 
werden. Gemeinwesenarbeit steht in der Verantwortung, quartiersübergreifende 
staatliche und professionelle Ressourcen zu aktivieren. 

Carol Hagemann-White schlug schon Ende der 1990er Jahre den Anschluss 
der feministischen Anti-Gewaltarbeit an den Gedanken sozialer Prävention 
vor und betonte die Bedeutung sozialer Kontrolle (1997: 256). Im Kontext von 
Gemeinwesenarbeit, d.h. Sozialer Arbeit, ist diese Aufgabe allerdings eben nicht 
ordnungspolitisch zu bestimmen, wie das bei Projekten und Maßnahmen im 
Rahmen lokaler Kriminalprävention der Fall ist, sondern als Aspekt der Re-
alisierung einer sozial gerechten, menschenwürdigen Gesellschaft . Grundlage 
für eine solchermaßen bestimmte, gemeinwesenbezogene Arbeit mit Nachbar-
schaft en und sozialen Bezügen für die Prävention und Intervention im Falle der 
Gewalt gegen Frauen ist ein Demokratieverständnis, welches das Recht auf eine 
unverletzbare Persönlichkeit, einschließlich der körperlichen Selbstbestimmung, 
beinhaltet und das „an der Idee einer zivilen Gesellschaft  anknüpft , welche die 
Privatsphäre in ihre Gerechtigkeitsvorstellungen einbezieht“ (Brückner 2000: 
10). Daran sollte festgehalten werden.
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Familie in Ordnung bringen – Implikationen des 
Präventionsanspruchs „Früher Hilfen“

1. Einleitung

Die mediale Berichterstattung über gravierende Fälle von Kindesvernachlässi-
gung und -misshandlung vermittelte in den vergangenen Jahren zeitweise den 
Eindruck, dass es zu einem enormen Anstieg dieser Formen schwerer Gewalt 
gegen Kinder in Familien gekommen ist. Auch wenn dieser Eindruck aufgrund 
des Fehlens einer verlässlichen Datengrundlage zumindest zahlenmäßig nicht 
bestätigt werden kann (vgl. u.a. Rauschenbach/Pothmann 2008), so hat aber eine 
nachhaltige Sensibilisierung der Öff entlichkeit und der Politik stattgefunden und 
Handlungsdruck erzeugt: Bund, Länder und Kommunen setzen sich seit Ende der 
1990er/Anfang 2000er Jahre verstärkt für eine Verbesserung des Kinderschut-
zes ein. Einzelne Länder fördern kommunale Modellprojekte zur Vernetzung 
von Hilfe- und Unterstützungsangeboten der Kinder- und Jugendhilfe und 
des Gesundheitssystems (Nordrhein-Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Th üringen als erste), andere bringen Kinderschutzgesetze auf 
den Weg (als erste Saarland und Bremen). 2005 fand der Kinderschutz Eingang 
in den Koalitionsvertrag der regierungsbildenden Fraktionen von CDU/CSU 
und SPD. Sie vereinbarten, im Rahmen eines Projektes von Frühen Hilfen den 
Schutz von Säuglingen und Kleinkindern aus besonders belasteten Familien vor 
Vernachlässigung und Misshandlung zu erhöhen. 2006 legte das Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend dazu das Aktionsprogramm 
„Frühe Hilfen für Eltern und Kinder und soziale Frühwarnsysteme“ (BMFSFJ 
2006) vor, das dazu beitragen soll, elterliche Erziehungskompetenz und den 
Schutzauft rag der staatlichen Gemeinschaft  zu stärken.1 Kinderschutz und Frühe 

1 Das Aktionsprogramm will die bereits laufenden Aktivitäten in den Ländern nicht 
ersetzen sondern in enger Abstimmung mit ihnen daran anknüpfen und Erkenntnisse 
zusammenführen im Hinblick auf Verbesserungen des Regelsystems. Bis Ende 2010 
werden zehn Millionen Euro bereit gestellt, um die wissenschaft liche Begleitung bzw. 
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Hilfen haben Konjunktur. Feststellbar ist, dass es im Rahmen der Frühen Hilfen 
insgesamt zu einer Ausweitung des Kreises derjenigen kommt, die ein Auge auf 
Familie haben sollen hinsichtlich des Entdeckens möglicher Gefährdungen des 
Wohls von Kindern. Off ensichtlich hat sich gesellschaft lich wie politisch eine 
Perspektive auf Familie als riskanter Lebenszusammenhang für Kinder – insbe-
sondere für Kleinkinder – durchgesetzt. 

Im Zuge der stattgefundenen und weiterhin sich vollziehenden Transfor-
mationen von Wohlfahrtsstaatlichkeit rückt Familie also nicht nur als Ort des 
Privaten und der Solidarität wieder vermehrt ins Zentrum sozialpolitischer Auf-
merksamkeit (vgl. u.a. Richter 2004, Pühl 2003) sondern auch als Adressatin 
sozialer Kontrolle. Im vorliegenden Beitrag soll diese Entwicklung am Beispiel 
der Zielsetzung Früher Hilfen analysiert werden, die im Aktionsprogramm be-
schrieben ist: Kleinkinder schützen durch Früherkennung möglicher Risiken 
und Gefährdungen, Implementierung eff ektiver Hilfesysteme, durch Stärkung 
elterlicher Kompetenzen und des Schutzauft rags der staatlichen Gemeinschaft . 
Mein Beitrag verfolgt nicht die Absicht, unterschiedliche Angebote Früher 
Hilfen, wie sie aktuell bundesweit mit großem Engagement zur Unterstützung 
von Familien erprobt und etabliert werden, zu kritisieren. Vielmehr geht es um 
eine gesellschaft stheoretisch ansetzende Auseinandersetzung mit der grund-

Evaluationsstudien zu insgesamt zehn unterschiedlichen Modellprojekten Früher 
Hilfen in den Ländern zu initiieren und zu fördern und ein multiprofessionell besetz-
tes Zentrum einzurichten, das als Drehscheibe fungiert zwischen Modellprojekten, 
Wissenschaft , Fachpraxis, Öff entlichkeit und Politik. Hierzu wurde im Frühjahr 
2007 das Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) in gemeinsamer Trägerschaft  der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufk lärung (Köln) und des Deutschen Jugendin-
stituts (München) mit Sitz in Köln installiert. Zu dessen zentralen Aufgaben gehört 
die Sammlung und Systematisierung von Erfahrungen aus den Modellprojekten sowie 
aus anderen bereits eingesetzten Modellen und der ausgeübten Praxis, die Förderung 
des wechselseitigen Transfers von Erkenntnissen und Erfahrungen aus Wissenschaft  
und Fachpraxis sowie Öff entlichkeitsarbeit. 2008 erhielt das NZFH zudem den neuen 
Aufgabenbereich Lernen aus problematischen Kinderschutzverläufen und wurde per 
Beschluss der Konferenz der Regierungschefs der Länder und der Bundeskanzlerin 
beauft ragt, in Abstimmung mit Bund und Ländern eine Plattform für einen regelhaf-
ten Erfahrungsaustausch einzurichten, um Defi zite im Kinderschutz zu identifi zieren. 
Dazu wurde 2009 das Modellprojekt „Aus Fehlern lernen – Qualitätsmanagement 
im Kinderschutz“ auf den Weg gebracht, an dem sich 42 Kommunen beteiligen. (Für 
eine Übersicht über die Modellprojekte zu Frühen Hilfen vgl. Sann/Schäfer 2008; 
BzGA 2010; für eine Beschreibung des Kinderschutzprojektes vgl. Biesel et al. 2009). 
Ergebnisse aus den im Rahmen des Aktionsprogramms durchgeführten Projekten 
sollen Ende 2010 vorliegen. 
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legenden Ausrichtung von Prävention, Hilfe und Kontrolle Früher Hilfen im 
Aktionsprogramm. Hierfür beziehe ich mich auf das Konzept der „Sicherheits-
gesellschaft “, das Tobias Singelnstein und Peer Stolle (2008) im Anschluss an das 
Werk von Michel Foucault und daran anknüpfende Arbeiten in ihrer Analyse 
der gegenwärtigen Formation sozialer Kontrolle ausarbeiten. Dieses Konzept, 
das die Autoren an Beispielen wie der Expansion von Videoüberwachung im 
öff entlichen Raum illustrieren, erscheint mir geeignet, die Vorverlagerung und 
Ausweitung sozialer Kontrolle über Familien, die das Aktionsprogramm impli-
ziert, theoretisch-analytisch zu erfassen und zu verstehen. In einem ersten Schritt 
gehe ich der Frage nach, warum es im Rahmen der Frühen Hilfen off ensichtlich 
notwendig erscheint, den Schutzauft rag der staatlichen Gemeinschaft , also der 
öff entlichen Kinder- und Jugendhilfe zu stärken. Die Bedeutung und Richtung 
dieser Zielsetzung erschließt sich im Rückblick auf die in den Jahren 1990/91 
erfolgte Einführung des partizipatorisch, an Eltern- und Kinderbeteiligung 
orientierten Kinder- und Jugendhilfegesetzes.2 Daher soll diese Entwicklung 
kurz skizziert werden. Daran anschließend wird in einem zweiten Schritt der 
Zusammenhang zwischen dem Präventionsanspruch Früher Hilfen, der Defi -
nition von Risiken und Gefährdungen und der Ausweitung sozialer Kontrolle 
über Familien beleuchtet. Den Beitrag abschließend folgen Überlegungen, ob 
sich im Rahmen der im Aktionsprogramm konzipierten Frühen Hilfen eine 
neue Form von Familialisierung oder gar eine Re-Traditionalisierung familialer 
Rollen abzeichnet. 

2. Frühe Kindheit, Frühe Hilfen, Elternverantwortung und 
der Schutzauftrag der staatlichen Gemeinschaft 

Im vergangenen Jahrzehnt hat die Phase der frühen Kindheit zunehmend öff ent-
liche Aufmerksamkeit erfahren. Frühkindliche Bildung, Betreuung, Erziehung 
und Entwicklung avancierten zu Th emen, über die in den Medien wie auch in 
der Politik verstärkt und äußerst kontrovers diskutiert wurde. Einen Höhepunkt 
bildeten dabei die Debatten um das von der ehemaligen Bundesfamilienmi-
nisterin Ursula von der Leyen (CDU) forcierte Gesetz zum weiteren Ausbau 
der Kindertagesbetreuung für Kinder unter drei Jahren, dem der Bundestag im 
Herbst 2008 erst nach monatelangem, erbittertem Streit zustimmte. Vor allem 

2 Das Kinder- und Jugendhilfegesetz trat in den alten Bundesländern zum 1. Januar 
1991 in Kraft . In den neuen Bundesländern erlangte es bereits mit dem Beitrittstermin 
am 3. Oktober 1990 seine Gültigkeit. 
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das von der CSU geforderte Betreuungsgeld für Familien, die ihre Kleinkinder 
zu Hause erziehen (wollen), löste heft ige Debatten einerseits über die Qualität 
der außerfamiliären Kinderbetreuung und die Notwendigkeit der Qualifi zierung 
von Fachkräft en aus. Andererseits wurde die vorstellbare Konsequenz problema-
tisiert, dass einkommensschwache Familien, welche mit dem Angebot früher 
Förderung durch Tagesbetreuung erreicht werden sollen, möglicherweise einen 
fi nanziellen Anreiz erhalten, ihre Kinder davon auszuschließen (vgl. u.a. stern.de 
vom 26.9.2008). Die frühe Förderung der Entwicklung von Kindern „zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaft sfähigen Persönlichkeit“ (Bundesrat-
Drucks. 295/08, KiföG: 3) indes kann als ein Markenzeichen der Familienpolitik 
der Großen Koalition gekennzeichnet werden. Dies bringt der Titel des am 1. 
Januar 2009 in Kraft  getretenen „Gesetz zur Förderung von Kindern unter 3 
Jahren in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespfl ege“ (Bundesrat-Drucks. 
295/08, KiföG: 3) deutlich zum Ausdruck. Dieses Gesetz soll zu einer verstärkten 
Förderung von Kleinkindern beitragen und gleichzeitig den Eltern eine bessere 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglichen. In einem ersten Umsetzungs-
schritt bis zum 31.7.2013 sieht es nicht nur für den Fall elterlicher Erwerbstätig-
keit, Ausbildung oder Arbeitssuche (§ 24 Abs. 3 Nr. 1 SGB VIII) den Anspruch 
auf einen Betreuungsplatz vor sondern auch dann, wenn ohne diese Leistung 
eine dem Wohl des Kindes entsprechende Förderung nicht gewährleistet ist. 
(Erst im Rahmen des Rückbaus sozialstaatlicher Leistungen, deregulierter und 
fl exibilisierter Erwerbsarbeit und der politisch geforderten Eigenverantwortlich-
keit, die auch die Familie betrifft  , wird der Ausbau der Kindertagesbetreuung für 
Kleinkinder vorangetrieben und damit der Boden für die Erfüllung einer alten, 
in emanzipatorischer Absicht erhobenen Forderung der Neuen Frauenbewegung 
bereitet.)

Um das Wohl des Kleinkindes geht es auch in dem 2006 verabschiedeten 
Aktionsprogramm Frühe Hilfen. Ein wesentliches Ziel ist es, „den Schutz von 
Kindern aus besonders belasteten Familien vor Vernachlässigung und Misshand-
lung insbesondere durch die Stärkung der Erziehungskompetenz ihrer Eltern zu 
verbessern… Dazu ist neben der Stärkung der Eigenverantwortung der Eltern eine 
stärkere staatliche Mitverantwortung für das Aufwachsen in der frühen Kindheit 
geboten“ (BMFSFJ 2006: 2). Die Stärkung der elterlichen Eigenverantwortung 
und Erziehungskompetenz (das Aktionsprogramm verwendet fast durchgängig 
die Bezeichnung Eltern, von Müttern ist kaum und von Vätern gar nicht die Rede) 
soll in Elternkursen, Elternschulen und Elterntrainings erfolgen. „Denkbar sind 
Hilfestellungen bei der Säuglingspfl ege, Vermittlung von Wissen und Informati-
onen über die Entwicklung von Säuglingen und Kleinkindern, Unterstützung bei 
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der Vermittlung von Tagesbetreuungsangeboten oder Maßnahmen zur Verbes-
serung der Eltern-Kind-Interaktion und zur Stärkung der Eltern-Kind-Bindung 
bis hin zur sozialpädagogischen Familienhilfe“ (ebd.: 10). Das Aktionsprogramm 
nimmt die ersten drei Lebensjahre von Kindern von der vorgeburtlichen Phase 
an in den Blick, um möglichst früh „die Voraussetzungen für eine tragfähige 
Eltern-Kind-Beziehung herzustellen, Risiken und Gefährdungen zu erkennen 
und durch wirksame Programme und unterstützende Hilfen Fehlentwicklun-
gen vorzubeugen“ (ebd.: 4). Dabei wird der gesamtgesellschaft liche Nutzen der 
Stärkung elterlicher Eigenverantwortung und Erziehungskompetenz deutlich 
herausgestellt: 

„Frühe Hilfen, die Fehlentwicklungen verhindern, sind insbesondere auch für 
die langfristigen Perspektiven und die Lebensbewältigung junger Menschen von 
Bedeutung. Forschungsergebnisse belegen, dass Lern- und Bildungsdefi zite, disso-
ziales Verhalten, kriminelle Karrieren, Drogenmissbrauch oder auch die Neigung 
zu schweren Erkrankungen bereits im frühen Kindesalter mit geprägt werden. Die 
für solche Fehlentwicklungen aufzuwendenden fi nanziellen Mittel sind auch ein 
bedeutender wirtschaft licher Faktor, der Investitionen in die frühe Kindheit auch 
ökonomisch lohnend erscheinen lässt“ (ebd.: 4). 

Vor dem Hintergrund solcher Überlegungen scheint es fast zwingend, dass die 
staatliche Gemeinschaft  mehr Verantwortung für den Schutz von Säuglingen 
und Kleinkindern vor Vernachlässigung und Misshandlung übernimmt, wie 
es das Aktionsprogramm vorsieht. Mit der Unterteilung der zentralen Ziele 
in Stärkung der Erziehungskompetenz von Eltern und Verstärkung des Schutz-
auft rags der staatlichen Gemeinschaft  hält sich das Aktionsprogramm an die in 
Artikel 6 Abs. 2 im Grundgesetz (GG) festgeschriebene Aufgabenverteilung 
zwischen Eltern und Staat bei der Förderung und Sicherung des Kindeswohls: 
„Pfl ege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pfl icht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche 
Gemeinschaft .“ Im zweiten Satz von Art. 6 Abs. 2 GG hat das sogenannte „staat-
liche Wächteramt“, das von der staatlichen Gemeinschaft  ausgeübt wird, seine 
verfassungsrechtliche Grundlage. Es bedeutet nicht, dass jede mütterliche oder 
väterliche Nachlässigkeit gegenüber Kindern den Staat berechtigt, einzugreifen 
oder die Eltern gar von der Pfl ege und Erziehung ihrer Kinder auszuschließen. 
Es beinhaltet aber den Auft rag, „notfalls das Kind, das sich noch nicht selbst 
zu schützen vermag, davor (zu) bewahren, dass seine Entwicklung durch den 
Missbrauch der elterlichen Rechte oder eine Vernachlässigung Schaden leidet“, 
wie es in einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Juli 1968 
zu Elternverantwortung und staatlichem Wächteramt heißt (zitiert in Wiesner 
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2006: 5). Mit dem Begriff  „staatliche Gemeinschaft “ ist nun nicht die Gesellschaft  
und damit jede/r Einzelne gemeint, sondern der Staat mit seinen Institutionen, 
also den Jugendämtern und Familiengerichten (vgl. Wiesner 2006). 

Mit der Verstärkung des Schutzauft rags adressiert das Aktionsprogramm 
die öff entliche Kinder- und Jugendhilfe folglich in besonderem Maß. Dabei hat 
deren Funktion des „Wächteramtes“ kaum ein Jahr zuvor mit Inkraft treten des 
Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetzes (KICK) zum 1. Oktober 
2005 bereits eine deutliche Kräft igung erfahren. Mit dem Ziel, den Schutz von 
Kindern und Jugendlichen bei Gefahren für ihr Wohl zu verbessern, wurde im 
Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) der Paragraph 8a „Schutzauft rag bei 
Kindeswohlgefährdung“ im SGB VIII verankert. Dieser erinnert nicht nur das 
Jugendamt an seine Pfl icht zum Tätigwerden, wenn ihm „gewichtige Anhalts-
punkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes- oder Jugendlichen“ bekannt 
werden. Er nimmt gleichzeitig die frei-gemeinnützigen Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe in die Pfl icht, die Leistungen nach dem SGB VIII erbringen. Sie 
müssen fortan sicherstellen, dass ihre Fachkräft e den Schutzauft rag wahrnehmen. 
Sie sollen „bei den Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten 
auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich 
halten, und das Jugendamt informieren, falls die angenommen Hilfen nicht aus-
reichend erscheinen, um die Gefährdung abzuwenden.“ (SGB VIII § 8a Abs. 2). 
Bei der Abschätzung eines möglichen Gefährdungsrisikos sollen sie eine „insoweit 
erfahrene Fachkraft “ (ebd.) hinzuziehen, womit eine in der Abklärung von Kin-
derschutzfällen erfahrene Fachkraft  gemeint ist. Mit dem Paragraphen 8a SBG 
VIII hat also nicht nur bereits eine Verstärkung des Schutzauft rags der Jugend-
ämter stattgefunden sondern auch eine Ausweitung, „Verlängerung“ (Wiesner 
2006: 7) dieses Auft rags auf die frei-gemeinnützigen Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe, die nun ihrerseits verpfl ichtet sind, Kinder und deren Familien 
noch genauer als bisher in den Blick zu nehmen, um Erziehungshilfebedarfe, 
aber auch mögliche Gefährdungen aufzuspüren und präventiv tätig zu werden. 
Entsprechend groß ist das Interesse von Fachkräft en aus den verschiedensten 
Einrichtungen an Weiterbildungen zur „insoweit erfahrenen Fachkraft “, sodass 
bereits 2006 eine „beispiellose Qualifi zierungswelle in Sachen Kinderschutz“ 
(Th eißen 2006: 27) konstatiert wurde.

Die Frage stellt sich, warum der Gesetzgeber und mit dem Aktionsprogramm 
auch die Politik den Schutzauft rag der öff entlichen Kinder- und Jugendhilfe bei 
Kindeswohlgefährdung verstärkt, zählt dieser doch zu den zentralen Aufgaben 
der Jugendämter. In der Begründung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
zum Paragraphen 8a SGB VIII aus 2004 (BT-Drucks. 15/3676: 59) wird auf eine 
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durch das in den Jahren 1990/91 in Kraft  getretene Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(KJHG) ausgelöste Unsicherheit der Fachkräft e verwiesen. Tatsächlich fand mit 
dem KJHG und seiner Einordnung ins Sozialgesetzbuch ein Perspektivenwechsel 
in den rechtlichen Regelungen der Kinder- und Jugendhilfe statt. Es löste das 
bis dahin geltende Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG) ab, welches noch stark an 
ein ordnungsrechtliches Hilfe- sowie Kontroll- und Eingriff sverständnis von 
Jugendhilfe gebunden war (vgl. Helming et al. 1999). Demgegenüber ist das 
KJHG partizipatorisch und stärker sozialdienstleitungsorientiert ausgerichtet. 
Statt eines Eingriff s in die Familie, wenn das Kind bereits gefährdet ist, formuliert 
das KJHG eher einen Familien und die elterliche Erziehungsverantwortung 
unterstützenden Auft rag. Statt repressiv eingreifender Maßnahmen verstärkt das 
KJHG den bereits in den 1980er Jahren einsetzenden Trend, vorrangig Beratung, 
Hilfe und Schutzangebote für Kinder und Jugendliche in Krisen, Gefahren und 
Notsituationen zur Verfügung zu stellen (vgl. u.a. Smessaert/Münder 2008). 
Aus gesellschaft stheoretischer Perspektive lässt sich diese Entwicklung als Aus-
druck des keynesianisch-sozialdemokratischen Fürsorgestaates verstehen (vgl. 
Dackweiler im vorliegenden Band), wie er sich mit dem KJHG dann auch in der 
Kinder- und Jugendhilfe artikuliert. 

Die Verschiebung der Gewichtung von Kontrolle hin zu erzieherischer Hilfe 
„scheint allerdings zum Teil in der Praxis der Jugendämter zu Missverständnissen 
bezüglich des Begriff s Kontrolle zu führen“ konstatiert die Sachverständigen-
kommission des 10. Kinder- und Jugendbericht bereits 1998 (BMFSFJ 1998: 
276) in Reaktion auf Kritik, die im Kontext von Kinderschutzfällen an der Hil-
feorientierung des KJHG und der Pfl ichterfüllung des Jugendamtes laut wurde. 
Die Kommission lässt zwar keinen Zweifel daran, dass die vorrangige Hilfeori-
entierung dort ihre Grenzen hat, wo „Eltern, trotz nachhaltiger Bemühungen 
der Kinder- und Jugendhilfe, jede Hilfe für ihr Kind und sich selbst ablehnen, 
obwohl die Problemlage für das Kind gravierend ist“ (ebd.). Aber gleichzeitig gibt 
sie zu verstehen, dass sie die Hilfeorientierung gegenüber der Eingriff sorientierung 
in den meisten Fällen für den erfolgversprechenderen Weg zur Sicherung des 
Kindeswohls hält. 

Über das Spannungsverhältnis von Hilfe und Kontrolle, das der Sozialen 
Arbeit insgesamt innewohnt, wird in der Kinder- und Jugendhilfe intensiv und 
kontrovers diskutiert. Dabei sehen sich VerteidigerInnen einer vorrangigen Hil-
feorientierung immer wieder mit Vorwürfen konfrontiert etwa einer maßlosen 
Überhöhung von Elternrecht und Elternautonomie, einer falschen Einschätzung 
der Grenzen dialogischer Aushandlungsprozesse sowie einem unverantwortbarem 
Festhalten an systemischen, lebenswelt- und ressourcenorientierten Ansätzen in 
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der Arbeit mit „gefährdenden Familien“ (Salgo 2007: 17). Politik und Gesetzgeber 
haben sich mit dem Paragraphen 8a SGB VIII für eine deutlich eingriff sorien-
tierte Regelung entschieden, um der konstatierten Unsicherheit von Fachkräft en 
abzuhelfen und klar zu stellen, „ob und wie mit Informationen Dritter über (dro-
hende) Kindeswohlgefährdung bzw. mit eigenen Wahrnehmungen einschlägiger 
Symptome umzugehen ist“ (BT-Drucks. 15/3676: 59). Das Jugendamt müsse 
entsprechenden Hinweisen nachgehen, sich weitere Informationen zur Klärung 
verschaff en und sodann im Zusammenwirken mehrerer Fachkräft e eine Risiko-
abwägung über zu treff ende Maßnahmen vornehmen (ebd.).

Auf der rechtlichen Grundlage des Paragraphen 8a SBG VIII können vor allem 
jene Kinder und ihre Familien in den Blick genommen werden, die in der öff ent-
lichen Kindertagesbetreuung auft auchen. Aufgrund der geringen Anzahl von 
Betreuungsplätzen für unter dreijährige Kinder bleibt die Altersgruppe der Al-
lerjüngsten gewissermaßen „unbeobachtet“. Das Aktionsprogramm Frühe Hilfen 
schließt diese „Sicherheitslücke“ – wenngleich nicht gesetzlich verankert sondern 
auf der Ebene eines politischen Programms – und weitet den Kreis derjenigen, die 
Verantwortung übernehmen sollen, nochmals aus, indem es neben der Kinder- 
und Jugendhilfe das Gesundheitssystem adressiert. Dessen „nahezu lückenloser 
Zugang“ (BMFSFJ 2006: 4) zu fast allen Eltern in der Schwangerschaft  und in der 
Phase um die Geburt eines Kindes soll unter Prüfung etwaiger Hindernisse durch 
datenschutzrechtliche Bestimmungen wie die ärztliche Schweigepfl icht genutzt 
werden, um Risiken früh zu erkennen und Hilfen einleiten zu können. So sind 
Schwangerschaft sberatungsstellen, GynäkologInnen, Hebammen, Geburts- und 
Kinderkliniken, Sozialpädiatrische Zentren sowie Kinder- und JugendärztInnen 
aufgefordert, in Netzwerken Früher Hilfen eng mit der Kinder- und Jugendhilfe 
zu kooperieren. Während das Gesundheitssystem die medizinische Versorgung 
und Abklärung gesundheitlicher Risiken gewährleistet, sollen die Kompetenzen 
der Kinder- und Jugendhilfe zur Erkennung psychosozialer Risiken, zur Abklä-
rung des sich daraus ergebenden Hilfebedarfs und zur Bereitstellung geeigneter 
Hilfen einbezogen werden (ebd.: 4f.). 

3.  Der Präventionsanspruch Früher Hilfen im Horizont 
der Definition von Risiken und Gefährdungen 
des Wohls von Kindern

Das Aktionsprogramm ist von seiner Zielsetzung her präventiv ausgerichtet. 
Eltern sollen so früh wie möglich erreicht, Risiken frühzeitig erkannt und Hilfen 
angeboten werden, damit Schädigungen gar nicht erst entstehen (BMFSFJ 2006: 
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3f). Dieses Denkmuster liegt dem Konzept zugrunde. Entsprechend prägt die 
innere Gegensätzlichkeit des Präventionsgedankens die Ausrichtung der Frühen 
Hilfen. Ansätze Früher Hilfen beinhalten – implizit oder explizit – immer einen 
Doppelauft rag von Prävention/Förderung durch frühzeitige Hilfe und Kontrolle 
(vgl. Helming 2008; Schone 2008). Die Unterstützung, die Familien geboten 
werden soll, bezieht sich durchgängig auf das, was verhindert werden soll. Um zu 
erkennen, was es möglichst schon im Vorfeld seines Sichtbarwerdens abzuwenden 
gilt, müssen Schwellenwerte in Form von Risikofaktoren für ein gesundes Auf-
wachsen defi niert werden. Auf diesem Weg setzt sich eine „Kultur der Gefahr“ 
(Foucault 2004: 101) im Blick auf Familie durch. Denn potenziell kommt jede 
(werdende) Familie in Frage. Ansätze wie ein in verschiedenen Geburtskliniken 
praktiziertes „Screening“ aller dort gebärenden Frauen zur systematischen Früh-
erkennung psychosozialer Risiken für ein gesundes Aufwachsen von Kindern 
widerspiegeln dieses Denkmuster. Es zeigt sich auch an den im Kontext der Dis-
kussion um Prävention von Vernachlässigung und Misshandlung von Säuglingen 
und Kleinkindern eingeleiteten Maßnahmen zur Erhöhung der Verbindlichkeit 
der Teilnahme an den Früherkennungsuntersuchungen für Kinder. Dazu wur-
den mittlerweile in allen Bundesländern Regelungen in Form von Einlade- und 
Meldesystemen getroff en (vgl. Nothafft   2008). 

Das Aktionsprogramm bestimmt als Zielgruppe Früher Hilfen Familien „bei 
denen infolge hoher Belastungen und vielfältiger und/oder schwerwiegender 
Risiken ein erhebliches Gefährdungspotenzial für das Kindeswohl besteht“ 
(BMFSFJ 2006: 9). Ob ein solches Gefährdungspotenzial vorliegt, soll (z.B. be-
reits im Rahmen der ärztlichen Anamnese in der Geburtsklinik) insbesondere 
anhand folgender Risikofaktoren erkannt werden: 

„M – edizinische Risiken (z.B. Frühgeburt, Stoff wechselstörungen). Hier bestehen 
Risiken im Hinblick auf einen gesunden Entwicklungsverlauf.
Frühe Entwicklungsauff älligkeiten bei Kindern (Regulationsstörungen: Schrei- –
babys) oder außergewöhnliche Entwicklungsbelastungen (z.B. frühe Miss hand-
lungserfahrungen).
Proximale (in der Person zentrierte) Risiken (Traumatisierungen, psychiatrische  –
Erkrankungen, Suchterkrankungen der Eltern) oder soziale distale (nicht un-
mittelbar von der Persönlichkeit ausgehende) Risiken (z.B. sehr junge Mütter, 
niedriges Bildungsniveau, Armut, wenig feinfühliges mütterliches Verhalten). 
Distale Risikofaktoren sind in ihrer Gefahr geringer als proximale Faktoren zu 
bewerten. Summieren sich jedoch distale Risiken, so besteht auch hier ein erheb-
liches Gefährdungspotenzial.
Unzureichende Wohnbedingungen, Leben in sozialen Brennpunkten, soziale  –
Isolation“ (BMFSFJ 2006: 9).
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Soziale Risiken wie Armut werden zwar benannt, dabei jedoch nicht als Aus-
druck sozialer Ungleichheit begriff en, die einen Anspruch auf sozialstaatlichen 
Ausgleich begründet. Sie fungieren als Risikofaktor zur Einschätzung des Ge-
fährdungspotenzials für das Wohl des Kindes und begründen allenfalls einen 
Anspruch auf Frühe Hilfen, etwa auf alltagsnahe Unterstützung und Anleitung 
durch eine Familienhebamme. Ohne den hohen Wert der auf diese Weise für die 
einzelne Familie geleisteten Hilfe schmälern zu wollen, gilt es doch zu bedenken, 
dass das Aktionsprogramm zwar elterliche Versorgungs- und Erziehungsfähigkeit 
fördern will, damit Mütter und Väter in der Lage sind, die ihnen zustehende 
Erziehungsverantwortung auch zu übernehmen. Die dafür notwendigen ma-
teriellen Voraussetzungen werden jedoch für die im Aktionsprogramm defi -
nierte Zielgruppe Früher Hilfen zunehmend beschnitten. Die Verstärkung des 
Schutzauft rags bei Kindeswohlgefährdung mit der Einfügung des Paragraphen 
8a ins SGB VIII erfolgte zum 1. Oktober 2005, also neun Monate nach dem 
mit Einführung von Hartz IV in Gang gesetzten Abbau öff entlich garantierter 
Versorgungs- und Unterstützungsleistungen. Auf der einen Seite werden Familien 
in prekärer Lebenslage, die auf staatliche Transferleistungen angewiesen sind, 
Mittel entzogen, ideologisch verbrämt mit der Forderung bzw. „Ermöglichung“ 
eines Mehr an eigenverantwortlicher Lebensgestaltung. Dass es dadurch zu einer 
zunehmenden Privatisierung sozialer Risiken und einer Ausweitung prekärer 
Lebenslagen kommt, die das Familienleben in hohem Maß belasten, wird of-
fenbar billigend in Kauf genommen. Auf der anderen Seite werden mit dem 
§ 8a SGB VIII und schließlich auch mit dem Aktionsprogramm zunehmend 
mehr Institutionen psychosozialer und medizinisch-gesundheitlicher Versorgung 
aufgefordert, Kinder und deren Familien unter dem Aspekt von Gefährdung 
und Schutz in den Blick zu nehmen. Hat sich das Leitmotiv des 11. Kinder- 
und Jugendberichts (BMFSFJ 2002) von einem „Aufwachsen in öff entlicher 
Verantwortung“ zu einem „Aufwachsen unter öff entlicher Beobachtung und 
Kontrolle“ verkehrt? 

Für eine gesellschaft swissenschaft lich orientierte Analyse der geschilderten 
Entwicklung erweisen sich theoretische Überlegungen zum Wandel sozialer Kon-
trolle in der Gegenwart als aufschlussreich, die Tobias Singelnstein und Peer Stolle 
(2008) – im Rekurs auf das Werk von Michel Foucault sowie auf Arbeiten von 
Aldo Legnaro (1997) und Michael Lindenberg und Henning Schmidt-Semisch 
(2000) – unter dem Begriff  der „Sicherheitsgesellschaft “ bündeln. Dieser theore-
tische Ansatz will Auswirkungen der gesellschaft lichen Transformationsprozesse 
erfassen und erklären, die seit Ende des 20. Jahrhunderts stattfi nden und in 
deren Verlauf es unter dem Einfl uss neoliberaler Konzepte, die das Primat der 
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Ökonomie auf sämtliche gesellschaft liche Bereiche übertragen, zu einem Umbau 
des Wohlfahrtsstaates mit einem Anstieg persönlich-sozialer Risiken und sozialer 
Unsicherheit gekommen ist. Sie zeigen auf, wie diese Entwicklung politisch zur 
Ausweitung sozialer Kontrolle genutzt wird und welche Bedeutung der Defi nition 
von Risiken und Gefährdungen dabei zukommt. 

4. Risiken und Gefährdungen in der „Sicherheitsgesellschaft“ 

Die Sicherheitsgesellschaft , in der Verunsicherung einen zentralen Stellenwert 
erlangt habe, kennzeichne u.a., „dass das Streben nach umfassender Sicherheit 
anderen Zielvorgaben vollständig übergeordnet und zum Wert an sich wird“ 
(Singelnstein/Stolle 2008: 15). Die permanente Bedrohung durch Unsicherheit 
und soziale Risiken (Arbeitslosigkeit, sozialer Abstieg etc.) bilde die Vorausset-
zung für diese Entwicklung. Hinzu komme die Pluralisierung der Lebensstile 
und Individualisierung der Lebensweisen mit einer Erweiterung des geltenden 
Wert- und Normengefüges. Institutionen sozialer Kontrolle wie Familie und 
Kirche haben für Singelnstein und Stolle stark an Bedeutung verloren und ihre 
Funktion und Fähigkeit zur Formulierung von Verhaltensanforderungen ein-
gebüßt. „Der dadurch entstehende Freiraum wird durch veränderte Techniken 
sozialer Kontrolle gefüllt, die durch jeden Einzelnen umgesetzt oder von staat-
lichen Institutionen oder kommerziellen Akteuren bereitgestellt werden“ (ebd.: 
31). Diese Techniken bezögen sich weniger auf bestimmte Verhaltensanforde-
rungen, die vor der Folie einer Unterscheidung von Norm und Abweichung 
durchgesetzt werden sollen. „Statt die Realität an einer vorher defi nierten Norm 
oder einem optimalen Modell auszurichten, wählt die Sicherheitstechnologie die 
gesellschaft liche Normalität als Ausgangspunkt: als statistische Verteilung von 
Häufi gkeiten, als durchschnittliche Krankheits-, Geburten- und Todesrate etc.“ 
erklärt Th omas Lemke (2004: 4) im Rekurs auf Foucaults analytische Unter-
scheidung der Machtmechanismen des Rechts, der Disziplin und der Sicherheit 
und führt dazu weiter aus: „Im Unterschied zur Disziplin, die tendenziell alles 
zu regeln sucht und ständig in die Realität eingreifen muss, um sie zu korrigieren 
und zu verändern und dem Recht, das eine absolute Grenzziehung zwischen dem 
Erlaubten und dem Verbotenen vornimmt, zielen die Dispositive der Sicherheit 
auf eine als rational oder ökonomisch angesehene normale Mitte innerhalb einer 
Bandbreite von Variationen“ (Lemke 2004: 4, Hervorhebung im Original). 

Eine so verstandene Sicherheitspolitik adressiert die Gesamtheit der Bevölke-
rung. Entsprechend kommt Positionen der Defi nition von Gefahren, Risiken und 
Bedrohungen, vor denen die BürgerInnen zu schützen sind, eine gesellschaft s-
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politische Schlüsselstellung zu. Dies betrifft   insbesondere auch die Bestimmung 
von Ursachen und Lösungsansätzen der jeweils defi nierten Bedrohungen. In den 
Diskursen um Sicherheit nimmt der Begriff  des Risikos dabei einen zentralen 
Platz ein. Das Risiko als kalkulierbarer, technisch zu regulierender Sachverhalt 
basiert auf der Berechnung von Wahrscheinlichkeiten. Dieser Vorstellung zufolge 
lassen sich bestimmte Kriterien ausmachen, die das Eintreten unerwünschter, 
möglicherweise schädigender Geschehnisse statistisch betrachtet wahrschein-
licher werden lassen und daher als Risikofaktoren klassifi ziert werden können. 
„Das Vorliegen oder Nichtvorliegen solcher Kriterien, deren Kombination ein 
spezifi sches statistisches Risikopotenzial ergibt, soll Aussagen darüber ermög-
lichen, wie wahrscheinlich abweichendes Verhalten für bestimmte Personen 
oder Situationen in der Zukunft  ist“ (Singelnstein/Stolle 2008: 34). So gilt es, 
Risikofaktoren und -konstellationen möglichst exakt zu bestimmen, um Ein-
trittswahrscheinlichkeiten mit dem Ziel der Verhinderung aktiv zu steuern. Der 
Drang nach möglichst genauer Prognose führt „zur ‘Entdeckung’ täglich neuer 
Risikofaktoren und bringt so neue Risiken hervor“ (ebd.: 35). Die permanente 
Suche nach Schutz produziert folglich nicht mehr Sicherheit sondern eher eine 
prinzipielle Beunruhigung bzw. Verunsicherung. Das „Streben nach Sicherheit“ 
(Castel 2005: 12) entwickelt sich damit zu einer grenzenlosen und unabschließba-
ren gesellschaft lichen Aufgabe. Vor dem Hintergrund einer sich herausbildenden 
Risikowirklichkeit und zunehmender allgemeiner Verunsicherung erlangt der 
persönliche Schutz vor Bedrohungen eine neue Bedeutung, betonen Singelnstein 
und Stolle (2008:40): „Der Staat greift  dies auf und verstärkt diese Entwicklung, 
indem er anbietet, die Bürger vor Kriminalität und sonstigen Bedrohungen zu 
schützen oder ihnen zumindest ein Gefühl von Schutz zu vermitteln“. Auf diese 
Weise erfolgt eine folgenreiche Verschiebung gesellschaft spolitischer Ziele. An 
die Stelle des Versprechens sozialer Inklusion trete das Versprechen individueller 
Sicherheit. Diese werde immer weniger im wohlfahrtsstaatlichen Sinne als soziale 
Absicherung gesehen sondern als persönliche Sicherheit vor Bedrohungen (ebd.: 
41). Der neoliberal ausgerichtete Umbau des Sozialstaats bedeutet also keineswegs, 
dass der Staat sich zurückzieht. Der Rückzug betrifft   neben Privatisierungsten-
denzen im ökonomischen Sektor zwar den Bereich der sozialen Daseinsvorsorge, 
jedoch nicht den Bereich der Sicherheit. Hier kommt es im Gegenteil zu einer 
Vorverlagerung und Ausweitung sozialer Kontrolle. Möglich wird dies, indem 
statt konkreter Gefahren situations- oder gruppenspezifi sch bezogene Risiken 
defi niert werden, die es frühzeitig zu erkennen gilt, um mögliche Schädigungen 
durch frühes Eingreifen abzuwenden. 
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5. „Soziale Frühwarnsysteme“ zur Identifizierung 
von „Risikofamilien“

Das Konzept der Sicherheitsgesellschaft  trägt zum Verständnis dessen bei, wie 
es gelingt, die gesellschaft liche Teilgruppe der Familien mit Säuglingen und 
Kleinkindern als Risikogruppe zu bestimmen, wobei Familien wahlweise mal 
als „Risikofamilien“, mal als „(Hoch-)Risikofamilien“ (Ziegenhain 2007: 120) 
klassifi ziert werden: Säuglinge und Kleinkinder sind besonders verletzlich. Die 
Gefahr, dass es zu Kindesvernachlässigung kommt, ist in den ersten fünf Lebens-
jahren am größten (vgl. u.a. Ostler/Ziegenhain 2007). Auf klinische Befunde 
aus der Forschung zu stattgefundenen Fällen von Kindesvernachlässigung und 
-misshandlung gestützt, konzentriert sich das Aktionsprogramm entsprechend 
auf Säuglinge und Kleinkinder. Die Festlegung des Alters bis circa drei Jahre ist 
dem Fakt geschuldet, dass diese Altersgruppe „häufi g noch nicht von institu-
tionellen Betreuungsangeboten – die eine gewisse Schutzfunktion beinhalten 
– profi tieren. Ab ca. drei Jahren besuchen die meisten Kinder den Kindergarten, 
dessen Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauft rag die gesunde Entwicklung 
des Kindes sowie die Abstimmung mit den Eltern einschließt“ (BMFSFJ 2006: 7). 
Der Schutz von Säuglingen und Kleinkindern vor Gefährdungen soll u.a. durch 
soziale Frühwarnsysteme erreicht werden. In Anlehnung an Frühwarnsysteme, die 
in der Technik (Luft fahrt, Tsunami-Frühwarnsystemie), aber auch in der Medizin 
(Vorsorge- und Früherkennungsuntersuchungen) gebräuchlich sind, sollen Ver-
fahren zur systematischen Abschätzung von Risiken und Gefährdungspotenzia-
len mit anschließend einzuleitenden passgenauen Frühen Hilfen etabliert werden. 
Entsprechend lesen sich die Basiselemente eines sozialen Frühwarnsystems, dessen 
„Gegenstand“ ja nichts anderes als Familie ist, wie die eines technischen Systems. 
In einer vom Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration des 
Landes Nordrhein-Westfalen 2005 herausgegebenen Arbeitshilfe zum Aufbau 
und zur Weiterentwicklung lokaler sozialer Frühwarnsysteme wird die Funk-
tionsweise wie folgt beschrieben: „Wahrnehmen (Gefahrenpotenziale erkennen 
und Sensoren entwickeln, Wahrnehmung bewerten, prüfen und fi ltern), Warnen 
(Warnmeldungen an handlungsverpfl ichtete Institution oder Person weiterge-
ben), Handeln (zeitnahes Reagieren der eigenen Institution oder gemeinsam mit 
Kooperationspartnern)“ (MGFFI 2005: 17). 

Nordrhein-Westfalen initiierte bereits 2001 – unter der damaligen Regie-
rungskoalition von SPD und Grünen – den Aufbau sozialer Frühwarnsysteme im 
Rahmen von Modellprojekten und unterstützt deren Einrichtung auch weiterhin 
(vgl. Böttcher et al. 2008). Geschaff en werden sollen strukturierte, verlässliche, be-
rechenbare und verbindliche Kooperationen von Fachkräft en bei öff entlichen und 
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freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, des Gesundheitswesens und anderer 
familienbezogener Dienstleistungen. Der Begriff  des sozialen Frühwarnsystems 
suggeriert, dass Gefährdungen des Wohls von Kindern technisch in den Griff  zu 
bekommen sind. Er eröff net eine „Perspektive der Handhabbarkeit aufgrund von 
Komplexitätsreduktion und Orientierung an vermeintlichen Reaktionsketten“ 
(Merchel 2008: 17f.). Kritische Stimmen aus der Kinder- und Jugendhilfe war-
nen denn auch vor möglichen Nebenfolgen der Frühwarnrhetorik, die zu einer 
Verschiebung des Aufgaben- und Handlungsprofi ls z.B. einer Kindertageseinrich-
tung hin zur Priorisierung des Aspektes Kinderschutz führen könne (ebd.: 19). 
Dass der Begriff  des sozialen Frühwarnsystems außerhalb Nordrhein-Westfalens 
mittlerweile wenig gebräuchlich ist, verdankt sich wahrscheinlich solch kritischen 
Einwürfen.3 Gleichwohl gilt es zu bedenken, dass auch in anders bezeichneten 
interdisziplinären Netzwerken zu Frühen Hilfen und Kinderschutz Verständi-
gungsprozesse über Verfahren stattfi nden (müssen), die dem eines sozialen Früh-
warnsystems gleichen. Um Familien mit einem Hilfebedarf zu erkennen, werden 
Faktoren defi niert, die am Verhalten von Kindern und an der Lebenssituation von 
Familien wahrgenommen werden sollen. So beziehen sich auch die Anzeichen für 

3 Massive Einwände aus der Kinder- und Jugendhilfe haben im Sommer 2009 auch 
dazu geführt, dass ein von der Regierung geplantes Bundesgesetz zur Verbesserung des 
Kinderschutzes (BKiSchG) vorerst und in der vorliegenden Form nicht verabschiedet 
wird. Der Gesetzentwurf, dessen Beratung in der gegenwärtigen 17. Legislaturperiode 
fortgesetzt wird, enthält u.a. eine Vorgabe an das Jugendamt, sich bei Hinweisen auf 
eine mögliche Gefährdung des Kindeswohls einen unmittelbaren Eindruck vom Kind 
und in der Regel auch von seiner persönlichen Umgebung zu verschaff en. Gegen diese 
generelle Verpfl ichtung zum Hausbesuch protestierten Fachverbände und andere 
Institutionen der Kinder- und Jugendhilfe aufs Schärfste. Die Kritik richtet sich 
dabei nicht gegen den Hausbesuch an sich sondern gegen die Verpfl ichtung, diese 
Maßnahme in jedem Fall und unmittelbar ergreifen zu müssen. „Der Hausbesuch 
stellt einen fachlichen Verfahrensstandard professioneller sozialer Arbeit dar und 
kann bei der Abklärung einer Kindeswohlgefährdung eine wichtige Rolle spielen. 
Es sollte jedoch in der Verantwortung der Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen 
bleiben, entsprechend des Bedarfes im Einzelfall zu prüfen, ob und zu welchem 
Zeitpunkt ein Hausbesuch sinnvoll und notwendig ist“ führt das DJI (2009b: 16f.) 
in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf dazu aus und verweist darauf, dass 
ein erheblicher Teil der Gefährdungsmeldungen, die beim Jugendamt eingehen, 
zwar auf einen Hilfe- und Förderbedarf aufmerksam machen, nicht jedoch auf eine 
Kindeswohlgefährdung. Fühlten sich die Eltern vom Jugendamt bedroht, würden 
sie alle Energie darauf verwenden, den Kontakt zum Jugendamt zu vermeiden. Die 
präventiven und unterstützenden Angebote des Jugendamtes im Sinne der Frühen 
Hilfen könnten diesen Eltern in der Folge kaum mehr vermittelt werden (ebd.). 
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eine mögliche Gefährdung auf Aspekte der kindlichen und familialen Lebensfüh-
rung, gemessen am durchschnittlichen, als normal eingestuft en Familienleben. 
Die Verhaltensweisen von Eltern werden systematisch beobachtet und darauf hin 
bewertet, ob eine defi zitäre oder gar gefährdende Lebenssituation von Kindern 
vorliegt (vgl. DJI 2009a: 18ff .). Somit wird ein implizites Normalitätsverständnis 
von Familie zum Bezugspunkt des Wahrnehmens, Beurteilens und Handelns. Die 
Zusammenarbeit von Fachkräft en aus unterschiedlichen Systemen in wie auch 
immer benannten Netzwerken Früher Hilfen setzt die „Entwicklung gemeinsam 
geteilter Bewertungskriterien von Normalzuständen und deren Veränderungen“ 
voraus (Hensen 2005: 6, Hervorhebung im Original). Frühe Hilfen leisten damit 
letztlich einen wesentlichen Beitrag zur Ordnung der Familie. Inwiefern sie sich 
auch auf die „Ordnung der Geschlechter“ (Honegger 1991) auswirken, dazu 
sollen abschließend einige Überlegungen formuliert werden. 

6. Re-Traditionalisierung der Familie, 
Re-Familialisierung oder beides?

Als ein zentrales Ziel Früher Hilfen bestimmt das Aktionsprogramm die Förde-
rung elterlicher Kompetenzen und die Stärkung der Erziehungsverantwortung 
von Eltern, damit diese ihre familiären Aufgaben (und die „zuvörderst ihnen 
obliegende Pfl icht“) der Pfl ege und Erziehung ihrer Kinder angemessen überneh-
men, um „Fehlentwicklungen“ und daraus resultierende gesellschaft liche Folge-
kosten zu vermeiden. Somit unterstreicht das Aktionsprogramm die Bedeutung 
von Familie, deren Leistungen und gesamtgesellschaft licher Funktion. Entspre-
chend ist Analysen aus der Frauen- und Geschlechterforschung zuzustimmen, 
die in den gegenwärtig sich vollziehenden umfassenden, neoliberal ausgerichteten 
Transformationsprozessen von Wohlfahrtsstaatlichkeit mit der Wiederentde-
ckung der Familie als Ressource eine „politisch induzierte Re-Familialisierung“ 
(Richter 2004: 15) konstatieren. Aufgezeigt wird, wie im Zuge des Rückbaus 
sozialstaatlicher Leistungen soziale Risiken in zunehmendem Maße privatisiert, 
d.h. familialen Lebensarrangements überantwortet werden (vgl. Pühl 2003). 
Dies geschieht unter den Bedingungen prekärer und deregulierter Arbeitsver-
hältnisse, die eine kontinuierliche und verbindliche Verantwortungsübernahme 
z.B. Kindern gegenüber deutlich erschweren (vgl. Nowak 2002). Die politische 
Strategie der Re-Familialisierung muss aber nicht zwingend zu einer Verfestigung 
geschlechtsspezifi scher Arbeitsteilung im Sinne des male breadwinner-Modells, 
also zu einer Re-Traditionalisierung führen, ist doch die Erwerbsbeteiligung von 
Müttern politisch gewollt und gefordert. 
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Im Kontext der Frühen Hilfen hingegen drängt sich die Frage einer Re-Tra-
ditionalisierung geradezu auf. Gemäß Aktionsprogramm sollen Frühe Hilfen 
wesentlich dazu beitragen, den Auf- und Ausbau solcher Hilfesysteme zu fördern, 
mit denen Familien in belastenden Lebenslagen erreicht werden. Dazu zählen Fa-
milien in Armutslagen. Nun trägt die im Rahmen Früher Hilfen u.a. angebotene 
Förderung der „Feinfühligkeit“ einer jungen Mutter gegenüber ihrem Säugling 
oder Kleinkind etwa durch entwicklungspsychologische Beratung unbestritten 
zu einer Verbesserung der Mutter-Kind-Interaktion bei und erleichtert ihr Um-
gang und Alltag mit dem Kind. An der Belastung durch die materielle Not ändert 
sich damit jedoch noch nichts. Aus einer geschlechterrefl ektierten Perspektive 
kann im Gegenteil kritisch gefragt werden, ob, wenn es allein bei dieser Art 
von Unterstützung bleibt, damit nicht eine Form von Re-Traditionalisierung 
einhergeht, die einseitig an die Mutter adressierte und mütterlich konnotierte 
Zuwendungs- und Versorgungsfähigkeiten wie auch Selbstwirksamkeitserfah-
rungen fördert. Mit Blick auf den immer unsicherer werdenden Arbeitsmarkt, 
der das traditionelle Familienmodell mit dem männlichen Ernährer aufgrund 
einer Ausweitung der Zonen ungesicherter Beschäft igungsverhältnisse auf beide 
Geschlechter längst nicht mehr stützt, ist aber zugleich die Bereitschaft  und 
Fähigkeit von Müttern zur Erwerbstätigkeit mehr denn je gefordert. Und die 
vermeintliche Geschlechtsneutralität der „Hartz IV“-Regelungen verpfl ichtet 
Mütter, die auf diese Transferleistungen angewiesen sind, ihre Hilfebedürft igkeit 
durch Erwerbstätigkeit zu verringern. So lässt sich neben einer neuen Form von 
Familialisierung in der grundlegenden Ausrichtung Früher Hilfen off ensichtlich 
auch eine neue Form von Traditionalisierung feststellen: Der bisher überwie-
gend von Frauen unternommene Versuch, familiäre Verantwortung mit der 
Übernahme prekärer, gering entlohnter Arbeitsverhältnisse zu vereinen, kann 
nicht mehr als eine Art Notlösung in der Hoff nung auf eine Verbesserung der 
strukturellen Rahmenbedingungen betrachtet werden. Denn die Formen, die 
diese Belastung als individuell zu tragende überhaupt erst produzieren, werden 
verfestigt. 
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Silvia Kontos

Die neoliberale Re-Regulierung der Prostitution: 
Business as Usual? 

1. Einleitung

Bislang werden die Prostitution und ihre politische Regulierung nicht unter 
Fragen des Wohlfahrtsstaates diskutiert, sondern unter der Perspektive einer 
Liberalisierung der Sexualität oder der Gleichstellung und Entdiskriminierung 
von Prostituierten. Die Verbindung liegt im Bezug auf ein Genderregime, das 
nicht einfach einen bestimmten Modus der Produktion und Akkumulation 
zur ‘privaten’ Seite hin absichert, sondern seinerseits durch diesen gestützt und 
reproduziert wird. Es ordnet über ein historisch entwickeltes Institutionsgefüge, 
über politische Kulturen und Traditionen und spezifi sche Geschlechterdiskurse 
(Dackweiler 2005) nicht nur die Verteilung von Arbeit und die daraus abgelei-
tete soziale Sicherung zwischen den Geschlechtern, sondern gleichermaßen die 
Familienbeziehungen, die sexuellen Beziehungen, die normativen Vorstellungen 
von Bindung, Fürsorge und Abhängigkeit und es setzt darüber einen aktiven 
Prozess der Herstellung von Geschlecht in Gang und perpetuiert ihn. In diesem 
Zusammenhang spielt die Prostitution gegenwärtig nicht nur eine herausragende 
Rolle, weil an ihr Geschlechterfragen öff entlich sichtbar verhandelt und moralisch 
aufgeladen werden, sondern weil an ihrer aktuellen Re-Regulierung auch die 
neoliberale Transformation des Genderregimes sichtbar wird, die Gleichstellung 
vor allem als Gleichheit vor dem Markt durchsetzt und mit der Rücknahme 
von Diff erenzbestimmungen herrschaft skritische Fragestellungen insgesamt 
entsorgt.

Ich diskutiere deshalb im Folgenden die Neuregelung der Prostitution in 
Deutschland als Teil neoliberaler Gouvernementalität, die mit der Normali-
sierung der Prostitution zur sexuellen Dienstleistung Zugewinne an Gleichheit 
und Freiheit mit neuen Unfreiheiten und alten hegemonialen Zuordnungen 
verbindet, indem sie den sozialen Gehalt der Prostitution als ‘Dienst am Mann’ 
in neuer Form bestätigt. Um diese Th ese zu begründen, werde ich nach einer 
Ausweitung des Konzepts des „Genderregimes“ auf die Prostitution anhand 
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der neuen Rechtslage und ihrer Umsetzung den Wechsel vom fordistischen zum 
postfordistischen bzw. neoliberalen Prostitutionsregime erläutern und dabei vor 
allem den Wandel der Kontrollform herausarbeiten, der über die Normalisierung 
der Prostitution sexuelle Dienstleistungen von Frauen auf neue Weise überwacht 
und festschreibt.

2. Geschlechterregime und Prostitutionsregime

Bis in die 1980er Jahre hinein beruhte das Genderregime in (West-)Deutschland 
auf dem normativen Modell des männlichen Familienernährers, der abgeleiteten 
sozialen Sicherung für Frauen und der häuslichen Kinderbetreuung und wurde als 
‘fordistisch’ bestimmt, weil es die spezifi schen Formen der Entfremdung sowie der 
sozialen Sicherungen der fordistischen Arbeitsorganisation zur privaten Seite hin 
komplettierte. Was in dieser theoretischen Perspektive zu wenig Berücksichtigung 
gefunden hatte, war, dass schon das fordistische Geschlechterarrangement kei-
neswegs in der Komplementarität von männlich dominierter Arbeitsgesellschaft  
und Politik versus weiblich geprägter familialer Privatheit aufging, sondern ein 
komplexes Gefüge von institutionellen Arrangements, politischen Prozessen 
und diskursiven Formationen bildete, das nicht nur gesellschaft lich notwendige 
Arbeit verteilte, sondern Frauen als Abhängige und Zuarbeitende adressierte. 
Mit der Einbeziehung der Prostitution in das Genderregime erweitert sich die-
se Perspektive insofern, als sie als institutionalisierte öff entliche Intimität den 
systematischen Zusammenhang von inner- und außerehelicher Sexualität off en 
legt,1 die Figur der Frau als sexuelle Dienstleisterin ins Spiel bringt und sozial-
moralische Fragen in den Vordergrund rückt, die über die Konstruktion einer 
‘Geschlechtsnatur’ lange Zeit dazu gedient haben, Prostituierte als gesellschaft -
liche Subjekte zu diskreditieren und unter staatliche Aufsicht zu stellen. Gerade 
an der Prostitution wird deutlich, dass hierarchische Geschlechterverhältnisse 
sich nicht nur über ökonomische Ausbeutung herstellen, sondern gleichermaßen 
über die Konstruktion von Subjekten und Formen der gesellschaft lichen Ent-
wertung bzw. Anerkennung. Die Gouvernementalitätsstudien im Anschluss an 
Foucault bieten Anschlusspunkte für ein entsprechend weites Verständnis von 
Genderregimen.

Foucaults Überlegungen enthielten nach Lemke (2000, S. 32) zwei Aspekte: 
der erste bezieht sich auf Foucaults aus früheren Arbeiten bekannte Th ese über 
den Zusammenhang von Machttechniken und Wissensformen, nach der das 

1 ‘Ehelich’ bezieht sich hier nicht auf den formalen Akt der Eheschließung.
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‘Regieren’ ein diskursives Feld konstituiert, indem es über Begriff e, Grenzziehun-
gen, Th eorien und eine spezifi sche Rationalität politische ‘Gegenstände’ herstellt, 
also ‘soziale Probleme’ und die ihnen angemessenen politischen Technologien im 
Sinne von rechtlichen Regelungen, Institutionen und Verfahren zu ihrer Bearbei-
tung. Dieser Prozess der wechselseitigen Konstitution von Machttechniken und 
Wissensformen lässt sich an der politischen Geschichte der Prostitution exemp-
larisch nachvollziehen. So wurden etwa in der zweiten Hälft e des neunzehnten 
Jahrhunderts, ihrer gesellschaft lichen Problematisierung als eine Bedrohung des 
‘Volkskörpers’ entsprechend, medizinische Verfahren zur Beschreibung, Diagno-
se und Kontrolle der mit der Prostitution assoziierten Geschlechtskrankheiten 
entwickelt, die das Problem der Prostitution von der Moral auf die physische Be-
drohung durch Krankheiten verschoben und auf der Grundlage wenig eff ektiver 
Überwachungs- und Behandlungsmethoden vor allem zu einer Einschließung 
und Kontrolle der Prostituierten führten (Kontos 2009).

Für die Frage nach dem Zusammenhang von Genderregime und Prostitution 
noch wichtiger ist der zweite Aspekt der Gouvernementalität, die Verknüpfung 
von Machtformen und Subjektivierungsprozessen. Der Begriff  der Regierung 
führt hier über die im modernen Sinn politische Führung hinaus sowohl zu 
Formen der sozialen Führung und Lenkung etwa in der Familie, der Seelsorge, 
der Beratung oder in therapeutischen Beziehungen als auch zu Formen der Selbst-
führung durch Selbstdisziplin, Selbstrefl exivität oder der Selbstsorge durch die 
Übernahme der Verantwortung für die eigene Gesundheit und das Management 
der Lebensrisiken. Regierung besteht also in einem Kontinuum von privaten und 
öff entlichen Führungen und der Entstehung des modernen Staates entspricht 
die Entstehung des modernen Subjekts mit seinen elaborierten Techniken der 
Selbstführung (Lemke 2000, S.33).

Die Attraktivität des Gouvernementalitätsansatzes für Gendertheorien liegt 
auf der Hand, denn er unterläuft  die Spaltung in öff entliche und private Macht-
formen und gewinnt gerade aus deren Zusammenhang seine kritische Perspek-
tive. Für die Prostitution hieße das zum Beispiel, dass sie der ehelichen Norm 
der Verknüpfung von Sexualität und Bindung nicht einfach als Abweichung 
entgegengesetzt werden kann. Vielmehr zeigt ihre systematische Duldung und 
staatliche Überwachung, dass sie auf dem Hintergrund eines bestimmten Ent-
wurfes von männlicher (und weiblicher) Sexualität unmittelbar mit der ehelichen 
Sexualität verwoben ist.

Die Konsequenzen der Kultur der Selbstführung für die Analyse der Ge-
schlechterverhältnisse sind weniger klar. Denn das von Foucault untersuchte 
moderne Subjekt hat ein Geschlecht und die Auswirkungen der entsprechenden 
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Zuschreibungen und Praxen auf die Selbstführung sind widersprüchlich. Einer-
seits wurde Frauen über ihre Bindung an die menschliche ‘Natur’ die Fähigkeit zur 
Selbstführung lange abgesprochen und die Appelle zur diätetischen, sportlichen 
und geistigen Selbstzucht richteten sich wie selbstverständlich an das männliche 
Subjekt. Andererseits hatte das Bürgertum mit seiner Geschlechterpolarität die 
Erziehung der Kinder in den ersten Jahren weitgehend den Frauen zugewiesen, 
die damit eine Schlüsselstellung in der Einübung von Selbstbeherrschung und 
Selbstkontrolle bekamen. Foucault hat ihre zentrale Rolle in der Steigerung und 
Kontrolle der kindlichen Lüste herausgearbeitet und auch auf das Bündnis zwi-
schen den neuen Experten der Lüste und den Frauen als Erzieherinnen hingewie-
sen (Foucault1979). Weniger Aufmerksamkeit hat er dagegen den erzieherischen 
Anstrengungen der bürgerlichen Frauen gegenüber ihren Ehemännern geschenkt, 
die versuchten, das vom Bürgertum entwickelte Projekt einer ‘Veredelung der 
Triebe’, das ‘mesopotamische’ Liebesideal der Verschmelzung von sinnlichen 
und zärtlichen Strömungen, auch für Männer verbindlich zu machen und damit 
zwangsläufi g in Konfrontation mit institutionalisierten Ausweichmanövern wie 
der Prostitution gerieten.

Die Vorstellung einer gesellschaft lichen Mission der Frauen zur „Zivilisierung 
männlicher Krieger“ (Maihofer 1991) steckt selbst noch in den zynischen For-
mulierungen der ‘Kloakentheorien der Prostitution’, in denen in Anlehnung an 
den mittelalterlichen ‘Funktionalismus’ des Th omas von Aquin die Prostitution 
wie die Kloake als eine gleichermaßen verabscheuungswürdige wie notwendige 
gesellschaft liche Institution bezeichnet wird, die ‘den Palast’ sauber hält (Aquin, 
Summa theologiae II). Die erstaunliche Kontinuität dieser Legitimationstheori-
en, die im wissenschaft lichen Kontext bis in die siebziger Jahre des zwanzigsten 
Jahrhunderts immer neu aufgelegt wurden und im Alltagsbewusstsein bis heute 
kaum angefochten sind, liegt in der Annahme einer latenten Dissozialität des 
männlichen Subjekts, die sich vor allem aus der Unkontrollierbarkeit seines Trieb-
lebens speist. Bis heute wird der soziale Nutzen der Prostitution von Freiern und 
von Prostituierten (!) damit begründet, dass es sonst mehr Vergewaltigungen und 
sexuelle Übergriff e geben würde. Im Kontext der Gouvernementalitätstheorie 
wäre es dann jedoch nicht die ‘institutionelle Weisheit einer Gesellschaft ’, wie 
Schelsky noch 1973 behauptet, die es mit der ‘Ventilsitte’ der Prostitution erlaube, 
dass sich das ‘hochgespannte Moralsystem geordnet abladen’ könne (Schelsky 
1973), sondern die Selbststeuerung männlicher ‘Triebbedürfnisse’. Hintergrund 
dieser Variante der ‘Selbstführung’ ist aber eine Konstruktion männlicher Se-
xualität nach dem Dampfk esselmodell, die eine bestimmte soziale Ordnung der 
Geschlechter immer schon enthält, nämlich die Zivilisierung und Sublimierung 
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der gefährlichen männlichen Sexualität durch die Ehefrauen einerseits und die 
geordnete Entlastung vom ‘Triebdruck’ der Ehemänner durch die Prostituierten 
andererseits. 

Die Tragfähigkeit dieser geschlechter- und sexualpolitischen Polarisierungen 
beruhte auf den vielfältigen Spaltungen bürgerlicher Gesellschaft en: in Männer- 
und Frauenwelten, in anständige Frauen, die ein Mann heiraten, und unanstän-
dige, die man zur Befriedigung der ‘niederen’ Triebe gebrauchen konnte, die aber 
auch die Phantasien einer ungebundenen Sexualität und Erotik auf sich zogen. In 
der Spaltung in öff entliche und private Sphären, die den Widerstand von Frauen 
gegen die moralischen Kompromisse ihrer Männer lange Zeit politisch neutra-
lisiert hat; aber auch in Form der Abspaltung der ‘gefährlichen Klassen’, denen 
die gesellschaft liche Bedrohung durch den Pauperismus, mit seiner ‘Verrohung 
der Sitten’, der Kriminalität und den ‘Seuchen der Großstadt’ einschließlich der 
Geschlechtskrankheiten zugeschoben wurden. 

Auch wenn die Abspaltung der unteren Klassen mit der sozialen Einhegung 
des Kapitalismus zurückgenommen wurde, so blieb die exklusive Verpfl ichtung 
der Frauen auf die Wahrung von Anstand und Sitte bis in die 1960er Jahre der 
Bundesrepublik Deutschland erhalten und die Prostitution eine „Ventilsitte“ 
à la Schelsky, die mit ihrem sittlichen Makel ausschließlich die Prostituierten 
befl eckte, während ihre Kunden durch ‘Triebdruck’ entschuldet waren. 

Diese Konstruktion wurde in der folgenden Zeit durch drei Entwicklungen 
nachhaltig geschwächt. Zum einen entmoralisierte die sexuelle Liberalisierung 
der 1960er und 70er Jahre die Sexualität und löste auch die Prostitution aus dem 
Paradigma von Schuld und Sünde heraus. Ihre Inanspruchnahme musste nun 
nicht mehr mit der ‘Gewalt der Triebe’ entschuldigt werden, sondern legitimierte 
sich durch den selbstverständlichen Bezug auf einen notwendigen Bedarf. Pros-
titution rückte gewissermaßen aus den inneren und äußeren ‘Rotlichtdistrikten’ 
in den gesellschaft lichen Alltag ein. Zum anderen stellte die erneute Off ensive 
der Frauenbewegung mit der „geschlechterpolitischen Halbierung der Moderne“ 
(Beck/Beck-Gernsheim 1990) auch die Asymmetrie der Sexualmoral in Frage, 
und schließlich unterspülte der Neoliberalismus die fordistische Geschlechter-
ordnung, indem er mit den Gewissheiten von Beruf, Arbeitsplatz und sozialer 
Absicherung auch das männliche (Allein-)Ernährermodell der Familie zur Dispo-
sition stellte, das die sozio-ökonomische Grundlage für die eingespielten Formen 
der außerehelichen Sexualität von Männern abgegeben hatte. Alle drei Prozesse 
veränderten in spezifi scher Weise den gesellschaft lichen Status der Prostitution. 
Während die sexuelle Liberalisierung die Bindung der Sexualität an die Ehe 
weiter lockerte und die Initiativen der neuen Frauenbewegung die einseitige 
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Inanspruchnahme der neuen Freiheiten durch Männer in Frage stellten, ist der 
Eff ekt der neoliberalen Off ensive auf das sexuelle Arrangement der Geschlechter 
jedoch nicht auf den ersten Blick erkennbar.

Lemke hat im Anschluss an Foucault die Verbindung von Liberalismus und 
Sicherheitspolitik näher beleuchtet. Das Sicherheitsdenken und die entspre-
chenden Einschränkungen bürgerlicher Freiheiten sind für ihn nicht nur eine 
Ergänzung oder eine notwendige Korrektur liberaler Regierungsformen, sondern 
ihre Existenzbedingung, der komplementäre Aspekt der liberalen Gouvernemen-
talität (Lemke 2004, S.91). Der Liberalismus kultiviere die Gefahr und bearbeite 
sie mit dem Dispositiv der Sicherheit, das die Dispositive des Rechts und der 
Disziplin zunehmend überlagere und kolonisiere (ebd., S.92). Unter neoliberalen 
Regimen verbinden sich nach Lemke Freiheit und Angst so eng miteinander, 
dass sich Gesellschaft en tendenziell als „Gefährdungsgemeinschaft en“ verste-
hen und Grundrechte nicht mehr als Abwehrrechte der Bürger gegenüber dem 
Staat gesehen werden, sondern im Namen eines übergreifenden ‘Grundrechts’ 
auf Sicherheit ohne größeren Widerstand suspendiert werden können (ebd., 
S.96) Damit geht eine Transformation der Sicherheitstechnologie einher. Sie 
ist, anders als der Begriff  des „ Sicherheitsstaates“ (Hirsch) nahe legt, gerade 
nicht auf staatliche Sicherheitsmaßnahmen beschränkt, sondern durchzieht die 
gesamte Gesellschaft , diversifi ziert und kommodifi ziert sich und fi ndet ihren 
subjektiven Niederschlag nicht nur in allgegenwärtigen Ängsten, sondern vor 
allem in vielfältigen Techniken eines individuellen Risikomanagements (ebd., 
S.95). Diese Verschränkung von Freiheit und Sicherheit nimmt im Hinblick auf 
die Geschlechterverhältnisse eine etwas andere Form an. Hier ist es weniger das 
Management von Risiken als die Beschwörung einer gesamtgesellschaft lichen 
Bedrohung, die im Vordergrund steht. Dementsprechend wird die egalitätsori-
entierte Verweisung der Frauen auf den Markt von einer Off ensive für ‘Familie’ 
fl ankiert, die der Angst vor einer ‘Überalterung’ bzw. vor einer Selbstaufl ösung 
der Gesellschaft  in eine Agglomeration von Singles Einhalt gebieten soll und sich 
in erster Linie an Frauen richtet.

Nach Katharina Pühl unterliegt der geschlechtsneutralen neoliberalen Rheto-
rik, die nur noch von Marktsubjekten spricht und das ‘unternehmerische Selbst’ 
adressiert, nach wie vor ein geschlechtsdiff erenter Subtext. Weder die Hartz-
Berichte und die Agenda 2010 (Pühl 2003, S.114) noch das Projekt des „akti-
vierenden Staates“ sind geschlechtsneutral: Indem es die sozialstaatliche Logik 
vom sozialen Ausgleich von Risiken und Benachteiligungen auf die Stärkung und 
Ausschöpfung individueller Ressourcen hin verschiebt (ebd., S.115), entstehen 
für Frauen einerseits Chancen, ihre diskontinuierlichen Erwerbsbiographien 
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besser mit den sozialstaatlichen Regularien in Übereinstimmung zu bringen, 
andererseits werden sie bei nach wie vor ungleichen Ausgangsbedingungen auf 
die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt verwiesen.

Für Pühl führen diese genderpolitischen Eff ekte neoliberaler Politik „zu einer 
paradoxen Situation, in der Tendenzen der gleichzeitigen Festschreibung und 
Flexibilisierung der Geschlechterverhältnisse wirksam werden“ (ebd.). Ähnlich 
sieht Jessop (2001) ein komplexes Nebeneinander unterschiedlich gerichteter 
Strategien der Geschlechterpolitik, das einerseits Genderdiff erenzen im Namen 
von Antidiskriminierung, Selbstverantwortung und rechtlicher Gleichstellung 
zurücktreten lässt und andererseits mit verstärkter Emphase auf die sozialen 
Ligaturen setzt, die aus der Familie bzw. aus eheähnlichen Verhältnissen und 
allgemein aus zivilgesellschaft lichen Bindungen erwachsen. Sie erscheinen als 
der letzte Halt, wenn die soziale Stabilisierung und Disziplinierung durch die 
Erwerbsarbeit wegbricht.

Das neoliberale Bestreben, diese gesellschaft lichen Bindungen reaktiv zu 
stärken, geht immerhin so weit, dass Ehe und Familie als biologisch fundierte 
Institution geschwächt und die Verknüpfung von Ehe und Kindern, Familie und 
Geschlecht so weit gelockert wurde, dass inzwischen auch gleichgeschlechtliche 
Partnerschaft en sozialpolitisches Wohlwollen genießen und die soziale Eltern-
schaft  mehr und mehr Vorrang vor der biologischen erhält. Ein wichtiges Vehikel 
für diesen Transformationsprozess ist das Kindeswohl, das in seiner aktuellen 
Interpretation die ‘natürlichen’ Rechte der Eltern sukzessiv in soziale Pfl ichten 
umschreibt, sie als solche aber erneut den Frauen zuschiebt. Dazu stehen die 
manifesten Bemühungen um die Beteiligung von Männern nur scheinbar im 
Widerspruch, denn unter dem Druck deregulierter Arbeitsverhältnisse haben 
nur die oberen Einkommensklassen eine Chance auf eine egalitäre Verteilung 
von Arbeit und Einkommen, die den Ausfall der unbezahlten Familienarbeit der 
Frau durch den Zukauf von häuslichen Diensten kompensieren. Der subversive 
Eff ekt der neoliberalen Deregulierung, von dem Pühl spricht, trägt so zwar zur 
De-Naturalisierung von ‘Geschlecht’ bei, ändert aber an der realen Verteilung 
von Arbeit und Ressourcen bislang wenig. Zum Teil führt dieser Eff ekt sogar 
zu einer paradoxen Reorganisation hegemonialer Verhältnisse, wenn die ‘neuen’ 
Männer und Väter für ihr nach wie vor bescheidenes familiales Engagement mit 
öff entlicher Begeisterung und weitreichenden Rechten bedacht werden.

Die neoliberale Reorganisation der Geschlechterverhältnisse besteht deshalb 
für mich weniger in einem Nebeneinander von ‘Flexibilisierung und Festschrei-
bung’, wie bei Pühl und Jessop, als in einer ‘Genderpolitik höherer Ordnung’, 
die auf biologische Fundierungen bereits verzichtet hat und sich für die Hier-
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archisierung von Diff erenzen allein auf soziale Begründungen verlässt. So wie 
das Sicherheitsdispositiv die Angst hervorbringt und kultiviert, so führt die 
Freiheits- und Egalitätsrethorik dieser Genderpolitik neue Formen der sozialen 
Diff erenzierung nach Geschlecht mit sich: Anders als in den 1980er Jahren, als 
die Forderungen nach Anerkennung, Gleichstellung und Entdiskriminierung 
gegen die Annahmen einer natürlichen Diff erenz der Geschlechter gesetzt werden 
mussten, dient sie im Kontext einer radikalisierten Marktorientierung dazu, das 
Genderregime zu fl exibilisieren, ohne an den hegemonialen Relationen etwas zu 
ändern, nur dass diese sich nicht mehr auf die Natur und den Körper stützen, 
sondern auf die geschlechterdiff erente Tradition familialer Sorge.

Dieser Prozess einer sozialen Reformulierung der Geschlechterhierarchie auf 
der Grundlage einer zunehmenden Gleichheit vor dem Markt lässt sich auch an 
der Politik der Prostitution verfolgen. Die Prostitution ist länger als andere Be-
reiche der Geschlechterpolitik ein Hort für naturalisierende Legitimationen und 
diskriminierende Praktiken gewesen. Mit dem neuen Prostitutionsgesetz ist hier 
ein „Paradigmenwechsel“ (Renzikowski 2009) erfolgt, der Entdiskriminierung 
und Gleichstellung mit einer bislang nie dagewesenen Konsequenz verfolgt, aber 
sexuelle Dienstleistungen von Frauen für Männer als ‘Sexarbeit’ normiert und 
reguliert und damit zur Verlängerung ihrer asymmetrischen, hierarchischen und 
widersprüchlichen Struktur beiträgt. Bereits jetzt zeichnet sich nämlich ab, dass 
die Segnungen der gesellschaft lichen Anerkennung, die das neue Gesetz bieten 
soll, zum einen nur von einer Minderheit der Prostituierten angenommen werden, 
zum anderen von den zuständigen Instanzen und Ordnungskräft en nur zögerlich 
umgesetzt wird und zuletzt statt des explizit intendierten Abbaus staatlicher 
Reglementierungen sich die Reglementierung zwar weg vom Strafrecht, nun aber 
auf andere Rechtsgebiete hin verlagert, die mit weniger dramatischen Sanktionen 
ausgestattet sind, die Intensität von Überwachung und Kontrolle jedoch eher 
noch steigern könnten. 

3. Von der „Förderung der Prostitution“ zur 
„Ausbeutung der Prostituierten“ 

Mit dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse von Prostituierten (im 
Folgenden: ProstG), in Kraft  seit dem 1.1.2002, wurde in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Rechtskonstruktion begradigt, die mit ihrem Grundsatz der 
Sittenwidrigkeit der Prostitution die Rahmenbedingungen jedes Prostitutions-
geschäft es in zweierlei Hinsicht bestimmt hatte. Sie siedelte die Prostitution 
in einem rechtsunsicheren Raum an, in dem Verträge nur eingeschränkt Gül-
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tigkeit besaßen und die Interaktionen in einem vieldeutigen und beweglichen 
Gefl echt von rechtlichen Bestimmungen, Duldungen, subversiven Praxen, ge-
heimen Absprachen, persönlichen Bindungen und eingespielten ‘Deals’ mit den 
Kontrollbehörden vor Ort stattfanden, das vor allem für die Prostituierten als 
dem schwächsten Glied der Interaktionskette ein hohes Maß an Unsicherheit 
und Gefährdung nach sich gezogen hatte. Sie mussten nicht nur auf ‘Vorkasse’ 
bestehen, weil ihre Bezahlung nach der Leistung nicht mehr durchsetzbar war, vor 
allem mussten sie ihren Geschäft sinteressen jenseits des Rechts durch eine rigide 
Kontrolle der Situation, ein striktes Reglement der Leistungen und die latente 
Macht von Beschützern, Zuhältern und Geschäft sführern Nachdruck verleihen. 
Die Prostituierten waren damit nicht nur in ihren Beziehungen zu den Freiern 
und den ‘Beschützern’, sondern auch bei Mietverträgen und Serviceleistungen 
ausbeutbar. Letztlich beruhte die gesamte Struktur von Illegalität, Halblegalität 
und latenter bis off ener Gewalt, in die das Prostitutionsgeschäft  eingebettet war, 
auf dem Verdikt der Sittenwidrigkeit und der daraus folgenden Nichtigkeit des 
Prostitutionsvertrags (Renzikowski 2009, S.137).

Eine weitere Implikation der Sittenwidrigkeit war noch deutlicher auf die 
hierarchische Geschlechterordnung zurückzuführen, denn die Sittenwidrigkeit 
galt zwar formal für beide Vertragspartner, hatte aber nur für die Prostituierten 
über das unmittelbare Geschäft  hinausgehende Konsequenzen. Vor allem ihnen 
wurde der Verstoß gegen die Sitten zugerechnet und die Fähigkeit abgesprochen, 
den Tauschakt zu beurteilen und zu verantworten (§ 138 BGB, Absatz 1. und 
2). Und aus dieser Vertragsunfähigkeit wurden umfassende staatliche Kontroll-
befugnisse abgeleitet, die die Prostituierte vor sich selbst und die Gesellschaft  
vor ihr schützen sollten, während ihre Geschäft spartner in ihrem Subjektstatus 
unangetastet blieben. Dass es lange Zeit schlechterdings nicht denkbar war, dass 
sich eine Frau wohlüberlegt entschied, der Prostitution nachzugehen, während 
auch regelmäßige Prostitutionsgänge dem gesellschaft lichen Status von Männern 
keinerlei Abbruch taten, zeigt, wie eng die Vorstellungen der Sittenwidrigkeit mit 
einer nach Geschlecht diff erenzierten Sittlichkeit verwoben waren und auf Vor-
stellungen über die sexuelle und soziale ‘Natur’ der Geschlechter gründeten.

Die Prostitution galt jedoch nicht nur als sitten-, sondern auch als sozialwid-
rig, d.h. als schädlich für die Gemeinschaft . Nach einem Bundesverwaltungs-
gerichtsurteil von 1980 war sie „sittenwidrig“ und in verschiedener Hinsicht 
„sozialwidrig“, „unvereinbar mit der Würde und dem Wert der menschlichen 
Person“. Sie gefährde „das Wohl des Einzelnen, der Familie und der Gemein-
schaft “, wobei die gefährdende Wirkung auch hier unter der Hand immer nur der 
Tätigkeit der Prostituierten zugeschrieben wurde (Renzikowski 2007, S. 35), auf 
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die sich dementsprechend bis heute die kontrollierenden und resozialisierenden 
Bemühungen, die gesundheitliche Überwachung und die Ausstiegsprogramme 
richten. Allerdings hat sich der Inhalt dieser prostitutionspolitischen Angebots-
orientierung mit dem neuen Gesetz verschoben. Das Prostitutionsgesetz bricht 
mit diesen beiden Grundsätzen der bisherigen Prostitutionspolitik insofern, 
als es das Prostitutionsgeschäft  zu einem normalen Vertrag erklärt und mit der 
Vertragsfähigkeit den Status der Prostituierten als Rechtssubjekt bestätigt. Damit 
soll der einseitigen Diskreditierung und Diskriminierung der Prostituierten der 
Boden entzogen werden, während der Inhalt des Vertrages von der Bewertung 
ausgenommen wird, solange die formalen Bedingungen eingehalten werden, also 
etwa die Volljährigkeit gegeben ist und kein Zwang ausgeübt wird. 

Diesem Rückzug auf die Durchsetzung normaler Geschäft sbedingungen 
entspricht, dass die Begründung für die Rücknahme der Sittenwidrigkeit auf 
Wertungen verzichtet und sich ausschließlich auf empirische Trends stützt. In 
der Begründung des Gesetzentwurfs wurde gegen die Sittenwidrigkeit vor al-
lem ins Feld geführt, dass sie nicht mehr zeitgemäß sei, was einerseits mit dem 
quantitativen Umfang der alltäglichen Prostitutionsgeschäft e begründet wurde, 
andererseits mit zwei Umfragen aus dem Jahr 1999, nach denen die Mehrheit der 
vom Verwaltungsgericht befragten Organisationen und 68 Prozent der Befragten 
die Prostitution nicht mehr als sittenwidrig ansahen und sich für ihre rechtliche 
Anerkennung aussprachen. Auch in der juristischen Literatur und in der Recht-
sprechung sei ein Sinneswandel eingetreten (Hinweise in Bundestagsdrucksache 
14/5958, S.4). Beides sind jedoch noch nicht zwingende Begründungen für einen 
veränderten rechtlichen Umgang mit der Prostitution, schließlich wird auch 
die Straßenverkehrsordnung ständig übertreten und nicht wenige halten sie für 
überreguliert, ohne dass sie abgeschafft   werden soll. Der Verweis auf eine (eher 
überschätzte) Empirie2 zielt m.E. letztlich auf eine veränderte Normierung von 
Ehe- und Liebesbeziehungen, ohne dass diese normative Dimension expliziert 
wird. Normative Überlegungen sind jedoch nicht gänzlich verschwunden, son-
dern werden nunmehr aus einer individualistischen Perspektive formuliert. Statt 
unter Bezug auf ein ‘allgemeines Sittengesetz’, das Sexualität außerhalb der Ehe 
per se für unsittlich hielt, aber Verstöße nach Geschlecht sehr unterschiedlich 
beurteilte, wird jetzt ganz allgemein auf die „Höchstpersönlichkeit der eigenen 
Sexualität“ (Renzikowski) rekurriert, die durch die Prostitution gefährdet wird. 

2 Seriöse Schätzungen gehen statt von 400.000 von 200.000 Prostituierten aus, so 
etwa Kavemann/Rabe 2009; Brückner/Oppenheimer 2006
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Unter der Hand ist es aber wiederum nur die der Frau, während die Beteiligung 
der Freier an der Prostitution ausgeklammert wird.

Zur De-Th ematisierung der Prostitution als Interaktion zwischen Männern 
und Frauen trägt auch die zweite wichtige Neuerung des ProstG bei, die Strei-
chung der Strafwürdigkeit der „Förderung der Prostitution“. Entscheidend hier-
für sind die §§180 und 181 des StGB. Unter „Förderung“ wurde bis 2001 bereits 
die Schaff ung besonders günstiger Arbeitsumstände verstanden, was zu den 
vielfach kritisierten absurden Konsequenzen geführt hatte, dass nur schlechte 
und ausbeuterische Arbeitsbedingungen im Sinne des Gesetzes ‘gute’ Verhältnisse 
in den Bordellbetrieben waren, denn sie trugen vermeintlich dazu bei, die Prosti-
tuierten aus dem Geschäft  zu vertreiben; während gute Arbeitsbedingungen und 
eine ‘gehobene und diskrete Atmosphäre’ als besonderer Verführungstatbestand 
galten und Bordellbetreiber immer am Rande der Illegalität agieren ließen. Die 
Streichung dieser Bestimmungen entkriminalisiert das Betreiben von Bordellen, 
Hostessenwohnungen etc. und macht in Verbindung mit der Rücknahme der 
Sittenwidrigkeit den Weg für sozialversicherungspfl ichtige Beschäft igungsver-
hältnisse zwischen Bordellbetreibern und Prostituierten frei, sodass sie unter die 
‘normalen’ Schutzbestimmungen für Arbeitnehmer fallen können. Damit wird 
ein rechtlicher Rahmen für die Prostitution geschaff en, in dem diese straff rei 
gefördert werden und wie ein normales Beschäft igungsverhältnis ausgestaltet 
werden kann. Die alte Forderung der Prostituiertengruppen aus den 1980er 
Jahren nach Anerkennung der Prostitution als Beruf und ihre Normalisierung 
zur gesellschaft lichen Arbeit mit entsprechenden Arbeitschutzbestimmungen 
scheint damit eingelöst zu sein. Zwar tauchen an dieser Stelle Einschränkungen 
der Prostitution als Dienstleistung auf, indem es nur ein eingeschränktes Wei-
sungsrecht des Arbeitgebers gibt, d.h. eine Prostituierte kann nicht zu einem 
bestimmten Sexualkontakt mit einem bestimmten Freier gezwungen werden, 
sondern hat sich nur allgemein „zu sexuellen Diensten bereit zu halten“ (Renzi-
kowski 2007, S.36). Dennoch ist mit dieser Rechtskonstruktion die prinzipielle 
Entscheidung verknüpft , dass es in der ‘freien’ Prostitution wie in prostitutiven 
Arbeitsverhältnissen faire Tauschbedingungen gibt, die über eine rechtliche 
Rahmung zu gewährleisten sind.

Die implizite Norm des neuen Gesetzes ist die Prostituierte als selbstbewusste 
und verantwortungsvolle Arbeitnehmerin mit gewerkschaft lichem Bewusstsein 
oder noch passgenauer: die Prostituierte als Unternehmerin ihrer selbst, also eine 
weibliche Variante der Ikone des Neoliberalismus (Pühl 2003), die sich allenfalls 
in freier Assoziation mit einigen Kolleginnen zusammentut und ihr Geschäft  
ansonsten in Eigenregie führt. Niemand soll zu dieser Arbeit gezwungen werden 
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und niemand soll sich an ihr über das normale kapitalistische Unternehmerin-
teresse hinaus bereichern können. Allerdings steht und fällt diese Normierung 
damit, dass eine deutliche Trennlinie zwischen freiwilliger und fremdbestimmter 
Prostitution zu ziehen ist, d.h. sie zieht eine Spaltung bzw. Vereindeutigung der 
Prostitution in eine selbstbestimmte und eine ausbeutende nach sich, deren Ver-
mischung jedoch allzu oft  den Alltag der Prostitutionsgeschäft e kennzeichnet. 

Eine Gefährdung der „Höchstpersönlichkeit der eigenen Sexualität“ wird im 
Kontext der neuen Rechtslage ausschließlich bei den Prostituierten angesiedelt, 
als bestünde der prostitutive Tauschakt tatsächlich nur in dem Tausch von Sexu-
alität gegen Geld. Um der Diskreditierung der Prostituierten zu entgehen, hat die 
Prostituiertenbewegung lange darauf hingearbeitet, den Blick auf die Prostitution 
dahingehend zu korrigieren, dass Prostituierte nicht ‘ihre Sexualität’ verkaufen, 
sondern eine davon trennbare, begrenzte sexuelle Dienstleistung. Einmal abge-
sehen davon, wie weit diese Trennung durchzuhalten ist, steht die Korrektur der 
zweiten Seite dieser Tauschrelation allerdings noch gänzlich aus, nämlich die Fikti-
on, der prostitutive Akt sei für den Mann mit der Zahlung gänzlich abgeschlossen 
und seine „höchstpersönliche“ Sexualität in keiner Weise tangiert.

Das führt zu der Frage, welcher Entwurf von Sexualität und Geschlecht der 
gegenwärtigen Liberalisierung und Normalisierung der Prostitution eigentlich 
unterliegt? Also was genau unter dem Begriff  der „sexuellen Selbstbestimmung“ 
zu verstehen ist, die durch die Neufassung der §§ 180f. geschützt werden soll? 
Selbstbestimmt heißt hier: frei von Zwang durch Gewalt und persönliche Ab-
hängigkeitsverhältnisse. Weibliche Selbstbestimmung in der Sexualität war jen-
seits ehelicher, oder zumindest eheähnlicher, Verhältnisse lange Zeit nur schwer 
vorstellbar, während sie innerhalb solcher Verhältnisse grundsätzlich als gegeben 
angenommen wurde. Insofern besteht ein Zusammenhang zwischen den neueren 
Entwicklungen im Sexualstrafrecht gegen Gewalt und Vergewaltigung in der 
Ehe (§§ 177f. StGB) und dem Prostitutionsgesetz. Jenes räumt seit 1996 die 
Möglichkeit ein, dass die „höchstpersönliche Sexualität“ der Frau auch in der 
Ehe gefährdet sein kann, das Prostitutionsgesetz sieht die Möglichkeit, dass sich 
eine Frau zur Prostitution entscheiden kann, ohne gezwungen oder ‘verführt’ 
worden zu sein, und anerkennt damit die Prostitution als eine Tätigkeit, die 
sich in ihrer Mischung von Autonomie und Heteronomie nicht notwendig von 
anderen gesellschaft lichen Tätigkeiten unterscheiden muss, auch wenn sie höhere 
Risiken für die Einschränkung der Selbstbestimmung enthält (Renzikowski 
2007, S. 33).

Nicht mehr problematisiert wird, dass Sexualität als Kauf und Verkauf sexuel-
ler Dienstleistungen überhaupt auf dem Markt erscheint. Der Fremdausbeutung 
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werden nach Möglichkeit Riegel vorgeschoben, die Selbstausbeutung hinge-
gen und Zwangsverhältnisse jenseits von physischer Gewalt und ökonomischer 
Ausbeutung werden de-thematisiert. Renzikowski sieht in der Gesetzesreform 
einen „Wandel der rechtspolitischen Grundeinstellung weg vom ‘Schutz vor der 
Prostitution’ zum ‘Schutz in der Prostitution’“ (ebd., S.38), der seinen Kompro-
misscharakter nicht verbergen kann, weil er die Grundfrage, ob die Prostitution 
nun gegen die Menschenwürde verstößt oder nicht, unbeantwortet lässt. „Man 
kann nicht die Lage von Prostituierten in der Prostitution verbessern wollen und 
zugleich daran festhalten, dass Prostitution die Menschenwürde der darin tätigen 
Personen verletzt“ (ebd., S.10). Aber ebenso wenig kann man unter den ‘in der 
Prostitution tätigen Personen’ immer nur die Prostituierten verstehen. Deshalb 
wäre – ehe man sich abstrakt über die Gefährdung der Menschenwürde und die 
Höchstpersönlichkeit der Sexualität verständigt – ihre Einbettung in konkrete 
gesellschaft liche Verhältnisse notwendig, allen voran in die Geschlechterverhält-
nisse, in deren Rahmen prostitutive Interaktionen durchaus unterschiedliche 
Bedeutungen und als hegemoniale Praxis einen spezifi schen Sinn annehmen 
kann.

So wird die Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen von Freiern heute 
nicht mehr einfach mit der Entlastung vom ‘Triebdruck’ begründet, der in der 
ehelichen Beziehung nur unzureichende Befriedigung fi ndet, sondern auch mit 
der Entlastung von den gestiegenen sexuellen Ansprüchen an Liebesbeziehun-
gen, sei es, dass die nach wie vor hauptsächlich von den Frauen eingeforderte 
Verknüpfung von Sexualität und Bindung unterlaufen wird3, sei es, dass es mit 
der gegenwärtig ausgerufenen ‘Verhandlungssexualität’ doch nicht so weit her 
ist, wie Sigusch und andere postmoderne Sexualtheoretiker annehmen, weshalb 
die kleinen und großen Devianzen nach wie vor in die Prostitution ausgelagert 
werden. Und auch die Banalisierung der Sexualität in einer „Flatrate-Kultur“ 
(Kämmerling in FAZ vom 9.8.2009) in der alles, immer, sofort und unendlich 
zur Verfügung stehen muss, macht die Prostitution (für Männer) zum Bestandteil 
einer Alltagskultur von fun and wellness, nachdem sie ihren Charakter als lust-
volle Abweichung schon seit einiger Zeit verloren hat. Ebenso lässt sich die Th ese 
einer erotischen Austrocknung der Kultur, die umso drastischere und grellere 
Inszenierungen der Sexualität hervorbringt (Pfaller in: FAZ vom 8./9.8.2009), 
auf dem Hintergrund einer Krise der heterosexuellen Beziehungen interpretie-
ren, in der die eingespielten Mechanismen der Erotik nicht mehr greifen und 
die Mühen, neue egalitäre Formen zu fi nden, durch spektakuläre mediale Re-

3 Vgl. dazu die Freieraussagen bei Ahlemeyer 2002, S.120f.
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Inszenierungen des Herkömmlichen ebenso umgangen werden wie durch das 
Ausweichen in prostitutive Interaktionen, in denen Ansprüche an Reziprozität 
von vornherein ausgeklammert sind.

4. Re-Regulierung der Prostitution zum ‘business as usual‘?

Erklärungsbedürft ig an der Gesetzesreform von 2002 bleibt, warum sich die 
hohen Erwartungen, die an den „Paradigmenwechsel in der Prostitutionspolitik“ 
geknüpft  waren, nicht erfüllt haben. Der Grund dafür ist aus meiner Sicht, dass 
sie die gesellschaft lichen Probleme und Konfl ikte, die sich in der Prostitution 
bündeln, nur sehr selektiv aufgegriff en und die Ebene der Interaktion zwischen 
Freier und Prostituierter und ihre gesellschaft liche Einbettung in den Hinter-
grund gedrängt hat. So wurde die rechtliche Anerkennung ihrer Tätigkeit von den 
Prostituierten bislang kaum genutzt, weil sich ihr sozialer Status kaum verbessert 
hat, sie aber mit einer Veröff entlichung ihrer Tätigkeit auch die Vorteile einer 
gesellschaft lichen Grauzone verlieren, den Umgang mit dem Stigma selbst in 
der Hand zu behalten.

Aber nicht einmal ihre rechtliche Stellung hat sich durchgreifend verändert, 
weil die Gleichstellung der Prostituierten in die Ambivalenzen neoliberaler Politik 
eingebettet ist. So wurden bis auf die „Sittenwidrigkeit“ und die „Förderung der 
Prostitution“ alle anderen prostitutionsrelevanten Gesetze bislang nicht geändert 
oder der neuen Rechtslage angepasst, sodass die Bestimmungen des ProstG in 
vielen Bereichen ins Leere laufen und bei Prostituierten, Betreibern und Behör-
den nach wie vor Unsicherheit über seine Anwendung und seine Auswirkungen 
herrscht.4 Das politische Zögern, das Prostitutionsgesetz konsequent umzusetzen 
und seine „Strahlkraft “ (Renzikowski) auch in andere Rechtsbereiche wirken zu 
lassen, kann als Indiz dafür gewertet werden, dass das neue Prostitutionsgesetz 
als politisch nicht eindeutig gewollt verstanden werden muss: „Es fehlen Verwal-
tungsrichtlinien zur Umsetzung des Gesetzes sowie der klare politische Wille 
zur Veränderung. Die allgemeine Stagnation vermittelt den Eindruck, dass das 
Gesetz zwar beschlossen, aber nicht wirklich gewollt wurde. Das kommunale 
Verwaltungshandeln ist demzufolge bis heute von Ambivalenz und Heterogenität 
bestimmt“ (Kavemann/Rabe 2009, S.9).

Eine konsequente Kommodifi zierung der Prostitution im Sinne neoliberaler 
Gouvernementalität, die sie von allen diskreditierenden Sonderbestimmungen be-

4 Ausführlich hierzu die Publikation der Bundesweiten AG Recht/ Prostitution 
2002
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freit und sie als eine legitime Form der Sexualität neben die ‘eheliche’ Verknüpfung 
von Sexualität und Bindung stellt,5 würde die soziale Bindungskraft  der Familie 
weiter schwächen. Die vorläufi ge ‘Lösung’ für dieses Dilemma des Marktradi-
kalismus liegt darin, die Prostitution nicht gänzlich dem marktgerechten Spiel 
von Angebot und Nachfrage zu überlassen, sondern sie durch ein dichtes Netz 
neuer Kontrollen einzuhegen, das die „Höchstpersönlichkeit der Sexualität“ der 
Prostituierten bewahren soll. Dieser Wandel des Kontrollmodus vom Schutz der 
Gesellschaft  vor der Prostituierten zum Schutz der Prostituierten vor Zwang und 
Ausbeutung hat überdies den Vorteil, dass er eingespielte polizeiliche Kontrollpra-
xen eher verlagert als außer Kraft  setzt und sich in der Ausrichtung auf ‘kriminelle 
Zuhälterringe’ bestens mit dem übergreifenden Sicherheitsdispositiv verbinden 
lässt, nachdem die innere Stabilität und Sicherheit der Gesellschaft  vor allem ‘von 
außen’ bedroht wird. Nicht geändert wurde dementsprechend die Möglichkeit 
von Städten und Gemeinden, Sperrgebiete auszuweisen. Dass diese von der neuen 
Rechtslage völlig unangetastet blieb und durch das Bundesverwaltungsgericht 
noch einmal explizit bestätigt wurde, so das Sozialwissenschaft liches Frauenfor-
schungsinstitut Berlin (SoFFIK), spricht dafür, dass die traditionelle räumliche 
Einhegung der Prostitution durch Toleranzzonen und Sperrgebiete sich bestens 
mit den neuen Begründungen für polizeiliche Interventionen vereinbaren lässt 
und eine breite Palette von Eingriff s- und Steuerungsmöglichkeiten erhält: „In 
den Städten mit Sperrgebieten wird seitens der polizeilichen Praxis teilweise mit 
dem Argument besserer Kontrollierbarkeit des ‘Milieus’ für die Beibehaltung der 
Sperrgebiete optiert“ (SoFFKIK 2007: 73).

Neue Kontrollformen werden im Zusammenhang mit der zögerlichen Anpas-
sung des Gewerbe- und Gaststättenrechts sichtbar. Vor der Gesetzesänderung 
operierten Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe in einer Grauzone. Sie wurden 
als gewerbliche Zimmervermietung geduldet, obwohl unübersehbar war, dass 
dort mehr vermietet wurde als Zimmer. Das Gleiche galt für Gaststätten, die „der 
Unsittlichkeit Vorschub leisteten“, weil sie prostitutive Geschäft e oder auch nur 
ihre Anbahnung zuließen. Auch nach der Verabschiedung des ProstG bleibt die 
Rechtslage hinsichtlich der gewerberechtlichen Anerkennung und der Einstufung 
bzw. Konzessionierung von Bordellen unübersichtlich, wird aber vermutlich 
langfristig auf eine gewerberechtliche Anerkennung zulaufen. Inzwischen hat sich 
in sechs Modellregionen (Berlin, Dortmund, Frankfurt/M, München, Rostock, 
Hannover und Stuttgart) ein Wechsel von der gewerberechtlichen Duldung zur 

5 So etwa Ahlemeyer (2002) in seiner systemtheoretischen Untersuchung der Prosti-
tution als „geldgesteuertes Intimsystem“; zur Kritik vgl. Kontos 2009.
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Anerkennung vollzogen, die mit einer Anmeldeverpfl ichtung und Überprüfung 
verknüpft  ist und dementsprechend die Anerkennung mit einer Verdichtung von 
Kontrollen verbindet. Was früher in der Grauzone der Duldung verschwand, wird 
nun detaillierten Vorgaben und Überprüfungen unterworfen. Ziel ist eine gewer-
berechtliche Konzessionspfl icht für bordellähnliche Betriebe, Animierkneipen u. 
ä., die nicht nur die Zulassung, sondern auch den kontinuierlichen Betrieb einer 
behördlichen Aufsicht unterwirft , wie das in den Niederlanden bereits der Fall ist 
und neuerdings auch von NGOs im Bereich der Prostitution gefordert wird (vgl. 
SoFFIK 2007: 69; Kavemann/Rabe 2009: 14ff .).6 Die behördliche Lizensierung 
von Bordellen, die früher indirekt über die Gesundheitskontrolle und inoffi  zielle 
Absprachen mit den Betreibern verlief, kann damit als offi  zielle Konzessionierung 
ausgestaltet werden. Während die inoffi  zielle Konzessionierung im 19. Jahrhun-
dert den Protest der Bürger und vor allem der Bürgerinnen hervorgerufen hatte, 
weil sich die Behörden in einer rechtlichen Grauzone zu Komplizen der Betreiber 
gemacht hatten, würde diesem Vorwurf mit einer gewerberechtlichen Konzessio-
nierung der Boden entzogen. Denn der Staat konzessioniert nun nicht mehr ‘die 
Unzucht’, sondern er kontrolliert im Interesse der Prostituierten die Einhaltung 
akzeptierter gesellschaft licher Standards der Prostitution: Selbstbestimmung, 
Hygiene, menschliche Arbeitsbedingungen und einen legalen Aufenthaltsstatus 
der Prostituierten.

Dass die Ausrichtung auf den Schutz und die Rechte von Prostituierten auf 
die traditionellen polizeilichen Bedürfnisse, das ‘Milieu’ zu kontrollieren, nicht 
ohne weiteres verzichtet, lässt sich schon daran ablesen, dass auch vorgeschlagen 
wird, die gewerberechtliche Überwachung wieder auf die Polizei zu übertragen 
(SoFFIK 2007: 70). Damit erhielte der Schutz der Prostituierten vor Zwang 
und Ausbeutung die strategische Bedeutung, die früher der öff entlichen Moral 
zukam, der Polizei Eingriff smöglichkeiten in gesellschaft liche Felder zu sichern, 
die dem kontrollierenden Blick der Ordnungskräft e nur schwer zugänglich sind. 
Auch das Baurecht gewinnt in diesem Rahmen an Bedeutung, können doch 
Bordelle oder bordellähnliche Betriebe wegen „negativer Auswirkungen auf das 
Wohnumfeld“, oder „milieubedingter Unruhe“ in Gewerbe- und Industriege-
biete abgedrängt werden. Das war auch schon vor der Gesetzesreform so und 
einer der Gründe für soziale Ausgrenzung und unsichere Arbeitsbedingungen. 
Mit der neuen Ausrichtung des Prostitutionsregimes auf den Schutz der Pros-

6 Siehe dazu auch die aktuelle Initiative des Runden Tischs Prostitution /Marburg 
„Mehr Licht im Rotlicht“, die eine gewerberechtliche Regulierung, d.h. Erlaubnis-
pfl icht für Bordelle anstrebt.
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tituierten vor Ausbeutung können jedoch baurechtliche Genehmigungs- und 
Prüfverfahren auch dazu genutzt werden, auf verbesserte Arbeitsbedingungen 
für die Prostituierten hinzuwirken (Tageslicht, Rückzugsmöglichkeiten, sanitäre 
Einrichtungen). Und sie bilden insofern äußerst wirksame Steuerungsverfahren, 
weil sie sich moralischer Einwände enthalten, aber eine Vielfalt von Eingriff stat-
beständen institutionalisieren (Bundesweite AG Recht in der Hurenbewegung 
2002; Rabe 2009).

Die zentrale Konfl iktlinie im neuen Regime der Prostitution ist jedoch der Zu-
sammenhang von Prostitution und Ausländerrecht (Aufenthaltsgesetz von 2005), 
da mit der legalen, normalisierten, lizensierten und selbstbestimmten Prostitution 
zugleich die illegale, ausbeuterische ‘Zwangsprostitution’ entsteht und sich das 
gesellschaft liche Gefährdungspotential, das früher der Prostitution insgesamt 
zugeschrieben wurde, auf letztere verschiebt. Hier hätte ein Schwerpunkt der 
Neuregelung liegen müssen. Stattdessen ist genau dieser Zusammenhang weit-
gehend ausgeklammert worden. Nach wie vor entscheidet der Aufenthaltsstatus 
darüber, ob es eine legale Möglichkeit gibt, in der Prostitution zu arbeiten. Die 
fehlende Anpassung des Aufenthaltsrechts an die Neuregelung erscheint ange-
sichts der realen Entwicklungen innerhalb der Prostitution, in der die Prostitution 
von Migrantinnen einen immer größeren Raum einnimmt, nicht zufällig. Vor 
dem Hintergrund der Spaltung in selbstbestimmte und ausbeutende Prostitution 
spricht einiges dafür, dass die rechtliche Anerkennung ‘einheimischer’ Prostitu-
ierter zu einem Zeitpunkt durchgesetzt wird, an dem diese innerhalb der Prosti-
tution zu einer Minderheit werden und sich die Kontroll- und Sicherheitspolitik 
auf die Abwehr international operierender Kriminalität verlagert.

5. Fazit

Insgesamt lässt sich feststellen, dass das neue deutsche Prostitutionsgesetz eine 
erneute Kompromissbildung ist, die versucht, das eine zu tun und das andere nicht 
zu lassen: die Prostitution weiter zu entkriminalisieren, ohne darauf zu verzichten, 
sie kontrollierend im Blick zu behalten und einzuhegen. Dies geschieht zum 
einen durch eine Verdichtung ordnungs- und gewerberechtlicher Vorschrift en, 
zum anderen durch die Abspaltung eines illegalen Segments, auf das sich die 
kriminalpolizeilichen Anstrengungen nunmehr konzentrieren. Insofern lässt sich 
für die Prostitution auch nicht einfach von einer „punitiven Wende in der Sozi-
alkontrolle“ (Kriminologisches Journal, Beiheft  8/2004) reden. Eher signalisiert 
der Umbau des Prostitutionsregimes einen Wandel des Genderregimes, der vor 
allem die Bedeutung staatlichen Handelns für die Reorganisation der Geschlech-
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terverhältnisse betrifft  . Indem es das ProstG unternimmt, die Prostituierten vor 
einer Gefährdung ihrer sexuellen Selbstbestimmung zu bewahren, richtet es die 
Mittel des Strafrechts auf eine kleine Gruppe ‘hochkrimineller’ Männer (auch 
wenn auf den unteren und mittleren Ebenen des Frauenhandels Frauen eine nicht 
unbedeutende Rolle spielen), die die innere Stabilität der Gesellschaft  bedrohen. 
Zu dieser inneren Stabilität gehört auch ein neues Arrangement der Geschlechter, 
in dem Frauen in erster Linie als Erwerbsbürgerinnen gesehen und selbstbestimmt 
und auf einer soliden rechtlichen Grundlage auch der Prostitution nachgehen und 
vom Staat erwarten können, dass sie wie andere Bürger in ihrer Selbstbestimmung 
geschützt werden. Anders als im Bordellregime des 19. und anders auch als noch 
im fürsorglich-kontrollierenden des 20. Jahrhunderts setzt sich die nach wie vor 
zwiespältige Haltung der Gesellschaft  gegenüber der Prostitution nicht mehr 
umstandslos in die Diskreditierung und Kontrolle der Prostituierten um und 
der Staat erscheint auch hier, wie in bestimmten Bereichen wohlfahrtsstaatlicher 
Politik (u.a. Unterhaltsvorschuss, Gewalt gegen Frauen), als Bündnispartner 
von Frauen bei der Durchsetzung ihrer Rechte gegenüber Männern, die sich 
der marktorientierten Modernisierung des Geschlechterregimes widersetzen. 
Gerade am veränderten Umgang mit den ‘öff entlichen Frauen’, die sozial nach 
wie vor entwertet werden, wird deutlich, dass der Staat endgültig nicht mehr 
als Garant einer Ordnung unter Männern konstruiert wird, sondern Frauen als 
unmittelbare Trägerinnen von Rechten integriert werden, auch wenn sie gegen 
die Gebote der familialen Intimität verstoßen und als Anbieterinnen auf dem 
Markt sexueller Dienstleistungen auft reten.

Allerdings enthält dieses Bündnis diskreditierter Frauen mit einem benevo-
lenten Staat nach wie vor geschlechterpolitische Schranken, denn die Grund-
konstruktion, dass es sich bei der Prostitution um Dienstleistungen von Frauen 
für Männer handelt, ist nicht aufgehoben. Die Logik der Marktgerechtigkeit 
verdeckt die weiter bestehenden hierarchischen Geschlechterverhältnisse, die 
dafür sorgen, dass sich Männer und Frauen nicht als Gleiche auf dem Markt für 
sexuelle Dienstleistungen gegenübertreten. Und der latente Gehalt der Prostitu-
tion als ‘Dienst am Mann’ sorgt dafür, dass auch die Hintergrundannahme einer 
Dissozialität von Männern erhalten bleibt, deren aggressive und anomische Poten-
tiale durch sexuelle Dienste von Frauen gebunden werden müssen. Die aktuelle 
Gleichstellungs- und Entdiskriminierungspolitik gegenüber den Prostituierten 
ist deshalb vor dem Hintergrund einer Normalisierung der Prostitution zu sehen, 
die die Prostituierten, ihre Kunden und die Betreiber des Prostitutionsgeschäft s 
vom Verdikt der Unmoral und der Sanktionsgewalt des Strafrechts befreit, aber 
männliche Ansprüche auf die sexuelle ‘Zuarbeit’ von Frauen verallgemeinert. Die 
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Selbstverständlichkeit und Ungeniertheit, mit der Männer in ‘Führungspositi-
onen’ heute auf sexuelle Dienstleistungen zur Bewältigung ihres anstrengenden 
Alltags zurückgreifen, von Clinton über Friedmann bis Volkert, sind nur die 
medienwirksamen Inszenierungen für einen solchen verallgemeinerten Anspruch 
auf sexuelle ‘Zuarbeit’, der zwischen Prostituierten, Praktikantinnen und ‘bra-
silianischen Geliebten’ keinen großen Unterschied macht und in der weniger 
kostspieligen Form von Wellness-Clubs und sexuellen Service-Agenturen auch 
dem kleineren Mann zugestanden wird. 

Normalisierung meint in diesem Zusammenhang nicht nur, dass die Pro-
stitution ‘normal’ wird im Sinne ihrer zunehmenden gesellschaft lichen Ak-
zeptanz und Veralltäglichung, sondern als gesellschaft liche Disziplinierung 
unterhalb von Verbot und Strafe, die die prostitutiven Interaktionen mit Hilfe 
von ordnungsrechtlichen, arbeitsrechtlichen oder baurechtlichen Vorschrift en 
gleichzeitig normiert und reguliert, aber auf moralische Urteile und strafrecht-
liche Sanktionen zugunsten eines erweiterten Marktes für alle Arten sexueller 
Dienste verzichtet. Die Kehrseite dieser Normalisierung ist die Konstruktion 
einer nicht normgerechten Prostitution, die heute vor allem mit Frauenhandel, 
Gewalt und organisierter Kriminalität assoziiert wird und deren Kontrolle in 
übergreifende Strategien zur nationalen und internationalen Gefahrenabwehr 
integriert wird.

Das breite Spektrum der NGOs auf dem Feld der Prostitution ist in beide 
Seiten des neuen Prostitutionsregimes eingebunden, in den Schutz der Frauen 
vor Ausbeutung und Übergriff en ebenso wie in die Durchsetzung regulärer 
Geschäft sbedingungen auf einem expandierenden Markt sexueller Dienstleis-
tungen. Die gesellschaft liche Auseinandersetzung über die Bedeutung solcher 
Dienstleistungen für die Reproduktion hierarchischer Geschlechterverhältnisse 
ist dagegen in dem Zwischenraum zwischen Skandalisierung und Normalisierung 
verschwunden.
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Subjektivierung von Arbeit – 
Riskante Chancen
2009 – 242 Seiten – € 24,90
ISBN 978-3-89691-218-3

Band 13
Gudrun-Axeli Knapp/Angelika Wetterer (Hrsg.)

Soziale Verortung 
der Geschlechter
Gesellschaftstheorie und ihre 
feministische Kritik
2009 – 338 Seiten – € 23,00
ISBN 978-3-89691-213-8
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Forum Frauen- und Geschlechterforschung
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Arbeit – Demokratie – Geschlecht 

Band 14
Karen Jaehrling/Clarissa Rudolph (Hrsg.)

Grundsicherung und Geschlecht
Gleichstellungspolitische Befunde 
zu den Wirkungen von ‘Hartz IV’
2010 – 248 Seiten – € 27,90
ISBN 978-3-89691-866-6

Band 13
Lena Correll

Anrufungen zur Mutterschaft
Eine wissenssoziologische 
Untersuchung von Kinderlosigkeit 
2010 – 330 Seiten – € 34,90
ISBN 978-3-89691-787-4

Band 12
Stefanie Janczyk

Arbeit und Leben: 
Eine spannungsreiche 
Ko-Konstitution
Zur Revision zeitgenössischer 
Konzepte der Arbeitsforschung 
2009 – 257 Seiten – € 27,90
ISBN 978-3-89691-775-1

Band 11
Ingrid Kurz-Scherf/Julia Lepperhoff /
Alexandra Scheele (Hrsg.)

Feminismus: Kritik 
und Intervention
2009 – 299 Seiten – € 29,90
ISBN 978-3-89691-777-5

Band 10
Anja Lieb

Demokratie: Ein politisches 
und soziales Projekt?
Zum Stellenwert von 
Arbeit in zeitgenössischen 
Demokratiekonzepten 
2009 – 242 Seiten – € 27,90
ISBN 978-3-89691-761-4

Band 9
Angelika Koch

Allzeitverfügbar?
Rechtsansprüche auf Teilzeit 
in der betrieblichen Praxis bei 
Hochqualifi zierten mit Kindern 
2008 – 267 Seiten – € 27,90
ISBN 978-3-89691-755-3

Band 8
Sabine Beckmann

Geteilte Arbeit?
Männer und Care-Regime in 
Schweden, Frankreich und 
Deutschland 
2008 – 292 Seiten – € 27,90
ISBN 978-3-89691-745-4

Band 7
Marburger Gender-Kolleg (Hrsg.)

Geschlecht Macht Arbeit
Interdisziplinäre Perspektiven 
und politische Intervention
2008 – 246 Seiten – € 27,90
ISBN 978-3-89691-740-9
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Anne Christine Lenz/ Laura Paetau

Feminismen und „Neue 
Politische Generation“
Strategien feministischer Praxis 
2009 – 151 Seiten – € 19,90
ISBN 978-3-89691-778-2

Jörg Nowak

Geschlechterpolitik 
und Klassenherrschaft
Eine Integration marxistischer 
und feministischer 
Staatstheorien 
2009 – 292 Seiten – € 29,90
ISBN 978-3-89691-767-6

Regine Gildemeister/Angelika Wetterer (Hrsg.)

Erosion oder Reproduktion 
geschlechtlicher 
Differenzierungen?
Widersprüchliche Entwicklungen in 
professionalisierten Berufsfeldern 
und Organisationen 
2007 – 215 Seiten – € 29,90
ISBN 978-3-89691-642-6

PERIPHERIE
118/119: Geschlechterpolitiken
2010 – 240 Seiten – € 21,00
ISBN 978-3-89691-825-3


